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Quod licet Jovi... 

Vor einigen Wochen erschien im „Völkischen Beobachter“ 

ein Artikel, der die Lage der Kroaten beschreibt. Um deren 

trauriges Los zu schildern, wirft er einen Rückblick auf die Ver- 

gangenheit und stellt fest: kaum ist das kroatische Volk vom 

Druck des ungarischen Stuhlrichters, des ungarischen Gendar- 

men, des ungarischen Magnaten und Juden befreit, ist es wie- 

der in Knechtschaft geraten. Wer nun einigermassen mit der 

Vergangenheit der Kroaten bekannt ist, vermag den Wert die- 

ser Feststellungen zu beurteilen. War doch in Kroatien niemals 
ein ungarischer Stuhlrichter, ungarischer Gendarm tätig und 

hatte doch das Kroatentum ebenso wie das Ungartum ihre, das 

eigene nationale Leben führenden Magnaten und Juden. 

Der „Völkische Beobachter“ übernimmt ohne Überlegung 

alle Stimmen, die bezüglich der Ungarn so allgemein in der 

deutschen politischen Literatur verlauten, alle Feststellungen, die 
nicht einmal die gemeinsame Waffenfreundschaft dämpfen konnte 

und die heute in der deutschen Presse immer lauter und häufiger 

zum Ausdruck gelangen. 
Zu den deutschen Eigenheiten gehört auch, dass die deut- 

sche Nation ihre eigenen Interessen mit ganz anderem Mass 

ausmisst, als wenn von denen der anderen Nationen die Rede ist. 

Wir entsinnen uns noch genau der Angriffe in den deut- 

schen Zeitschriften und Tagblättern, die auf die Schriften von 

Alois Koväcs, dem Präsidenten des Ungarischen Statistischen 

Amtes im Jahre 1934 erfolgten, als dieser hervorragende Fach- 

mann die beweisführende Erklärung dessen abgab, wig und 

warum es geschah, dass die ungarische lase de 1930 

nur 478.630 Deutsche, anstatt der in 1920 vorgefundene 551.211 
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Deutschen zählte. Umsonst wies Alois Koväcs und viele Andere 

auf die Erscheinungen, die in vielen Staaten zu beobachten 

waren, nämlich, dass überall das Mehrheitsvolk — mancherorts 

in viel höherem Masse — einen Zuwachs zum Nachteil der 

Minderheiten aufweist, die deutschen Zeitschriften und Fachorgane 

hörten nicht auf, uns zu verleumden. 

Als Fahnenträger dieser Blätter gilt die in Wien erschei- 

nende Zeitschrift „Grenzland“, das amtliche Organ des deutschen 

Schulvereines „Südmark“. Fast in jeder Nummer meldet diese 

Zeitschrift die Regungen jener Gebiete, wo Deutsche als Min- 

derheiten leben und beschreibt besonders die Kulturarbeit der 

Grenzgebiete in den deutschen Sprachinseln. So sind natürlich 

die Ereignisse des Burgenlandes an der Tagesordnung, es scheint 

sogar, als wäre dieser Landstrich ihr Lieblingskind. 

Seit dem Jahre 1928 fügt diese Zeitschrift den Artikeln, 

die Aufschluss auf die Lage des Deutschtums in den einzelnen 

Ländern oder Landesteilen geben, eine Landkartenskizze bei und 

bezeichnet die Zahl der dort lebenden Mehrheits- und Minder- 

heitsvölker. So finden wir bei den seither auf das Burgenland 

bezüglichen Artikeln auch die Abbildung jener merkwürdigen 

Provinz und daneben die Daten der dort lebenden Deutschen, 

Kroaten und Ungarn. In dem Artikel vom Jahre 1928 sind die 

diesbezüglichen Zahlen folgende: Deutsche 230.000, Kroaten 

42.000 und Ungarn 15.000. Im Oktober-Novemberheft des Jahres 

1936 ist eine Beilage erschienen, welche auf Grund der amtlichen 

Daten von 1934 eine eingehende, in jeder Gemeinde die Ver- 

teilung der Nationalitäten darstellende geografische Abbildung 

enthält. In der Rubrik Burgenland ist da die Zahl der Deutschen 

schon auf 241.000, die der Kroaten auf 40.500, die der Ungarn 

auf 10.000 gesetzt. Dies bedeutet, dass im Verlauf von acht 

Jahren laut Daten des „Grenzland”-es im Burgenland das Un- 

gartum nicht weniger, als ein Dritteil einbüsste, das heisst um 

33 °/, geringer wurde. 
Die Verfasser des „Grenzland“-es, beziehungsweise die 

österreichischen Statistiker können sich nun nicht mehr darauf 

berufen, dass die ungarische Volkszählung irrtümlich war, denn 

sie zeigten ja schon bei Bekanntgabe der österreichischen 

Volkszählung von 1923 darauf, dass diese gegenüber der unga- 

rischen Volkszählung von 1910 um beiläufig 10.000 weniger un- 

garische Seelen vorfanden. Eine solch ungeheuere Abnahme 
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der ungarischen Minderheit ist entweder der Entnationalisierung, 
oder unrichtiger Registrierung, oder dem Ergebnis soziologischer 

Erscheinung zuzuschreiben, welche soziologische Wirkungen 

eben dann nicht anerkannt werden wollen, wenn diese bei den 

ungarländischen Deutschen eine Abnahme von 13%, ergeben. 

Aber nicht nur hinsichtlich der Statistik beobachten wir 

die merkvürdige Eigenheit deutscher Denkungsweise, die dem 

Prinzip: „Quod licet Jovi...” folgt, natürlich immer sich als 

Jupiter betrachtend. Der „Völkische Beobachter“ betont z. B. 

in der Nummer 310 vom 5. November 1936 bei Beschreibung 

eines Vorfalles in Danzig, man könne nicht bloss dem Namen 

nach auf die Nationalität schliesen. Zur Bekräftigung dieses 

Ausspruches veröffentlicht das Blatt eine lange Liste der deut- 

schen Namen polnischer Männer, an der Spitze den Namen 

des Aussenministers Beck. Am selben Tage und zum selben 

Anlass erklärt die „Berliner Börsenzeitung”, „wer sich als Deut- 

scher bekennt, ist Deutsch”. Vor den deutschen sind also alle 

diese Prinzipien in Danzig selbstverstăndlich, wo es sich um 

Deutsche handelt. Im Satmargebiet aber bestehen sie nicht,. 

wo man jenen Ungarn, dessen fünfter oder noch weiterer Vor- 

fahre zwar deutsch war, der aber durch Jahrzehnte, sogar Jahr- 

hunderte sich mit viel ungarischem Blut mischte, einzig den 

deutschen Namen beibehielt, muss dieser schonungslos regerma- 

nisiert werden. Hier ist es nebensächlich, dass der Betreffende 

sich als Ungar erklärt, Generationen hindurch nicht anders, als 

ungarisch sprach. Hier müssen die nur ungarisch verstehenden 

Kinder unerbittlich in die deutsche Schule gejagt werden, wo 

sie ausser der ihnen unbekannten Unterrichtssprache noch eine 

andere unbekannte, die rumänische lernen müssen. Wenn wir 

solche Vorgänge beobachten, kann es uns wirklich nicht ver- 

wundern, wenn die ungarischen und deutschen Minderheiten 

einander in politischen Beziehungen so schwer verstehen und 

die ungarische öffentliche Meinung nicht viel Neigung zeigt, der 

deutschen Minderheit des eigenen Landes alle Wünsche zu 

erfüllen.



Die nationale Zugehörigkeit der 
Richter, Staatsanwälte und sonsti- 

gen Angestellten des Justiziaches 
in Siebenbürgen am 1. November 1936. 

Zusammengestellt von: Dr. Ärpäd Koväcs 
Referent der Minderheitensektion der Ungarischen Landespartei. 

Ein trauriges Bild der neuerdings stark zunehmenden mas- 

senhaften Entlassung ungarischer Beamten gibt uns der, von 

der Zeitschrift „Buletinul Justitiei” für das Jahr 1937 herausge- 

gebene „Calendarul Justitiei”. Das Jahrbuch führt dem Namen 

nach alle, dem Justizministerium untergestellte und am 1. No- 

vember 1936 dienenden Richter, Staatsanwälte, Beamten und 

Angestellte des Kassationshofes, der Tafelgerichte, der Arbeiter- 

gerichte an, gibt aber auch diesmal keine Zahlendaten bekannt 
und erwähnt auch nicht die nationale Zugehörigkeit der Beam- 

ten. Demnach können wir nur auf Grund der einzeln geprüften 

Namen Aufschluss über die Nationalität der Träger bekommen. 

Diese Art der Klassifizierung und Zusammenzählung kann zwar 

einige Verschiebung des Ergebnisses herbeiführen, - da mög- 

licherweise der Träger eines durchaus ungarisch klingenden 

Namens Rumäne sein kann und umgekehrt — doch die einge- 

laufenen Kontrollbeweise haben bekundet, dass diese Verschie- 

bung unbedeutend ist. 

Bei der Herstellung des Registers über die Zahl und Na- 

tionalität der Angestellten des Justizfaches beachteten wir be- 

sonders behufs richtigen und genauen Überblicks die amtlichen 

Daten der Volkszählung von 1930, ferner die im Jännerheft 1936 

der „Magyar Kisebbseg” erschienene Studie, betitelt „Nationale 

Verteilung der Richter, Staatsanwälte, Gerichts- und sonstigen 

Angestellten in Siebenbürgen am 15. Oktober 1934”, 

Die Volkszählung von 1930 gibt an, auf dem von Ungarn 

abgetrennten Gebiete Rumäniens seien die Nationalitäten folgen- 

dermassen verteilt : 57'9°/, der Bevölkerung rumänisch, 24°4 %, 

ungarisch und 17'7 °/, sonstiger Nationalität. Laut der erwähnten 

Studie sind aber am 15. Oktober 1934 von den gesamtem An- 

gestellten des Justizfaches in ganz Siebenbürgen nur 16°9 °/, 
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Ungarn, 75°/, Rumänen und 8-1"/, sonstiger Nationalität.*) Hin- 

sichtlich der Bedeutung der bekleideten Stellen ist aber auch 

diese Verhältniszahl nicht allgemein, da neben den zu 8239"/, 

rumänischen Richtern und Staatsanwälten nur 8'3 °/, zu unga- 

rischer und 9'4°/, zu anderer Nationalität gehörten. Von den 

übrigen Angestellten (Notäre, Grundbuchführer, Exekutors, Kanz- 

leileiter, Manipulanten, Zusteller waren 73 °/, Rumänen, 19'2 °/, 

Ungarn und 7'8°/, andere Nationalität**) 
Vom 15. Oktober 1934 bis 1. November 1936, das heisst 

im Laufe der letzten zwei Jahre schrumpft diese, für die Ungarn 

ohnedies nachteilige Verhältniszahl noch mehr zusammen, so 

dass die Abnahme in einigen Kategorien 80 %,, jasogar 100°/,, 

erreicht. 
In den zentralen Gerichtsämtern, sowie im Justizministerium 

und am Kassationshof finden wir auch jetzt keinen Ungarn. 

Hinsichtlich der nationalen Verteilung der Richter ist das 

Bild für die Ungarn nicht minder ungünstig. An den 5 Tafelge- 

richten Siebenbürgens sind von 83 Tafelrichtern 78 rumänischer, 

3 ungarischer und 2 deutscher Nation zugehörig, wodurch die 

Verhältniszahl der ungarischen Tafelrichter von 6'7 °/, auf 3°6°/, 

herabgedrückt wird. Von den Oberstaatsanwälten ist kein ein- 

ziger, der zur ungarischen oder einer anderen Nationalität ge- 

hören würde. An den 24 Gerichtshöfen sind 269 Richter und 
64 Staatsanwälte tätig. 89'6 %/, der Richter sind rumänisch, 4'8 o 

ungarisch. (Am 15. X. 1934 waren 86°2 "o zu 577 9). Ungarischen 

Staatsanwalt gibt es ebenfalls keinen, gegenüber den 98'4°% ru- 

mänischen existiert ein einziger deutscher Staatsanwalt im Jahr- 

buch. Von den 383 Bezirksrichtern und Richtern des Arbeiter- 

gerichtes sind rumänisch 300, ungarisch 40 und zu anderer 

Nationalität gehörig 43. Von dem gesamten 810 Richtern und 

Staatsanwälten Siebenbürgens sind also 85'6°o Rumänen und 

nur 6°9 %o Ungarn, 7°5°'o andere Nationalität. (Am 15. X. 1934 

823%, 8.3 %, 94 Po). 
Im Zahlenstand der, in den Gerichtsämtern angestellten 

Beamten sind die Gegensätze weniger krass, doch vom Ende 
des Jahres 1934 ist hier die Abnahme noch gewaltiger, als bei 

*) Die Endsumme der Studie gibt zwar 74-90), Rumänen und 170 
Ungarn an, ohne aber den Zahlstand der in der Tabelle angeführten Ange- 
stellten des Arbeitergerichtes dazuzurechnen. 

**) In der Studie sind 72'90/, resp. 19.2 %/, im Verhältnis erwähnt wie- 
der ohne Beizählung der Arbeitergerichte, 
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den Richtern. Von 170 Beamten der Tafelgerichte sind 147 Ru- 
mänen, 18 Ungarn. Bei der Gerichtshöfen sind 1110 Rumänen, 
135 Ungarn, und 79 andere Nationalität angestellt, zusammen 
1324. Von den 1742 Beamten der Bezirksgerichte sind 1445 
Rumänen, 193 Ungarn und 104 anderer Nationalität. Der Sum- 
mierung nach sind ausser den Richtern und Staatsanwälten von 
3236 Angestellten (Beamten, Zustellern, Dienern) am I. No- 
vember 1936 schon 83°5 'o Rumänen, 10'7 0 Ungarn und 5'8 %o 
sonstiger Nationalität (am 15. X. 1934 73, 19'2 %, 78%), 
das heisst das Verhältnis der in niedrigeren Stellen befindlichen 
Ungarn sank wieder um fast 100%. 

Das Ergebnis dieser Klassifizierung ist: in Siebenbürgen 
sind am 1. November 1936 von 4046 Gerichtsbeamten (Richter, 
Staatsanwälte und sonstige Beamte) 3395 Rumänen (83°9”'o) nur 402 
Ungarn (99/0) 249 und andere Nationalität (6'2 %o), demgemäss 
der Gesamtbestand der ungarischen Gerichtsbeamten binnen zwei 
Jahren um 70° abnahm (am 15. X. 1934 75 °/o , 16°9 °/o , 8'1°/). 

In den öffentlichen Gerichtsämtern ist also das Ungartum 
nicht bloss seinem offiziell-statistich anerkannten Volksprozent- 
satz entsprechend nicht vertreten, (24'4°/,) sondern die Zahl der 
ungarischen Richter (56) ist um 365 °/, , die der übrigen Ange- 
stellten (346) um 227 °/. , die der beiden Kategorien zusammen 
(402) um 246 °/ geringer als dem Ungartum eben zufolge des 
so oft erwähnten Prinzips der Proportionalität gebühren würde. 
Ferner können wir feststellen, dass in den eizelnen Klassen das 
Rumänentum um 80 %, , durchschnittlich bei sämtlichen Gerichts- 
ämtern um 50 °/, stärker als es seiner völkischen Verhältnis- 
zahl (579 °/.) entsprechen würde, vertreten ist und dass von 
den angestellten Ungarn — seien es Richter oder sonstige An- 
gestellte — keiner eine leitende Stelle innehat. 

Das Ergebnis detaillierter Verteilung ist folgendes: 

Nationale Verteilung der Richter, Staatsanwälte und sonstigen 
Beamten, resp. Angestellten des Justizfaches in Siebenbürgen 

am I. November 1936. 

    

    

  

Taielgerichte 
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BIASOY +. wer. 13 12 1 — a 26 195 1 1 
Bene en 24522 1 1 — 45 44 — — 1 
Oradea a 14 14. — — — 28 23 5 —  — 
Tárgu-Mures . . . 9 8 1 — —— 15 10 5 — — 
Timişoara . . . . 23 22 — 1 — 41 37 2 2 — 

Zusammen . . 83 78 3 2 — 155 133 17 3 2 
Von hundert. .IO 94 36 24 — 10 858 109 2 13 
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Gerichtshöfe 

MasaV... een 12 Il — 1 — 40 32 4 3 1 

Bagaras:. . =... 6 5 — 1 — 26 18 2 I 1 

Sibiu îi... 13 13  — — — 64 53 4 6 1 

Tárnava-Mare . . . 5 4 1 — — 37 26 4 7 

Treiscaune .... 6 5 — —- 1 26 23 2 1 — 

ANNO ce 11 8 — 2 1 42 37 3 1 1 

Bir ze, u” 25 24 — 1. — 78 67 8 2 1 

Hunedoara . ... 15 14 — — 1 79 66 8 3 2 

Năsăud. ..... 5 5. m — — 41 36 3 1 1 

SOME u eine 10 10  — —:. 51 40 8 3  — 

Turda- ge el 7 6 — — 1 33 30 2 I — 

Bihor i iri i, 24 21 a — — 106 97 8 — 1 

Maramures .. JA 6 1 — — 45 33 9 l 2 

BOB ee aa -ú 9 7 2 — — 36 26 6 2 2 

Sătmar i e. a 12 10 2 — — 46 40 5 1 — 

luca ég 1 7 — — — — 32 17.13 2  — 

MR es 14 14  — — —- 44 36 6 2 — 

Odorheiu . . . . . 6 3 2 1 — 39 22 14 2 1 

Tärnava-Micä ... 6 6 — — — 39 33 4 1 1 

Kal. ae 21 19 1 1 — 101 89 6 5 1 

Severin I. (Lugoj) . 7 7  — —  — 30.20 6 3 1 

CATAS vizs zám 8 6 — 2 — 36 35 — — 1 

Timis-Torontal . . 26 24 1 Zi) 97 1 3  — 

Severin Il. (Caranseb.) 7 6 — l — 59 56 — 2 1 

Zusammen. .269 241 13 11 4. 1237 1035 426. 57 

Von hundert. . 100 896 48 41 15 100 837 102 46 

Stadt Oberstaatsanwaltschaft bei der Tafel 

Brasov . . . . . . 2 2 — — — 3 2 1 

Bu. es 3 3  — = — 4 4 — 

Orassa. s zsé 2 2 — — _ 2 2 — 

Tárgu-Mures . . . 2 2 — — — 3 3  — 

Timigoara. . . . . 2 2 — — — 3 3  — 

Zusammen. . 1 4 — — — 15 14 I 
Von hundert . . 100 100 — — =... 100.933: 6-7 

Komitat Staatsanwaltschaft beim Gerichtshof 

TARI a wir - 3 3  — — — 6 5 1 

Făgăraș ..... 2 2 — — — 1 1 - 

Sibiu. . . . . . 3 3  — — — 4 4 — 

Târnava-Mare . . . 2 2 — — — 3 2 1
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Treiscaune ee 097 2. — — — 4 3 1 - — 

AlDa e a catena i 2 2 — — — 5 4 1 — — 

Cl sz, 5 4 — — 9 7 1 — 

Hunedoara 4 4 — _ — 5 5 — —— — 

NASA . éa a 2 2 = — — 4 4 — — 

SOMES e tea 2 2  — — — 4 3 — 1 — 

Durda 0.0.0.0. 2 2 — — — 4 3 

BIROK. zsé 5 5. — — _ 2 2-0. 

Maramures 2 2. — — _ 4 3 1 —  — 

VÁLA i ep 2 2 — — -— 3 3 —- c 
Satumare . . . . . 2 2 — — — = 5 4 1 - — 
OR a Eu 2 2 — — — 1 ii. — — 

MUC ras, ui 3 3. — ee 4 4 - - — 
Odsmeli 2... 2 2 — — e 2 2 — —- — 

Tárnava-Mlcá . . . 2 2 — — —- 2 2 — — 
Aal... ta 4 4 — _ — 2 2 —- — 
Severin |. (Lugoj) . 2 2 — — — 3 II. — 
Bad. e aie 2 25. = — 3 2 — — 1 
Timis-Torontal 5 5 - - — 5 5 — - — 
Severin Il.(Caranseb.) 2 2 — — — 2 1 1 —  — 

Zusammen . . 64 63. 1 — 87 75 9 2 I; 

Von hundert. . 10 984 — P6 + 1088023095 23115 

Komltat Bezirksgerichte 

BTÁSOV re 10 0. — — = 41 37 3 1 — | 
RĂGMAŞ rata 8 6 1 1 — 37 29 I 2 1 | 

SIDE s ga 15 5° — — — 55 49 3 1 2 
Tärnava-Mare . .‘. 10 6 — 4 — 42 32 5 4 1 
Treiscaune an... 8 5 2 1 — 41 28 13 — — 
Ama... 15 12 2 — 1 79 65 10 3 1 

GB nes, 26 24 1 — r 413 5.11 6 1 

Hunedoara . . . . 27 24 1 2 — 124 98.15 9 2 

Naspul . 2.2.2.0. 11 38 — 3 — 42 35 3 2 2 

SOMEŞ. ae 3 17 11 4 1 | 82 63 15 2 2 

TIR 0,02 10 8 2 -— — 47 41 3 2 1 

BIDOTSs sz ore a a 37 28 5 4 — 152 130 15 4 3 

Maramureș . . . . 9 5 1 2 1 45 32 4 3 6 

PRIN ás e 21 16 3 l 1 99 79 16 2 2 

Satumare . . . . . 20 14 3 2 1 99 81 10 4 4 

Rue. ie 6... 5. — 1 33 2 11 — — 

MUTE e ai 18:18: 2 1 1... 72. 61-79 e Pr 
Odorheiu . . . . , 7 5 1 —- 29 110 — 2 
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Tärnava-Micä . 10 7 3 — — 46 31 7 1 1 

AB... a ace 27 24 2 — 1 -1834 123 9 = 2 

Severin I. (Lugoj) . 8 6 1 1 — 41 35 4 1 1 

GATAS nee 15 12 1 1 1 69 62 3 3 1 

Timiş-Torontal . . 33 23 4 4 2. 160.441 6 7 6 

Severin II. (Caranseb.) 8 1 1 — —- 40 35 1 A 1 

Zusammen . .375 294 40 29 1227722: 1427 194. 01,8 

Von hundert. . 100.784 107 77 32 10 829 ırı 35 25 

Ort, Stadt Arbeitergerichte 
BB ee 2 2  — — — 0 4 1 - — 
Brasov... n 2 2 — — — 4 3 1 - — 
Cu... 2 en 1 ten 
Timişoara . . . ... 2 e mia 1 5 Da eee 
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1936 tätigen sämtlichen Gerichtsbeamten 
  

  

  

  

Gesamtzahl Dave A 

Stadt der Beamten rumânisch ungarisch deutsch sonstige 

Taielgerichte 

BEASOV a EZÉ E éa 44 35 7 1 
Be era ari age a art 73 1 1 1 
Oiadea. :. A 41 5 — == 
Targı-Müres...... 22 3 25, 29 23 6 = = 
Tımagoara 2 zen 69 64 2 3 — 

Zusammen . . 264 236 21 5 2 

Von hundert . . 100 89:4 179 19 0-8 

Komitat Gerichtshöfe 

BIN. 2. Se 61 51 5 4 1 
Făgăraș .......... 35 26 2 6 1 
BE e e ae new dák AA 84 73 4 6 1 
Târnava-Mare ....... 47 34 6 7 — 
Treiscaune . . . . . . . . . 38; 33 3 1 1 
ANDA GE lá a rn 60 51 4 3 2 
En a a en a 117 102 9 5 1 
Hunedoara . . . . . . e 103 89 8 3 3 
Násaud .......... 52 47 3 1 1 
DOHOS i ea mp ne 67 59 8 4 —



  
  

  

  

    
  

Gesamtzahl Dia oa 

Komitat “der Beamten rumänisch ungarisch deutsch sonstige 

Turda 2220... 0a en 46 41 3 1 aA 

BIMO 7 22. 2.80.2020, 137 125 11 — 1 

Maramure$ . . . 0... . 58 44 11 1 2 

N a s 50 38 8 2 2 

Selimare pie are e e ui 65 56 8 1 — 

Ce ee Re ea 42 27 13 2 — 

NOR ee nn 65 57 6 2 — 

Odorheiu fi aa 49 29 16 3 1 

Târnăva-Mica i sas s 49 43 4 1 1 

PA i e a e ta 128 114 7 6 1 

Severin |. (Lugoj) ..... 48 38 6 3 1 

DUB 0... 284 49 45 — 2 2 

Timis-Torontal . . . . . . . 137 131 2 4 — 

Severin II. (Caransebes) . . 70 65 1 3 1 

Zusammen . . 1657 1414 148 71 24 

Von hundert. . 100 85.3 89 42 16 

Komitat Bezirksgerichte 

BCA e es ne a 57 52 4 1 — 

BaRABE .. er 45 35 6 3 1 

Ehe... sun tee 70 64 3 1 2 

Tamava-Mare :- ..- 2: i. i 52 38 5 8 1 

TTEGISGRÜNO ie it a ai aer ze 49 33 15 1 — 

SZD AS e al gítse en e SET ig AA 3 d 

Ca are n e in aes 147 126 12 6 3 

Hunedoara... i ee iei ze 151 122 16 11 2 

Nasa a en 53 43 3 5 2 

SEM... ee . 99 : 74 19 3 3 

Turda +, 3.0.8 e ea, 57 49 5 2 1 

Bor a 189 158 20 8 3 

Maramures: 2 =: .......: 54 37 | 5 5 7 

a ee aa 120 95 19 3 3 

SAtAÁT Oz cn a 119 95 13 6 5 

CIÚGS s ee 39 27 11 — 1 

Muss 2 wu. es a 89 74 11 2 2 

Diarheu 22.22.88 20 36 22 11 1 2 

Tárnava-Mica lei 56 44 10 1 1 

a a ő tes S 168 153 12 -— 3 

Severin I. (Lugoj) . . . . - 49 41 5 2 1 

DATA îi ee ea ea 84 74 4 4 2 

Timis-Torontal . . . . . . . 200 170 10 11 9 

Severin II. (Caransebes) . . 48 42 2 3 1 

Zusammen . . 2125 1745 233 90 57 

Von hundert. . 100 82:1 109 43 27 
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Richter und Staatsanwälte 
1. Tafelrichter und 

Oberstaatsanwâlte 87 94 80 89 5 3 2 2 
2. Gerichtsrichter 

u. Staatsanwälte 356 333 310 304 19.13 21: 16 

3. Bezirksrichter u. 

Arbeiterrichter . 416 383 317 300 47 40 02.48 

Gerichtsbeamte und Angestellte 
4. Tafelgerichte- und 

Oberstaatsan- 
waltschaiten . . 177 170 142 147 23 18 12 5 

5. Gerichtshöfe u. 
Staatsanwalt- 
schaften .... ; .1326 1324 979 1110 248 135 99 79 

6. Bezirks- und 
Arbeitergerichten 1720 1742 1234 1445 348 193 138 104 

Gesamtzahl der siebenbürgischen Richter und Staatsanwälte 
1—3 zusammen in 

absoluter Zahl. . 859 810 707. 6% 12.80 8i 61 
Von hundert. . .... 100 100 823 856 83 69 94 75 

Sonstige Beamte zusammen 
4—6 zusammen in 

absoluter Zahl . . 3223 3236 2355 2702 619 346 249 188 

Von hundert. . . . 100 100 13 835 192 107 T8:.58 

Gesamtzahl der Richter, Staatsanwälte, Gerichtsbeamten und 

sonstiger Angestellten 
1—6 zusammen in 

absoluter Zahl. ‚4082 4046 3062 3395 690 402 330 249 

Von hundert. . . .100 . 100 75 839 169 99 81 62 

Laut amtlicher Na- 
tionalitätenstatis- 
tik von 1930 in 
Siebenbürgen 
von hundert. . . 100 100 579 579 244 244 177 PI 
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Die Ausschliessung von vierzehn 

Schülern aus dem ungarischen röm. 
kath. Gimnasium von Timisoara 
wegen des nicht-ungarischen Klanges 

ihrer Namen. 

Vor einem Jahr wurde dem römisch-katholischen Gimna- 

sium von Timisoara mit ungarischer Lehrsprache das Öffent- 

lichkeitsrecht entzogen, zu Ende des vergangenen Schuljahres 

fiel ein grosser Teil seiner Schüler im Verlauf der, vor frem- 

den Professoren abgehaltenen Prüfung durch und dieses Trauer- 

spiel wiederholte sich im September bei den Nachprüfungen. 

Vor Weihnachteu aber kam von der Unterrichtsdirektion mit 

Berufung auf eine minis}erielle Verordnung die Weisung an die 

Schuldirektion, aus der ersten Klasse seien zehn, aus der zwei- 

ten Klasse vier Schüler sofort zu entfernen. Begründung: die 

vierzehn Schüler gehören, wie aus ihren Namen zu folgern ist, 

nicht zur ungarischen Nationalität. Diese Vierzehn dürfen nicht 

mehr in ihren Klassen erscheinen. Zu Beginn des Schuljahres 

hatten die Eltern bei den Einschreibungen ihre Kinder als zur 

ungarischen Nation gehörig erklärt und ausserdem ein Zeugnis 

von der Stadtbehörde beigeschlössen, laut welchem die betreffen- 

den Eitern bei der Volkszählung von 1930 sich und ihre Kin- 

der als Ungarn eingetragen hatten. 

Die Schuldirektion erstattete über diesen Vorfall sofort 

Meldung bei der bischöflichen Behörde, welche in Angelegen- 

heit der vierzehn Schüler beim Unterrichtsministerium um das 

Ausserkraftsetzen der Verfügung des Schulinspektorates an- 

suchte. Nun besteht für die vierzehn Schüler ausserdem, dass 

sie nicht in ihrer Muttersprache unterrichtet werden, noch die 

Gefahr, ein Schuljahr zu verlieren, denn laut Gesetz können 

solche Schüler, die mitten im Schuljahr aus jedwedem Grunde 

— auch nicht aus eigenem Willen — die Schule verlassen, sich 

nicht in eine andere Schule einschreiben lassen, erst zu Beginn 

des folgenden Schuljahres. 

Und nun hat die zweite Hälfte des Schuljahres begonnen, 

die ausschliessende Verordnung wurde aber noch immer nicht 

zurückgezogen. 
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Wie sich zwei Geschichtsschreiber 
uber uns Aussern. 

Die letzten Wochen des vergangenen Jahres brachten die 

Angelegenheiten des Ungarntums abermals mehr in den Vor- 

dergrund. Scheinbar war es dieser Umstand, der zwei der be- 

kanntesten Geschichtsschreiber von Jugoslavien, beziehungsweise 

Rumänien veranlasste, ihre Ansichten über diese Probleme be- 
Kanntzugeben. 

Von jugoslavischer Seite war es Dr. Alexa Ivics, der im 

verbreiteten Tagblatt von Belgrad, dem «Dan» am 26. Novem- 

ber seine Meinung als Historiker bekanntgab, in Rumänien tat 

dasselbe Nikolaus lorga, am 26. Dezember in den Spalten der 
«Balkan Press». 

Während Ersterer sich vornehmlich über die jugoslavisch- 

ungarischen Gefühlsverbindungen verbreitet und damit auf die un- 

garische Öffentliche Meinung wirken will, beschränkt sich Letz- 

terer eher auf theoretische Erläuterungen dessen, wie die Min- 

derheiten in Allgemeinen zu behandeln seien. 

Dr. Alexa Ivics schreibt Folgendes: 

Auch an unserer Seite wünschen Viele mit aufrichtigem 

Herzen, dass die Beziehungen Jugoslaviens zu seinem nörd- 

lichen Nachbarn je herzlicher werden mögen... Wir Serben 

mussten während des Weltkrieges viel von den Ungarn leiden, 

diese waren aber in diesem Kampf das Werkzeug “fremder In- 

teressen. Sollen wir aber immerfort vor Augen halten, was uns 

von den Ungarn trennt und vergessen, dass die neue serbische 

Kultur ihren Ursprung in Ungarn hatte, die ersten serbischen 

Sehriftsteller, Dichter und Gelehrten im XVII. und XIX. Jahr- 

hundert auf ungarischem Boden geboren und erzogen wurden, 

dass der erste serbische Bildungsverein, die „Matika Srpska“ 

in Pest gegründet wurde und Sava Tekelja in Pest das Tekeli- 

janum errichtete, welches der serbischen Intelligenz als kräfti- 

ger Nährboden diente ? In ihrer Denkart stehen die Ungarn 

uns viel näher, als alle anderen Nationen. Serben und Ungarn 

verlebten von den ältesten Zeiten bis heute gemeinsam die 

wechselvollsten Schicksale, waren nahe Freunde und Verbün- 

dete, aber auch erbitterte Gegner. Wir hatten genügend Gele- 

genheit, einander kennenzulernen. Die Lebensweise, die Gewohn- 

heiten und viele Eigenschaften der Ungarn gleichen den Unsri- 
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Ben sehr. Der Ungar ist offen, als Gegner tapfer, als Freund 

treu und verlässlich. Der Serbe ist wenig vertraulich. erwärmt 

sich schwer, wenn er aber jemand mit seinem Vertrauen be- 

schenkt, so kann man zuversichtlich auf ihn bauen... 

Nikolaus lorga schreibt folgendermassen : 

Vielleicht das grösste Problem des staatlichen Lebens vom 

heutigen Rumänien ist, die Minderheitenfrage. Jahrhunderte hin- 

durch war unser Volk das Opfer schwerer historischer Unge- 

rechtigkeiten, welche Europa vor siebzen Jahren gutmachte. Jetzt 

leben in unserem Lande fremde Völker in grosser Zahl, denen 

gegenüber wir die weitestgehende nationale Duldsamkeit und 

vollstes Wohlwollen erweisen müssen. Auch ich bin Nationalist, 

ja selbst Patriot, jedoch liegt mir nichts so fern, wie chauvi- 

nistische Gehässigkeit. 
Ich möchte die Nationalminderheiten als vollberechtigte 

Staatsbürger betrachten und halte diese ausgezeichneten und 

arbeitsamen Minderheiten als glückliches Geschenk des Schick- 

sals, die ebenso wie das rumänische Mehrheitsvolk im Schweisse 

ihres Angesichts für das Wohl des gemeinsamen Vaterlandes 

arbeiten. Diese Minderheitsvölker stellen auf der reichen Maler- 

palette der Natur, als welche unser Herrgott Rumänien ge- 

schaffen hat, eine frische Farbe dar. _ | 

Geben wir jeder Volksminderheit volle Daseins- und Ent- 

wicklungsfreiheit, denn dann werden sie selbst die Wahrheit er- 

kennen, dass dieses Land das Vaterland ihres Wohles sein kann. 

Viele unter den nüchtern denkenden Ungarn erkennen das schon 

aufrichtig an. 
Mein Ideal ist der Nationalstaat, worin allein der durch die 

Kultur gesicherte wahre Friedensgeist herrscht. 
  

Interessante Verfügungen des 
jugoslawischen Konkordates. 

Mitte Dezember unterbreitete die Stojadinovics-Regierung 

dem jugoslawischen Parlament jenes Konkordat, behufs Ver- 

handlung und Inartikulierung, welches Jugoslawien mit dem 

Vatikan am 25. Juli 1935 schloss. Aller Wahrscheinlichkeit nach 

werden die Verhandlungen dieser Gesetzvorlage Anlass zu hef- 

tigen Debatten geben, denn auch in Jugoslawien ist die ortho- 

doxe Kirche dominant, obwohl die Anhänger der katholischen 
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Kirche nicht nur ihrem Zahlenverhältnis nach, sondern gemäss 
ihrer höheren Kulturstufe bedeutende Faktoren sind. 

Das mit Jugoslawien geschlossene Konkordat enthält auch 

solche Verfügungen, deren Auswirkungen sich weit jenseits der 

jugoslawischen Grenzen fühlbar machen. 

Vom Minderheitenstandpunkt sind die Abschnitte X. und 

XI. dieses Konkordats am bedeutungsvollsten. 

Artikel X.: 
„In Pfarrgemeinden, welche von völkischen Minderheiten 

bewohnt werden, müssen die Pfarrer ausser der Sprache ihrer 

Gläubigen auch der Nationalsprache mächtig sein, um sich der- 

selben im Schriftwechsel mit den Zivil- und Militärbehörden zu 

bedienen.“ 

Artikel XI. : 
„Die Behandlung jener Katholiken, welche auf dem jugo- 

slawischen Reichsgebiet wohnhaft sind und völkischen Minder- 

heiten angehören, hat hinsichtlich des Gebrauches ihrer Mutter- 

sprache bei der Ausübung religiöser Riten, beim Religionsun- 

terricht und in kirchlichen Vereinigungen nicht ungünstiger zu 

sein als die Behandlung, welche sich auf dem Gebiete jenes 

fremden Staates, der den betreffenden Minderheiten entspricht, 

aus der gesetzlichen und fafsächlichen Lage der Bürger jugo- 

slawischer Abstammung und Sprache ergibt.” 

„Nachdem die jugoslawische Regierung ohne Säumen die- 

ser für nichtjugoslawische Minderheiten günstigen Vertragsbe- 

stimmung zugesiimmt hat, erklärt der Heilige Stuhl, dass er, im 

Einklange mit den Prinzipien, welche er jederzeit hinsichtlich 

der Verwendung der Muttersprache in Seelsorge, im Religions- 

unterricht und im Leben der katholischen Organisationen ver- 

fochten hat, sich gelegentlich des Abschlusses künftiger Kon- 

kordatskonventionen mit anderen Staaten dafür verwenden wird, 

dass auch in diese Abkommen gleichartige Bestimmungen zum 

Schutze der jugoslawischen Minderheiten aufgenommen werden.” 
  

  

Autour du Concordat en Yougo- 
slavie. 

Le gouvernement de M. Stoyadinovitch a depose, il ya 

quelques semaines, sur le bureau de la Chambre le texte du 

Concordat, signé le 25 juillet 1935 a Rome. La representation 
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Hationale a nommé une commission spéciale pour étudier cet 

acte diplomatique et faire un rapport ă l'Assemblee aux fins de 

ratification. 

Le journal officieux „Samouprava” publie un article qui de- 

nonce en propagande anonyme que certains cercles ont dé- 

chainde subitement contre le Concordat. Apres avoir rappele 

les conditions dans lesquelles a &t& negocie ce traite, le jour- 

nal conclut en ces termes: 

„Si ces personnes d6sirent se presenter comme plus grands 

Serbes et plus susceptibles dans leurs sentiments orthodoxes 

que M. le Dr. Stoyadinovitch, chef actuel du gouvernement, 

elles ne doivent pas oublier non plus que M. le Dr. Stoyadi- 

novitch tient aussi A ses sentiments non seulement par suite de 

son &ducation et de ses convictions personnelles, mais encore 

par tradition de famille, puisqu’il est le descendant de Hadii- 

Milentije Pavlovitch, premier Serbe metropolite de Serbie, qui, 

il y a 100 ans, du 18 aoât 1831, jusqwă la fin de sa vie, oc- 

cupa le siege archiepiscopal de Belgrade. C’est pourquoi nous 

considerons qu'il ne serait pas possible ă M. le Dr. Stoyadino- 

viteh de reconnaitre -ă quelqwun la qualit& de plus grand or- 

thodoxe serbe que lui et que, puisque dans son gouvernement 

“se trouve aussi M. le Dr. Korochetz, connu comme ardent ca- 

tholigue, il ne serait également pas possible d’imaginer que le: 

gouvernement de M. le Dr. Stoyadinovitch, dont le chef a tou- 

jours su trouver jusqu’a present, avec Pautorit& d'un homme 

d’Etat, la solution la plus adequate ă un si grand nombre de 

questions nationales, ne pourra pas et ne saura pas resoudre: 

encore cette question du Concordat. Il est certain que le gou- 

vernement trouvera une solution et que cette solution satistera. 

tous les catholiques, comme elle satisfera aussi tous les ortho- 

doxes. 
  
  
    

La minorite bulgare en Roumanie 

est loyale. 
Le correspondant particulier de „La Parole Bulgare” vientt 

de transmettre ă ce quotidient pur l’un de ses numeros de dé- 

cembre l’article que nous reproduisons en ce qui suit : 

L'organe de la minorit& bulgare en Roumanie, le „Dob- 

rudjanski Glasse”, qui avait 6t6 suspendu par les autorités pour 
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trois semaines,a paru de nouveau, dans le- mâme format. Dans 

plusieurs articles il confirme que la minorit& bulgare, dont il 

exprime les vues, est parfaitemeni loyale et remplit scrupuleuse- 

ment tous ses' devoirs. 

„Les Bulgares de la Dobroudia du Sud, lisons nous dans 

le dernier numero du journal, sont des sujets loyaux, paisibles 

et consciencieux de l’Etait qu’ils habitent.. Nul ne saurait nier 

qu’ils sont irr&prochables en ce qui concerne leurs devoirs de 

citoyens, et on ne saurait invoquer aucun argument en leur 

defaveur dans ce sens. Attachâs â leur terre, ces habitants 

honnâtes et travailleurs ne pretendent qu’ä voir leur vie et leur 

existence garanties. Une telle pretention est-elle contraire aux lois ? 

Dans un autre nume6ro, discutant l’article d’un jonrnal de 

Constantza qui parait adresser certaines imprecations ă la mi- 

norit& bnigare, le „Dobroudjanski Glasse” tient ä rappeles „les 

principes et les idéals qui Paniment, et qui sons ceux de tous 

les Bulgares en Roumanie :” 

„Nous voulons vivre en paix, dans l’ordre, en pleine har- 

monie avec tous les habitants du pays, en tenant compte scru- 

puleusement des lois. Nous travaillons ă la creation dun chai- 

non organis6 de la minorit& bulgare en Roumanie, afin d'obtenir 

ce que nos confreres supposent que nous possedons, mais qui 

nous manque en râalite — (Il s’agit des droits prevus par le 

traité des" minorités.) 

„Toute notre activité s’exerce uniquement dans les cadres 

dune loyauté et d’une légalité éprouvée, que personne ne peut 

nous contester.” 

Toujours pour r&pudier les faits controuves que certains 

organes maliciants de la presse roumaine attribuent ă la mino- 

rit& bulgare, le „Dobroudjanski Glasse”, dans son troisieme 

nume6ro, celui de 10 decembre courant, exprime. ses, regrefs. 

„Nous repoussons avec indignation, ecrit-il, toute attaque d’üne 

presse malintentionnee. Nous sommes convaincus de notre stricte 

loyaute et nous savons bien ce que les scribes poursuivent, 

lorsqu’ils repetent et reimpriment des accusations inventees, 

douteüses et malveillantes. On ne peut pas sur. de telles infor-. -- 

mations, se prononcer au sujet de toute une population minori- 

taire qui depuis plusieurs annâes a insiste des centaines fois sur 

ses intentions de vivre en bonne amitie et en plein accord avec 

tous les citoyens du pays avec lesquels elle entre en contact”. 
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Evoquant les paroles d’amiti& et de compr&hension que M. 
Gregoire Filipesco, chef du parti conservateur roumain et di- 

recteur du journal „Epoca” de Bucarest, avait €crit au sujet des 

relations de confiance qui doivent exister ă l’avenir entre Rou- 

mains et Bulgares, le mâme journal minoritaire bulgare s’en 

rejouit. En guise de conclusion il ajoute, que non seulement le 

peuple bulgare a donn& des preuves de sagesse, ce que M. 

Gr. Filipesco reconnaissait dans son article, mais aussi que „la 

minorit€ bulgare en Roumanie a fait la preuve qu’elle est pai- 

sible, loyale et respectueuse des lois du pays qu’elle habite.” II 

‚regretie uniquement les vingt anndes qui se sont &couldes en 

vain car c’est a peine maintenant qu’on entend la voix de la 
vérité. 

II est trés intéressant de constater guun autre organe de 

la population minoritaire bulgare en Roumanie, qui parait ä 

Timisoara, dans le Banat roumain, imprime en caracteres latins, 

et qui est plus spâcialement le porte-parole des Bulgares catho- 

liques qui habitent cette province, s'exprime dans le mâ&me sens. 

Dans un Editorial de son numero du 6 decembre courant, inti- 

tul€ „Gardons nous d'erreurs”, il s'adresse ă ses lecteurs dans 

sa langue bulgare locale si pittoresque, la langue du Pere Paissi 

et note, que la population minoritaire bulgare doit vivre dans 

la plus rigoureuse l&galite, et quw'elle doit &tre loyale envers 

l’Etat qu’elle habite, ‚li est du devoir de la minorit& de vivre 

suivant les lois de l’Etat. Les lois sont faites pour I’Etat tout 

entier, et tous les habitants doivent les respecter sans distinction. 

Nous, les Bulgares du Banat, nous sommes des minoritaires. 

Nous connaissons et nous remplissons nos devoirs; c'est pourquoi 

nous avons le droit de demander qu'on nous accorde les droits 

que le Parlement a consacres par les lois quiil vote. Tächons 

de rester aussi a l’avenir des citoyens fideles de l’Etat et de ne 

pas céder a la tentation”. 

Ces affirmations, venant de la part des seuls organes de 

la minorité- bulgare en Roumanie, sont précieuses. Du moment 

gue la population minoritaire bulgare donne tant de preuves de 

ses sentiments et de sa conscience civigue, elle a le droit de 

compter sur un traitement correspondant de la part de l’Etat. 

On ne peut plus lui refuser le bénéfice des lois et d’un trai- 

tement éguitable, égal a celui accordé aux autres habitants. 
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Le proces des 367 paysans de 
Dobroudja. 

II semble que le proces de Silistra, oü 367 paysans, tous 

d’origine bulgare, sont inculpes, commence ä interesser les mil- 

lieux politiques roumains. Voici ce que nous lisons au sujet de 

ce proces dans le „Dimineata“, de Bucuresti (8 fevrier), dont 
le directeur politique n'est autre que M. M. Sadoveanu, le grand 

prosateur roumain. 

„Le 22 fâvrier sera jug€, ă Silistra, le procâs des 367 pay- 

sans, provenant de 14 villes. Le nombre des t&moins cite de- 

"passe un millier de personnes. 

. „Une delegation, compose&e d’accuses, de parents, de pay- 

sans des mâmes villages, ainsi que de citoyens de Silistra, est 

arrivâe â Bucureşti. Elle s'est presentâe â certains membres en 
vue des partis d&mocratiques, notamments des nationaux-pay- 

sans, des radicaux-paysans, des amis de M. Dobresco, des so- 

cial-d&mocrates, ainsi qu'ă certains personnalites politiques, en 

leur exposant la situation des paysans de la Dobroudja. La de- 

legation a recu un bon accueil. On l’a assur&e que les paysans 

dobroudg&eens, victimes des abus administratifs et d’une poli- 

tique erronee du gouvernement, seraient aidés par la presse, 

par des avocats et au parlement. 

„La délégation a indigué gue l’origine du procés nétait 

pas ,irrédentiste-communiste", comme cela a été soutenu, mais 

qu’il tient a la facon comme on a défalgué une tierce partie 

des terres de la population autochtone (bulgare et turgue), a la 

facon dont on a fait la colonisation et surtout a la conduite 

des autorités administratives envers la population. 

„La del&gation affirme que les organes de l'administration 

ont commence ă exploiter ă-leur profit, sous des formes diver- 

ses, et au detriment des paysans autochtones et des colons, les 

terres autour des villages, destinâes aux pâturages, provoqguant 

ainsi le mecontentement des intâresses. Les habitants ont mani- 

fest& leur m&contentement par des protestations inoubliables et 

par des delegations aupres des autorités supérieures." 
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   N otrufe aus Deutschland. 
Diesen Aufsatz entnehmen wir der Blattfolge 8 der 

«Neuen Sonntagsblatt». Wochenzeitung für das deutsche Volk 

in Ungarn. 

Aus Deutschland kommen erschütternde Nachrichten über 

den hasserfüllten Kampf gegen das Christentum der dort genau 

mit demselben Waffen geführt wird, wie in Spanien, bevor man 

dort anfing die Kirchen in Brand zu stecken, die Priester zu 

morden und die Kreuze umzustürzen. Der Kampf gilt den Pro- 

testanten ebenso wie den Katholiken. An seiner Spitze stehen 

vielfach Männer, die im Staate hohe Würden bekleiden. Das 

Konkordat, welches den Katholiken freie Ausübung ihrer Reli-, 

gion und den Bestand ihrer konfessionellen Schulen zusichert, 

wird als Fetzen Papier behandelt. Der Notschrei der in ihren 

heiligsten Gefühlen aufs tiefste beleidigten Christen dringt manch- 

mal über die Grenzen Deutschlands in die weite Welt hinaus. 

Ein erschüttendes Dokument dieser Zustände ist das Schreiben 

des Bischofs von Ermeland in Ostpreussen, Dr. Maximilian 

Kaller, welches am vergangenen Sonntag von allen Kanzeln. 

Ermelands verlesen wurde. In diesem Dokument wird darauf 

hingewiesen, was man der Kirche in Deutschland im Jahre 

1933 vertraglich versprochen hat und wie man diese Verspre- 

chungen mit Füssen tritt. In dem Schreiben des Bischofs Kaller 

heisst es unter anderem: „Es ist nicht das erstemal im Ablauf 

der 2000 jährigen christlichen Geschichte, dass. eine hasserfüllte 

Gegnerschaft den Untergang des Christentums verkündet. Noch 

nie:aber war unser deutsches Vaterland in einem Masse wie 

heute die Arena für den erbitterten Geisteskampf um den Be- 

stand des christlichen Glaubensgutes. | 

Der Kampfruf lautet: Das Christentum hat seine 2000 jäh- 

rige Rolle ausgespielt. Weg mit allen fremdrassigen Lehren und 
Einflüssen, weg mit einer Religion, die von Christus, dem Ge- 

kreuzigten, ihr Heil und ihre Erlösung entgegennimmt! 

Das ist die Kampfansage an das Christentum, besonders 

an die katholische Kirche. en ae 

Ja, wir. stehen im Kampfe und kein Konkordat, kein feier- 

liches Bekenntnis des Führers zum positiven Christentum schützt 

uns vor dem Fanatismus der Christusfeinde, die gegen Gesetz 

und Vertrag ihren Angriff gegen Kirche, Priester und. katholi- 
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sches Volk richten und die vor sinnloser Verleumdung und Ver- 

dächtigung nicht zurückschrecken. 

Das Konkordat verspricht Bischöfen und Diözesanbehörden 

„volle Freiheit gegenüber den Gläubigen in allen Angelegen- 

heiten des Hirtenamtes“. Die Hirtenbriefe der Bischöfe dürfen 

aber in den kirchlichen Diözesanblättern nicht erscheinen. 

Während die christentumsfeindliche Richtung, z. B. die 

deutsche Glaubensbewegung, in Vorträgen, Flugblättern und Bro- 

schüren ungehemmt eine Flut von Schmähungen über den Hei- 

ligen Vater, über Bischöfe und Priestertum der Kirche ergiessen, 

ist uns in der Presse und im Vortragssaal die Richtigstellung 

der verleumderischen Angriffe verwehrt. 

Das Konkordat garantiert die közfesstönélle Schule. Ihr 

wisset selbst, geliebte Diözesanen wie an der konfessionellen 

Schule in unserer Diözese gerüttelt wird. Ihr wisset selbst, mit 

welchen Druckmitteln die Freiheit eurer elterlichen Entscheidung 

zunichte gemacht wird. 

Wir fragen alle, die auf die Entwicklung der Verhältnisse 

in unserem Vaterland Einfluss haben : Soll es so weitergehen ? 

Soll unserem deutschen Volk das Letzte und Schlimmste nicht 

erspart bleiben? Sollen auch noch_die Seelen der deutschen 

Katholiken vergewaltigt werden ? Hat das Christentum versagt, 

hat es wirklich seine Bedeutung verloren ? Schon bei dieser 

Frage möchte ein heiliger Zorn den wahren Katholiken packen, 

der katholisch ist bis ins Mark. | 

Sehet nach Russland! Es hat dem russischen Bauern die 

Maschine gegeben, aber die Frömmigkeit genommen und eine 

Hungersnot folgt der andern. Sollten die russischen Zustände: 

nicht eine Warnung sein für die Feinde Gottes in unserem Va- 

terland ? 

Zeigen sie nicht greifbar deutlich. dass eine Zivilisation, 

die nur auf den materiellen und technischen Kräften des Men- 

schen ruht, Zerstörung und Vernichtung im Gefolge hat ?“ 

Bischof Kaller schliesst sein Hirtenwort mit einem Aus- 

spruch des grossen Erneuerers katholischen Geisteslebens in 

England, Kardinal Newmans: „Die Zeit is voller Bedrängnis. 

Die Sache Christi liegt, wie im Todeskampfe. Und doch — nie 

schritt Christus mächtiger durch die Erdenzeit, nie war sein 

Kommen deutlicher, nie seine Nähe spürbarer, nie sein Dienst 

köstlicher, als jetzt. Darum lasst uns zwischen Sturm und Sturm 
21



zu Ihm beten: O, Gott, Du kannst das Dunkel erleuchten. Du 

kannst es allein !“ 

Ein protestantisches Gegenstück zu diesem Aufschrei eines 

katholischen Bischofs findet sich in der Botschaft der protestan- 

tischen Bekenntnissynode von Breslau. Es heisst in derselben: 

„Der Kamp gegen Christus und seine Kirche nimmt versteckt 

und offen immer schärfere Formen an..Menschlich gesehen, 

werden wir Christen heute in eine dunkle, ja auswegslose Lage 

gestossen. Wir können jetzt nicht mehr darauf vertrauen, dass 

die Verkündigung des Evangeliums und die christliche Erzie- 

hung durch irdische Sicherung erhalten werde. 

In unserem Vaterlande wird das Öffentliche Leben, je län- 

ger je mehr, von einem Geist beherscht, der die Christen in 

Versuchung bringt, die Gebete Gottes nicht mehr ernst zu neh- 

men und in ihrem Glauben an Christus -unsicher zu werden. 

Es wird zwar viel vom Glauben an Gott geredet, aber diese 

„Gottgläubigkeit ist eine Religion ohne Christus und darum 

Götzendienst“. 

Es ist ein Kampf gegen Christus und seine Gemeinde im 

Gange der von leitenden Stellen des Lebens nicht nur geduldet 

und unterstützt, sondern planmässig geführt wird. 

Die letzten Worte erhalten die furchtbare Anklage, dass 

der Kampf gegen das Christentum von „leitenden Stellen“ un- 

terstützt und geführt wird. 

Die Notrufe der katholischen und protestantischen amtli- 

chen Stellen über den planmässigen Kampf gegen das Christen- 
tum in Deutschland stimmen vollständig überein. Niemand kann 

also der Welt Sand in die Augen streuen mit der Behauptung, 

es sei dies alles nur feindliche Zeitungsmache! Es ist leider 

bittere Wahrheit, die auf jeden vernünftigen und anständigen 

deutschen Menschen im Ausland eine niederschmetternde Wir- 

kuug ausüben muss. Germanicus. 
  

  

Die Angelegenheit der Ruthenen 
aus der Bukowina vor dem Senat. 

Mittels einer ministeriellen Ratsverordnung wurde die Kirche 

der griechisch-katholischen Ruthenen in Suceava dem Verband 

der griechisch-katholischen Konfession genommen und der grie- 

chisch-orienialischen rumänischen Kirche zur Verfügung gestellt. 
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In dieser Angelegenheit interpellierte der griechisch-katho - 
lische Bischof von Maramures, Dr. Russu in der Senatssitzung 

vom 32. Jänner, worauf eine heftige Debatte entstand, deren 

bezeichnendste Phasen im Foigenden wiedergegeben seien : 

Minister lamandi antwortete auf die Interpellation. Er führte 

aus, die Kirche sei im Jahre 1550 von der Gemahlin Petru 

Rares, Frau Elena gegründet worden. Anfänglich sei sie ortho- 

dox gewesen und im Jahre 1782, fünf Jahre nach dem Ent- 

stehen der österreichischen Herrschaft in der Bukowina, über- 

gaben die Österreicher sie den Katholiken. Im Jahre 1836 bau- 

ten die Katholiken sich eine eigene Kirche, übergaben die Ra- 

res-Kirche aber doch nicht den Orthodoxen, sondern beliessen 

sie im Gebrauch der Ruthenen, denn Österreich versuchte alle 

Mittel, um die Ruthenen in der Bukowina zu fördern. Die ru- 

mänische Regierung hatte auch nur ihre Pflicht erfüllt, als sie die 

ursprüngliche Lage wiederherstellte. Der griechisch katholische 

Bischof von Maramures, zu dessen Bistum Suceava gehört, 

strengte auch einen Prozess gegen das Ministerium in dieser 

Sache an. Ein Bischof, der unter allen Umständen rumänisch 

bleiben muss, dürfte hierüber gar nicht rechten. 

Hierauf trat Bischof Russu auf die Rednertribüne. Zuerst 

sprach er über die Angelegenheit des Bukowinaer Vikariates. 

Er sagte aus, er sei nicht zugegen gewesen, um die, gegen das 

Vikariat gerichteten Angriffe abzuwehren. Darauf entstand ein 

heftiger Wortwechsel. 
lorga schrie ausser sich : „Sie haben nicht das Recht, die 

Verleumdungen zurückzuweisen! Sie müssen die Missbräuche 

ahnden ! Weisen Sie ihre Priester zurecht und nicht Denjeni- 

gen, der Ihnen dazu verhalf, Rumäniens Bürger zu werden ! 

Russu: Ich will keinen Augenblick der Bischof solcher 

Priester sein, die wegen Irredentismus verklagt werden Könnten ! 

lorga: Er wisse zwar nicht, was in der Bukowina vor: 

geht, er sei fast nie dort gewesen. In den ruthenischen Kirchen 

beginnt der Gottesdienst in rumänischer Sprache ohne Gläu- 

bige und nach einigen Minuten geht man auf die ruthenische 

Sprache über, worauf die Kirche sich füllt. In jedem Dorf ist 

der Leiter der russischen Irredenta der Pfarrer. 

Russu nahm nun mit scharfen Worten den Vikar von Cer- 

naufi in Schutz, worauf Minister lamandi dazwischenrief: 
„Befolgen Sie nicht solche Methoden, die wir nicht ge- 
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wohnt sind. Sie polenisieren mit dem Ministerium in einer Art, 

die nicht nur unerlaubt ist, sondern verdiente, dass wir gegen 

Sie Untersuchung einleiteten. 

Einige Stimmen: Schande. 

lamandi: Ja, ich habe gegen das Vikariat die Untersu- 

chung angeordnet, trotz des gesetzlich vorgesehenen zehntägi- 

gen Zeitraumes, denn viel höhere Interessen gilt es zu wahren, 

als jene theoretischen Ausführungen, worüber Herr Bischof Russu 

sich verbreitet. 

Oamea: Auf beiden Seiten sollte man Untersuchungen an 

ordnen. Auch bei den Orthodoxen,. denn die Ruthenen treiben 

Spott mit beiden Konfessionen. 
. lorga erklärte im Verlauf des weiteren Wortwechsels, der 

das Konkordat erwähnte, er wolle das Konkordat und die grie- 

chisch-katholische Kirche beschützen, da diese der rumänischen 

Nation grosse Dienste erwies. Die Ruthenen seien aber die Erz- 

feinde des Rumänentums und von ihnen sei hier die Rede, nicht 

von der griechisch-katholischen Konfession. 

Russu entgegnete den von allen Seiten leidenschaftlich 

durcheinanderredenden Debattern sehr energisch und erklärte, 

er werde die Sache des Vikars von Cernauti untersuchen und 

sofern es sich herausstellen sollte, dass er rumänenfeindliche 

Haltung einnahm, er entfernt würde, bevor noch der Minister 

Gelegenheit hätte, in gesetzwidriger Frist Verfügungen ge- 

gen ihn zu treffen. Er habe es nicht nötig, über Beobachtung 

der rumänischen Standpunkte belehrt zu werden. 

Mich hat — so setzte er fort — Siebenbürgen gelehrt, ein 

guter Rumäne zu werden. Diese siebenbürgischen Lehren sind 

denen im Altreich nicht zuteil geworden. Zurückkehrend auf die 

Angelegenheit der Kirche in Suceava, bezeichnete er es als 

rechtlichen Missgriff, dass das Kultusministerium in Fragen des 

Eigentunisrechtes disponiert. 

Darauf entstand wieder ein Sturm der Entrüstung. 

lamandi : Es ist unerlaubt, dass ein Bischof eine Frage, die 

vor allem eine nationale Frage ist, in solcher Weise bespricht. 

Russu : Niemals werd ich den rumänischen Standpunkt 

ausser Acht lassen, doch das Recht meiner Kirche muss ich 

erkämpfen, und wenn ich noch so hoch appelliere ! 

lorga: Auf diesem Wege gelangen Sie bis nach Genf, vor 

den Völkerbund, über Budapest. 
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Russu : Ich schütze die Kirche der heutigen Ruthenen, die 

die zukünftigen Rumänen sein werden. 

lorga: Die heutigen Rumänen werden die morgigen Ru- 

thenen sein, wenn sie solche Bischöfe haben. 

Hierauf wandte sich die Rede wieder einem geschichtli- 

chen Überblick zu. Ein Zwischenruf erklang: 

Merkwürdig, dass Bischof Russu die Regierungstätigkeit 

Josefs II. anerkennt, die Rechtskraft der Verfügung der rumä- 

nischen Regierung jedoch bezweifelt. Worauf lorga entgegnete : 

Josef II. trieb Spott mit Nationen ebenso, wie mit Religionen. 

Er war Atheist, ein kaiserlicher Zyniker. Ihm gegenüber steht 

aber unser religiöser Herrscher, dessen Regierung die erwähnte 

Verfügung traf. 

Endlich gab Bischof Russu der Hoffnung Ausdruck, das ru- 

mänische Gericht werde seiner Kirche Gerechtigkeit tun, worauf 

Zwischenrufe hörbar wurden, wie: däs rumänische Gericht 

könne kein Urteil fällen, womit die Interessen der rumänischen 

Nation vértelzi WULdeH. 
    

  

Die sect Punkte der „Acţiunea 

Paltriotica.“ 
Am 31. Jänner hielt de «Actiunea Patriotica», der Verein, 

genannt „Patriotische Bewegung“ in Cluj seine Generalversamm- 

lung. Die Eröffnungsrede sprach General a. D. Danilä Pop. Er 

verkündete, der Verein habe den lokalen staatlichen Institutionen 

Zuschriften unterbreitet bezwecks Rückrumänisierung der Namen, 

vsrfasste die Namensliste der rumänischen Gewerbetreibenden 

und Kaufleute, damit das gehörig unterrichtete rumänische Pub- 

likum nicht bei Nichtrumänen einkaufe, resp. Arbeit bestelle. 

Der Verein arbeite, — so sprach der Redner — an einer Ge- 

setzvorlage, die bestimmt wäre, endgiltig alle fremdsprachigen 

Aufschriften abzuschaffen und die in unsere Stadt kommenden 

Rumänen vom Gefühl zu befreien, als seien sie in einer fremd- 

ländischen Stadt. Schliesslich beantragt er, der Einzug der ru- 

mänischen Armee solle am Hauptplatz (Piafa Unirii) mit einem 

mächtigen Denkmal verewigt werden. 

Danach sprach der gewesene Staatssekretär Stefan Metes 

über die Minderheitenfrage. Er erklärte, nirgends auf der gan- 

zen Welt ginge es den Minderheiten so gut, wie in Rumänien. 
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Er unterschied zweierlei Minderheiten : solche mit historischer 
Vergangenheit, wie die Ungarn, Sz&kler und Sachsen und Fremd- 
linge (Zugewanderte) wie die Russen, Ruthenen und Juden. Die 
Gesamtzahl dieser beträgt vier Millionen, eine Zahl, die noch 

immer nicht genügt, um Rumänien zu einem Nationalitätenstaat 
zu machen. In scharfem Ton verwahrte es sich dagegen, dass 

die Minderheiten — wegen der Schwäche und geringen Auto- 

rität der Staatsgewalt — im Ausland frei agitieren können und 

ihre unberechtigten Klagen nur zu häufig dem Völkerbund 
vorlegen. 

Schliesslich beantragte er zwölf Punkte, welche die Gene- 
ralversammlung auch annahm. Diese zwölf Punkte der „Actiunea 
Patriolica“ sind folgende: 

1. Alle politischen Parteien sollen bezüglich ihrer Haltung 

den Minderheiten gegenüber ein Übereinkommen treffen. 2. Die 

in Albaiulia in 1918 gefassten Resolutionen sollen als nichtig 

erklärt werden, da deren auf die Minderheiten bezüglicher Tei! 

dem rumänischen Staat nachteilig ist. 3. Die Wahlgesetze sollen 

abgeändert werden. 4. Der Friedensvertrag von Trianon soll 

dem rumänischen Staat als Richtlinie bezüglich seiner Haltung 

den Minderheiten gegenüber dienen. 5. Das Vermögen der Min- 

derheiten und der ihnen zugehörenden. Institutionen soll im 

Masse, wie das Agrargesetz es vorsieht, expropriiert werden. 6. 

Längs der Landesgrenze sollen in fünfzig Kilometer Breite alle 

verkäuflichen Immobilien aus Minderheitenhänden zuerst dem 

rumänischen Staat zum Kauf angeboten werden. 7. In fünfzig 
Kilometer Breite längs der Landesgrenze soll kein einziger 

Minderheits-Angehöriger zu Staatsbeamten ernannt werden. 8. 

Die rumänischen amtlichen Funktionäre sollen zwischen Szek- 

lern und Ungarn unterscheiden und Erstere als gesonderte Na- 

tionalität betrachten. 9. Die Gestaltung einer wahren und unab- 

hângigen Szeklerpartei soll unterstützt werden, die Ungarische 

Partei ist nämlich in fortwährendem Kontakt mit Ungarn, unse- 

rem Todfeind. 10. Das neue Pressegesetz soll genau vorschrei- 

ben, dass zur Herausgabe eines neuen Blattes vorhergehende 

Erlaubnis und Kaution nötig ist. 11. Der Staat soll nicht die 

konfessionellen Schulen, nur die staatlichen Schulen mit unga- 

rischer Lehrsprache materiell unterstützen. 12. Im Gewerbe, 

Handel und in den freien Berufen soll das Prinzip der Zahlen- 
proportion zur Geltung kommen, 
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Urteile. 
Das Schicksal der Immobilien des Premonstratenser-Ördens. 

Die Sektion II. des Gerichtshofes von Oradea befasste 

sich am 20. und 22. Februar mit dem Prozess des Premonstra- 

tenser-Ordens. Der Prozess ergab sich aus der Tatsache, dass 

auf Grund einer einfachen Privatanklage die Immobilien der 

Premonstratenser im Grundbuch auf den Staat umgeschrieben 

wurden. 

Der Rechtsanwalt des Ordens wies darauf hin, dass der 

Grundbuchsbehörde nur das Recht der Richtigstellung zustehe, 

keinesfalls aber das Recht, auf Grund einer einfachen Privat- 

ankündigung den Grundbesitz einer Rechtsperson einfach auf 

den Namen einer anderen umzuschreiben, wie des im gegebe- 

nen Falle geschah. Der Vertreter des Staates betonte demgegen- 

über, die Immobilien des Ordens gebührten dem Staat, weil der 

Premonstratenser-Orden keine Rechtspersönlichkeit besässe. Das 

Bistum wiederum habe keinerlei Rolle im Prozess inne, da eine 

alte Rechtsverfügung aussagt, die Mönchsorden unterstehen nicht 

der bischöflichen, sondern nur der Provinzialbehörde. (Im Sinne 

des Konkordats steht aber den Bistümern das Recht der Auf- 

sicht und des Güterschützes über die kirchlichen Güter zu. Der 

Schriftleiter.) 

Der Rechtsvertreter des Staates erklärte, auch die unga- 

rischen Adeligen hätten mit den Donationsgütern nur Nutznies- 

sungsrecht bekommen, nach Aussterben der Familie sei der 
König Erbe des Gutes geworden. Bezüglich der Kirchengüter 

‚bestand aber die Regel, dass nach Absterben der einzelnen Be- 
sitzer die Güter immer wieder der Krone zufielen, jeder neu in 

Besitz tretende musste vom König einen neuen Schenkbrief be- 

kommen. (Die Regel des ungarischen Staatsrechtes war dem 

gegenüber, dass die Einkommen der Kirchengüter, bei Abster- 

ben eines Besitzers im Interregnum zwar dem König gebührten, 

der kirchliche Besitz aber nicht seiner kirchlichen Bestimmung 

entzogen werden durfte. Der Schriftleiter.) Laut Aussage des 

Rechtsanwaltes habe der ungarische Staat den Kirchenbesitz stän- 
dig beaufsichtigt und der Orden habe alle sechs Monate über 

die Verwendung des Einkommens dem Staat verrechnen müssen 

und seine Aufsicht sei viel weitgehender, als eine Vormund- 

schaft gewesen. Der ungarische Staat habe das Gimnasium der 
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Premonstratenser gegründet, um die Magyarisierung des, zum 

Grossteil rumänisch bewohnten Gebietes, zu fördern. 

Vor nicht langer Zeit — setzte der Rechtsanwalt fort — 

liess der Staat aus rechtmässigen Ursachen das Gimnasium 

der Premonstratenser schliessen, wonach der Orden aus den 

Einkünften der Güter in Oradea, in Gödöllö (Ungarn) ein Gim- 

nasium errichtete, alle Professoren von hier hinüber schaffte 

und nur einige Ordensmitglieder hier zurückliess. 

Ist es zulässig, dass sieben-acht Menschen den Besitz ei- 

ner Liegenschaft im Wert von mehreren hundert Millionen ge- 

niessen ? Wenn auch der Orden Rechtspersönlichkeit besitzt, so 

steht dem Staate das Recht und die Pflicht zu, Aufsicht über 

den Besitz des Ordens zu üben und zu fragen, wo die Einkünfte 

des Felix-Bades hinkommen ? 

“Nun besprach der Rechtsvertreter des Staates die Rechis- 

persönlichkeit des Ordens und erklärte, mit solchem Namen, 

wie. der Orden im Grundbuch eingetragen ist, existiert kein 

Orden. 
Zum Schluss bat er das Gericht, im Namen des Staates, 

die Immobilien im Besitz des gegenwärtigen Eigentümers (des 

Staates) zu lassen und die Grundbuchs-Umschreibung als recht- 

mässig anzuerkennen. 
Das Gericht liess zu, dass als Experte des Unterrichtsmi- 

nisteriums Prof. Onisifor Ghibu, das Wort ergreife. Er war der 

eigentliche Anreger der Vermögenskonfiszierung. 
Prof. Ghibu verkündete, die Premonstratenser hätten in 

Rumänien keine Daseinsberechtigung, da sie schon lange nicht 

mehr ihren Beruf erfüllen. Seit Jahren haben sie aufgehört, 

lehrende Ordensbrüder zu sein und „der Papst lässt diesen Or- 

den nur darum in unserem Lande, damit sie die Restauration 

der Habsburger fördern.“ 
Ich bin orthodox, setzte Ghibu fort, achte aber jedermann, 

der Achtung verdient und achte den Heiligen Stuhl. Aber ich 

erhebe mein protestierendes Wort, wenn der Papst sich in un- 

sere inneren Angelegenheiten einmischt. 

Sind denn die Premonstratenser so gute Patrioten und 

lieben Rumänien so sehr, dass sie um jeden Preis hier bleiben 

wollen ? Diese Frage stellte Professor Ghibu. Nachher sprach 

er noch davon, dass die Schüler des Premonstratensergimnasiums 

in Gödöllő zu irredentistischer Propaganda erzogen werden, 
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" Nachdem der Rechtsvertreter des Ordens die Aussagen 

Ghibus und des Vertreters des Staates zu widerlegen trachtete 

und die Aufmerksamkeit des Gerichtes abermals auf die allbe- 

kannte Tatsache lenkte, dass der Orden darum nicht zu unter- 

richten fähig sei, weil das Unterrichtsministerium seine Schulen 

schliessen liess, machte er den Rat aufmerksam, dass jenes von 

Prof. Ghibu den. Gerichtsmitgliedern vorgelegte Buch in der 

Ausgabe der Antirevisionistischen Liga erschien, folglich die 

darin enthaltenen „beweisführenden Feststellungen“ nicht als 

‚rechtskräftig betrachtet werden können, bat er das. Gericht, der 

Bitte des Premonstratenserordens Genüge zu leisten und die im 

Grundbuch vorgenommene Umschreibung rückgängig zu machen. 

“Der Gerichtshof verkündete nach kurzer Beratung, er weise 

das Ansuchen sowohl des Bistumes von Satumare — Oradea, 

wie des Premonstratenserordens von Oradea, als unbegriindet 

zurück und bekräftigte die verbessernde Bestimmung der Grund- 

buchbehörde. 

Gegen diesen Bescheid ist binnen 30 Tagen zum Kassa- 

tionshof Appellation möglich, welches Recht der Orden für sich 

wahrscheinlich in Anspruch nehmen wird. 

Ein schwer verıwteilter Redakteur. 

Die Weltpresse beschäftigte sich vor drei Jahren einge- 

hend mit den Friedensverträgen und gab auch die diesbezügli- 

chen Äusserungen verschiedener Staatsmänner bekannt. Die 

aussenpolitischen Ereignisse besprach die inländische rumänische 

Presse ebenfalls reichlich und ebenso gab ein ungarisches po- 

litisches Tageblatt, von Tärgu-Mures die „Reggeli Ujság" auf 

Grund des, durch die Donau-Post und das Radio erhaltenen 

Materials, ohne jegliches Kommentar dieselben bekannt. Wegen 

dieser Veröffentlichungen beschuldigte die Staatsanwaltschaft 

Sigismund Gyulay, den Chefredakteur der „Reggeli Ujság" der 

staatsfeindlichen Propaganda und nationsfeindlicher Agitation. 

Der Gerichtshof von Tärgu-Mures hielt mehrere Tagsatzungen 

in dieser Angelegenheit und verkündete am 19. Dezember sein 

Urteil. Der Gerichtshof sprach den Chefredakteur Sigismund 

Gyulay für verantwortlich aus und verurteilte ihn zu sechs Mo- 

naten Gefängnis und 5000 Lei Geldstrafe. Gyulay appellierte 

gegen das Urteil. - u ee ers ee că 

Zwei Szekler wegen ihres Gesanges verurteilt. 

Der 23-jährige Thomas Nagy und sein 24-jähriger Bruder 

Stefan Nagy, sowie der 24-jährige Johann Selyem, Szekler- 

Burschen aus Gheorgheni kehrten auf einen Trunk in ein Wirts- 
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haus von Mercurea-Ciuc ein. Bald waren sie froher Stimmung 
und begannen zu singen. Sie sangen Lieder, deren Inhalt ein 
in der Nachbarschaft befindlicher städtischer Polizist als gegen 
den Staat aufhetzend beurteilte. Er nahm die Burschen fest und 
liess sie zur Staatsanwaltschaft vorführen. Im Sinne des Mar- 
zescu-Gesetzes wurden sie auf Grund der Anklage binnen vier 
Tagen abgeurteilt. Thomas und Stefan Nagy wurden zu je drei 
Monaten Gefängnis und je 5000 Lei Geldstrafe verurteilt. Die 
zwei Burschen nahmen das Urteil zur Kenntniss und somit ist 
es rechtskräftig. Sie begannen auch schon ihre Strafe abzubüssen. 
Johann Selyem sprach der Gerichtshof frei. 

BÜCHER UND ZEITSCHRIFTEN. 
  

Schicksalsiragen der deutschen Volksgruppen. 

Die im Auftrag des Verbandes der deutschen Volksgruppen 
herausgegebene Monatschrift «Nation und Staat» hat ihre letzte 
Ausgabe als Doppelsonderheft unter dem obigen Motto heraus- 
gebracht und es der Gemeinschaft des deutschen Volkes ge- 
widmet. Dieses beachtenswerte Heft ist in gewissem Sinne ein 
Niederschlag der Erfahrungen, welche die Volksgruppen in den 
letzten beiden Jahrzehnten gemacht und des Gedankengutes, 
das sie in Zeiten schweren Kampfes um ihre Lebensrechte er- 
rungen haben. . Die Volksgruppen. erweisen sich. auch in diesem 
Heft als eines der wesentlichsten Ordnungselemente, auf welche 
die Zukunft wird aufbauen müssen. 

Das Geleitwort dieses Heftes wurde vom Präsidenten des 
Verbandes, Konrad Henlein, geschrieben. Es hebt hervor, dass 
die hier vereinten Arbeiten von einzelnen Männern mit ihrem 
eigenen Temperament und ihrer Auffassungsweise geschrieben 
wurden und schon deshalb nicht als Programm aufgefasst sein 
wollen. Wohl aber stellen sie, so schreibt Henlein, insofern 
eine Gemeinschaftsarbeit dar, als sie dem Niederschlag gemein- 
sam gemachter Erfahrungen und eines in seinen Spannungen 
gleichen Schicksals sind. Dr. h. c. Johannes Schmidt- Wodder, 
der deutsche Abgeordnete im dänischen Reichstag, steuert eine 
Abhandlung über „Volk und Völkerleben in Europa“ bei, in der 
er den Gedanken entwickelt, dass nicht der natürliche Vorgang 
des Reifens der Völkerschaften zu einem vollen nationalen 
Selbstbewusstsein eine Quelle der Gefahr darstellt, sondern dass 
es die Versuche tun, diese Entwicklung gewaltsam zu unter- 
drücken. Der Obmann des parlamentarischen Klubs der Sudeten- 
deutschen Partei, Ernst Kundt, zeichnet in einer Arbeit „Volks- 
tumsrecht in der völkerrechtlichen Entwicklung“ die Grundzüge 
eines neuen Volkstumrechtes, wie es den deutschen Volksgrup- 
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pen vorschwebt. F. v. Uexküll, der Herausgeber der Zeitschrift 
„Nation und Staat“ und stellvertretender Generalsekretär des 
Nationalitätenkongresses, weist in einem Aufsatz „Der Heimat- 
begriff der Volksgruppen“ auf die schicksalhafte Verbindung der 
Volksgruppen mit ihrem Heimatboden hin. Allein aus dieser 
engen Verbundenheit schöpfen die Volksgruppen die innere 
Kraft, gleichzeitig vollwertige Glieder ihres Volkstums und voll- 
wertige Teile in der Gemeinschaft ihres Staates zu sein. M. v. 
Wrangell, der Präsident der deutschen Kulturverwaltung in Est- 
land, schreibt über „Volkstum und Volkszugehörigkeit“. Er un- 
tersucht hier das im praktischen Leben der Volksgruppen so 
ausserordentlich wichtige Problem, wie die Volkszugehörigkeit 
einzelner Glieder der Volksgruppen zu bestimmen sei. Der Vor- 
sitzende der deutschen Vereinigung in Polen, Dr. Hans Kohnert, 
berichtet über „Die Verluste der deutschen Volksgruppen in der 
Nachkriegszeit”. In diesem Artikel wird ein wahrhaft erschüt- 
terndes Bild aufgerollt. Kohnert weist auf die ungeheuere Ver- 
antwortung hin, welche die Führung einer Volksgruppe im 
Kampf gegen das Abhröckeln der materiellen und rechtlichen 
Lebensgrundlagen zu tragen hat. Der Obmann des Deutschen 
Volksrats in Rumänien, Fritz Fabritius zeigt in einer Abhand- 
lung „Volkstum und Raum” die Gefahren der Verstädterung 
auf. Der Leiter des Deutschen Ausland-Institutes, Dr. R. Gsaki, 
spricht in seinem Beitrag „Auslanddeutsches Wirken in der 
deutschen Kulturgeschichte“ von den charaktervollen Zügen, 
mit welchen die Volksgruppen das Bild des deutschen Gesamt- 
volkes bereichern. Insbesondere weist er auf die Rolle hin, die 
den Volksgruppen als Wahrerinen alten deutschen Kulturguts 
zugefallen ist, das in dieser Form im Kernvolk vielfach nicht 
erhalten blieb. 

Im restlichen Teil des Heftes finden sich die wie immer 
aufschlussreichen Rechenschaftsberichte über die Lage einzelner 
Volksgruppen und zahlreiche Anzeigen über einschlägige Neu- 

erscheinungen des Büchermarktes. 

Von besonderem Interesse ist schliesslich ein Bericht über 
die letzte, in Karlsbad abgehaltene, Jahrestagung des Verbandes 
der deutschen Volksgruppen, auf welcher bekanntlich Konrad 
Henlein zum Präsidenten des Verbandes gewählt wurde. 

Alles in Allem: Dieses Sonderheft von „Nation und Staat“ 
ist in seiner Reichhaltigkeit, in der Fülle geistvoller Artikel 
berufenster Sachkenner, ein überaus wertvoller Beitrag zur na- 
tionalitätenpolitischen Literatur unserer Tage. 
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Dr. Stefan Csekey: Der deutsche Führerstaat. 

(Dr. Csekey István: A német vezéri állam?) 

* Herausgegeben von der Buchdruckerei , Szegedi városi 

nyomda R. T." Szeged. 1936. 

Der hervorragende Professor an der Universitát Szeged, 

Dr. Stefan Csekey äusserte seine Gedanken über den deutschen 

_ Führerstaat in einer Vortragsfolge im Rahmen des Verbandes der 

Universitätsfreuinde und gab diese auch in einem. anderthalb 

Bogen starken Heft heraus. 
Es liegt ausserhalb des Bereiches unserer Materie, die 

- neuen Staatseinrichtungen und deren einschlägige Literatur -be-- 

kanntzugeben, sofern sie nicht im Zusammenhange mit der Min- 

derheitenfrage steht. Csekeys Ausführungen enthalten jedoch ei- 

nen Teil, der uns näher betrifft. Dieser bespricht seine einge- 

nommene Haltung gegenüber der Rassentheorie, wovon unter 

anderem folgendes erwähnt sei: 

„In Hitlers Reich lebt ein Rassenmythos. Das ist aber ein 

Negativum, auf Grund dessen die Ausscheidung des, vor den 

heutigen Leitern unerwünschten Elementes aus der deutschen 

Volksgemeinschaft möglich ist, welches aber nicht genau be- 

stimmt, wer also die Mitglieder der deutschen Volksgemeinschaft 

sind. Dies heute auf Grund der Rasse oder Abstammung zu 

bestimmen, ist unmöglich. Auch dem Gefühl nach nicht, 

denn das subjektive Bekenntnis, als Methode der indivi- 

duell-liberalen Auffassung, verwirft der National-Sozialismus. Die 

Frage der Zugehörigkeit kann den Interessen der Gemeinschaft 

entsprechend, einzig die Gemeinschaft entscheiden. Zweifellos 

ist aber die Rasse im Endergebnis ein biologischer Begriff, dem 

der Mensch nur in physiologischer Beziehung unterliegt. Die 

Nation jedoch, als kulturelle Schicksalsgemeinschaft ist inerster 

Reihe ein geistiger und kein biologischer Begriff. 

Die Idee des Rassenstaates für uns zu übernehmen, würde 

nicht nur keinen positiven Wert bedeuten, sondern wäre hin- 

sichtlich des inländischen, ebenso wie des in den Nachfolgestaa- 

ten lebenden Ungartums gefahrbringend. Die Ungarn waren . 

schon damals, als sie bei ihren Wanderungen das Becken der 

Karpathen erreichten, ein Mischvolk mehrerer Rassen. Sie be- 

standen aus der glücklichen Verschmelzung der finnisch ugrischen 

und von den Türken abstammenden Wolgabulgaren-Elemente. 

“Hier setzte sich die Blutmischug fort. Wir können unbezweifelt 

feststellen, dass heute das Ungartum rassenmässig den im Do- 

"naubecken lebenden Nationalitäten năhersteht als den Finnen. 

"Und diese Blutmischung” war der Gestaltung des heutigen 

Ungarnvolkstums nicht nachteilig, ‚sondern trug nützlich dazu 

bei die edle ungarische Rasse heranzubilden. 
          

Director si redactor räspunzätor: Dr. Elemér Jakabfiy. 

Tipografia Husvâth si Hoffer, Lugoj.    
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Die Regierung Stojadinovic 
und die ungarische Minderheit. 

Von: Emmerich Prokopy. 

Die Regierung Stojadinovi€ hat seit dem Herbst vorigen 

Jahres der ungarischen Minderheit gegenüber ganz gewiss’ mehr 

Wohlwollen und Verständnis bekundet, als jede andere Regie- 

rung seit dem 1929 eingeführten diktatorischen Regime. Die un- 

mittelbaren Auswirkungen ihrer mit den Führern der anfangs 

1929 aufgelösten Ungarischen Landespartei am 23. und 24. Ok- 

tober v. J. gepflogenen Verhandlungen haben sich bislang in 

einer grösseren Bewegungsfreiheit der ungarischen Minderheits- 

zugehörigen, in einer liberaleren Zuteilung von Reisepässen an 

Personen ungarischer Volkszugehörigkeit, in der Gestattung der 

Abhaltung von Volksversammlungen und der Gründung ungari- 

scher Volksbildungsvereine, in der Ermöglichung der Erörte- 

rung gewisser Wünsche des dortigen Ungartums in der Presse, 

in einer duldsameren Haltung der Behörden, in der Verhinde- 

rung weiterer Ausschreitungen der sogenannten „unverantwort- 

lichen Elemente“, letzthin in der Zulassung der Veranstaltung 

einer Kunstausstellung des ungarischen Malers Bardöcz in der 

Grenzstadt Szabadka (Subotica) und in einigen Aufsätzen der 

serbischen Presse über die ungarisch serbische Annäherung be- 

merkbar gemacht. | 

Es wäre jedoch verfehlt, die Bedeutsamkeit dieser nament- 

lich im Vergleich mit den früheren Zuständen gewiss erfreuli- 

chen Änderung zu überschätzen, denn was bis jetzt‘ geschah, 

bedeutet noch keineswegs die Abstellung der hauptsächlichsten 

kulturellen, wirtschaftlichen und potitischen Beschwerden der 

ungarischen Minderheit. Die Erfüllung ihrer vollauf berechtig- 
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ten Wünsche lässt noch immer auf sich warten, wie dies aiich 
aus einigen nachstehend angeführten Beispielen ersichtlich ist. 

Die in Aussicht gestellte Abschaffung der berüchtigten Na- 

mensanalyse ist noch immer nicht erfolgt. Von den inzwischen 

gegründeten 21 ungarischen Volksbildungsvereinen wurden bis- 

her bloss die Satzungen eines einzigen genehmigt. Dabei dür- 

fen sie weder Zweigstellen, noch einen zur einheitlichen Leitung 

sämtlicher ungarischen kulturellen Vereine berufenen Zentral- 

verband gründen, wie dies der deutschen Minderheit in Südsla- 

wien gestattet wurde. Von den an die ungarischen Gehöfte- 

schulen der bis zu 94°, von Ungarn bewohnten Stadt Magyar- 
kanizsa (Pavlovgrad) unlängst ernannten Lehrern stellte es sich 

heraus, dass sie kein Wort ungarisch verstehen. Die Gehöfte- 

schulen der ebenfalls überwiegend von Ungarn bewohnten Stadt 

Zenta sind noch immer gesperrt, da der Unterrichtsminister die 

mehrmals zugesagte Ernennung der erforderlichen Lehrkräfte 

geflissentlich verzögert. In den Klassen der im Rahmen der 

staatlichen Elementarschulen errichteten „ungarischen“ (?) Pa- 

rallelabteilungen wird der Grossteil der Lehrgegenstände noch 

immer in der Staatssprache unterrichtet. Das 87.000 Seelen 

starke Ungartum der Drau-, Sawe- und Drinabanschaft besitzt 

noch immer keine einzige Elementarschulabteilung mit ungari- 

scher Unterrichtssprache. In den ernannten Stadtvertretungen ist 

das Ungartum nach wie vor bloss durch einige Stadtverordnete 

und keineswegs im Verhältnis seiner Seelenzahl vertreten, wie 

dies die auch in der Verfassung gewährleistete Gleichberechti- 

gung erfordern würde. 
Es würde zu weit führen, hier auch die sonstigen ähnli- 

chen Fälle und dringliche Abstellung erheischenden Beschwer- 

den anzuführen, die allesamt den Beweis erbringen, dass zwi- 

schen Versprechungen und Wirklichkeit eine grosse Lücke klafit. 

Darüber hinaus gibt es aber auch andere höchst bedenkliche 

Erscheinungen, die darauf schliessen lassen, dass zwischen dem 

wohlwollend scheinenden Standpunkt der Regierung und der 

Auffassung gewisser Kreise in Bezug auf die der ungarischen 

Minderheit gegenüber anzuwendende Behandlungsweise ein 

scharfer Gegensatz besteht. In diesem Belange verdient eine 

vom Universitätsprofessor und Vorstand der Unterrichtsabteilung 

der Donaubanschaft Dr. Dimitrie Kirilovic unlängst herausge- 

gebene Flugschrift besondere. Aufmerksamkeit, in welcher er 
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die Reslawisierung sämtlicher Ungarn verlangt, die in aufstei- 

gender Linie bis ins X-te Glied slawischer Abstammung sind 

oder einen slawisch klingenden Namen führen. Zur Durchfüh- 

rung seines Entnationalisierungsplanes schlägt er folgendes vor: 

Die Entmagyarisierung der im Laufe der Jahrhunderte im Un- 

gartum aufgegangenen (und nicht wie er schreibt „magyarisier- 

ten“) Abkömmlinge der slawischen Renegaten hat die Schule 

zu verrichten. Daher sind sämtliche Schulkinder slawischer Ab- 

stammung, ohne Rücksicht auf die nationalen Gefühle ihrer EI- 

tern, Schulen mit slawischer Unterrichtssprache zuzuweisen. Die 

römisch-katholische Kirche soll sie durch ihre slawische Geist- 

lichkeit entmagyarisieren und der slawischen Einheit zurücker- 

werben. Den Sokolen, der Narodna Odbrana, der serbischen 

und slowakischen Matica fällt die Aufgabe zu, sämtliche Rene- 

gaten nach einem sorgsam zurechtgelegten Plan einzelweise in 

aas Slawentum zurückzuführen. 

Einen ähnlichen Plan hat in dem Szabadkaer bunjewatzi- 
schen Blatt „Neven“ auch dessen Schriftleiter loco SokSie aus-' 

geheckt, der den Vorschlag Kirilovic’ folgendermassen ergänzt: 
Die Sokolen müssen je mehr Nicht-Slawen, insbesondere ma- 

gyarisierte Renegaten in ihre Reihen aufnehmen, um sie zu as- 
similieren. Es dürfen überhaupt keine rein slawischen Vereine 

gegründet werden, da als Gegenwirkung rein ungarische Vereine 
entstehen könnten. Man soll ein Puppentheater schaffen, denn 
die Reslawisierung der Renegaten müsse bereits im frühesten 
Kindesalter einsetzen. Der Staat soll im eigenen Interesse die 
Gründung einer ungarischen berufsmässigen Schauspielertruppe 
gestatten. Dadurch würden die ungarischen Liebhaber- Theater- 
gesellschaften eingehen, deren Mitglieder samt und sonders 
werktätige Faktoren der ungarischen Kultur bilden, da eben 

durch ihre gemeinsame Arbeit die verschiedenen sozialen Schich- 
ten der ungarischen Minderheit in der Wojwodina zu einer ge- 
schlossenen volklichen Einheit zusammengeschweisst werden. 

Überaus bezeichnend für die Lage der ungarischen Min- 
derheit in Südslawien und ihre Rede- und Pressefreiheit ist, wie 
ein führendes Blatt des dortigen Ungartums („Reggeli Ujsag“) 
zu diesen beiden Entnationalisierungsvorschlägen Stellung nimmt: 
„Wir können — schreibt das Blatt — dem in der Flugschrift 
und im Aufsatz erörterten Standpunkt keinesfalls zustimmen, 
unserer gegenteiligen Meinung können wir jedoch erst dann 
entsprechenden Ausdruck verleihen, wenn dies nicht mehr auf 
unüberwindliche Hindernisse stossen wird.“ 
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Das Amtsblatt der Regierung, „Samouprava“, begrüsst in 
seiner Folge vom 23. Jänner die Bereitwilligkeit der ungari- 
schen Minderheit zu gemeinsamer Arbeit mit der Regierungs- 
partei, „die die gesetzlichen Rechte des in Südslawien siedeln- 
den Ungartums stets achten und schützen wird. Die Zeit der 
hohlen Worte ist vorüber. Die jetzige Regierung hat dies mit 
Taten bewiesen und will auch nichts anderes, als dass man sie 

nach ihren Taten beurteile.“ 
Dieser eindeutigen Erklärung des Regierungsblattes fügen 

wir lediglich den Wunsch bei, dass die in diesen Belangen an- 
gekündigten Taten endlich (!) und je eher zur Wirklichkeit 
werden. 
  
  

Übersicht der Nationalitäten und 
der wirtschaftlichen Lage in der 

Hauptstadt des Banates. 
: Bekanntgabe und Kritik der Studie von Professor 

C. Stoicanescu. 

n: Dr. Georg Páll 
Generalsekretär der Ungarischen Parteisektion des Banates. 

In der letzten Nummer der Zeitschrift „Revista Institutului 

Social Banat-Crisana“ (Revue des sozialen Institutes Banat-Cri- 
sana) unter der Schriftleitung des gewesenen Bürgermeisters 
von Timisoara, Dr. Kornelius Grofsorean und des Museumdi- 
rektors Dr. Joachim Miloia, erschien eine grossangelegte und 

sehr interessante Studie von der Feder des Professors C. Stoi- 
canescu, betitelt „Die wirtschaftliche Lage und die Nationalifä- 
tenfrage in der Stadt Timisoara“, worin der Verfasser eine, von 
rumänischem Standpunkt trostlose Darstellung der ethnischen 
und wirtschaftlichen Daten bekanntgibt, mit der Endfolgerung, 
die Lage in Timisoara sei für die Rumänen tragisch, für die 
Deutschen beunruhigend, bezüglich der Ungarn trügerisch, dage- 
gen bedeute sie aber für die Juden einen unerhörten, nie ge- 
träumten Fortschritt. 

Der Verfasser verarbeitet nirzählige statistische Daten und 
trachtet diese sachlich zu erläutern, doch trotz seines vollkom- 

men guten Glaubens, ist er zweifellos oft im Irrtum, woran of- 
fenbar seine einseitige Kenntnis der ihm verfügbaren bloss amt- 
lichen Daten Schuld trägt, ihm aber die Stadt selbst, deren Be- 
völkerung, das wirtschaftliche Leben und die Faktoren der na- 
türlichen Entwicklung derselben nicht genügend bekannt sind. 
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}; 

Professor Stoicanescu befasst sich in erster Reihe mit der 

Bevölkerungsstatistik, mit der Verteilung nach Nationalitäten und 

vergleicht die Lage des Jahres 1932 mit der von 1935, wonach 

laut Verfasser die Daten folgendes Bild zeigen: 

Die Bevölkerungsverteilung ist in Timisoara im Jahre 1932. 

folgende gewesen: Rumänen 23.740, Deutsche 29.926, Ungarn 

23.709, Juden 9640, sonstige Nationalitäten 4945, zusammen 91.960. 

Demgegenüber soll das Nationalitätenbild von 1935 folgen- 

des gewesen sein: Rumänen 25.726, Deutsche 24.790, Ungarn 

25.236, Juden 12.543, sonstige 4831, zusammen 93.126. 

Bezüglich der auf 25.326 geschätzten Seelenzahl der Un- 

garn ist Verfasser der Ansicht, hievon seien als Rassenungarn 

bloss 8000 zu rechnen und die Rassenungarn bedeuten für das 

Rumänentum keine Gefahr, umsoweniger, als von ihnen zu er- 

warten ist, dass sie den Weg. des politischen Realismus betre- 
ten werden. Der grössere Teil des Ungartums besteht aus Ässi- 

milierten, besonders Juden, die infolge ihrer exaltierten Menta- 

lität verhindern, dass zwischen Rumänen und Ungarn ein gutes 

Einvernehmen, gute Nachbarschaft zustandekomme. 
Wie sich in der Vergangenheit die ungarische Assimilation 

gestaltete, diesbezüglich gibt die Studie auch fotografische Ko- 

pien aus dem alten „Städtischen Anzeiger“ von der Tabelle der 
magyarisierten Namen. Demgemäss haben in Timisoara. im Jahre 

1900 280 Personen, in 1905 46, in 1910 36, in 1915 32, in 

1916 49 ihre Namen magyarisieren lassen, die Zahl minderjäh- 

riger Kinder mit inbegriffen. Die abgelegten Namen haben deut- 
schen, serbischen, kroatischen, rumänischen und hauptsächlich 

jüdischen Klang. Auf Grund dieser Erhebungen schliesst der 

Verfasser darauf, dass von 1900 bis 1936 das Judentum allein 

die Seelenzahl des Ungartums von Timisoara um mehr als 

10.000 gehoben habe. In den Daten der gewesenen ungarischen 

Volkszählungen gelten die Juden nicht als gesonderte Nationa- 

lität, ihre Zahl wird nur in der Rubrik der Religion in Evidenz 

gehalten. Im Jahre 1910 waren in Timisoara 6647 Juden, laut 

Verfasser eine massive Gruppe im Körper der ungarischen Be- 

völkerung, wozu sich noch unter rumänischer Herrschaft eine er- 

hebliche Menge gesellte. Beweisführend erwähnt der Verfasser 

die amtlichen Daten der Volkszählung von 1931 bezüglich der 

nationalen Verteilung der Juden von Timișoara, die folgender- 
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massen aussieht: als Rumänen erklärten sich 116, als Deutsche 

921, als Ungarn 3373, als Juden 8160 und zu anderer Nationa- 

lität gehörig 3 jüdische Einwohner. 

Diese 3373 ungarischen Juden vermehren laut Verfasser 

die Seelenzahl der ungarischen Einwohner von Timisoara zur- 

zeit der rumänischen Herrschaft, noch wichtiger und für den 

rumänischen Standpunkt gefährlicher ist die magyarisierende 

Rolle des Judentums im Timigoaraer Gewerbe und Handel, 
sowie in der Presse, die gänzlich ungarisch eingestellt ist. 

II. 

Diese Ausführungen können wir mit folgenden kritischen 

Bemerkungen beantworten: 

Dr. Sabin Manuila, Chef des rumänischen statistischen Am- 

tes veröffentlichte hinsichtlich Timisoara ganz andere Daten in 
der letzten Volkszählung, als Professor Stoicanescu, der wahr- 

scheinlich die tendenziöse Zusammenstellung der lokalen Behăr- 

den, die bloss die christlichen Ungarn als Ungarn gelten liessen, 
zur Grundlage seiner Feststellungen nahm, jene 3373 Ungarn 

jüdischer Religion, die sich am 31. Dezember 1930 ausdrücklich 

als Ungarn bekannten, einfach und willkürlich jüdischer (oder 

vielleicht anderer) Nationalität bezeichnete. Den Daten Dr. Sabin 

Manuilas zufolge gestaltet sich nämlich die Nationalitätenvertei- 

lung Timisoara’s am 31. Dezember 1930 folgendermassen: Ru- 

mänen 24.225, Deutsche 27.782, Ungarn 27.562 und anderer Na- 

tionalität zugehörig (Juden, Serben etc.) 11.876. 

Zwischen den zweierlei Daten ergibt sich eine Differenz 

von 3853 Seelen zum Nachteil des Ungartums, worin wahrschein- 

lich die 3373 als Ungarn jüdischer Religion geltenden Seelen 

enthalten sind, der Überschuss aber das Gewissen der Lokal- 

behörden belastet. In der Studie sind zwar die Daten vom Jahre 

1932 angeführt und nicht die von 1930-31, da aber bekannt- 

lich seit 31. Dezember 1930 keine Volkszählung war, konnte 

auch das lokale statistische Amt nur die Volkszählung von 1930 

als Grundlage nehmen. Übrigens veröffentlichte Professor Virgil 

Pau auf seiner Nationalitäts-Karte vom Komitat Timis-Torontal 
die gleichen Daten, vermutlich aus derseiben Quelle, wie Pro- 

fessor Stoicanescu, bloss mit dem Unterschied, dass Ersterer die 

Serben gesondert, mit der Seelenzahl 1800 anführt. 

Die Daten des Dr, Sabin Manuila erscheinen unbedingt 
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glaubwürdiger als die willkürlichen Zusammenstellungen der 

Lokalbehörden, denen es unerträglich vorkommt, dass auch 

heute noch die ungarische Bevölkerung in Timisoara zahlen- 

mässig zuhöchst steht. Mit Ende des Jahres 1930 zeigen die 

Daten der amtlichen Volkszählung noch um 220 Seelen mehr 

Deutsche, als Ungarn, seitdem ist aber die deutsche Bevölkerung 

stark hinter der ungarischen zurückgeblieben. 

Das städtische statistische Amt von Timişoara veröffent- 

lichte unlängst Daten der Nationalitätenverteilung der Bevölke- 

rung, laut welchen am 1. Jänner 1937 die gesamte Seelenzahl 

der Stadtbewohner 98.601 betrug, wovon 26.731 Rumänen waren 

(vermutlich das Militär und die in der Stadt lernenden Studen- 

ten inbegriffen), 26.117 Ungarn, 26.827 Deutsche, 11.973 Juden, 

2362 Serben, 158 Bulgaren, 209 Zigeuner und 2224 anderer 

Nationalität. Vorausgesetzt, dass diese Angaben im Allgemeinen 

genau sind, sind sie dennoch bezüglich des Ungartums unsicher, 

da die 3373 Juden ungarischer Nationalität nicht zu den Ungarn 

gerechnet sind, sondern die Rubrik der Juden bereichern. indem 

wir diesen Fehler umgehen, können wir die Seelenzahl des Un- 

gartums in Timisoara den Angaben Prof. Stoicanescu's gegen- 

über in 1935 mit 28.609 bestimmen, am I. Jänner 1937 jedoch 

mit 29.490. 

Dass im städtischen statistischen Amt Namensanalyse be- 

trieben wird, haben wir zu wiederholtenmalen erfahren. Dafür 

spricht schon die Tatsache, dass die fortwährend abnehmende 

Seelenzahl der Serben von 1800 des Jahres 1930 heute mit 

2362 festgesetzt ist, woraus unschwer zu schliessen ist, dass in 

dieser Zahl viele Ungarn mit slavisch klingendem Namen ver- 

treten sind. 

Auch darin ist Professor Stoicanescu jedenfalls fehlgegan- 

gen, wenn er annimmt, dass in der im Jahre 1932 mit 23.709 

Seelen und in 1935 mit 25.236 Seelen bestimmten Menge der 

Ungarn Juden inbegriffen sind, noch dazu in einer Anzahl von 

mehr als 10.000 Seelen. In Wahrheit bedeuten diese Ziffern die 

Anzahl der in Timisoara lebenden christlichen Ungarn. 

IM. 

Professor Stoicanescu sieht ausser dem ungarisch gesinn- 

ten Judentum noch in der massenhaften Ansiedlung von Szek- 

lern in Timisoara grosse Gefährdung der rumänischen Intreres- 
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sen. Er betrachtet diese Erscheinung als eine zielbewusste, or- 

ganisierte Anwerbung, die er ebenfalls dem Judentum zuschreibt 

und behauptet, die jüdischen Unternehmungen förderten die Zu- 

wanderung der Szekler. Diesbezüglich führt er die Daten des 

statistischen Amtes vom I. Jänner 1931 bis 1. Juli 1936 an, 

woraus erhellt, wie viele Ungarn und Szekler in die Hauptstadt’ 

des Banates kamen und wie viele Juden. 

Es überrascht uns zu erfahren, dass diesmal der Verfasser 

die Ungarn und Szekler unter gemeinsamer Rubrik anführt, wo- 

rin wir das erfreuliche Zeichen erblicken, dass endlich ernste 

rumänische Faktoren anerkennen: die Szekler sind und waren 

immer Ungarn und werden es auch bleiben. 

Aus dem Zahlenmaterial des Meldebüros gehen folgende 

Daten der Zuwanderung hervor: in 1931 kamen 561 Männer 

und 941 Frauen, in 1932 565 Männer -und 880 Frauen, in 1933 

617 Männer und 952 Frauen, in 1934 766 Männer und 1182 

Frauen, in 1935 1328 Männer und 2299 Frauen, in 1936 296 

Männer und 442 Frauen (letztere im ersten Halbjahr) nach Ti- 

misoara, das heisst, während fünf und einhalb Jahren 10.829 

Ungarn (Szekler), davon 4133 Männer und 6696 Frauen. Gleich- 
zeitig kamen 1083 jüdische Männer und 926 jüdische Frauen 
nach Timisoara, zusammen 2009 Seelen. 

Leider finden wir in dieser anregenden Studie’ keine Er- 
wähnung dessen, wie viele Ungarn im selben Zeitraum Timi- 
soara verlassen haben, denn wäre das notiert, so hätten wir 
heraus, dass dieser rege Zufluss nur ein scheinbarer ist, da ver- 

hältnismässig wenige sich für ständig hier niederliessen, höch- 

stens die Sz&kler Dienstmägde können als ständige Mehrzahl 

im Bestand des Ungartums gelten. Die übrigen Wanderer ge- 

hen, so wie sie gekommen sind, nach ein-zwei Monaten wieder 

fort, weil sie anderswo die Arbeit suchen müssen, die sie hier 
nicht bekommen haben. Arbeitslosigkeit treibt diese Menschen 
aus den Komitaten Bihor, Satmar, Salaj und Arad, sowie aus 
Transilvanien nach Timisoara. Die zuwandernden Ungarn sind 
grösstenteils in Lumpen gekleidete, hungrige Wanderer, wovon 
nur wenige in Timisoara bleiben. Das städtische statistische 
Amt veröffentlichte unlängst bezeichnende Daten über den Be- 
völkerungsverkehr der Stadt Timișoara. Demgemăss siedelten 
hieher im vergangenen Jahre 8814 Einwohner, fortgezogen 
sind 5943 Seelen, Von den Zugewanderten sind 3220 Rumä- 

40 ! 

    
 



nen, 2457 Ungarn, 2504 Deutsche, 576 Juden, 50 Serben und 

7 zu anderer Nationalität gehörig. Dagegen wanderten in 1936 

1444 Rumänen, 3118 Ungarn, 1132 Deutsche, 249 Juden, zu- 

sammen 5943 Personen fort von Timisoara. Daraus geht her- 

vor, dass die als gefährlich bezeichnete „Invasion“ beiweitem 

nicht so bedeutend ist, wie es die Studie behauptet und die Zu- 

wanderung des Ungartums das normale Mass nicht über- 

schreitet. Freilich blieben die Szekler lieber in ihrer Heimat, 

wenn sie dort ihren Lebensunterhalt fänden. Doch was bleibt 

ihnen anders übrig, wenn dort kein Brotverdienst ist? Sie ge- 

hen dienen, in grossen Mengen ins Altreich, nach Bucuresti 

und in andere Städte, manche hieher in die Städte der West 

grenze. Vom ungarischen Standpunkt ist dies erfreulicher, als 

wenn sie im grossen rumänischen Meer des Regates unterge- 

hen, doch kann natürlich nicht von einer planmässig betriebe- 

nen „Siedlungsaktion“ die Rede sein, dem Schreckensbild des 

Verfassers. 
IN 

Diese ungarisch-szeklerische Zuwanderung stellt der Ver- 

fasser mit Bitterkeit jenem lange gehegten rumänischen Plan 

gegenüber, die Umgebung von Timisoara zur Mehrheit mit ru- 

mänischen Siedlungen zu bevölkern,. rumänische Vorstädte zu 

gründen, wobei er das tragische Misslingen dieses Unternehmens 

feststellt. Er meint, nicht nur misslungen sei das Zustandekom- 
men eines rumänischen Gürtels um die Banatshauptstadt herum, 

sondern das gerade Gegenteil sei entstanden, laut Verfasser gab 

es in den Periferien Ungarn-, Szekler , ja selbst jüdische Sied- 
lungen. Diese Feststellung Professor Stoicanescus ist irrtümlich: 

in den Periferien wohnen überhaupt keine Szekler und die jü- 

dische Ansiedlung ist wahrscheinlich nichts anderes, als die 

Ackerbauschule des jüdischen Nationalverbandes in den Wein- 

gärten des zweiten Bezirkes, wo die zionistische Jugend im 

Gärtnerei- und Landwirtschaftsfach unterrichtet wird. 

In der unmittelbaren Umgebung von Timisoara sind in den 

vergangenen dreissig Jahren folgende Siedlungen entstanden: 

im Süden die Gemeinde Fratelia, welche aus den Siedlungen 

Chisoda-Nouä und Colonia Bessenyey hervorging, im Südwesten 

Freidorful-Nou (zur Gemeinde Freidorf gehörig), im Südosten, 

längs der Buziaser Landstrasse, Ciarda-Rosie (Vöröscsärdatelep), 

weiches zur Gemeinde Mosnita - Nouä und Colonia - Bänszky 
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(Bänszky-telep) zur Gemeinde Medves gehört. Im Osten die Ge- 

meinde I. G. Duca (vormals Colonia-Kardos) und Ghiroda-Nouä 

(vormals Colonia-Crisan). Von diesen Siedlungen ist Fratelia am 

zahlreichsten bevölkert und schon ganz mit Timisoara zusam- 

mengebaut, auch elektrische Bahn verbindet diese mit der Stadt. 

In 1934 hatte Fratelia 7683 Einwohner, wovon Rumänen 875 

waren (11'3 Prozent), Ungarn 3454 (44'9 Prozent), Deutsche 
3268 (42°5 Prozent), Serbe I und zu anderer Nationalität gehö- 

rig 86. Die Nationalitätenverteilung ist in den übrigen Siedlun- 

gen beiläufig die gleiche. 
In der Umgebung von Timisoara, aber einige Kilometer 

entfernt gelegen sind die Gemeinden Mosnita-Nouä und Uisen- 
tes, diese sind ungarisch bewohnt, Ghiroda und Medves, halb 

rumänisch halb ungarisch, Omosnita, Ghiroc und Utvin rumä- 

nisch, Säcälaz und Freidorf sind schwäbisch. So erhalten alle 

drei Völker natürliche Ergänzung aus der Umgebung. 

Professor Stoicanescu stellt in seinem Aufsatz fest, Timi- 

soara sei während der rumänischen Herrschaft mehr von der 

Magyarisierung bedroht, als früher und an der ganzen West- 

grenze sei dieselbe Gefahr zu beobachten. Er schreibt, während 

die Macedo-Rumänen in fremden Ländern gelassen werden, un- 

terdessen sorgen andere dafür, dass ihre Macedonier (d. h. die 

Szekler) hieher gebracht werden, wobei die Juden dem Ungar- 

tum behilflich sind. 

Professor Stoicanescu behauptet, sogar das Volk Ungarns 

bestehe aus assimilierten Völkern, denn die Rasseungarn sind 

untergegangen. Die ungarische Aristokratie und die Führer des 

Ungartums sind assimilierte Fremde, sowie ihre politisch, geistig 

und militärisch hervorragenden Männer, wie Johann Hunyadi, 

Mathias Corvinus, Paul Kinizsi, die rumänischer Abstammung 

waren, war Ludwig Kossuth ein Slowake, Alexander Petöfi ein 

Serbe und Siowake, Maurus Jökay ein Jude (!), Liszt und Mun- 

käcsy Deutsche und Johann Fadrusz ein Slowake usw. 

VW. 

Aus obigen Daten zieht Professor Stoicanescu nachstehende 

Folgerungen: 

1. Die Seelenzahl der Rumänen vermehrt sich in natürli- 

cher Weise, doch infolge der unrichtigen liberalen und interna- 

tional-demokratischen Politik können sie sich nicht ständige 
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wirtschaftliche Basis verschaffen und ‘wenn dies so fortgeht, 

werden die Rumänen zu einfachen Steuerzahlern des jüdisch- 

ungarischen Kapitalismus herabsinken. 

2. Überraschend ist die Abnahme der Deutschen. Im Jahre 

1900 waren in Timişoara 29.614 Deutsche, in 1910 31.644, in 

1932 29.926, doch in 1935 sank ihre Seelenzahl auf 25.710, was 

ihrem massenhaften Fortwandern zuzuschreiben ist. 

3. Die Ungarn treten immer mehr hervor, beständig durch 

das Judentum unterstützt. 

4. Die Juden haben sich infolge der Kriegs- und der „de- 

mokratischen“ Konjunktur zahlenmässig erheblich vermehrt und 

durch das Ansichbringen des Wirtschaftswesens imposant ge- 

kräftigt. Ihre ungarfreundliche Gesinnung kann dem Rumänen- 

tum noch grosse Gefahr bedeuten. Wenn die Rumänen ihre 

Macht sehen und wissen, dass für die gesamte ungarische Min- 

derheit' nur eine einzige Ungarische Partei existiert, die, nach- 

dem sie keine Konkurrenz besitzt, sich gar nicht mit Wahlfra- 

gen zu befassen braucht, nur Siedlungen schafft und den mate- 

riellen Widerstand zu sichern hat, wozu die jüdische Freund- 

schaft noch hinzukommt, welche die Versorgung von Zugewan- 

derten ermöglicht, so findet man begreiflich, welch bedrohliche 

Rolle solche Juden spielen, wie Sigmund Szana, Adolf Ungár, 

Friedrich Hajdu, Ladislaus Heller, Ärpäd Röna, Sigismund Röna, 
. Koloman Jakobi, Eugen Dornhelm, Desider Szenes, Alexander 
Nobel, Adolf Barta, Otto Szüsz, Adolf Balázs, Sigismund László, 

Sigismund Mayer, Ärmin Lakatos, Sigismund Baruch, Löwi, Latter, 

Österreicher, Deutsch, Kecskemeti, Lendvai, Lindner, Löffler, 
Frankl, Neumann, Lukäcs, Montäg, Krausz, Györy, Freund, Fried- 

mann, Fischer, Spitzer,- Jávor, Dénes, Pollák, Kohn, Klein, 

Weisz, Sârkâny, u.s.w. 

Laut Verfasser ist der Missbrauch, der in der lokalen Presse, 

auf der Strasse und im Gesprăch ausschliesslich das Ungarische 

geltendwerden lässt und den Eindruck macht, als wäre in Ti- 

misoara ein mächtiges ungarisches Zentrum, nicht den Ungarn, 

sondern den Juden zu verdanken, die zu grosser Mehrheit nur 

ungarisch sprechen. 
VI. 

In obiger Namensliste sind jedenfalls einige vornehme jü- 

dische Männer genannt, die auch in der Ungarischen Partei wich- 

tige Rollen innehaben, vom Grossteil der aufgezähllen Namen 
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weiss aber das Ungartum nicht einmal, wer. deren Träger sind, 

so wenig Anteil nehmen sie am ungarischen Gemeinleben. 

Wahrscheinlich sind diese stille, biedere Geschäftsleute. In der 

Aufzählung finden wir auch einen der Führer des jüdischen Na- 

tionalverbandes, einen begeisterten Zionisten. Auch den Namen 

des vor Jahren verstorbenen Bankdirektors sehen wir da, der 

zweifellos stark ungarisch fühlte, ebenso den verstorbenen pen- 

sionierten Gerichtspräsident der königlichen Tafel, später Gene- 

ralsekretär des Lloydgerichtes, dessen Volkszählungsblatt ich in 

1926 zufälligerweise mit eigenen Augen gesehen habe, worin 

er eigenhändig hingeschrieben hatte: Religion römisch - katho- 

lisch, Nationalität jüdisch. _ 
Seit dieser Zeit haben sich unzählige Juden mit ungarischer 

Kultur vom Ungartum losgelöst, die jüngere Generation aber, 

deren Bildung nicht ınehr die ungarische Herrschaft gab, fühlt 

mit dem Ungartum schon gar keine Gemeinschaft mehr, sondern 

bekennt sich — von wenigen Ausnahmen abgesehen — zur 

zionistisch-jüdischen Nationalität. Oft sind die Söhne der bei der 

Ungarischen Partei Verdienste erworbenen Väter überzeugte Zio- 
nisten, oder kurzweg Internationalisten, jedoch keinesfalls Un- 

garn. Mit der Abnahme der älteren Generation werden sich 

immer weniger von den Juden mit ungarischer Muttersprache 

zum Ungartum bekennen, tatsächlich sprechen aber die jüdisch- 

national fühlenden Zionisten zum überwiegenden Teil ungarisch, . 

lesen ungarische Blätter und Bücher und besuchen gerne die 

Vorstellungen des ungarischen Theaters, dessen zahlungsfähig- 

stes Publikum sie auch sind. 
Wir stellen fest, dass zwischen dem Ungartum und dem 

jüdisch-national fühlenden Judentum ein gutes Freundschaftsver- 

hältnis besteht, zum Schutz ihrer gemeinsamen Minderherheits- 

angelegenheiten finden wir sie häufig in einem Lager versam- 

melt und es scheint, diese Tatsachen sind dem rumänischen 

Auge unliebsam. 
Leider geben die jüdischen Eigentümer und Leiter der 

Grossunternehmungen nur zu bereitwillig und leicht dem Druck 

gewisser Amtskreise nach und nehmen in praktischer Ausfüh- 

rung derartige Deutung verschiedener Gesetze und Verordnun- 

gen hin, so wie es dem extremen rumänischen Chauvinismus 

gefällt. In Timisoara ist es seit Jahren fast ausgeschlossen, für 

einen ungarischen Privatangestellten Unterkunft bei einem Gross- 
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unternehmen zu finden. Heute nimmt man aber nicht einmal 
mehr einen ungarischen Gesellen oder Arbeiter bei Grossunter- 

nehmungen in Dienst. | 
Das Ungartum kann auch gegen die Grossunternehmun- 

gen mit ungarländischem Interessenkreis berechtigte Klage füh- 

ren. Die hiesigen Exponenten der vornehmsten Budapester Geld- 

institute, an deren Spitze in der Hauptstadt Exzellenzen mit 

historischen Namen stehen, opfern schwere Geldsummen für 

verschiedene rumänische Zwecke, während ihre Gaben für un- 

garische Bestimmung lächerlich gering und selten sind. 

Dies ist die tatsächliche Lage in Timisoara — mit ungari- 

schem Auge gesehen. 
VII. 

In der Studie Professor Stoicanescus finden wir noch Auf- 

schluss über die nationale Verteilung der Besitzer von Häusern 

und Unternehmungen in Timisoara und dem Namen nach alle 

Hauseigentümer der inneren Stadt und Josefstadt aufgezählt. 

Beigelegt sind interessante grafische und statistische Darstellun- 

gen, die aber nicht gewisse Tendenz entbehren. Der Verfasser 

nimmt zur Grundlage seiner Untersuchungen gerade den I. und 

IV. Bezirk, Innere- und Josefstadt, welche die rumänisch am 

wenigsten bewohnten Stadtteile sind und vermeidet eine Über- 

sicht der Bezirke Il., III. und V., in welchen schon vor dem 

Kriege ansehnliche rumänische Volksmassen wohnten, rumäni- 

sche Kirchen und konfessionelle Schulen mit rumänischer Lehr- 

sprache existierten. 
Vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt findet der Verfasser die 

Lage der Rumänen in Timisoara trostlos und behauptet, wenn 

nicht ein Wunder geschieht, müsse hier das Rumänentum unter- 

gehen. Seiner Feststellung nach sei bezüglich der Zahl der in 

rumänischen Händen befindlichen Häuser das Rumänentum nicht 

schlecht daran, da fast ein Viertel der Häuser rumänische Be- 

sitzer habe, davon sind aber die meisten nur ebenerdige Fami- 

lienhäuser und in den Periferien gelegen, so dass deren Wert 

weit hinter dem der übrigen Nationalitäten zurückbleibt. _ 
Im Gebiete der Stadt Timisoara gestaltet sich die natio- 

nale Verteilung der Hausbesitze folgendermassen: 

Es stehen 8793 ebenerdige Häuser, davon 135 öffentliche 

Gebäude (1'54 Prozent) oder städtisches Eigentum, 2270 eben- 

erdige Häuser (25°82 Prozent) sind in rumänischem Besitz, 1774 
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(20:17 Prozent) in jiidischem, 2106 (2395 Prozent) in deutschen, 
1719 (1955 Prozent) in ungarischem und 789 Häuser (897 Pro- 

zent) in Händen sonstiger Nationalitäten. 

Die Zahl der einstöckigen Häuser beträgt 735, wovon 46 

öffentliche Gebäude oder Eigentum der Stadt sind (626 Prozent), 

136 in rumänischen Besitz (18°50 Prozent), 314 (42'72 Prozent) 

in jüdischem Besitz, 150 (20'41 Prozent) in deutschem, 47 (6:39 

Prozent) in ungarischem und 42 (5'72 Prozent) im Besitze son- 

stiger Nationalitäten sind. 

Zweistockhohe Häuser sind 294, davon 49 Öffentliche und 

städtische Gebäude (1666 Prozent), 23 gehören Rumänen (7'82 

Prozent), 130 gehören Juden (4425 Prozent), 48 Deutschen (16°32 

Prozent), 25 Ungarn (8°5 Prozent) und 19 besitzen Angehörige 
sonstiger Nationalität (645 Prozent). 

Dreistöckige Häuser sind 51 davon 11 öffentliche und städ- 

tische Gebäude (21'57 Prozent), 6 stehen in rumänischem Be- 

sitz (11'76 Prozent), 20 besitzen Juden (39'22 Prozent), 9 Deutsche 

(1765 Prozent), 4 Ungarn (7'84 Prozent) und 1 Haus einer an- 
deren Nationalität (1‘96 Prozent). 

Vier- und fünfstöckige Häuser bestehen in Timişoara ll, 

davon sind 2 Öffentliche, resp. städtische Gebäude (18'18 Pro- 

zent), ein Haus ist in rumänischer Hand (9'09 Prozent), 4 in jü- 
discher (36'37 Prozent), 3 in deutscher (27'27 Prozent), eines 
hat einen ungarischen Eigentümer (9'09 Prozent). 

Insgesamt sind also in Timisoara 9884 Häuser, wovon 243 

(2:46 Prozent) öffentliche oder städtische Gebäude sind, 2436 

Häuser (24'65 Prozent) gehören Rumänen, 2242 Häuser Juden 
(22:68 Prozent), 2316 Häuser (23:43 Prozent) Deutschen und 

1796 Häuser (18'17 Prozent) gehören Ungarn, während die Ei- 

gentümer von 851 Häusern (8'61 Prozent) zu sonstigen Natio- 

nalitäten gehören. 
VIII. 

Um zu beweisen, wie unverhältnismässig der Wert der 

Häuser der Rumänen gegenüber dem der Minderheiten, beson- 

ders aber der Juden sich zum Nachteil der Rumänen gestaltet, 
führt die Studie bezüglich der inneren Stadt folgende Daten an: 

Im ersten Bezirk von Timisoara sind 98 Häuser in rumä- 

nischem Besitz, davon 32 ebenerdig, 52 einstöckig, 9 zwei- 

stöckig und 5 dreistöckig. Deren jährlicher Zinswert beträgt 

7,100.000 Lei, was 10'35 Prozent entspricht. 
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In jüdischem Besitz sind in der inneren Stadt 159 Häuser, 
davon 20 ebenerdig, 83 einstöckig, 36 zweistöckig, 16 dreistö- 
ckig und 4 vierstöckg, zusammen im Zinswert von 34,209.500 

Lei (49'84 Prozent). 

Die Zahl der in deutschen Händen befindlichen Häuser ist 

82, davon 13 ebenerdig, 33 einstöckig, 26 zweistöckig, 7 drei- 

stöckig und 3 vierstöckig, im Zinswert von 15,837.200 Lei 

(23:07 Prozent). 
In ungarischen Händen sind in der inneren Stadt 46 Häu- 

ser, davon 8 ebenerdig, 20 einstöckig 14 zweistöckig, 3 drei- 

stöckig, 1 vierstöckig, mit 7,400.100 Lei (10'77 Prozent) jährli- 

chem Zinswert. 

Zu sonstiger Nafionalität gehörige Personen besitzen 27 

Häuser, wovon 6 ebenerdig, 14 einstöckig, 6 zweistöckig und 

1 dreistöckig sind. Der Zinswert dieser beträgt jährlich 4,084.000 

Lei (5'97 Prozent). 
Öffentliche und städ ische Häuser sind 56, davon 9 ebener- 

dig, 15 einstöckig, 22 zweistöckig, 9 dreistöckig und 1 vierstöckig. 

_ Zusammen Sind in der inneren Stadt 468 Häuser, davon 
88 ebenerdig, 217 einstöckig, 113 zweistöckig, 41 dreistöckig 

und 9 vier- ‘oder fünfstöckig. Der jährliche Zinswert dieser Häu- 

ser beträgt 68,631.350 Lei. 

Die Daten vom vierten Bezirk der Stadt Timisoara, der 

Josefstadt, sind folgende: 
Rumänen besitzen 172 Häuser, davon 156 ebenerdige, 10 

einstöcke, 5 zweistöckige, 1 dreistöckiges. Jährlicher Zinswert 

derselben ist 6,065.100 Lei (695 Prozent). 
In jüdischer Hand befinden sich 298 Gebäude, davon sind 

212 Häuser ebenerdig, 46 einstöckig, 37 zweistöckig, 3 drei- 

stöckig. Deren jährlicher Zinswert ist 39,532.700 Lei (45'27 

Prozent). 

In deutschem Besitz sind 331 Häuser, davon 290 ebener- 

dige, 31 einstöckige, 9 zweistöckige und 1 dreistöckiges, zu- 

sammen im jährlichen Zinswert von 22,081.300 Lei (2528 Prozent). 

Ungarische Eigentümer haben in der Josefstadt 220 Häu- 

ser, wovon 208 ebenerdig sind, 5 einstockhoch, 7 zweistöckig, 

insgesamt im jährlichen Zinswert von 10,024 100 Lei (11'48 

Prozent). 
Angehörige sonstiger Nationalitäten besitzen dort 100 Häu- 
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ser, davon sind 84 ebenerdig, 9 einstöckig, 7 zweistöckig. Jähr- 
licher Zinswert derselben ist 9,618.830 Lei (11'02 Prozent). 

Öffentliche und städtische Gebäude sind 61, davon 40 eben- 
erdig, 13 einstöckig und 9 zweistöckig. 

Im vierten Bezirk von Timisoara sind somit insgesamt 

1182 Häuser, darunter 990 ebenerdige, 113 einstöckige, 74 zwei- 

stöckige, 5 dreistöckige, zusammen im jährlichen Zinswert von 

87,321.930 Lei. 

Indem Professor Stoicanescu die nach dem Weltkrieg ein- 

getretene Veränderung im Häuserbesitz prüft, entdeckt er das 

überraschende Vordringen des Judentums und zugleich auffal- 

lenden Rückgang der Deutschen, welch letzteren Umstand er 

darin zu finden meint, dass entsprechend der Politik des deut- 

schen Reiches, die deutsche Bevölkerung zielbewusst ihr städ- 

tisches Vermögen veräussert und aufs Land übersiedelt, um 

Deutschland mit landwirtschaftlichen Produkten versehen zu kön- 

nen. Dieses Ansinnen finden wir geradezu fantastisch und können 

ihm keinen ernsten Hintergrund zusprechen. Und obwohl Profes- 

sor Stoicanescu behauptet, auch im Gewerbe hâtten die Deut- 

schen Verluste aufzuweisen, können wir dieser Feststellung nicht 

beistimmen, sondern sehen auffallend viel neue deutsche Uhnter- 

nehmungen in Timisoara entstehen. 
Unserer Auffassung nach besteht das vermeintliche Zurück- 

treten des Deutschtums in einem anderen Umstand, den wir in der 

Namensanalyse finden können. Viele der gewesenen und heuti- 

gen Hausbesitzer in Timisoara haben deutsch klingenden Namen, 

sind aber tatsächlich Ungarn. Die Häuser von gewesenen Beam- 

ten, Pensionären, nach Ungarn repartrierten Personen gelangten 

zum Verkauf, doch die ihre Häuser verkaufenden deutschnami- 

gen Besitzer waren in Wirklichkeit Ungarn, was Stoicanescu 

nicht wissen konnte und nur nach dem deutschen Namensklang 

urteilte. 
Auf Grund der Daten des Dr. Sabin Manuila führt die im 

Tagblatt „Vestul“ erschienene Studie den auffallenden Rückgang 

der deutschen Bewohner von Timisoara darauf zurück, dass die 

sogenannten deutschen Bürger nach und nach aussterben und 

das aus den umliegenden Dörfern einwandernde Schwabentum 

diesen Verlust nicht wettmacht. Diese Bürger gehören zu einer 

Volksklasse, welche der Muttersprache nach zwar deutsch sind, 

aber mit Vorliebe — häufig recht fehlerhaft — ungarisch spre- 
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chen und viele unter ihnen bekennen sich auch heute noch als 

Ungarn. 

Seit dem Umsturz schwindet die deutsche Bevölkerung nicht 

nur von Timisoara, sondern auch in der Umgebung. In den 

Dörfern des Banates lebten — laut Angaben Dr. Sabin Manuilas 

— im Jahre 1910: 183.934 Deutsche, in 1930 waren nur mehr 

170.485 vorhanden. Folglich ist die Annahme Professor Stoica- 

nescus irrig, wonach die Deutschen von Timisoara auf das Land 

gewandert sind. 
IX. 

Professor Stoicanescu weist in folgenden Daten auf den 

Wechsel der Hausbesitze von 1915 bis 1936 hin: 

In rumänischen Händen waren im Jahre 1916 940 Häuser, 

von 1919 bis 1936 haben 1167 Rumänen Häuser gebaut, in 

1936 hatten sie 2436 Häuser, ausser den Bauten erwarben sie 

noch 329 Häuser durch Ankauf. 

In jüdischen Händen waren im Jahre 1916 373 Häuser, 

von 1919 bis 1936 bauten sie 699 Häuser, in 1936 waren in ihrem 

Besitz 2242 Häuser, demnach erwarben sie im Kaufwege 1170 

Häuser. 

Deutsche besassen im Jahre 1916 1883 Häuser, von 1919 

bis 1936 bauten sie 1346 Häuser, in 1936 waren in deutschem 

Besitz 2316 Häuser, so dass die Deutschen einen Verlust von 

913 Häusern aufzuweisen haben. 

In 1916 waren in ungarischem Besitz 975 Häuser, von 

1919 bis 1936 haben diese 1153 Häuser gebaut, in 1936 besas- 

sen sie 1796 Häuser, sodass die Ungarn im Verkauf 332 Häuser 

eingebüsst haben. 

Im Besitz von Angehörigen sonstiger Nationalitäten stan- 

den in 1916 861 Häuser, von 1919 bis 1936 bauten sie 327 

Häuser, im Jahre 1936 besassen sie 851 Häuser, sodass sie im 

Verkaufswege 337 Häuser verloren. 

Öffentliche und städtische Gebäude waren im Jahre 1916 

159, durch Ankauf kamen noch 83 dazu. 

Diesem Ausweis ist zu entnehmen, dass sowohl die Juden, 

wie die Rumänen seit dem Umschwung ihren Besitz in riesen- 

hafter Weise vergrösserten, während bei den übrigen Nationa- 

litäten dies nicht zutrifft. 

49



  

X. 

Seit dem Anschluss an Rumänien entstanden in Timigoara 
4692 neue Häuser neben den vorhandenen 5191 Häusern, wo- 

rin der Verfasser die üppige Entwicklung der Stadt sieht, jedoch 

zur Folgerung gelangt, dass diese Entwicklung eher für die 

Minderheiten, als für die Rumänen gilt. Im Hausbesitz stehen 

zahlenmässig die Deutschen obenan, doch in den stockhohen 

Häusern und bezüglich des Zinswertes gebührt den Juden die 

erste Stelle. 

Gemäss der Studie waren in 1870 in Timisoara 2957 Häu- 

ser vorhanden, in 1880 3214 (die Zunahme ist 257, das heisst 

3'71 Prozent), im- Jahre 1900 bestanden 4331 Häuser (die Zu- 
nahme 1117, d. h. 16°13 Prozent), in 1918 waren 5191 Häuser 

(Zunahme 860, d. h. 12'42 Prozent) und in 1936 waren 9883 
Häuser. Der Zuwachs der letzten 18 Jahre beträgt 4692 Häu- 

ser, eine Verinehrung von 6774 Prozent entsprechend. 

In den einzelnen Jahren errichteten die verschiedenen Na- 

tionalitäten Gebäude im nachfolgenden Masstab : 

Im Jahre 1919 bauten die Deutschen I ebenerdiges und 3 

dreistöckige Häuser, die Ungarn 3 mindestens dreistöckige Häu- 

ser, die Juden 2 mindestens dreistöckige Häuser und sonstige 

Nationsangehörige 2 mindestens dreistöckige Häuser. In diesem 

Jahre bauten die Rumänen noch nichts. 

In 1920 haben die Rumänen 3 ebenerdige und 1 zwei- 

stöckiges Haus gebaut, die Deutschen 15 ebenerdige, die Ungarn 

19 ebenerdige und I einstöckiges Haus, die Juden 16 ebener- 

dige, 1 einstöckiges und 1 zweistöckiges Haus, sonstige Na- 

tionsangehörige bauten 2 ebenerdige Häuser. 
In 1921 bauten die Rumänen 3 ebenerdige Häuser, die 

Deutschen 19 ebenerdige und I einstöckiges Haus, die Ungarn 

12 ebenerdige, die Juden 22 ebenerdige, I einstöckiges und 1 

mindestens dreistöckiges Haus, sonstige Nationsangehörige ha- 

ben 4 ebenerdige Häuser gebaut. 

In 1922 haben die Rumänen 16 ebenerdige und | ein- 
stöckiges Haus gebaut, die Deutschen 28 ebenerdige, 1 ein- 

stöckiges und 1 zweistöckiges, die Ungarn 32 ebenerdige, Juden 

28 ebenerdige, 9 einstöckige und 1 zweistöckiges, andere Na- 

tionsangehörige haben 8 ebenerdige Häuser gebaut. 

In 1923 bauten Rumänen 20 ebenerdige und 3 zweistöckige 

Häuser, Deutsche 58 ebenerdige und I zweistöckiges, Ungarn 
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Al ebenerdige und 4 einstöckige, Juden 27 ebenerdige und 2 

einstöckige, sonstige Nationsangehörige bauten 8 ebenerdige 

Häuser. 

In 1924 bauten Häuser: Rumänen 42 ebenerdige, 4 ein- 

stöckige und 2 mindestens dreistöckige, Deutsche 69 ebener- 

dige, I zweistöckiges und 1 mindestens dreistöckiges, Ungarn 

58 ebenerdige und 1 zweistöckiges, Juden 26 ebenerdige, 6 

einstöckige und 1 zweistöckiges, Angehörige sonstiger Natona- 

litäten bauten 13 ebenerdige. 

In 1925 errichteten Rumänen 30 ebenerdige, 6 einstöckige 

Häuser und I drei- bis vierstöckiges Haus, Deutsche 65 eben- 

erdige, Ungarn 57 ebenerdige und 2 einstöckige, Juden 16 

ebenerdige, 8 einstöckige und 1 drei- bis vierstöckiges Gebäude, 

sonstige Nationsangehörige bauten I1 ebenerdige. 

In 1926 bauten die Rumänen 54 ebenerdige, 6 einstöckige, 

und 1 drei- bis vierstöckiges Haus, die Deutschen 100 ebener- 

dige und 3 einstöckige, die Ungarn 42 ebenerdige und 3 ein- 

stöckige, die Juden 22 ebenerdige, 5 einstöckige, 4 zweistöckige 

und 1 drei-vierstöckiges, sonstige Nationsangehörige 4 ebener- 

dige und 2 einstöckige Häuser. 
In 1927 bauten die Rumänen 40 ebenerdige, die Deutschen 

75 ebenerdige und I einstöckiges, die Ungarn 57 ebenerdige 

und 2 einstöckige, die Juden 33 ebenerdige, 5 einstöckige und 

2 zweistöckige, sonstige Nationsangehörige 12 ebenerdige Häuser. 

In 1928 bauten die Rumänen 71 ebenerdige und 4 ein- 

stöckige, die Deutschen 100 ebenerdige, 6 einstöckige, die Un- 
garn 113 ebenerdige, die Juden 46 ebenerdige und 5 einstöck- 

ige, sonstige Nationsangehörige bauten 21 ebenerdige Häuser. 

In 1929 haben die Rumänen 98 ebenerdige und 5 ein- 

stöckige, die Deutschen 102 ebenerdige, 5 einstöckige und | 

dreistöckiges Haus gebaut, die Ungarn 100 ebenerdige, 1 ein- 

stöckiges und I dreistöckiges, die Juden 45 ebenerdige und 5 

einstöckige, sonstige Nationsangehörige 42 ebenerdige und I 

einstöckiges Haus. 
In 1930 bauten Rumänen 87 ebenerdige und 9 einstöckige, 

die Deutschen 80 ebenerdige, 6 einstöckige und 4 zweistöckige, 

die Ungarn 55 ebenerdige und 3 einstöckige, die Juden 22 

ebenerdige, 9 einstöckige, sonstige Nationsangehörige 20 eben- 

erdige und 2 einstöckige „Häuser. 

In 1931 Br tei 735. ‚ebenerdige Häuser, 5 ein- 
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stöckige und 2 zweistöckige, die Deutschen 80 ebenerdige, 5 
einstöckige und 1 zweistöckiges, die Ungarn 100 ebenerdige 

und 6 einstöckige, die Juden 24 ebenerdige und 12 einstöckige, 

sonstige Nationsangehörige 18 ebenerdige und 2 einstöckige 

Häuser. 
In 1932 bauten Rumänen 77 ebenerdige, 14 einstöckige, 

die Deutschen 89 ebenerdige und 10 zweistöckige, die Ungarn 

88 ebenerdige und 6 einstöckige, die Juden 41 ebenerdige, 14 

einstöckige, 6 zweistöckige und 1 mindestens dreistöckiges, 

sonstige Nationsangehörige bauten 42 ebenerdige Häuser. 

In 1933 bauten Rumänen 98 ebenerdige und 11 einstöckige, 

die Deutschen 72 ebenerdige, 12 einstöckige und 1 zweistöcki- 

ges Haus, die Ungarn 100 ebenerdige und 6 einstöckige, die 

Juden 41 ebenerdige, 12 einstöckige, 3 zweistöckige und 3 

mindestens dreistöckige, sonstige Nationsangehörige 37 eben- 

erdige und 1 einstöckiges Haus. 
In 1934 bauten Rumänen 98 ebenerdige, 16 einstöckige 

und 1 zweitsöckiges Haus, die Deutschen 73 ebenerdige, 10 ein- 

stöckige, 2 zweistöckige uud 2 mindestens dreistöckige, die Un- 

garn 77 ebenerdige, 2 einstöckige und 1 zweistöckiges Haus, 

die Juden 46 ebenerdige, 10 einstöckige, 5 zweistöckige und 

1 mindestens dreistöckiges, sonstige Nationsangehörige 25 eben- 

erdige und 2 einstöckige Häuser. 
In 1935 bauten die Rumänen 119 ebenerdige, 8 einstöckige, 

1 zweistöckiges und 1 mindestens dreistöckiges Haus, die Deut- 

schen 131 ebenerdige, 6 einstöckige, 4 zweistöckige und 2 min- 

destens dreistöckige, die Ungarn 89 ebenerdige und 9 ein- 

stöckige, die Juden 45 ebenerdige, 17 einstöckige und 6 zwei- 

stöckige, sonstige Nationsangehörige 31 ebenerdige, 2 ein- 

stöckige und 1 zweistöckiges Haus. 
In 1936 bauten Rumänen 109 ebenerdige, 5 einstöckige 

und 1 zweistöckiges Haus, die Deutschen 86 ebenerdige und 9 

einstöckige, die Ungarn 60 ebenerdige, 4 einstöckige und 1 

zweistöckiges, die Juden 23 ebenerdige, 8 einstöckige und 2 

zweistöckige, sonstige Nationsangehörige 14 ebenerdige, I ein- 

stöckiges und I zweistöckiges Haus. 

Die Summierung der von 1919 bis 1936 errichteten Ge- 

bäude gestaltet sich den Nationalitäten nach folgendermassen: 

Rumänen: 1060 ebenerdige, 97 einstöckige, 6 zweistöckige 

und 4 drei- bis vierstöckige Häuser. 
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Deutsche: 1249 ebenerdige, 76 einstöckige, 15 zweistöckige 

und 6 drei- oder vierstöckige. 
Ungarn: 1100 ebenerdige, 49 einstöckige, 3 zweistöckige 

und I dreistöckiges Haus. (Das Ungarische Haus). 

Juden: 523 ebenerdige, 136 einstöckige, 32 zweistöckige 

und 8 drei- oder vierstöckige. 
Angehörige anderer Nationalitäten: 312 ebenerdige, 13 ein- 

stöckige, 2 zweistöckige Häuser. 

Zusammen 4244 ebenerdige, 371 einstöckige, 58 zweistö- 

ckige und 19 drei- oder vierstöckige Häuser. 

! Die Studie übergeht schweigend, was wir aber betonen 

müssen ; während die von Rumänen und Juden errichteten eben- 

erdigen Gebäude zum Grossteil prunkvolle Herrschaftswohnhäu- 

ser sind, zeigen sich die von ungarischer Seite gebauten als 

vorwiegend ein-zweizimmerige Familienhäuserchen in den Perife- 

rien. Auch die ebenerdigen Häuser der Deutschen sind zumelst 

wertvolle, grössere Objekte. 

XI. 

Mit Bitterkeit beschreibt Professor Stoicanescu die Lage 

des Gewerbes in Timisoara vom Standpunkte des Rumánentums. 

Er stellt fest, dass seit dem Imperiumwechsel das dortige Ge- 

werbewesen, befreit von der Konkurrenz der grossen Industrie- 

mittelpunkte der alten Monarchie, nun im Bereich des nichtin- 

dustrialisierten Rumäniens grossartig aufblühte, doch sei für die 

Rumänen von tragischer Bedeutung, dass die Verhältniszahl der 

im Gewerbe beschäftigten rumänischen Angestellten nur 12 oder 

18 Prozent beträgt, gegenüber den 82 oder 88 Prozent errei- 

chendem Anteil der Minderheitsangestellten. Er führt aus, die 

Industrie. in Timisoara sei eigentlich die Kolonisation der Bu- 

dapester Anglo-Ungarischen Bank, vertreten durch Szana und 

Kompagnie, diese Bank von Timisoara herrsche also über der 

dortigen Industrie zugunsten Budapest. 

Verfasser zählt 91 grossindustrielle Unternehmungen auf, 

darunter drei städtische und drei staatliche Betriebe. Seiner Fest- 

stellung nach ist die Nationalitätenverteilung in den industriellen 

Privatunternehmungen folgende: 

Rumänische Grossunternehmung besteht überhaupt keine, 

rumänisch-jüdische zwei, jüdische 63, deutsche 14, deutsch-un- 

garische 1, ungarische 2 und sonstige 3, zusammen 85. Im Pro- 
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zentsatz ausgedrückt: rumänisch-jüdisch 2°35, jüdisch 74, deutsch 

16°5, deutsch-ungarisch 1'3, ungarisch 2'35 und sonstig 4'5 Prozent. 

In diesem Punkte sind die Erhebungen Professor Stoica- 

nescus unhaltbar und oberflächlich. Er kennt nur zwei ungarische 

Grossbetriebe (die Strumpffabrik der Brüder Dobay und die 

Bandfabrik von Karl Nagy), wir kennen ausserdem noch vier 

Grossunternehmungen als ungarisch, wovon die Studie drei als 

deutsch, eine als jüdisch verbucht. Schlecht unterrichtet ist der 

. Verfasser, wenn er die Bierbrauerei von Timisoara als jüdische 

Unternehmung bezeichnet, da diese zu 100 Prozent in deutschen 

Händen ist. Viele grossindustrielle Unternehmungen können 

nicht genau hinsichtlich ihres Nationalcharakters beurteilt wer- 

den, weil dort Rumänen und Juden (manchmal auch Ungarn) 

zu gleichen Teilen als grössere Aktionäre interessiert sind. Stoi- 

canescu bezeichnet jede Grossunternehmung, worin irgendwie 

jüdische Elemente beteiligt sind, als jüdisch, ohne Rücksicht 

darauf, zu welcher Nationalität sich der betreffende Eigentümer 

bekennt. Auf diese Weise ist es leicht, die ungeheuere Überle- 

genheit der Juden in der Industrie nachzuweisen. 

Laut Feststellung des Verfassers sind von den bestehenden 

Grossbetrieben von Timisoara 26 unter ungarischer Herrschaft 

gegründet worden (30°5 Prozent) und 59 unter rumänischer 

Herrschaft (69'5 Prozent). Schweigend übergeht er die mächti- 
gen städtischen und staatlichen Betriebe (städtisches Elektrizi- 

tätswerk, Ziegelfabrik, Milchversorgung, staatliche Tabakfabrik, 

Zündholzfabrik, Eisenbahnwerkstätten), aus welchen die Minder- 

heitsangestellten fast gänzlich verdrängt sind und an deren Stelle 

rumänische Dorfbewohner herbeigeschafft wurden. 

Bezüglich der Kleinindustrie (industria micä), die nicht mit 

dem Kleingewerbe zu verwechseln ist, führt Verfasser folgende 
Daten an: 

Rumänische kleinindustrielle Unternehmungen sind in Ti- 

mişoara 11 (6'06 Prozent), jüdische 132 (73'86 Prozent), deutsche 

37 (11775 Prozent), ungarische 24 (644 Prozent) und sonstiger 

Nationalität angehörig 14 (1'89 Prozent). Eingehenden Aufschluss 

gibt die Studie diesbezüglich nicht. 

XII. 

Hinsichtlich des Handels von Timisoara und der nationa- 

len Verteilung der ‘darin Beteiligten verbreitet sich Professor 
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Stoicanescu mit derselben Bitterkeit wie oben und stellt fest, 

zwischen den rumänischen und dem jüdisch-ungarischen Kapi- 

tal besteht eine solche Unproportion, dass hierin jedwede An- 

strengung umsonst ist. Würde man das in rumänischem Besitz 

befindliche Gesamtvermögen und den vollen Zinswert der rumä- 

nischen Imobilien im reichsten Stadtviertel in einen einzigen 

Verband hinterlegen, auch dann könnte man nicht mit dem Ka- 

pital des einzigen Szana-Konzerns Schritt halten. 

Diese Lage verbittert den Verfasser umsomehr, als er aus 

eigener Erfahrung weiss, dass vor Weihnachten in den Weiss- 

warengeschäften 69 Prozent, in den Spezereigeschäften 75 Pro- 

zent, in den Parfümerien 91 Prozent der Käufer Rumänen waren. 

(Diese Feststellung beleuchtet die Kaufkraft des Rumänen- 

tums und die Verarmung der Minderheitsangehörigen). 

Die nationale Verteilung des Grosshandels in Timisoara 

gestaltet sich laut Prof. Steicanescu wie folgt: 

Rumänische Firmen sind 16 (5'04 Prozent), jüdische Fir- 

men 195 (60:55 Prozent), deutsche Firmen 31 (1697 Prozent), 

ungarische Firmen 17 (11 Prozent), sonstige Nationalität 5 

(6'44 Prozent), zusammen 264 Grosshandlungen. 

Nationale Verteilung im Kleinhandel: 

Rumänisch 80 Firmen (8'83 Prozent), jüdisch 474 (52:32 

Prozent), deutsch 192 (21:19 Prozent), ungarisch 108 (11'92 

Prozent), sonstige Nationalität 52 (8'74 Prozent), zusammen 906 

Kleinhandlungen. 

Nationale Verteilung der Gastwirte in Timisoara: 

Rumänisch 40 (18'26 Prozent), dem Verfasser nach sind 

diese zumeist nur dem Namen nach Rumänen, rumänische Kriegs- 

invaliden oder -freiwillige, in Wirklichkeit gebrauchen jüdische 

Gastwirte ihre Rechte. 

Jüdische Wirte und Gasthausbesitzer sind 109 (49'77 Pro 
zent), deutsche 23 (10°51 Prozent), ungarische 25 (11'42 Pro- 

zent) und sonstige Nationalitäten 22 (1004 Prozent), zusammen 

219 Gastwirte und Restaurateure. 

XIII. 

Zum Abschluss veröffentlicht Professor Stoicanescu eine 

Liste der im Bereich der Stadt Timisoara ausgeteilten äusserst 

preiswerten, fast geschenkten Hausplätze und deren Besitzer. 
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Er stellt fest, die wichtigsten und wertvollsten Hausplätze seien 

im Kaufwege in jüdische Hände übergegangen. 

Seinerzeit haben in Timisoara 1572 Personen Hausplätze 

bekommen, davon 1108 Rumänen, 97 Juden und 464 sonstige 

Minderheitsangehörige. 

Bis 1934 verkauften 107 Rumänen und 117 sonstige Na- 

tionalitätsangehörige ihre Hausplätze. Käufer der von rumäni- 

scher Seite veräusserten Hausplätze waren 67 Juden, 40 ande- 

rer Nationalität zugehörig. 

Besonders pikant muten uns die Daten bezüglich des so- 

genannten Hausplatz-Austausches an, die in den letztvergange- 

nen Jahren so grosses Aufsehen erregten, um derentwillen die 

Ungarische Partei (ergebnislos) eine ganze Reihe von Ap- 

pellationen auf Grund der Vergeudung des städtischen Vermö- 

gens anstrengte. Unter der Regierung der Liberalen vertausch- 

ten von 1934 bis 1937 99 Personen ihre ungünstiger gelegenen 

Hausplätze um günstigere, wertvollere, darunter verkauften aber 

27 ihre Bauplätze sofort. Käufer dieser waren 22 Juden und 5 

anderer Nationalität. Unter den Verkäufern finden wir die be- 

kanntesten Persönlichkeiten der rumänischen Öffentlichkeit von 

Timisoara, lauter höhere Beamte oder Politiker. Der Kaufpreis 

dieser Bauplätze schwankt zwischen 200—-300.000 Lei, es gibt 

aber auch Bauplätze, die um 350.000 Lei erstanden wurden. Da 

die eingetauschten Bauplätze in den Vorstädten lagen, gelang- 

ten die glücklichen Protektionskinder, natürlicherweise Rumänen 

per Kopf zu einem Geschenk beiläufig im Wert von einer Vier- 

telmillion aus dem Vermögen der Stadt. Verfasser tadelt, dass 

ein Teil dieser Beschenkten ihre Bauplätze verkaufte. Er kommt 

zum Endergebnis, Timisoara sei durch die lügnerische Demo- 

kratie binnen 18 Jahren zu einem schwerreichen Ghetto ge- 

worden, welches obendrein im Dienste von Budapest steht. Das 

Geheimnis der Bereicherung der Juden sei die Korruption und 

solange kein korruptionsfreies Regime käme, würde die Lage 

der Rumänen in Timisoara tragisch bleiben. 
* 

Stoicanescu liess in seiner Studie äusserst lehrreiche Da- 

ten bekanntwerden, doch ist er sehr einseitig befangen, da er 

auf jede Weise bezeugen will, in Timisoara sei das Rumänen- 

tum in den Hintergrund gedrängt und könne nicht zur Geltung 

kommen. Nüchtern und ohne Voreingenommenheit können wir 
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aber feststellen, dass Stoicanescu in vielen Fällen irrtümlich 

folgert. Im Jahre 1910 wohnten in Timisoara erst 7566 Rumä- 

nen, gegenüber den 28.552 Ungarn (darunter befand sich auch 

ein grösserer Teil der damals zur jüdischen Konfession zählen- 

den 6718 Personen) und 31.644 Deutsche. In 1920 zählte die 

amtliche rumänische Volkszählung schon 15.892 Rumänen und 

nur 26.185 Ungarn, 29.188 Deutsche und 8.296 Juden. Seither 

vermehrt die rumänische Bevölkerung sich stetig und das ru- 

mänische Vermögen wächst immens. Das Rumänentum hält alle 

öffentlichen Ämter in Händen und geniesst die zahllosen damit 

; verbundenen Vorteile. Seine Söhne, zumindest von den gebil- 

deteren Klassen, finden überall in den Beamtenlaufbahnen Platz. 

Gleichzeitig sehen wir das Ungartum überall, sogar aus den 

Privatunternehmungen immer mehr verdrángt. Zahlenmássig hat 

zwar das Ungartum nicht ab- sodern zugenommen, doch ist 

diese Zunahme bloss das Eindringen der existenzlosen ungati- 

schen Massen in die Stadt. Nicht die Lage des Rumänentums, 

sondern die des Ungartums ist tragisch nicht nur in Timisoara, 

sondern in den Städten längs der Grenze und überall in Sie- 

benbürgen. 

Die Debatte in der Kammer über 

das Theatergesetz. 

Rede des Abg. Josef Willer am 26. Februar. 

Von der reichen Tagesordnung der Sitzung obigen Da- 

tums war zuerst die Gesetzvorlage über die Förderung der Land- 

wirtschaft vorgesehen und die Abgeordneten dachten, dass nach 

Herunterleiern einiger minder bedeutungsvollen Fragen dann 
diese Vorlage aufs Tapet kommen würde. Überraschenderweise 

— das heisst, derlei Uerraschungen - bereitete man uns schon 

oft, sodass sie gar nicht mehr überraschend wirken — zog man 

aus dem Material der Tagesordnung das Theatergesetz hervor, 

welches den Wirkungskreis der rumänischen Nationaltheater 

und Opern regelt, zugleich aber den ohnedies nur vegetieren- 

den Minderheitstheatern empfindlichen Schaden zufügt. Von den 

Minderheitsrednern waren aber glücklicherweise zwei am Wach- 

posten: von deutscher Seite Franz Kräuter und vonseiten der 
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ungarischen Partei Dr. Josef Willer, ausserdem waren von bei- 

den Lagern angesehene Abgeordnete zugegen. Ihre offenkundig 

improvisierten Reden verklangen auch diesmal nicht zwecklos, 

denn der Minister, der im Komitee noch unbeugsam war, tat 

nun einige wertvolle Zugeständnisse und erklärte sich sogar 

bereit, die seitens der zwei Parteien unterzeichneten ändernden 

Beantragungen zu beherzigen. 

Franz Kräuter lobte in seiner Rede die für die rumänischen 

Schauspielanstalten nützlichen Verfügungen der Gesetzvorlage, 

doch stellte er mit unverhüllter Aufrichtigkeit alle minderheits- 

feindlichen Gesetzartikel dar, die geeignet sind, die Tätigkeit 

der einzigen deutschen Schauspielertruppe hierzulande unmög- 

lich zu machen. Minister Jamandi fiel ihm mehrmals ins Wort 

und betonte, er könne nicht für die einzige deutsche Schau- 

spielertruppe sorgen, obwohl er dieser nicht schaden wolle, 

doch könne er keine Ausnahme machen, denn die einer Kunst- 

anstalt gegebene Konzession beziehe sich auch auf die andere. 

Nach einigen rumänischen Rednern kam die Reihe an 

Josef Willer, der folgendermassen sprach: 

Herr Präsident! Meine Herren Abgeordneten ! 

Als ich die Gesetzvorlage über die Regelung des Theater- 

wesens zur Hand nahm, hatte ich die Absicht, alle politischen 

Gesichtspunkte beiseite zu lassen — -diese pflege ich ohnedies 

nicht zu missbrauchen — und die zur Förderung der vokalen 

ebenso wie der musikalischen dramatischen Kunst bestimmten 

Verfügungen mit dem Interesse eines bescheidenen Fachman- 

nes zu studieren. Ich trachtete nämlich von jeher, ausser dem 

juridischen Studium, musikalische Bildung zu erlangen und über- 

nahm mit dem juridischen Doktordiplom in der Tasche die Lei- 

tung einer Theatermusikkapelle, dirigierte jahrzehntelang und 

leite heute noch Musik- und Gesangschöre und befasse mich 

auch mit Musikpädagogie. Diese meine Tätigkeit ist nicht un- 

bekannt, der unvergessliche Traian Grozavescu und mehrere 

von Ihren hervorragenden Musikern hatten mich zum ersten 

Meister, Dies erwähne ich nur, damit Sie begreifen, mit welch 

aufrichtiger Freude ich die, für die Sache der rumänischen 

Theaterkunst wahrhaft heilsamen Verfügungen gelesen hätte, 

wenn mir nicht zu meinem grössten Bedauern klar geworden 

wäre, dass gleichzeitig der Schauspielkunst der Minderheiten ein 

verhängnisvoller Schlag versetzt würde. Ich fühle es schmerz- . 
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haft, dass meine Rolle viel schwerer ist, als die meines Freun- 

des Kräuter: er hat das Glück, die Deutschen zu vertreten, 

meine traurige Aufgabe ist aber, im Namen meiner armen un- 

garischen Gefährten zu sprechen. 

Rigo (liberal) : Warum ist diese Rolle traurig ? 

Willer : Weil ich fühle, wie viel Voreingenommenheit ich 

zu bekämpfen habe und fürchte, dem nicht gewachsen zu sein. 

Um aber sachlich zu sein, muss ich diesmal das Vorurteil des 

Herrn Ministers vollkommen verstehen. 
lamandi : Bitte, Herr Abgeordneter, ich erfülle meine Pflicht 

unparteiisch, bin nicht voreingenommen und sehe nicht darauf, 

wer ungarisch, wer deutsch ist. Sie waren mir persönlich im- 

mer lieb und ich habe Sie immer hoch geschätzt. 

Willer : Danke für diesen Zwischenruf, aber ich muss be- 

tonen, dass ich mich nicht wundere, wenn Herr Minister uns 

gegenüber voreingenommen sind. Denn ich lese ja auch tag- 

täglich Blätter, die im Überfluss „empörende“ Nachrichten dar- 
über verbreiten, wie das ungarische Theaterwesen irredentisti- 

sche, rumänenfeindliche, also gefährliche Tätigkeit ausübt. Gleich- 

laufend erscheinen amtliche Meldungen, die Öl ins Feuer gies- 

sen, die Unduldsamkeit uns gegenüber anregen und es fehlen 

dem Minister, sowie hervorragenden Fachleuten und dem Ge- 

neraldirektor der Theaterangelegenheiten die Mittel und Wege, 

sich von der Stichhaltigkeit der verbreiteten Gerüchte und In- 

formationen zu überzeugen. Geradezu unbegreiflich ist die An- 

tipathie, womit man dem Wirken des ungarischen Theaters be- 

gegnet und dem Angriffe bereitet werden, — sei es offen, oder 
in verhüllter Weise —, auch von solcher Seite, wo man es am 

wenigsten erwartet. Ich will nur einen Vorfall erwähnen: in 

Timisoara plante man einen Programmabend zu veranstalten 

und Herr Sabin Dragoiu, der bekannte Komponist, Bartök’s 

Schüler, zugleich Inspektor des Theater- und Künstlerfaches, 

beruhigte die Arrangeure, sein Genehmigungsgesuch sei schon 

an das Ministerium befördert, dort solle man die Bewilligung 

urgieren. Sie können sich meine Überraschung vorstellen, als 

man mir das „Gesuch“ zeigte, wo die Randbemerkung prangte: 

„bitte nicht zu genehmigen.“ Meine Herren ! Ich habe niemals 

unüberlegt gehandelt und würde kein Wort verlieren, wenn ich 

nur den geringsten Grund wüsste, warum dieser Vermerk dem 

Gesuch zugefügt wurde. Dass aber eine in jeder Hinsicht voll- 
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kommen einwandfreie Vorstellung einzig aus unfreundlicher Ge- 
sinnung in derartiger Weise verunglimpft werde, — noch dazu 

von amtswegen —, woraus an kompetenter Stelle berechtigte 

Folgerungen gezogen werden können, da ist es wirklich schwer, 

solchen Zielsetzungen entgegen zu arbeiten. 

Vielleicht wäre ich am meisten berufen, über diese Fragen 

mit dem Herrn Minister zu beraten, der immer fühlen musste, 

dass ich nur berechtigte Angelegenheiten vertrat und die ver- 

antwortlichen Regierungsfaktoren niemals irreführte. Leider sind 

wir beide sehr in Anspruch genommen und vielbeschäftigt, wir 

haben nie Zeit, über die Tätigkeit des ungarischen Schauspie- 

lertums mit erforderlicher Gründlichkeit zu verhandeln und viel- 

leicht ist dies die Ursache, weshalb in der Gesetzvorlage die 

Stimmung uns gegenüber unfreundlich und falsch orientiert ist. 

Es ist nicht meine Absicht, die von Herrn Kräuter in über- 

zeugender Art vorgebrachten Argumente zu wiederholen, damit 

würde ich nur die Geduld des geehrten Hauses missbrauchen, 

übrigens werden wir gelegentlich der eingehenden Verhandlun- 

gen über die Gesetzvorlage unsere ändernden Vorschläge be- 
antragen. 

Doch muss ich schon jetzt, während der Debatte im all- 

gemeinen wenigstens auf jene verhängnisvollen Verfügungen hin- 

weisen, die uns drohende Gefahr vorausdeuten. Mein Freund 

Kräuter äusserte seine schwere Besorgnis über den 4. Gesetz- 

artikel, wonach die im Besitz der Gemeinden und Komitate be- 

findlichen Theatergebäude zur ausschliesslichen Benützung des 

rumänischen Nationaltheaters übergeben werden müssen. Dieser 

Artikel nimmt auch die Möglichkeit vorweg, dass die Führer 

der Komitate und Städte aus menschlichem Gefühl auch den 

Minderheiten diese Gebäude zur Benützung überlassen, selbst 

wenn sie leer stehen. Daraufhin beruhigt uns der Herr Minister 

und erklärt, es stünde der Gesetzgebung fern und würde auch 

niemals vorkommen, dass die Minderheiten die Theater nicht 

zur Verfügung gestellt bekämen. Erlauben mir Herr Minister, 

mit Berufung auf meine langjährigen Erfahrungen muss ich be- 

haupten, dass die während der Verhandlung der Gesetzvorlagen 

verklungenen ministeriellen Erklärungen noch niemals beachtet 

wurden, weder von Behörden noch vom Gericht, selbst dann 

nicht, wenn der Text des Gesetzes unklar war. Wie solles erst 
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sein, wenn der Wortlaut des Gesetzes im ausgesprochenen Ge- 

gensatz zur Äusserung des Ministers ist ? 

Ich muss den grossen Vorteil des rumänischen Theaterwe- 

sens hervorheben : es bezieht Subvention und zahlt keine Steu- 

ern. Ich beneide es darum keineswegs, ich billige nur diese 

Begünstigung. Ist dieser Umstand aber mit dem Prinzip der 

gleichen Behandlung vereinbar, da das Schauspielertum der Min- 

derheiten staatliche Subvention vollends entbehrt, obwohl ihm 

in den internationalen Verträgen verbürgtes Recht hiezu besteht 

und obendrein noch schwere Steuern zu entrichten hat? 

Der Artikel 145 der Gesetzvorlage ist mir ebenfall unver- 

ständlich. Dieser ermächtigt die Bürgermeister, Dorfrichter, ja 

selbst den in der betreffenden Gemeinde befindlichen Direktor 

des rumänischen Theaters, die für den Staat gefährliche, unsitt- 

liche, oder rumänenfeindliche Vorstellung des Minderheitstheaters 

scfort abzuschaffen. Sie werden nicht voraussetzen, dass ich 

mich auf den Beschützer unsittlicher, oder antirumänischer Be- 

wegungen aufspiele, doch werden Sie einsehen, dass der Herr 

Dorfrichter dort in der Gemeinde doch nicht berufen ist, so 

eine heikle Frage zu entscheiden, noch weniger kann die Grenze 

bestimmt werden, welche die nationale Empfindlichkeit des ru- 

mänischen Theaterdirektors von dem Interesse seiner Tasche 

trennt und bis wir den Herrn Minister davon überzeugt haben, 

ist die Theatergesellschaft auch schon zugrundegegangen. 

Diese und noch viele andere Mängel erfüllen uns mit Be- 

sorgnis und ich will nicht glauben, dass der Herr Minister, des- _ 

sen Freundschaft und Vertrauen mich seit Jahren ehrt, der sicher 

von meiner guten Absicht überzeugt ist, meine Beschwerden 

nicht überlegen werde. Auch Sie, meine Herren Kollegen, müs- 

sen sich dessen erinnern, dass es sich nicht lohnt, die Minderheiten 

unnütz zu verletzen. Seit dreissig Jahren verkünde ich, wir müs- 

sen einander verstehen und noch nie war das Problem der 

Zusammenarbeit und der Annäherung aktueller, als es heute ist. 

Und glauben Sie mir, während ich im Interesse der Minderhei- 

tenschauspieler das Wort gegen die verletzenden Artikel der Ge- 

setzvorlage erhebe, tue ich das auch um jene günstige Atmos- 

phäre zu schaffen, die unumgänglich nötig ist beim Angriff der 

bauenden Arbeit, die auf uns wartet. 

* 
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Referent Stefan Pop Turda anerkannte in seiner Antwort 

die sympathische, achtunggebietende Form, womit Redner seine 

Beschwerden vorbrachte, wonach der Minister auf einige Re- 
pliken reflektierend, um die Änderungsvorschläge bat. 

  
  

La Tchecoslovaquie et les 
minorites. 

Du , Mir" : 

„Îl n'y a pas longtemps que le gouvernement tchécoslo- 

vaque a pris une dâcision tr&s importante touchant les droits 

des minorits, chose qui laisse voir avec-quels soucis cet Etat 

avance s’interesse aux nationalites &trangeres qui se trouvent 

sur son territoire. Sous l’influence de la crise &conomique qui 

se fait sentir encore en Tche&coslovaquie et surtout dans les ré-. 

gions peupl&es d’Allemands, le gouvernement de Prague a en- 

trepris une serie de mesures pour l’allegement de la situation 
de ces derniers. 

„Ainsi que cela est releve dans la Constitution d&mocra- 

tique tchecoslovaque, il est accord& aux minorites tous les droits 

dont elles ont besoin pour le développement de leur vie éco- 

nomique, spirituelle et sociale. Les Tch&coslovaques reconnais- 

sent que les minorites ne sont et ne doivent pas étre les enne- 

mis de l’Etat. Au contraire, elles doivent étre attirdees A une 

collaboration dans le domaine de Védification de l’Etat com- 

mun. En d6fendant les droits qui sont 6tablis au profit des mi- 

norités dans les traités internationaux ou dans le code, la R&- 

publique tchâcoslovaque reconnait qu'elle &difie de cette ma- 

niere son succes personnel. Et il faut souligner que la voie 

d'une collaboration &troite et franche avec les minorites, suivie 

avec perseverance par le gouvernement tch&coslovaque est la 

seule gui puisse assurer le développement paisible et heureux 

d’un pays qui possede sur son territoire des populations mi- 
noritaires.“ 

62  



Nationalisation de la frontiere 
roumano-hongroise. 

Les journaux de Bucuresti reproduisent le texte d’un pro- 

jet de loi tendant ä faire passer toute la propriété rurale dans 

une zone de cent kilometres de la frontiere, entre les mains de 

PEtat ou de personnes de nationalit roumaine. 

On se propose d'exproprier, en consequence, tous les 

biens ruraux, acquis depuis 1914, a n'importe guel titre, par des 

citoyens roumains d’une autre origine ethnique que roumaine. 

L’expos& de motifs qui accompagne le projet de loi insiste 

sur le fait, que la roumanisation urgente de la frontiăre du cote 

de la Hongrie constitue „un imp&ratif categorique de l’Etat et 

du peuple roumain.“ „La defense et s6curits ă tout prix de la 

frontigre constitue un devoir 6l&mentaire pour un peuple cons- 

cient. Il est absolument nécessaire gue la frontiere occidentale 

du pays soit garde non pas par des comtes et des barons hon- 

grois, exploiteurs et „magyariseurs“ de l'6lement roumain, ou 

par des gros proprietaires „jud&o-hongrois“ irredentistes, mais 

par des consciences nationales, par des ämes dans lesquelles 

’amour de la patrie bouillonne.“ 

„C’est la seule r&ponse convenable et efficace, donnee A 

ceux qui persâvărent dans leurs revendications territoriales ef 

qui entretiennent parmi leurs freres de race dans notre pays 

des idees irredentistes ; c’est la la premiere et une reelle pos- 

sibilit6 de defense des frontieres de l’ouest du pays.“ | 
L’expos& des motifs s’efforce de faire la preuve que de 

telles mesures ne sont ni anti-constitutionelles, ni contraires aux 

'conventions internationales en vigueur, étant prises pour cause 

d’utilit€ publique et en vue de la défense nationale. On insiste 

pour le vote rapide de la loi gui serait ,une loi de la consci- 

ence roumaine" et qui serait de nature a &lever „un mur in- 

franchissable, bâti non pas en fer et en bâton, mais plus puis- 

sant encore, parce qu'il serait constitu6 par des âmes pure- 

ment roumaines.“ 

“La presse minoritaire en Roumanie est cependant vive- 

ment alarmee par ce projet de certains groupements nationalistes. 
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Une petition de la 
minorite ukrainienne & Geneve. 

Le numâro de „La Parole Bulgare“ du 12 Mars 1937 

publie : 

On sait que le nombre des ukrainiens en Roumanie, ha- 

bitant la Bucovine et la Bessarabie, s'6l&ve ă environ 700.000 

ämes. Ceux de la Bucovine sont organises en parti politique 

minoritaire -et, grâce ă une entente avec le parti radical-paysan, 
A 

ils ont russi ă se faire reprâsenter au parlement. 

Une pâtition vient d'âtre deposte ă Genăve, au nom de la 

population ukrainienne de Roumanie, qui pretend que le traité 

pour la protection des minorites Serait enfreint ă leur égard 

dans son article 10 par le fait que toutes les &coles de cette 

minorite seraient roumanisdes et que m&me les enfants sont pu- 

nis lorsqu'ils parlent entre eux, dans la rue, leur iangue mater- 

nelle. On sollicite l’intervention de la Société des Nations, afin 

gue celle-ci oblige la Roumanie a faire respecter le Traité de 

minorité dans son article 10. 

La pétition est introduite a la Société des Nations par un 
groupe de dix hautes personnalites anglaires, savants, hommes 

politiques, membres de la Chambre des Communes et de la 

Chambre des Lords, dont le professeur Galbert Murray et Lord 

Dickinson, personnalites appartenant ä la League of Nations 

Union, et bien connues par leur compâience en matiere mi- 

noritaire. 

  

  

Director şi redactor răspunzător: Dr. Elemer Jakabiiy. 

Tipografia Husv6th şi Hoffer, Lugoj. 
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Prima incercare. 

Pactul Partidului Maghiar cu Partidul 
Averescan. Precedentele, motivele incheerii, 

textul, modiiicările, consecinţele, desiacerea 
şi concluziunile lui. 

De: E. Gyâriâs, senator. 

A trecut un deceniu şi jumătate dela ratificarea tratatului 

de pace, care a stabilit hotarele noui ale României şi a eliminat 
în aşa fel cauza, pentru care maghiarimea transilvăneană era 

constrânsă a păstra pasivitate in primii ani ale dominatiunei 

române. 
Cauzele pasivității. 

Această pasivitate era aspru criticată, cu toate că impor- 

tante motive morale şi practice au impus-o. 
Nu se poate contesta, că în primii ani ale imperiului ro- 

mânesc ar fi fost incomparabil mai uşoară incadrarea noastră 

în noul sistem de Stat. Am pierdut pe rând cele mai importante 

poziţii în viața publică şi economică şi trebuia să privim nepă- 

sători ocuparea lor rapidă din partea românilor. Nu s'a exploa- 

tat acel moment sufletesc, când ataşarea noastră la noul regim 

ar fi evocat bunăvoința şi recunoştinţa celor dela putere si ar 

îi apropiat sufletele celor două popoare. 

Nu contestăm acest lucru, dar, cu toate acestea nu puteam 

face altceva decât ceeace am făcut. 

Nu vreau să invoc ca scuză, lipsa noastră de orientare. 

“ Indiscutabil, popoarele convieţuitoare cu noi, avusese în acest 

timp informaţiuni incomparabil mai precise asupra tot, ce se pe- 

trecea în lume, precum şi despre intențiunile Marilor Puteri pri- 
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vitor la această bucată de pământ, pe care trăim. E drept, că 

şi caosul, ce domina la Budapesta şi ştirile primite cu mari in- 

târzieri şi din izvoare contradictorii, ne incurcau. Granițele spre 

Budapesta erau închise, mult timp ne despărțea chiar un front 

de războiu şi nici nu prea se găsea acolo cineva, care s'ar fi 

îngrijit de indrumarea noastră. 

Un lucru ştiam însă chiar şi din presa de la București. 

Ştiam, că Puterile Mari intocmează o nouă hartă a Europei 
Centrale. Aveam cunoștință și despre eforturile guvernelor Un- 

gariei — orişice guverne ar fi fost acelea — prin care s'au 

străduit a salva ce putea îi încă salvat din teritoriul fostei Un- 

garii. Din indemnurile, adresate nouă, dinspre București și Sibiu, 

ne dădeam seama, că orice act al nostru, care putea fi inter- 

pretat ca o acceptare a nouii stări de lucruri, va îi utilizat drept 

contra-argument impotriva sfortärilor Ungariei, în procesul, ce 

aştepta soluționarea în fața Puterilor Mari. 

Saşii puteau aduce hotărârea lor de ataşare la Mediaş. O 

fracțiune a Evreilor putea constitui Partidul Naţional Evreesc, 

ce se incadra în noul regim. Toată lumea putea să-şi asigure 

o poziţie, ce-i promitea cele mai multe avantaje. şi mai sigure 

succese în așezarea viitoare. Numai maghiarimea ardeleană nu 
putea urma această cale. Un imperativ moral o constrângea, să 

păstreze o tăcere și să se abțină de orice manifestare, care ar 

îi putut-o pune în conflict cu fosta sa țară-mamă şi prin care 

ar îi trădat unitatea seculară sufletească si de rasă. 

Sunt convins, că și Românii ne-ar fi disprețuit şi ne-ar 

disprețui şi astăzi, dacă noi, în acele timpuri grele istorice, ne- 

am îi ataşat le acei, cari urmăriau construirea de noui state na- 

ționale pe ruinele fostei Ungarii. 

Comunitatea de sânge și de rasă ne impunea tăcere tot 

timpul, până când nu s'a lichidat spinoasa problemă a războiu- 

lui mondial prin tratativele de pace. 

Dar inafară de acest imperativ moral, erau şi motive de 

ordin practic, care ne constrângeau la tăcere și pasivitate. 

Dacă Românii ardeleni doreau sincer realizarea, în Tran- 

silvania, a acelei Elveţii răsăritene, pe care o pretindeau sub 

dominațţiunea maghiară, aveau toată posibilitatea de a crea con- 

dițiunile psihologice, necesare unei asemenea formaţiuni. De- 

presiunea morală, produsă de pierderea războiului şi de izbuc- 

nirea și introparea comunizmului la Budapesta, apăsa atât de 
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oribil asupra sufletului maghiarimei transilväneni, incät ea ar fi 

acceptat cu bucurie orice propunere de apropiere sau colabo- 

rare amicalä. 

Asa ceva insä nu s’a produs, ci din contra, s’a produs 

tocmai contrarul. Nu vreau să fac azi nimănui vreun reproş. 

Poate veni timpul, când ambele părţi vor recunoaşte erorile co- 

mise. Ceeace s’a întâmplat și mai ales cum s'a întâmplat, a in- 

durerat mult sufletele tuturora, cari -- adeseori chiar contra 

opiniei noastre publice — am propovăduit la fiecare ocazie, că 

popoarele noastre, ori şi cine: şi orişicare dintre ele are con- 

ducerea și puterea supremă, trebue să trăiască în pace şi iubire 

pe acest pământ istoric. 

Nu era deci numai meritul nostru, că am respectat fidel 

porunca morală a tăcerii în tot timpul, până la ratificarea con- 

tractelor de pace. Şi greşelile fruntașilor Românimei ne-au aju- 

tat să păstrăm disciplinaţi, tăcerea impusă. 

După ratificarea contractelor de pace. 

În primii ani, după schimbarea regimului, conducerea în 

Vechiul Regat o avea lonel Brătianu, iar în Ardeal luliu Maniu, 

în fruntea Consiliului Dirigent, cu aproape ilimitate puteri în 

chestiuni interne. 

lonel Brătianu, nevoind să-şi angajeze Partidul sau pe sine, 

prin semnarea stipulațiunilor minoritare ale tratatelor de pace 

si a injumätätirii Banatului, cedase guvernul D-lui Vaida, 

care convocând primul Parlament al României Mari, sub pre- 

zidiul D-lui lorga, începuse aşezarea temeliilor, cu ajutorul aşa 

numitului „marele cabinet.“ 

Imediat însă, ce „maurul şi a tăcut datoria“ şi contractele 

oneroase erau samnate, D-l Vaida, care între timp ducea trata- 

tive la Londra, se deșteptase, cu proverbiala cărămidă, căzută de 

data aceasta pe capul lui, că nu mai este primministru (15 

Martie 1920). 

lonel Brătianu avusese neapărată nevoe de acesi concurs 

al D-lui Vaida, ca pretenţiunile teritoriale ale României 

să fie reprezentate de un ardelean si ca tot acesta să ia 

asupră-şi condițiunile oneroase ale tratatelor de pace. Dar nici 

cum nu intenționase să perpetueze, prin aceasta, dominatiunea 

ardelenilor şi cu atât mai puţin să admită extinderea acesteia şi 

asupra Vechiului Regat, din contra, primul act al său era, că 
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dizolvase Consiliul Dirigent, pe care o considera oarecum, un 
obstacol al planurilor sale de unificare. 

Astfel lon Brătianu avea nevoie de un primministru băş- 

tinaş în Regat, spre a nu lăsa domnia pe mâna ardelenilor, iar 

de altă parte de concursul unui ardelean, care să slăbească pu- 

terea Consiliului Dirigent și ca amândoi să netezească calea 

spre domnie. Omul cel mai popular al Vechiului Regat era Ge- 

neralul Averescu, învingătorul dela Mărăşești şi astfel pe el de- 

semnase să ia asupră şi greutățile începutului. lar pentru des- 

compunerea frontului românesc ardelean, până atunci compact, 

îl alesese pe D-l Goga, de al cărui antipatie personală față de 

D-l Maniu, avuse cunoștință încă din timpul dominațiunei ma- 
ghiare. Astfel a ajuns D-l Goga Ministru al Cultelor, în pri- 

mul guvern Averescan și i-a reuşit — bineințeles și prin vraja 

puterii, — să atragă de partea sa un număr suficient de frun- 

tași ardeleni, pentru a pulea da o lovitură Consiliului Dirigent, 

care până atunci beneficia de deplinătatea puterniciei. (10 

Aprilie 1920). 

Poate nici chiar interesații nu-şi dădeau seamă de acest 

scop ascuns al primului guvern Averescan, maghiarimea arde- 

leană însă, deși încă prea novice în tainele intrigilor dela Bu- 

curești, totuși numai decât simţise, că s'a făcut o schimbare de 

regim, favorabilă soartei sale. Frontul compact al românimei 

ardelene, care, sprijinindu-se pe Brătianu în Vechiul Regat, dis- 

punea ilimitat la noi, şi-și aranja treburile, în primul rând în 

" sarcina maghiarimei, acaparând toate poziţiile ale vieţii publice 

ŞI economice, ce se clătinase până în temeliile sale. 

D-l Goga însă, ca bun diplomat, îşi dădea seama, că massa 

populațiunii româneşti din Ardeal, — cu toate defectele Consi- 

liului Dirigent, — va persista pe lângă D-l Maniu. Şi deoarece, 

atunci încă nu putea conta pe partizani în Vechiul Regat, dar 

mai ales, că dela el era aşteptată convertirea, cel puţin în parte, 

al Ardealului, în mod necesar era împins să caute şi să gă- 

sească vreo combinație cu minoritarii din Ardeal, dintre cari ma- 
ghiarimea întotdeauna îi era mai simpatică, decât Saşii, pe cari, 

— fiind sibian, — îi considera în primul rând, ca o stavilă a 

aspirațiunilor poporului său. 

Dar în afară de aceste momente de ordin tactic, D.l Goga 

avea si o intuiție, când se orienta către maghiarime. Năzuinţele 

D-lui Goga în această direcție erau sprijinite și de intențiunile 
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răposatului Regele Ferdinand, care — după cum astăzi nu mai 

suferă nici-o indoială — dorea cu nobleţa sufletului şi cu bună- 

voința sa sinceră, să facă nu numai suportabilă, ci chiar plăcută, 

domnia sa, pentru nouii săi supuși. 

Jurământul episcopilor. 

Ratificarea tratatelor de pace era bază de plecare în ve- 

derea unei apropieri. 

Înainte de ratificare, episcopii, ca şi ceilalți funcţionari 
publici se abțineau dela depunerea jurământului de credință, iar 

guvernul refuzase orice ajutor preoțimei noastre, care înfrunta 

mari dificultăți. Dl Goga, în cursul tratativelor, conduse de el 

cu mult tact, a pus în vedere o subvenție echitabilă şi remedierea 

altor importante doleanţe dela depunerea jurământului. În toamna 

anului 1920, organizaţiile autonome ale Cultelor Minoritare iar 
îşi puteau ţine adunările generale, iar la 14 Decemvrie 1920 şi 

Eparhia reformată de dincolo de Piatra Craiului îşi putea începe 

organizarea. Într'o asemenea atmosferă pregătia DI Goga, ca 

Ministru al Cultelor, depunerea jurământului episcopilor, care 

avea scopul să documenteze consolidarea situației și s'a desfă- 

șurat cu cea mai mare solemnitate. 

Prima solemnitate avea loc la 19 Martie 1921, în sala de 

tron al palatului regal din Bucureşti. Cu această ocazie și-au 

depus jurământul în mâinile Regelui Ferdinand episcopii catolici 

contele Gustav Carol Mailăth din Ardeal, Dr. luliu Glattfelder 

din Timişoara și episcopul luteran, sas: Teutsch. Regele Ferdi- 

nand le-a primit cu o amabilitate accentuată, atât la depunerea 

jurământului, cât şi la masă. Se vedea, că Suveranul se bucură, 

că poate primi pe acești distinși capi ai Bisericilor între supușii săi. 

Este caracteristic pentru cugetarea, tactul şi bunăvoința 

acestui nobil domnitor, modul precum a soluționat Regele Fer- 

dinand chestia spinoasă a limbei, care forma obiectul unor lungi 

discuțiuni, deoarece episcopii nu cunoșteau limba română, iar 

Regele pe cea maghiară. În fine, s'a stabilit, ca episcopii cato- 
lici să depună jurământul în limba latină, limba oficială a bise- 

ricii catolice, iar după depunerea jurământului, episcopul Mailâth 

să rostească un discurs de felicitare în limba franceză. Abia 

terminase însă episcopul Mailâth discursul său istoric, redactat 

cu 0 deosebită grijă în limba diplomaţiei, Regele Ferdinand i-a 

răspuns, pe un ton captivant de amical și călduros, în limba 
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germanä, care a rämas apoi limba conversatiei si la masä, a 

cărei solemnitate o ridica si mai mult prezenta primministrului 

Averescu, Dlui Goga, ministru al Cultelor, răposatului Mișu, 

ministru de Curte și a altor notabilități. 

Este caracteristic pentru situația şi atmosfera de atunci, că 
în afară de episcopul Mailâth, fusese învitat la depunerea jură- 

mântului şi Statusul romano-catolic din Ardeal, reprezentat prin 

referentul Dr. Balâzs Andrei şi subsemnatul. Această invitare 

documenta indubitabil, că episcopul depune jurământul de fide- 

litate nu numai pentru sine însuşi, ci și pentru toţi credincioşii 

săi, fapt învederat de altfel și prin intențiunile reciproce şi prin 

textul jurământului. 

Acelaş procedeu fusese urmat cu câteva zile mai târziu, 

la depunerea jurământului episcopului reformat-calvin Carol Nagy, 

la care au asistat şi cei doi curatori de ai lui (9 Aprilie 1921). 

Episcopul catolic contele Szechenyi Niculae din Oradea 

depusese jurământul mai târziu, iar episcopul Bornemissza Ti- 

beriu din Satu-Mare și episcopul unitarian Ferencz losif din 

Cluj, din cauza vârstei lor înaintate, depuseră jurământul la re- 

ședințele lor, în faţa unui comisar regal. 

Depunerea jurământului deschisese şi porţile Senatului îna- 

intea arhipăstorilor maghiari, cari — în conformitate cu legile 

ungare, atunci încă în vigoare, — au și ocupat locurile ce lise 

cuvenea. Episcopului Mailâth, — precum, imai târziu şi răposatului 

Nagy Carol, — preşedintele Senatului i-a făcut o călduroasă 

primire în Senat. Episcopul Mailâth plăcut surprins de această 

primire, și-a exprimat mulțumirea printr'un discurs împrovizat 

în limba franceză, care fusese viu aplaudat. 

Toate aceste circumstanțe arată atmosfera desghețată, în 

care fruntaşii competenţi ai maghiarimei, ajunsă în minoritate, 

şi-au făcut întrarea în viața publică românească şi care ne în- 

dreptăţia să sperăm zile mai frumoase după încercările grele, 

îndurate timp de trei ani lungi şi să credem, că cu bunăvoință 

reciprocă, vom putea asigura viața și desvoltarea poporului nostru. 

În atmosfera prielnică, creiată prin depunerea jurământului 

arhipăstorilor, se începuseră primele mișcări de organizare po- 

litică a maghiarimei ardelene; mai întâi s'a constituit Uniunea 

Maghiară pe județe, apoi la un sfert de an dela depunerea ju- 

rământului, în ziua de 6 lulie 1921 a avut loc la Cluj şi adu- 
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narea constituantä, care alesese de presedinte al nouii formatiuni 

pe baronul Jösika Samuil, fost presedinte al Camerei Magnatilor. 

Toată lumea era plină de încredere și speranţă și era în- 

temeiată presupunerea, că maghiarimea minoritară de aci, în- 

şi de propășire şi în noua formațiune de Stat. Atmosfera era 

atât de optimistă, încât după obiceiul tradițional maghiar, au şi 

început la noi unele intrigi personale, reînviând controversele 

politice, transplantate din regimul ungar. 

Rolul istoric al episcopilor Maildth 

şi C. Nagy. 

Amabilitatea călduroasă de care făcuse dovadă regretatul 

Regele Ferdinand, faţă de episcopul Mailâth, tovarășii săi și suita 

lor cu ocazia depunerii jurământului, nu era numai un act de 

prudență şi de politeță, ci expresia sinceră a sufletului nobil al 

Domnitorului.  Regeie Ferdinand ajunsese pe tronul României 

în vârstă adultă şi se trăgea dintr'o ramură profund religioasă 

catolică a dinastiei Hohenzollern. Era deci ușor de înţeles sim- 

patia, ce simţise față de arhiereii germani sau cel puţin crescuți 

în cultura germană şi mai ales, față de episcopii propriei sale 

biserici. Episcopul Mailâth, ședea la masă la dreapta Regelui şi 

cu manierele lui fine și tactul său înăscut, a câştigat în câteva 

momente simpatia Regelui. 
Această simpatie se menţinuse în tot timpul vieții marelui 

Domnitor și asigurase episcopului Mailâth un prestigiu și o au- 

toritate în viaţa publică românească, de care poate nici el nu-și 

dădea suțicient seama. Nu numai biroul, dar şi saloanele regretatului 

Rege erau deschise episcopului Mailâth, şi orice greutăţi și ne- 

înțelegeri ivite mai târziu, — mai ales în timpul guvernului 

liberal, ajuns la putere în 1922, — orice politician își dădea 

seamă de poziția distinsă, ocupată la curte și purtată cu atâta 

nobleţă de episcopul Mailâth, graţie căreia și-a putut apăra Si 

persoana, cât si instituțiunile sale, în tot timpul vieţii Regelui 

Ferdinand, faţă de toate atacurile, cari mai târziu sau deslăn- 

tuit cu atâta vehemenţă. 
Consideraţia, ce o avea regretatul Regele Ferdinand fatä 

de episcopul Mailâth, se extindea și asupra conducătorilor insti- 

tuțiunilor arhipăstorului şi astfel delegaţii Statusului romano- 

catolic din Ardeal avuseră de multe ori posibilitatea de a înainta 
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personal nobilului Domnitor doleantele lor, care le ascultase 
totdeauna cu o amabilă bunăvoință, și chiar dacă nu putea 

ajuta în totdeauna, prin vorbele lui călduroase îi inspira incre- 

dere şi linişte, înlesnind și prin aceasta învingerea sau cel pu- 

țin suportarea greutăților. 
Personalitatea marcantă şi energică a episcopului reformat 

Nagy Carol era tocmai contrarul figurei fine a episcopului Mailâth. 

Nagy Carol era încarnarea adevărată a maghiarului calvin 

transilvănean, conştient, dârz, energic, caracter ferm, pătruns 

până în adâncul sufletului de infalibilitatea convingerilor sale, 

neadmițând nici-o concesiune în sarcina acestora. Era tipul 
omului care se frânge, dar nu se ’ndoaie. 

Personalitatea energică a lui Nagy Carol se validita în- 

tocmai şi în conducerea bisericii sale. Cu mâna energică îi 
conducea pe cei de sub puterea lui în direcția, pe care o so- 

cotea favorabilă, fără să admită rezistenţe sau deviațiuni. In ca- 

litate de cap al bisericii, era comandantul unei formaţiuni uni- 

tare, de care dispunea necondiționat, deoarece preoții și cre- 

dincioșii săi se puneau cu încredere sub autoritatea lui, iar 

acolo, unde eventual lipsea supunerea voluntară, unitatea o re- 

făcuse prin autoritatea și mâna sa energică. 

Răposatul episcop Nagy Carol făcea el concesiuni față de 

concepţia sa puternică calvinistă, numai într'o singură privinţă. 

Considera mai presus de orice interes, ca întreaga maghia- 

rime ardeleană — fără deosebire confesională — să procedeze 

unitar în orice chestiune publică, care interesează maghiarimea. 

Or, ca să asigure armonia deplină sufletească și unitatea dis- 

ciplinată a maghiarimei, — împărţită în diferite confesiuni si 

lipsită de orice organizațiune politică, — era neapărat necesară: 

concordia şi conlucrarea armonioasă a capilor bisericii. 

Dacă nu era poate el inițiatorul consfătuirilor noastre in- 
terconfesionale, în .tot cazul era sufletul acestora. Prezidiul 

acestor consfătuiri îl cedase de obiceiu episcopului unitarian 

Ferencz losif, cu vârstă patriarhală, sau episcopulul Mailâth, 

care era mai bătrân şi mai vechi în funcţie, el a rămas însă 

promotorul, încurajatorul şi neobositul propunător al acestor 

consfătuiri, aducând cele mai mari sacrificii în interesul cauzei 

comune, subordonând adeseori majorităţii chiar şi convingerile 

sale personale, ca să asigure armonia şi să salveze unitatea de 
acţiune. 
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Dela depunerea jurämäntului episcopilor si pänä la intra - 

rea in parlament al unui considerabil grup de deputati ai Par- 

tidului Maghiar — dela 1921 si pänä la 1926 — consfätuirile 

interconfesionale, initiate si indrumate in majoritatea cazurilor 

de Nagy Carol, erau singurul factor, care delibera si lua deci- 

ziuni in privinta atitudinei ce so urmeze maghiarimea ardeleanä. 
Aceşti fruntasi neobositori isi dädeau toatä silinta sä facä 

auzite si sä punä in aplicare hotäririle aduse la aceste consfä- 

tuiri, inaintänd memorii, organizänd delegatii, ducänd tratative 

cu membrii guvernului si fäcänd demersuri chiar la supremul 

for al Statului. In chestiuni principiale — cu toate greutätile a 

necunoasterei limbei — şi-au expus părerile şi depe tribuna 

Senatului episcopul Mailâth și uneori chiar şi episcopul Nagy Carol. 

Că nu ne-a sufocat depresiunea sufletească, după schim- 

barea imperiului, că iarăş s'au înseninat fețele noastre şi că iar 

începusem să avem încredere în viitorul nostru, este meritul ex- 

clusiv şi imutabil al acestor distinşi fruntaşi ai Bisericilor noastre, 

cari în aceste timpuri grele conduceau în acelaş spirit turma îrm- 

părțită în trei a maghiarimei ardelene şi nu se poate face istoria 

acestei perioade, fără a se face o cuvenită ainintire şi rolului 

lor istoric. 

Alegerile liberale din 1922. 

Uniunea Maghiară, constituită în lulie 1921, în atmosfera 

uşurată prin depunerea jurămintelor episcopale, şi a început ac- 

tivitatea sub cele mai bune auspicii, sub conducerea înțeleaptă 

a baronului Samuil J6sika, om cu simţ și tact politic admirabil. 

Inceputul era plin de greutăți. Trebuia să se lichideze mai ales 

controversele politice, rămase încă din regimul ungar, care — 

deși fără rost deja — erau totuşi suficient de vii, pentru a cauza 

multe dificultăţi la început, mai ales în chestiuni personale. O 

altă dificultate era, că aproape nici unul dintre fruntaşii noştri 

de atunci, nu cunoștea mentalitatea, felul de a se gândi şi as- 

pirațiunile românilor, iar limba o cunoşteam şi mai puţini. 

Cu toate greutățile începutului, Uniunea Maghiară desfăşu- 

rase deja în primul semestru al constituirii sale, o frumoasă 

muncă de organizare. Şedinţele se ţineau în loja francmasonică 
dizolvată din Cluj, unde — mai ales la început, — era curios 

să vezi prelați şi alți fruntași catolici, sub emblemele simbolice 
masonice. 

Uniunea Maghiară era încă în toiul muncii de organizare 
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si de orientare, cänd cäzuse guvernul Averescan, care a creat 
atmosfera prielnicä si urmase guvernul lui lonel Brätianu, cu 

intenția declarată de a convoca Adunarea Constituantă, spre a 

pune temeliile Constituţiei unitare a României Mari, după con- 

cepţiile lui Brătianu. 
 Fruntasii maghiarimei au sperat cu drept cuvânt, că şi 

maghiarimea ardeleană va avea locul cuvenit în această adunare 

constituantă şi că legile fundamentale, ce se vor aduce, vor 

preciza şi pune la punct chestiunea minoritară şi vor. stabili si- 

tuația noastră în conformitate cu contractele internaționale, spre 

mulțumirea tuturora. Având toată încrederea în aceasta, conte- 

rința fruntaşilor maghiarimei, ținută în Cluj, la 5 Febr. 1922, a 

decis începerea activității politice şi luarea parte la alegeri. 

Poate unii dintre noi presimţirăm, dar nici unul nu vedeam 
clar, eât era de neîntemeiat şi pripit a lega vreo speranţă de 

munca acestui parlament constituant şi că, lonel Brătianu, 

care se ferise a semna convențiunile minoritare, lăsând-o în 

sarcina Dlui Vaida, nu putea concilia cu concepțiile sale naţio- 

naliste starea de drept internaţională și istorică a minorităţilor, 

ci vrea să aşeze în Constituţie temeliile unui Stat național pu- 

ternic român şi ideile lui erau diametral opuse nu numai con- 

cepției noastre de drept public, dar şi situației speciale, pe care 

tindeau să asigure DI Maniu şi partizanii săi pentru Ardealul 

şi mai ales pentru românimea ardeleană, chiar şi după căderea 

Consiliului Dirigent. 
Poate singur răposatul baron Josika Samuil presimţise — 

instinctiv — că guvernul liberal, ajuns la cârmă în Februarie 

1922, ne amenință cu înfrângere, atât pe noi cât şi pe Partidul 

Naţional Român din Ardeal şi îndemnat de acest instinct, în 

timpul pregătirilor pentru alegeri, făcuse o vizită Dlui luliu Maniu, 

eare zăcea cu piciorul frânt în spitalul din Cluj. Ce discutaseră 

aceşti doi şefi, nu s'a aflat nici până astăzi dar frontul ardele- 

nesc, — poate singurul care ne-ar fi putut salva — nu s'a putut 
forma. nici prin această convorbire și astfel am luat parte sin- 

guri la alegeri. 

Alegerile din 1922 au fost făcute încă după sistemul cer- 

curilor electorale și astfel Samuil JOsika nu dispunea la fixarea 

candidaturilor de puterea disciplinătoare, asigurată partidelor 

organizate prin legea electorală actuală. Uniunea Maghiară nu 

era un partid politic, dar exista deja partidul Poporului Maghiar 
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şi adversarul acestuia: Partidul Naţional Maghiar. Controversele 
personale şi politice, rămase din trecut, se mențineau încă vii 

şi de altă parte necesitatea colaborării şi a unităţii de acţiune 

încă nu era clar şi deobşte simțită. Simţul politic, înţelepciunea, 
tactul şi experienţa de conducere a Baronului Jósika Samuil 

trebuia să facă minuni pentru a ne prezenta într'un front unitar 

și a elimina ostilitățile interne. Recunoştinţă imutabilă se cuvine 
lui JOsika Samuil, pentru faptul că a reușit să creeze acest front 
unitar şi compact la prima încercare. Eram martori, cum acest ' 

om, cu toată bătrâneţțea și debilitatea sa, lucra zi și noapte, as- 

cultând cu răbdare dorințele delegaţiilor locale în privinţa can- 

didaturilor, soluționând întotdeauna înțelept şi cu mult tact riva- 
lităţile personale. Trebue să apreciăm deci acest serviciu fără 
seamăn, prin care aducea poate un serviciu mai mare națiunii 

sale, ca prin toată munca sa de pân'atunci, în împrejurări in- 

comparabil mai uşoare, sub dominațiunea ungară. 

Unitatea era deci asigurată prin munca neobosită a lui 

J6sika Samuil și lista candidaţilor maghiari s'a întocmit în per- 

fectă unitate. Ar îi foarte educativă odată această listă, pe care 
au figurat şi cei cari s'au bucurat de stima maghiarimei ardelene 

pentru munca lor prestată în epoca anterioară, precum şi cei, 

cari au fost considerați ca oamenii viitorului în împrejurările 

schimbate. Se vede din această listă tensiunea politică din trecut, 

dar şi un avânt puternic pentru soluţionarea nouilor probleme. 

Dacă acest grup ar fi întrat — prin alegeri libere — în parla- 

mentul constituant al României Mari şi ar fi fost primit acolo 

cel puţin atât de amical, cum au fost primiți episcopii la ocu- 

parea locurilor lor în Senat, sunt convins, că s'ar fi putut solu- 

ționa pentru decenii problema dificilă a incadrării maghiarimei 

ardelene în noul regim și a raportului popoarelor istorice ale 

Transilvaniei, dar eventual ar fi putut îndruma într'o direcţie 

mult mai fericită şi raportul internațional al României cu Ungaria. 

lonel Brătianu însă, — cum menţionasem mai sus — avea 

cu totul alte intențiuni cu parlamentul constituant și anume: el 
urmăria să creeze o majoritate solidă pentru partidul său pu- 

ternic şi disciplinat şi cu ajutorul acestuia să construiască apoi 

sistemul de Stat al României Noui, înfrângând orice rezistență 

și interes local, pe baza principiului Statului național, unitar, asi- 

gurând conducerea Statului unitar pe seama intelectualilor Ve- 

chiului Regat. În realizarea acestei concepții era cel mai mare 
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obstacol opozitia Partidului National Romän din Ardeal de sub 

conducerea Dlui Maniu, care isi mentinuse atunci incä aproape 

intact unitatea sa disciplinatä, fäuritä sub regimul ungar. Astfel 

stând lucrurile, lonel Brătianu se putea aştepta că în caz de 

alegeri liberale, Transilvania va vota în mod unitar împotriva 

lui. Incheiase deci carteluri electorale cu sașii şi şvabii, cari 

aveau această „tradiţie“ deja din timpul regimului ungar, iar 

împotriva Partidului Naţional Român a fost decis la cele mai 

"dure mijloace, deşi îşi dădea seama, că chiar şi în acest mod 

va avea față de Partidul Naţional un succes redus, deoarece 

autorităţile, chiar și organele puterii publice, puteau îi utilizate 

împotriva românilor ardeleni, numai până la un anumit grad. 

Cu maghiarimea nici nu încercase vreo înțelegere, știind sigur 
că nu ne dăm eftin, iar prețul cuvenit el nu era dispus să 

ne dea. 
Guvernul Brătianu avea însă neapărată nevoie de un nu 

măr considerabil de mandate din Ardeal, ceeace nu era posibil 

fără a câștiga cercurile electorale maghiare. Și astiel, din inte- 

res de partid a luat naştere principiul, — care mai târziu în 

anul 1931 a îost aplicat de DI Vaida împotriva comuniștilor, iar 

in 1933 de Dl Tătărescu față de Garda de Fier, — că Uniunea 

Maghiară și candidaţii ei, sunt dușmanii Statului Român și în 

consecință interesul superior al Statului — mult compromitatul 

„salus res publicae“ — impune, ca intrarea acestor elemente 

indezirabile în parlament să fie împiedecată cu orice preț, chiar 

prin forță sau violenţă. 
Natural, această teorie a fost invocată numai ulterior, ca 

scuză şi justificare a violențelor comise, — necunoscute de noi 
până atunci. Nimeni nu s'a gândit ce ne aşteaptă. Ne pregăteam 

pentru alegeri, făcusem candidaturi şi rostisem discursuri de 

propagandă. Nici vorbă, ne aşteptam la presiuni din partea au- 

torităţilor, chiar la presiuni dure și eram pregătiți pentru aceasta, 

dar nici prin minte nu ne-a trecut posibilitatea aplicării a acelor 

mijloace, care se aplicaseră împotriva noastră câteva zile mai 

târziu. 
În ziua depunerii candidaturilor pentru Cameră la 26 Febr. 

1922, preşedinţii de alegeri, numiţi din personalul administrativ 

în conformitate cu legea atunci în vigoare, au respins, sub cele 

mai variante pretexte, toate candidaturile noastre, cu singura 

excepţie a Dlui Gh. Bernâdy. În acest mod, candidatul liberal, 
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rämas färä adversar in cercurile electorale maghiare, a fost de- 

clarat deputat ales, fără alegere. 

Această procedură cinică și brutală era o lovitură, care a 

amețit întreaga maghiarime ardeleană. Și guvernul simţise greu- 

tatea nedreptăţii comise şi la alegerile pentru Senat s'a purtat 

ceva mai domol, încât au putut întra la Senat, Pâl Stefan la 

Odorheiu şi Fiilâp Bâla la Timişoara. Amândoi erau trecuţi de 

60 de ani şi nici unul nu poseda limba română. lar la alegerile 

suplimentare pentru Cameră la 28 Mai au mai fost aleşi Sândor 

losif la Sfäntul-Gheorghe şi Zima Tiberiu la Arad, iar pentru 
Senat la 29 Mai baronul J6sika Samuil la Ciuc. 

Aceasta era însă prea puţin pentru a putea potoli tensiu- 

nea şi amărăciunea noastră, care se intensifica şi mai mult, când 

guvernul — ca scuza faptelor sale — a aruncat în opinia pub- 

lică afirmaţiunea, că noi am îi dușmanii Statului, iar mai târziu, 

spre a fi consecvent, a dizolvat şi Uniunea Maghiară la 6 Iulie 

1922. E drept, că deja la 28 Dec. 1922 s'a constituit Partidul 

Maghiar, tot sub preşedinţia baronului J6sika Samuil, dar în 

atmosfera ce ne înconjura, mulțumită Partidului liberal, nici acesta 

nu putea aduce vreo ameliorare a situaţiei noastre. 

Tragedia noastră se mai agravase şi prin moartea condu- 

cătorului înțelept și competent, a baronului JOsika Samuil, la 3 

lulie 1923, accelerată de sigur și de grelele decepţii, ce a trebuit 

să le ispăşească, lăsând orfană maghiarimea ardeleană. 

Regimul guvernului liberal din 1922 — 1926. 

În momentul, când Adunarea Constituantă s'a întrunit, 

maghiarimea era stigmatizată, că este dușmanul României și 

al națiunei române şi că nu s'a făcut nici-o nedreptate ci un 

act de legitimă apărare al intereselor superioare naționale, când 

guvernul a împiedecat, — de și cu violență — întrarea acestor 

elemente periculoase în parlament. 

Și fiindcă nu mai poți avea bunăvoință fatä de care ai 
procedat odată nedrept, guvernul trebuia să urmeze fatal ca- 

lea începută. S'a ajuns, ca încetul cu încetul să creadă şi ei 

în teoria lor, dar în orice caz presupuneau, că nedreptăţile sufe- 

rite ne indepărtaseră definitiv. După aceste precedente regreta- 

bile și sub înfluența motivelor psihologice uşoare de înţeles, 
guvernul Brătianu, în toiul puterii sale, îşi dădea toată silinta _ 
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sa elemineze färä scrupule minoritatea maghiard din viafa bű- 
blicá a Romäniei Noui. 

Prima si incontestabila dovadă a acestuia a fost, că în 

noua Constituţie, alcătuită pentru lungi decenii, s'a omis 

recunoașterea și asigurarea drepturilor minoritare, stipulate în 

convențiunile internaţionale, semnate de Dl Vaida. Aceasta ten- 

dință au arătat-o clar şi celelalte legiferări şi măsuri luate de 

guvern. Politica culturală şi şcolară a guvernului Brătianu o 

conducea DI Dr. Anghelescu, un medic foarte bogat și foarte 

ambițios, care tindea să întreacă chiar şi succesele realizate de 

primul politician cultural român, Spiru Haret. A fost şi este o 

fatalitate tragică pentru noi, că acest om, de o voință puternică 

şi înfluenţă fără seamăn, a conceput şi a stabilit, pentru partidul 

său şi pentru urmaşi, liniile politicei şcolare românești, chiar 

când domnea o atmosferă atât de defavorabilă pentru noi. Ace- 

astă atmosferă duşmănoasă creată artificial a fost înăsprită prin 

unii ariviști deadreptul într'o ură împotriva maghiarimei. Acești 

domni se arătau foarte abili în inventarea unor minciuni isto- 

rice in sarcina noastră, făcând din țânțari un armăsar, în ce 

privește unele măsuri eronate ale guvernelor din Budapesta, fur- 

nizând cele mai ingenioase idei și propuneri Diui Anghelescu 

pentru asuprirea mişcărilor culturale „iredente“ maghiare. Cu 

sarcazm amar trebuia să constatăm, că aceşti parveniți nu se 
recrutau dintre românii, cari se luptau în timpul regimului ungar 

fățiş, pentru interesele poporului român — pentru care poate 

au avut şi de suferit, — ci în majoritatea cazurilor dintre acei 

români, cari în timpul dominațiunei maghiare erau „băeți foarte 

liniștiți“, sau chiar instrumentele guvernului din Budapesta, cum 

era de ex. faimosul revizor școlar Nistor, îost colaborator al 

comisarului regal maghiar Horvâth Emil şi care sub egida lui 

Brătianu făcea atâtea mizerii fraților noştri secui din Odorheiu. 

Membrii maghiari ai Adunării Constituante, regretabil, dar 

nu erau capabili să schimbe sau să ţină pe loc cel puţin, 

această tendinţă şi să amelioreze atmosfera peste măsură incor- 

dată, care ne amenința cu distrugerea complectă a tuturor vaio- 

rilor noastre. 

Cei doi senatori: Pâl Stefan şi Fiilop Bela nu posedeau 
limba si astfel nu puteam aștepta dela ei vreun discurs determi- 

nant sau convingător şi nici vreo activitate informativă extrapar- 
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lamentarä, nici din cauza värstniciei lor, iar de altä parte Hu 
erau politiciani pregätiti. 

lar cei trei deputafi au ajuns in scurt timp intr’o contradictie 
foarte däunätoare. 

Tiberiu Zima, desi posedä limba si era om activ, dar 

la inceputul carierei sale politice si nici nu era prea cunoscut in 

Ardealul propriu zis si din cauza conflictelor regretabile ale ce- 

lor trei deputați maghiari, nu putea desfăşura vreo activitate po- 

litică fructuoasă, fiind nevoit să se limiteze la soluţionarea unor 

chestiuni de mai puţină importanță şi de interes local arădean. 

Al doilea deputat era DI Gheorghe Bernddy, întrarea căruia 

în Adunarea Constituantă fu înlesnită prin lonel Brătianu, care 

cunoscând calitățile lui tactice incontestabile, îl considerase 

ca legătură între partidul său și minoritatea maghiară. Dela DI 

Bernâdy aştepta Brătianu pacificarea maghiarimei ardelene şi 

realizarea încadrării sale în noul regim. DI Bernâdy se şi silea 

să corespundă așteptărilor legate de activitatea sa și în primul 

său discurs parlamentar — care a provocat numeroase critici 
aspre din partea maghiarimei — încercase, să câștige simpatia 
majorităţii pe seama sa și a maghiarimei reprezentate prin el şi 
să creeze astiel o atmosieră mai favorabilă nouă în opinia pu- 
blică românescă. DI Bernâdy avea o vază specială la noi, căci 
se zvonia, că are increderea contelui Ștefan Bethlen — atunci 
primministrul Ungariei — care îl cunoștea încă din Mureş-Turda, 

şi care — după cum se spunea — il designase ca viito- 
rul președinte ali Partidului Maghiar. Conteie Bethlen era 
atunci stăpân pe situație și conducea cu mână sigură politica 
externă a Ungariei şi astăzi este evident deja, că raportul lui 
Bernâdy avea la bază nu atât o simpatie personală, ci mai bine 
presupunerea şi așteptarea, că raporturile şi legăturile acestuia 
cu lonel Brătianu ar putea înlesni o eventuală armonizare a po- 
liticei externe a celor două State. 

Ceeace stabilise însă direcția evenimentelor de mai târziu, 
nu erau aceste planuri chibzuite, ci dispoziţiunea și sentimentele 
maghiarimei, un fapt care documentază suficient nu numai că 
politica Partidului Maghiar din Ardeal nu era dirijată niciodată 
dela Budapesta, ci totodată și veche axioma, că viața politică 
depinde mai întotdeauna de elemente imponderabile și că con- 
siderentele psihologice pot spulbera şi cele mai precise proecte. 

DI Sándor Iosif, celălalt reprezentant parlamentar al ma- 

79



  

ghiarimei, consecvent trecutului, temperamentului si sentimente- 
lor sale, adoptase — in deplinä armonie cu conducätorii oficiali 

ai Partidului Maghiar — o tactică opusă. El întreținea ra- 

porturi personale cu DI Maniu încă din parlamentul ungar şi în 

discursurile sale parlamentare împotriva guvernului lui Brătianu, 

în apărarea intereselor generale minoritare şi a celor naţionale 

ale maghiarimei, el utiliza metoda şi mijloacele de luptă ale 

Partidului Naţional românesc din Ardeal, căutând să câştige 

sprijinul acestuia, pentru realizarea scopurilor sale. Această ati- 

tudine curajoasă, de multe ori chiar vehementă a provocat însă 

— cum era şi natural — un puternic resentiment şi uneori opo- 

ziţia unanimă a guvernului. 
Nu se poate şti astăzi ce rezultat ar fi avut atitudinea lui 

Bernâdy, prin care tindea să câştige încrederea și bunăvoința 

majorităţii şi căreia îi dădea o însemnătate specială faptul, că 

în caz de succes ar fi înfluențat eventual și politica externă a 

Uugariei. Nu este excius, că succesul atitudinei sale ar fi îndru- 

mat raporturile celor două State într'o direcţie cu totul deose- 

bită de cea de astăzi. Dar numai în cazul, dacă opinia publică 

românească ar îi putut şti și crede, că prin gura lui Bernâdy 

vorbeşte de fapt intreaga maghiarime minoritară și că satisfa- 

cerea desideratelor sale ar pacifica întreaga maghiarime. 

Valoarea istorică a opoziţiei energice și conștiente a Dlui 

Sândor losit este încontestabilă. Rămâne meritul lui indubitabil 

că nici o lege — în frunte cu Constituţia — care violează drep- 
turile noastre şi aduce daune pentru noi, nu putea trece fără 

protest prin Cameră. Precum nu se știe, care ar îi fost urmă- 

rile atitudinei Dlui Bernâdy, ia fel nu se ştie, ce favoruri am îi 

obținut, dacă urmând tactica Dlui Sändor losif, s'ar fi atașat 
întreaga maghiarime la Partidul Naţional Român din Ardeal de 

sub conducerea Dlui Maniu. Urmând această cale s'ar îi putut 

făuri eventual şi mult pomenita solidaritate ardeleană. Dar și 

aceasta numai în cazul, dacă întreaga maghiarime ar îi urmat 

fără condițiuni această cale. 
Tactica cea mai greșită a fost însă bifurcația, lupta pe 

două fronturi, întrupată de aceşti doi politiciani ai noştri. Unii 
preferau această bifurcaţie, argumentând că e mai bine să avem 

două bucăţi de fier în foc, decât nici una, de fapt însă această 

tactică dublată în majoritatea cazurilor paralizase compiecta- 

mente înîluenţa și puterea politică a maghiarimei. 
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Sträduintele Dlui Bernády de a „construi un pod“ n'au 

fost şi nici nu puteau fi luate în serios din partea Românimei, 

când, Dl Sândor losif, care se bucura de mare popularitate, 

i-se opunea fățiș. De altă parte nici pe DI Sândor losif nu-l 

considerau ca un adversar periculos, văzând că elementele mai 

moderate ale Partidului, în frunte cu DI Bernâdy, candidatul la 

Preşedinţie, nu se identifică cu atitudinea sa dârză. 

În aceste împrejurări politica maghiarimei se inpotmolise 

complect deja în cursul desbaterii Constituţiei. 
Situaţia era cu atât mai desperată, încât prin moartea 

lui J6sika Samuil, om cu vederi largi și mare reputație, parti- 

dul a rămas fără preşedinte, Dl Ugron Stefan primind numai 

conducerea administrativă a partidului, dar refuzând preşedinţia. 

Așa stăteau lucrurile, când s'a pus pe tapet chestiunea can- 

didaturii la președinția a Diui Bernâdy care se bucura atât de 

încrederea şi simpatia lui lonel Brătianu, cât și a contelui Beth- 

len Ștefan. Sândor Iosif se opunea cu toate forțele sale și până 
la urmă izbutise să distrugă acest plan, ceeace îi era înlesnit și 

prin faptul, că Bernâdy fusese designat în prealabil de sus din 

ambele părți pentru acest post. Opiniei publice îi place, să aibă 

iluzia, că este singurul dirijător şi nu prea acceptă îndrumări, de- 

cât numai dela conducători, pe cari ea îi ridicase pe umerile sale. 
Eşecul candidaturii de președinte al D-lui Bernâdy era 

primul act conștient și independent al maghiarimei ardelene 

desteptate. 
Insfärsit, preşedintele provizoriu: Ugron Stefan şi-a dat 

seama, că insistarea în candidatura lui Bernâdy ar duce la des- 

compunerea unităţii, făurite cu mari dificultăţi şi la a doua adu- 

nare generală, ținută la 14 Dec. 1924 în Braşov,a primit preşe- 

dinția partidului. 
Motivele generatoare ale Pactului. 

La sfârşitul președinției lui J6sika Samuil si la începutul 

al celei lui Stefan Ugron, maghiarimea. ajunsese într'o criză 

psihologică, din care nu se vedea nici o scăpare. 

Din Adunarea Constituantă din 1922 eram definitiv excluși, 

deoarece grupul, pe care voiam să-l trimitem acolo şi care -- färä 

discuție — ar fi obținut cel puţin 90%, a voturilor maghiarimei, 
dacă nu totalitatea voturilor şi care ne-ar fi reprezentat cores- 

punzător în parlament, îusese aproape complect respins, prin 

procedeul menţionat la 26 Febr. 1922. 
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Cari intraseră totuşi în parlament, în parte nu aveau pre- 
gătirea tehnică suficientă, iar de altă parte — şi aceasta era 

cauza adevărată — să străduiau să apere şi să validiteze inte- 

resele reprezentate pe căi şi mijloace diametral opuse. Și ast- 

fel, în loc să înaintăm, ne înpotmoliserăm şi ne amenința des- 

binarea şi absorbirea prin cele două partide mari româneşti — 

a liberalilor și naționaliștilor — ceace ar fi dus desigurla con: 
flicte interne foarte dureroase a maghiarimei. 

Conducerea partidului n'a găsit ascultare pentru plângerile 

și doleanțele sale, nici nu putea validita concepţiile sale prin 

reprezentanţii săi parlamentari. S'au votat legi cu complecta ne- 

socotire a intereselor noastre șt fără a fi putut exercita influența 

cuvenită la redactarea lor. 

Stigma mai sus amintită — acuzațiunea că am fi dușmani 

ai Statului și în consecință trebue să fim considerați ca un ele 

ment îndesiderabil — se accentuase şi s'a infiltrat tot mai in- 

tens în opinia publică românească. Noi trebuia să suportăm 

consecințele dureroase pe toată linia, ceeace era cu atât mai 

greu, încât nici organizaţiile autonome judeţene, orăşene şi co- 

munale n'au funcționat încă, atribuțiunile acestora fiind sta- 

bilite numai în 1925 și atunci după ideologia centralistă a gu 
vernului liberal. 

Dela 1 Dec. 1918 și până la 19 Martie 1921 — depunerea 
jurământului episcopilor — un imperativ moral ne obliga să 

rămânem în pasivitate şi să răbdăm pierderea pe rând a poziţii- 

lor noastre. Acum însă nu mai exista acest imperativ şi opinia 

publică a maghiarimei urgita nerăbdător, văzând pierderile de 

teren neintrerupte, o acțiune generatoră de rezultate concrete, 

pentru amelioararea soartei sale. Numărul celor, cari cunoșteam 

atunci aspirațiunile şi mijloacele politicei românești, era foarte 

redus, chiar. și cotidianele bucureștene numai câţiva puteam ur- 

mări din cauza neposedării limbei. Opinia noastră publică n'a 

văzut deci clar forțele, care sub durata guvernului liberal din 

1922 — 1926 ne au împus o pasivitate de fapt, vedea şi simţea 

însă, că începând cu reforma agrară, continuând cu legea cetă- 

țeniei și mai ales prin legile învățământului, guvernul pune în 

vigoare serii întregi de dispozițiuni, care tind la distrugerea po- 

ziției şi situației maghiarimei. 

Dacă îruntaşii maghiarimei nu voiau — dar nici nu puteau 

să voiască — să se lasă în voia sorții și să rabde, ca pesimis- 
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mul descurajärii sä amuteascä definitiv vocea noasträ si ca ma- 

ghiarimea de milioane sä se injoseascä sä devinä furnizätoarea 

de voturi a partidelor romänesti — era timpul sä se caute si sä se 

găsească o modalitate, care să facă posibilă întrarea maghiari- 

mei din România, ca unitate compactă în viața publică romă 

nească, pe lângă conservarea intactă a caracterului său Și Ocu- 

parea unei poziţii, oricât de modeste, de unde apoi să poată 

exprima cu voce tare scopurile, aspirațiunile, doleantele si pre- 

tentiunile particulare ale acestui popor minoritar, sä-si validiteze 

interesele si sä-si apere conditiunile de trai şi avutul ce-i mai 

rämäsese. 

În atmosfera creată după alegerile din 1922 nu se mai 

putea spera, ca maghiarimea, singură şi bazată numai pe forțele 

sale proprii, să poată realiza scopul de mai sus. 

Astfel, deja prin natura împrejurărilor, se impunea căutarea 

unor alianţe. 

Celelalte minorităţi nu puteau veni în consideraţie din acest 

punct de vedere. Unitate organizată aveau numai Sașii şi Evreii, dar 

şi dintre aceștia numai Sașii erau reprezentați în parlament. 

Ambele aceste minorități dobândiseră cu greu câte un loc mo- 

dest în viața publică românească, dar şi acesta, în mare parte 

prin încetarea legăturilor anterioare cu noi. Deci nu era verosi- 

mil, că oricare dintre ele ar fi fost dispusă să asume provocarea 

antipatiei prin crearea unei alianțe cu noi. 

Noi însă aveam neapărată nevoie, ca opinia publică romă- 

nească să ia cunoștință odată de noi și să întrăm în viața pu: 

blică și în primul rând în parlament. Aceasta necesitate a fost 

recunoscută atunci la noi de toată lumea, drept un interes vital. 

La fel simțeau şi propovăduiau aceasta și cei doi politiciani 

Dnii Bernädy şi Sândor losif, care în acest timp stăteau în cele 

două focuşuri — mult îndepărtate între ele — ale maghiarimei 

ardelene. Primul era atras de alianță cu Partidul Liberal, al 

doilea cu Partidul Naţional. 

Tendinţele celor doi politiciani au rămas însă fără rezultat, 

negăsind răsunet suficient în opinia noastră publică. 

DI Bernâdy izbutise să convingă opinia noastră publică, că o 

opoziţie dârză fatä de atotputernicul lonel Brătianu și ataşarea 

noastră la tabăra adversarilor lui, ar fi riscat, dacă nu chiar o 

sinucidere în tot cazul o mare primejdie intre împrejurările 

date. Invers, DI Sândor losif a putut deștepta mult resentiment 
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chiar şi contra incercärii, ca maghiarimea sä sprijine cu voturile 

sale pe Partidul Liberal, care — in afarä de alegerile din 1922 

și elaborarea Constituției — dăcătuise atât de mult împotriva 
intereselor maghiarimei. 

Astfel stând lucrurile, alianţa noastră, cu oricare dintre cele 

două partide mari românești, nu putea îi acceptată de massa 

maghiarimei, iar storţarea ar fi dus la destrămarea unității, fău- 
rite atât de greu. Trebueia deci să se caute o altă modalitate. 

În aceste timpuri grele ale desorientării și căutării unei di- 

rective acceptabile, unii conducători ai maghiarimei ardelene 

s'au gândit la generalul Averescu, care în anul 1922 trecuse în 

opoziție fără vreo micşorare a popularității sale și al cărui gu- 
vern — dela depunerea jurământului episcopilor — ne arătase 

cea mai multă bunăvoință şi înțelegere. Reprezentantul lui Ave- 

rescu, în chestiuni ardelene, era Dl Goga, care deasemenea 

a câştigat multă simpatie la noi, sub scurta durată a ministeria- 

tului său. 

Această orientare se cadra și cu intenţiunile Dlor Averescu 

si Goga. 

Generalul Averescu avea neapărată nevoie de sprijinul unei 

masse de alegători din Ardeal, pentru a putea obține din nou pute- 

rea. Or, DI. Goga singur nu putea furniza voturile necesare, deoa- 

rece majoritatea covârșitoare a românimei ardelene stătea încă 

neclintit alături de Dl Maniu. Nu era deci nimic mai învederat, 

dacât câștigarea maghiarimei şi Dl Goga, care cunoaşte foarte 

bine mentalitatea noastră, își dădea seamă că în acest fel va 

dobândi tovarăşii de luptă, cari meritau absolută încredere și pe 

cari poate conta cu siguranță, dacă nu operează cu renegați, ci 

închee convenţiune cu fruntaşii adevăraţi ai maghiarimei si se 

angajează la satisfacerea pretențiunilor acesteia, foarte modeste, 

în raport cu situația, în care ne aflaserăm atunci. Nu se poate 

contesta însă nici faptul, că DI Goga și mai ales Generalul 

Averescu intenționeau, prin încheerea unei asemenea convenţiuni 

şi soluționarea uneia dintre cele mai importante probleme, nu 

numai a politicei interne ci şi a politicei externe a României. 

Terenul propriu pentru o colaborarea amicală era deci pre- 

gătit de o parte prin voința noastră de a intra în viața publică 

şi de a scăpa de stigma de dușmani ai Statului, iar de altă 

parte de tendița Dlor Averescu şi Goga să-și asigure un grup 

considerabil de alegători. Noi așteptam soluţionarea cuvenită si 
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dreaptă a situației maghiarimei ardelene, iar Dnii Averescu si 

Goga, un pas important spre consolidarea României Mari. 

Împrejurările încheerii Pactului. 

Prima propunere o făcuse Partidul Averescan prin DI Buc- 

şan, subsecretarul de Stat de mai târziu, cumnatul Dlui Goga, 

prin intermediul Dlui Dionisie Moldovan Dlui Szele Bela, care 

imediat o transmisese Dlui Grandpierre Emil, vice-preşedintele 

de atunci al Partidului Maghiar şi pe această bază au pornit 

apoi tratativele personale în vara anului 1923, la care au luat 

parte din partea partidului poporului la inceput numai Constantin 

Bucsan, iar din partea noastră Grandpierre Emil, Stefan Hajdu, 

Szele Bela si eu. 
Tratativele prealabile au decurs favorabil si astfel in a doua 

jumătate a lunii Octombrie 1923 ne adunaserăm la locuinţa Dlui 
Bucşan din București pentru o convorbire de mai multe zile, 

la care a luat parte şi DI Goga, iar din partea noastră, în atară 

de cei amintiți Dnii Dr. Gavril PÂI, Dr. Gâza Ferenczy şi Andrei 

Török. 

Bucsan mi-a fost coleg de clasä la liceul din Sibiu, unde 

stăteam multi ani dearändul in aceeas bancä si eram foarte buni 

prietini. Goga studia tot la acest liceu, însă cu doi ani înaintea 

noastră, se distingea deja atunci prin talentul său excelent, în 

Cercul nostru de lectură. 
La intrunirea de mai sus desbătuserăm deja un text con- 

cret, redactat în românește de DI Bucșan, pe temeiul proectelor 

noastre anterioare. Datoria mea era între altele, să controlez 

identitatea textului român și maghiar şi să aplanez diferendele 

ivite, printr'o redactare corespunzătoară. După discuţiuni nesfâr- 

site, — la care chestiunea Bunurilor Private din Ciuc a cauzat 

multă dificultate, — în amurgul zilei de 23 Oct. 1923 am căzut 

de acord în textul românesc și a răsărit deja şi soarele, când 

am ajuns la locuințele noastre. 

La amiazi, Dl Negulescu, fost ministru al Instructiei si 

președintele de mai târziu al Camerei, a dat o masă în onoarea 

noastră, la care în afară de cei, cari am luat parte la desbateri, 

a fost prezent şi regretatul Coanda, preşedintele de mai târziu 

al Senatului. La conversaţia intimă a mesii ni s'a format con- 
vingerea, că avem de a face cu cele mai venerabile personali- 

tăţi ale vieții publice românești, cari de facto sunt conduşi de 
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sincera intentiune de a transforma viata maghiarimei, supusä 
regimului romänesc, intr’o formä mult mai avantajoasä. 

Plecasem din Bucuresti cu astfel de sentimente si cu cele 

mai frumoase sperante. 

Am fost insärcinat de ambele pärti, sä traduc in ungureste 

textul român al Pactului, să-l prezint spre semnare prieteni- 

lor noştri şi apoi să-l readuc la Bucureşti, pentru a fi semnat 

de Dnii Bucșan, Goga si in fine de Generalul Averescu. 

Mi-am dat toată silința să îndeplinesc cât mai bine această 
“ însărcinare şi după corectarea greşelilor fatale de copiere si tra- 

ducere și după ce exemplarele Pactului au fost semnate de Dnii 
Grandpierre Emil, Stefan Hajdu, Szele Bela şi Pâl Gavril, cu 

data de 23 Oct. 1923 — ziua încheerii faptice a Pactului — mă 

dusei la Bucureşti cu insărcinarea, să semnez numai impreună 

cu Dnii Goga şi Bucşan şi să predau exemplarele noastre în 

schimbul exemplarelor semnate de ei. 
La ratificarea Pactului, care a avut loc la 31 Oct. 1923 la 

București, în halul Hotelului Athen6e Palace, luase parte și DI 

Bernády — atunci încă preşedinte prezumtiv — şi la dorinţa lui 

am modificat puţin partea referitoare la Palatul Cultural din 

Târgu-Mureş, făcând și alte modificări favorabile de mai mică 

importanță. 
Pactul abia semnat, Goga o prezentase încă în ziua aceea 

regretatului Regele Ferdinand și când s'a reîntors dela audienţă, 

mi-a relatat cu entuziasm, că Regele primise Pactul cu viu in- 

teres şi deosebită simpatie. Citise din cuvânt în cuvânt partea 
generală introductivă si partea referitoară la chestiuni bisericeşti 

și le aproba întru toate. După audiența regală, Goga avea în 

mod vizibil impresia, că şansele partidului lor de a veni la gu- 

vern au crescut considerabil, ceeace de altă parte era o dovadă 

incontestabilă, că Regele Ferdinand dorea cu tot sufletul său 

nobil pacificarea maghiarimei ; și de această dorință a Regelui 

își dădeau seama toți politicianii. 

La plecarea mea din București, DI Goga m’a incredintat sä 

prezint cât mai de vreme un exemplar al Pactului Contelui Beth- 

len Stefan, Primministrul Ungariei. Din motive tehnice nu am 

putut satisface această dorință, decât cu câteva luni mai târziu, 

căci numai la 1 Aprilie ajunsesem să discut chestiunea cu con- 

tele Bethlen. Expresia momentană și spontană a acestui deside- 

rat arată, că DI Goga -— și poate și Regele Ferdinand, cu care 
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vorbise cu câteva minute mai înainte — considerase, că Pactul 

ar îi potrivit să atenueze încordarea celor două State. Contele 

Bethlen Stefan era mai puţin optimist. A accentuat, că nu do- 

reşte să se amestece în treburile noastre, deoarece noi știm mai 

bine ce ne doare şi în consecință noi singuri suntem chemați 

a decide asupra modalităților, ce ne pot aduce soluționarea 

problemelor noastre. El mare decât să se bucure, dacă prin 

această convenţiune amicală ni se ușurează soartea, dar în ce 

priveşte valoarea pactului — cum era şi natural — nu se poate 

pronunţa până la ajungerea Generalului Averescu la guvern. În 

această privință a şi avut dreptate, deoarece până la venirea la 

putere a guvernului Averescan, a mai trebuit să treacă un inter- 

val lung și greu de trei ani, în care pactul trecuse prin multe 

peripeții. 

Poetul Goga era foarte abil în a face cât mai intim și cor- 

dial raportul părților contractante, intrebuintänd cu dibäcie oca- 

ziile şi momentele potrivite în acest scop. Ne-am convins de 

aceasta deja la tratativele la locuința Dlui Bucșan, la 23 Oct. 

1923, precum si în ziua următoare la masa oferită de DI Negu- 

lescu. Drept urmare a acestei metode, s’a folosit si de vizita ge- 

neralului Averescu, făcută la Castelul lui Goga din Ciucia, în- 

vitându-ne la o masă, pe ziua de 25 Nov. 1923, pe toţi cari lua- 

serăm parte la tratativele pactului. Titlul oficial al învitărei era, 

că generalul Averescu dorește să cunoască personal personali- 

tățile de conducere ale maghiarimei. Alegerea invitatilor o în- 

credințase Dlui Grandpierre Emil, care înaiară de cei menţio- 

naţi, îl mai învitase și pe Di Bernâdy. Din partea Partidului Po- 

porului mai luase parte şi DI Petru Groza. 

Cu această ocazie preluasem exemplarele semnate de Ge- 

neralul Averescu, care lângă semnătura sa, făcuse următoarea 

mențiune; «Se va urma întocmai.» Această mențiune era un ar- 

gument in plus, cä ostagul cärunt, a luat într'adevăr în serios 

şi se obligă sincer, să respecte stipulațiunile Pactului încheiat 

în numele său şi aprobat de dânsul şi care în acest tel deve- 

nise obligător şi formal, în întregime, atât pentru el însuşi, cât 

şi pentru Partidul său. 

La masa dela castelul din Ciucia ne-a salutat DI Goga, 

ca stăpânul casei. DI Grandpierre Emil i-a răspuns în ungurește, 

apoi generalul Averescu rostise câteva cuvinte călduroase şi se- 

rioase şi la urmă luase cuvântul Bernâdy, expunând pe larg 
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ideile si pärerile sale in privinta raportului romänimei cu ma- 
ghiarimea. 5 

Oricät de preväzätor s’a procedat la aranjarea intälnirei 
din 25 Nov. 1923 dela Ciucia ea nu mai putea rämäne in se- 
cret, ca celelalte convorbiri; i-s’a räspändit vestea, bineînțeles 
fără ca cineva, afără de cei iniţiaţi să fi cunoscut esența intäl- 
nirei, sau chiar textul Pactului. Acesta este motivul, că mai 
târziu presa a botezat convenţiunea noastră cu denumirea «Pac- 
tul dela Ciucia», deşi — cum s'a arătat mai sus — el a fost 
încheiat la București, în ziua de 23 Oct. 1923, iar la Ciucia ne 
adunaserăm numai pentru confirmarea solemnă a stipulatiunilor 
cuprinse in el. 

In legäturä cu intälnirea dela Ciucia, mai este de mentio- 
nat, că generalul Averescu ne-a trimis tuturor învitaţilor dela 
Ciucia câte o fotografie dedicată, ceeace era o altă dovadă ecla- 
tantă, că cel mai mare ostaș al României ne poartă o conside- 
rație excepțională nouă, cu cari căzuse de acord în privința 
unei importante probleme. | 

Atmosfera amical de intimă dela Ciucia, cu drept cuvânt 
era succesul personal al Dlui Goga. După masă m-a tras la o 
parte şi-mi spunea intim : 

„Dacă Stefan Tisza ar îi fost capabil să închee o ase- 
menea transacţie cu Românii ardeleni, i-s'ar fi ridicat statue 
încă în timpul vieţii.“ 

— Dacă conducătorii românilor ardeleni ar fi arătat atâta 
ințelegere şi devotament desinteresat față de interesele superioare 
ale Statului, cum arătam noi, transactia s’ar fi putut încheia 
deja atunci, — ii räspunsesem eu. 

E drept, că am adus sacrificii prin încheerea Pactului, însă 
eram constrânşi la aceasta, spre a asigura liniștea, situația Si 
avutul rămas al poporului nostru și pe baza acestora desvol- 
tarea sa viitoare. 

Textul Pactului. 
Subsemnaţii Octavian Goga si Constantin Bucsan, ca man- 

datari ai Partidului Poporului : 
Emil Grandpierre, Elemér Gyárfás, Gavril Pál, Stefan Hajdu 

Si Béla Szele, ca mandatari ai Partidului unguresc; cáláuziti de 
dorinta de a uni toate forțele celor două partide, pentru a le 
pune în serviciul intereselor superioare ale țării, au convenit 
asupra următoarelor : 

1. Partidul unguresc, luând cunoștință de programul Par- 
88 

   



tidului Poporului, adoptat in Congresul dela Sibiu din Decemvrie 
1922, va da intreg sprijinul säu pentru realizarea lui si nu va 
intreprinde nici o acţiune politică în afară de cadrele acestui 
program. 

2. Partidul Poporului primeşte desideratele formulate de 
Partidul unguresc şi considerându-le ca parte integritoare a 
programului său, va sprijini realizarea lor, crezând că este în 
interesul consolidării şi propăşirii ţării, să asigure tuturor cetă- 
tenilor, fără deosebire de religie şi naţionalitate, conditiunile de 
trai liber si desvoltare normalá. 

3. Deputatii și senatorii ambelor partide vor forma o uni- 
tate parlamentară. 

4. În afară de Parlament, Partidul unguresc își menţine 
organizația, numele şi individualitatea. 

5. Pentru asigurarea unității de conducere, Partidul ungu- 
resc acceptă îndrumările politice, date în cadrele acestei intele- 
geri de cătră Președintele Partidului Poporului. 

6. În interesul unei neturburate şi cât mai strânse colabo- 
rări, Partidul unguresc va fi reprezentat în Comitetul executiv 
al Partidului Poporului prin 5 delegați. 

7. Pe toată durata acestui pact, Partidul Poporului va 
proceda în deplină înțelegere cu Partidul unguresc, excluzând 
intervenţia altor formaţiuni politice, — în chestiunile, cari pri- 
vesc interesele generale şi locale ale minorității ungurești. 

8. Pentru cazul, că Partidul Poporului va intra în colabo- 
rare şi cu alte partide politice, acest pact rămâne neatins. 

9. Acest pact este fără termin. El nu va fi denunțat decât: 
în cazul unor fundamentale deosebiri de vederi asupra intere- 
selor Statului român şi ale minorității ungureşti din România. 

Acest pact va intra în vigoare cu ziua de azi. În publici- 
tate nu va fi adus, până la o dată, care se va hotărâ cu învo- 
irea ambelor partide. 

Partidul unguresc având misiunea de a lupta pentru reali- 
zarea tuturor drepturilor și intereselor minorităţii maghiare, for- 
muleazä urmätoarele desiderate concrete, realizabile in impre- 
iurärile actuale: 

I. 
Listele electorale sä fie intregite in asa fel, cä sä se asi- 

gure dreptul de vot pe seama fiecärui cetätean, care intruneste 
conditiunile de värstä. 

Dacä din cauze tehnice intregirea listelor electorale nu 
se va putea face pänä la nouile alegeri, candidatura cetätenilor 
neintrodusi in liste, intrucät indeplinesc conditiunile prevăzute 
în lege, nu poate îi respinsă. 

Exceptiile prevăzute în lege, sa să aplice cu o egală mă- 
sură fatä de toţi locuitorii țării, fără deosebire de naționalitate. 

2. Pe timpul alegerilor de Cameră și Senat, Partidul Po- 
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porului si Partidul unguresc se vor sprijini reciproc. Partidul 
Poporului va sustine pe candidatul Partidului unguresc in urmä- 
toarele circumscripții electorale : 

Pentru Senat în circumscripțiile: Arad, Oradea-Mare, Mar- 
ghita, Ciuc, Cluj, Târgul-Mureș, Odorheiu, Satu-Mare, Timişoara 
și Treiscaune. | 

Pentru Cameră în circumscripțiile: Arad, Oradea-Mare, 
Sălard, Marghita, Săcele, Mercurea Ciucului, Gheorgheni, Târ- 
gu-Mureș, Erneul-Mare, Mercurea Nirajului, Odorheiu, Cristurul- 
Secuesc, Homorod, Satu-Mare, Careii-Mari, Sfäntul-Gheorghe, 
Targul-Secuesc si Aita-Mare. 

În aceste circumscripţii persoana candidatului va fi hotä- 
râtă de cătră Comitetul de conducere al Partidului unguresc. În 
toate celelalte circumscripţii Partidul unguresc va interveni cu 
toată autoritatea sa, ca alegătorii de naţionalitate maghiară să- 
și dea votul lor pentru candidatul Partidului Poporului. 

Mai târziu, după înfăptuirea reformei electorale, când vo- 
tarea se va face pe liste, în circumscripţii, în cari şi Partidul 
unguresc dispune de organizaţii proprii, lista comună a candi- 
daților se va întocmi, prin bună înțelegere, de cătră organele 
autorizate ale ambelor partide. La întocmirea listei de candidați 
se va avea în vedere mai întâiu valoarea politică a candidaţilor 
şi numai în al doilea rând se va ține seama şi de naționalitatea 
lor. Totuși, pentru a preîntâmpina viitoarele neînțelegeri, se stabi- 
leşte de pe acum, ca să se rezerve pentru Partidul unguresc un 
minim de 18 mandate de deputat şi 10 mandate de senator. 

3. Reforma electorală să se intemeieze pe principiul re- 
prezentării proporționale a minorităţilor. 

4. Să se precizeze prin lege, toate cazurile de incompati- 
bilitate. Contestarea mandatelor se va judeca de cătră Curtea 
de Casaţie. 

II. 
1. Bisericele rom. cat., reformate si unitare isi vor pästra 

autonomia, in cadrele desvoltärii lor istorice, rämänänd nestir- 
bit dreptul de control al Statului. 

Autonomia statusului romano catolic din Ardeal sä se in- 
tindă şi asupra teritoriilor de dincolo de Piatra Craiului. Să se 
recunoască dreptul de liberă organizare a bisericei reformate 
din regiunea Pietrii Craiului şi al bisericelor luterane maghiare. 
Autonomia acestora din urmă să fie recunoscută de Stat. Auto- 
nomia statusului romano-catolic, lărgită în acest chip, să se res- 
pecte şi cu ocazia încheierii concordatului. 

Toate aceste autonomii să fie consfinţite prin lege. 

2. Amestecul autorităților administrative în afacerile interne 
ale comunităţilor bisericești să fie interzis. Bisericele să poată 
fi deschise și serviciul divin să fie -permis şi pe timpul stării de 
asediu. Orice sentință, prin care se hotărește destituirea unui 
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preot, sä nu poatä fi executatä, decät prin autoritatea superioarä 
bisericeascä. 

3. Pentru faptele sau neglijenta unei persoane din servi- 
ciul bisericei, biserica insäsi, scoala sau alte institutiuni, susti- 
nute de ea, sä nu sufere nici un prejudiciu. 

Sä se intregeascä salariile preotilor si sä sä reguleze mo- 
dalitatea de platä, urmänd ca in aceasta privință, preoții unguri 
să fie puși ps aceiași treaptă ca preoţii români. 

5. Pentru cazul, că o comunitate bisericească dispare, bi- 
serica, şcoala, cimitirul şi orice avere a ei, va trece în lipsă 
de alte dispozitiuni statutare, asupra organizației superioare bi- 
sericești, nici Statul, nici vreo altă confesiune, neavând dreptul 
de a formala vreo pretentiune asupra acestei averi, nici în cazul 
declarării lor de monumente istorice. În cazurile în cari acest 
lucru s'a săvârșit, se va restitui starea de mai înainte. 

6. Faptul încetării unei comunităţi bisericeşti, se poate 
constata numai de cătră autoritatea superioră a acestei comuni- 
tăţi, conform cu înțelesul statutelor ei. 

7. Să se recunoască dreptul bisericelor romano-catolice, 
reformate, unitare şi evanghelice ungurești de a-şi impune cre- 
dincioşii şi de a incasa dela acestea impozite cu ajutorul orga- 
nelor administrative. 

8. Și în împrejurările schimbate să se indeplinească în mod 
corespunzător ‚obligatiunile patronatului şi să se revoace toate 
ordonanțele, prin cari se interzice împlinirea îndatoririlor patronale. 

9. Orice propagandä, care tinde la insträinarea averilor 
mobile si imobile bisericesti si scolare, se va pedepsi conform 
dispozitiunilor Codului Penal. 

III. 

1. Se va recunoaste dreptul minoritátilor de rasá, limbá 
si religiune, de a infiinta si intretine scoli sub controlul direct 
al Statului, si sa li să asigure acestor scoli dreptul de publici- 
tate, precum si dreptul de a elibera certificate valabile. Confe- 

siunile sä fie libere de a se ingriji de adunarea mijloacelor ma- 
teriale necesare intretinerei acestor şcoli, fie şi prin impunerea 
credincioşilor lor şi de a fixa taxele şcolare. 

2. Să se retragă toate ordonanțele, cari ating aceste drep- 
turi, asigurându- se astfel funcționarea neturburatä a scoalelor 
confesionale si dreptul lor de publicitate. Partidul unguresc 
recunoaste färä rezerve dreptul de suprema inspectiune al Sta- 
tului şi să se oblige să intervie cu toată autoritatea sa, pentru 
curmarea eventualelor nereguli şi abuzuri, constatate prin an- 
chetă obiectivă. ; 

3. Ca o urmare a dreptului de publicitate si a libertátii 
invátámántului, bisericilor, corporatiunilor si societátilor sustiná- 
toare de scoli, sá li se asigure dreptul de a primi ín scoalele lor 
elevi de orice sex. confesiune si nationalitate. 
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4. In mäsura, in care scoalele confesionale romänesti sau 
altor confesiuni se vor bucura de ajutor din partea Statului, 
acest ajutor sä se acorde cu o egalä mäsurä si scoalelor intre- 
tinute de confesiunile unguresti. 

5. Clädirile scolare, cu intreg inventariul lor, precum si 
alte aşezământe de cultură, întemeiate şi susținute cu banii co- 
munelor sau confesiunilor, corporaţiunilor si societátilor culturale 

“sau de binefacere ungurești, se vor da în posesiunea vechilor 
proprietari. 

6. Credincioşii unei confesiuni să nu poată fi obligați sub 
nici o formă si in special nici sub forma de prestațiuni, să 
contribue pentru scopurile școlare sau bisericești străine de con- 
fesiunea lor. 

7. Programul de învățământ în şcoalele confesionale va 
îi întocmit cu aprobarea Ministerului de Instrucţiune Publică. 
Limba de predare va fi însă cea hotărâtă de către susținătorul 
şcoalei. 

8. Dispoziţiunile şi ordonanțele contrare acestor puncte să 
se scoată din vigoare. 

IV. 

1. Averea instituţiilor sociale și a socetăților de binefacere, 
luată pe nedrept, sub orice titlu s'ar fi luat, să fie restituită 
membrilor sau proprietarilor lor. 

Casina din Lugoj, Deva, Braşov, Therezianum din Sibiu etc. 

2. Palatul cultural din Târgul-Mureş să fie dat în admini- 
strarea unui comitet, din care fac parte ca membri primarul, 
consilierul cultural, un reprezentant al Ministerului Artelor și 3 
membri aleşi la propunerea Societății Emke. 

Aceeași măsură să se iee şi pentru palatul cultural din Arad. 
3. Teatrele ungureşti, în ființă astăzi, să fie autorizate a 

funcţiona şi mai înainte. Cenzura teatrală să fie exercitatä exclusiv 
de cätre Ministerul Artelor. Teatrul de varä din Cluj sá fie läsat 
în folosința permanentă a trupelor de teatru ungurești, fiind 
acestea obligate să plătească o Chirie, care să nu treacă peste 
cheltuelile de amortizare şi întreținere a localului. 

Pentru problemele artistice maghiare, se va institui 0: co- 
misiune specială de trei membri, care va funcţiona pe lângă 
Ministerul Artelor, ca organ consultativ. 

4. Să se permită aducerea în ţară a cărților şi altor pu- 
blicațiuni, cari nu pot fi exceptionabile din punct de vedere politic. 

5. Sä fie restituite dupä posibilitate, monumentele istorice, 
statuele, tablourile de valoare, mutate dela locul lor in urma 
transformärilor politice. In cazuri, in cari acest lucru nu bei 
mai putea săvârşi, ele să fie aşezate în muzee, în aşa fel, 
sentimentul de pietate să nu fie atins ȘI valoarea lor artistică 
să fie păstrată. 
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6. Diplomele tinerilor, cari studiază la universități sau la 
alte şcoli superioare din străinătate, să fie nostrificate. 

Festivitățile şi reprezentațiile aranjate de cătră comunităţile 
bisericeşti sau şcolare, cu scopuri bisericești și școlare, vor fi 
scutite de taxa de petrecere. 

Să se aprobe statutele Societăţii Culturale Emke, cu res- 
tituirea ei în toate drepturile. 

V. 

1. În contactul nemijlocit cu autoritățile administrative locale 
şi medie, cetățenilor de naţionalitate maghiară să li se recu- 
noască dreptul de a folosi limba lor în graiu si scris. 

2. În teritorii, a căror populațiune se compune cel puțin 
în 25% din cetățeni de naționalitate maghiară, să se aplice în 
oficiile administrative inferioare și mijlocii în număr corespun- 
zător funcţionari de naţionalitate maghiară sau astiel de funcţio- 
nari, cari cunosc bine limba, obiceiurile şi împrejurările din viața 
ungurească. 

Starea de lucruri de azi, care atinge însăși interesele ţării, 
să înceteze. 

3. În orașele şi comunele, cu populaţie maghiară de cel 
puţin 25 "os numirea localității, anunţurile oficiale şi inscripția 
străzilor și a piețelor, să se facă paralel cu limba Statului si 
in limba maghiară. Să se retragă toate acele ordonanţe, cari 
interzic părților să vorbească ungureşte în oficii publice, în bi- 
roufile: C. F..R. etc: 

În localităţile locuite în majoritate covârșitoare de cetățeni 
de naționalitate maghiară, numirea localităţii să rămână cea veche. 

4. Legile țării şi ordonanţele ministeriale să fie publicate 
şi în limba maghiară. 

5. În ţinuturile locuite în majoritate covârșitoare de cetă- 
teni de naționalitate maghiară, să se permită întrebuințarea pa- 
ralelă a limbei maghiare în graiu şi scris. 

6. Să se restitue autonomia comunală și județeană, cel mai 
târziu la un an după votarea reformei electorale. 

7. În cadrele reformei administrative să se țină seamă şi 
de dorințele aci exprimate ale minorității ungurești. 

8. Să se dea asigurări, ca la o eventuală nouă împărțire 
administrativă şi judecătorească, ținuturile locuite în majoritate 
de cetăţeni de naţionalitate maghiară, nu vor fi desfăcute și 
separate in mod mestesugit, cu scopul de a le majoriza. In 
aceasta privință să se respecte îndeosebi împărțirea administra- 
tivă a ținutului Secuiesc dela sfârșitul anului 1921. 

9. Populaţia maghiară să fie proporţional reprezentată în 
toate comisiunile administrative. 

10. Să se institue Contenciosul Administrativ cu un număr 
corespunzător de judecători şi funcționari unguri. 

„93



11. În Ministerul de Interne să se organizeze o secție a 
Minorităţilor, în fruntea căreia să fie pus un funcţionar de na- 
ționalitate maghiară. Funcţionarii superiori ai acestei secțiuni să 
fie numiți dintre minoritari. 

12. Pentru afacerile bisericeşti şi şcolare ungurești, să se 
organizeze câte-o secțiune deosebită în Ministerul de Instrucție 
și în Ministerul Cultelor. Conducerea acestor secţiuni să se în- 
credințeze unor funcţionari unguri sau cunoscători ai limbii și 
imprejurărilor ungurești. 

În fiecare Minister să fie aplicat cel puţin un funcţionar 
superior de naţionalitate maghiară. 

VI. 

i. In Justiţie contactul nemijlocit între judecători, functio- 
nari şi partide, să se facă, după posibilitate, în limba părţilor. 

2. Avocaţii de naționalitate maghiară, cari și-au luat li- 
cența înainte de 1 lanuarie 1922, vor primi un ultim termin până 
la 30 Decemvrie 1925, pentru a-şi însuși limba Statului. În acest 
răstimp ei vor putea pleda în fața instanţelor judecătoreşti in- 
ferioare si în limba maghiară. 

Avocaţii, cari nici în acest răstimp nu-şi vor putea însuși 
limba română, pentru acest motiv nu vor putea fi stersi din 
birou. În orice caz, avocaţii de naționalitate maghiară, nu vor 
putea să fie supuşi unui examen de limbă română. 

3. În ținuturi, a căror populaţiune se compune cel puţin în 
a patra parte de cetăţeni de naţionalitate maghiară, să se aplice 
în număr corespunzător judecători și funcționari unguri sau cu- 
noscători ai limbei maghiare. 

4. Independenţa judecătorilor să fie garantată printr'o lege 
specială. 

VII. 

1. Legea Agrară să fie executată în mod corect şi impar- 
țial, revenindu-se asupra abuzurilor săvârşite până acum în 
această privinţă. 

2. În cadrele Comitetului Agrar să se institue o secțiune 
specială si cererile de revizuire, date în materie de expropriere 
de cătră ardeleni şi bănăţeni, să fie judecate exclusiv de această 
secțiune. 

3. Circulaţia imobilelor, rămase scutite definitiv de expro- 
priere, să fie absolut liberă. 

4. Chestiunea Bunurilor Private Secueşti să fie rezolvată 
în mod echitabil, în conformitate cu dispoziţiunile legei Agrare 
şi până la rezolvarea ei definitivă, să se restitue comunității 
averea, care nu cade sub expropriere. 

5. Munţii Sovatei, formând azi proprietatea a 127 comune 
secueşti, să rămână în proprietatea comunelor interesate. 

6. O eventuală nouă împărțire administrativă să nu schimbe 
situația actuală şi felul de întrebuințare a averilor județene. 
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7. Infiintarea uniunilor de agriculturä, a sindicatelor si a 
oricăror tovarăşii, cu caracter economic, aprobarea statutelor 
lor, recunoaşterea calității lor de persoane juridice, să se facă 
fără nici o restricțiune numai în baza legilor şi ordonanțelor 
ministeriale în vigoare. Guvernul, în puterea dreptului său de 
suprema inspecțiune, nu va putea limita sau interzice functiona- 
rea acestor uniuni, decât în cazul, dacă ele calcă legile ţării 
sau chiar propriile lor statute. 

8. Înființarea şi sporirea de capital a societăţilor pe acţiuni, 
dacă cel puţin trei-pătrimi a capitalului sunt din ţară și cel puţin 
trei-pătrimi a membrilor consiliului de administrație sunt cetă- 
țeni români, să nu fie condiționate de nici un fel de autorizație, 
impusă în mod arbitrar, îie de guvern fie de autoritățile admi- 
nistrative, în afară de condițiunile prevăzute de legile industriale 
Şi comerciale în vigoare. 

9. În viața comercială, ca și în viața particulară — şi anu- 
me pe hârtii de scrisori, pe firme, pe anunțuri, în registre etc. 
—  întrebuințarea limbei materne să fie absolut liberă. 

VIII. 

1. Sä se reguleze in mod echitabil chestiunea funcţionari- 
lor, cari au fost in serviciul Statului si nu au depus jurämäntul 
de credintä cätre Statul Romän, intrucät de prezent locuesc in 
țară şi sunt cetăţeni români. Ei să fie reprimiti in serviciu, sau 
dacă întrunesc condiţiunile iegale, să fie pensionaţi. Pentru cazul 
de pensionare, durata serviciului lor să fie considerată ca neîn- 
treruptă. Deasemenea să fie reprimiţi funcţionarii, cari depunând 
iurământul mai târziu, din cauză, că nu au învățat româneşte, 
au fost concediaţi, fără o prelabilă cercetare disciplinară. 

2. În măsura întoarcerei la viața normală, măsurile excep- 
tionale, rechiziţiile și închirierea forțată a locuinţelor, să înceteze, 
iar locuințele rechizitionate sä fie eliberate. 

3. La stabilirea naționalităţii să se servească însăşi decla- 
rația cetățeanului. 

4. Să se permită purtarea culorilor roşu — alb — verde, cu in- 
dicarea emblemei Statului Român. 

5. Partidul unguresc se angajează să îndrume propaganda 
politică a ziarelor, cari stau sub influența sa, în sensul acestor 
desiderate. Doreşte ca aceiaş atitudine să fie observată şi din 
partea ziarelor Pastidului Poporului. 

București, la 23 Ociomvrie 1923. 

Dr. Grandpierre Emil m. p. Octavian Goga m. p. 

E. Gyárfás m. p. C. Bucșan m. p. 

Dr. Hajdu István m. p. 

Dr. Pál Gábor m. p. Väzut: Se va urma intocmai 

Szele Béla m. p. GI, Averescu m. p. 
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Pactul si partidele politice. 
Conform înțelegerii, textul Pactului trebuia ţinut riguros 

în secret. Cu toate acestea am fost siliți să-l facem cunoscut 
"mai multor membri ai conducerii Partidului nostru ; situația era 

„la fel și la partea adversă. Totuși, în cursul unei decenii și ju- 

mătate, ce a trecut de atunci, mai multe organe de presă, au 

“ajuns să cunoască — fără ștința și aprobarea noastră — unele 

fragmente ale Pactului, iar mai târziu câteva ziare româneşti 

l-au reprodus în întregime. Nu mai comit deci vre-o indiscreţie, 

dacă cu ocazia acestor expuneri dau publicităţii textul autentic 

al documentului, care astăzi nu mai are decât o însemnătate 

istorică, deoarece eficacitatea lui încetase deja la 1 Febr. 1926, 
dar cel mai târziu în lunie 1927. 

Publicarea Pactului se impune nu numai din punct de 

vedere istoric, dar şi din motive de ordin practic, deoarece el 

invederează — ca un far puternic — situaţia de atunci a ma- 
ghiarimei ardelene. 

Nici astăzi nu trebue să aibă nimeni remușcări sau ruşine 

pentru încheerea Pactului. El este expresiunea unor stăruinţe 
cinstite, care urmăriau binele comun al ambelor popoare. .Şi ca 

atare, pactul poate servi ca învățătură pentru prezent şi ca imbold 
pentru viitor. 

Deși aşa numitul Pact dela Ciucia nu mai este astăzi decât 

un documentistoric, este totuşi în acelaş timp o dovadă irefuta- 

bilă, că cu bunăvoință şi o puțin mai clară vedere în viitor 

poate îi soluționată şi cea mai dificilă situaţie, ca aceea, în care 

ne aîlam atunci. Unele din stipulaţiunile Pactului arată starea 

grea, unde am ajuns în acel timp şi de unde izbutiserăm să ne 

ridicăm de atunci, iar altele fac dovadă, că în 1923 multi ro- 

mâni serioşi şi mari naționaliști credeau posibilă satisfacerea 

unor pretenţiuni ale noastre, a căror recunoaștere astăzi nici 

nu-am îndrăzni s'o cerem. Dl. Goga ne oferise şi prefecți ma- 

ghiari în judeţe maghiare. Noi l-am refuzat categoric, neputând 

asuma o răspundere aşa de grea pentru atitudinea politică a 
guvernului. 

Unele dispozițiuni par a fi drept anacronice astăzi, fără 

însă să scadă valoarea Pactului sau să arate în culoare defavo- 

rabilă pe vreunul dintre părți, căci toate aceste dispozițiuni do- 

cumentează voință sinceră, ce tindea la înțelegere. 
Din partea noastră situația este şi mai clară, deoarece 
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partea întroductivă anticipează că acest Pact «confine desidera- 

tele concrete și realizabile intre împrejurile date,» enunfänd cä 

Partidul Maghiar socotește de misiunea sa eluptarea tuturor 

drepturilor minorității maghiare. 

Asttel, toți cei, care am încheiat Pactul, am asumat şi asu- 

măm şi astăzi fără înconjur toată răspunderea morală și politică 

a actelor noastre. 

Era şi necesară această responsabilitate individuală, căci 

din motive de ordin practic, Pactul nu putea îi supus în între- 

gime aprobării formale a organelor competente, nici ale Parti- 

dului Maghiar şi nici ale Partidului Poporului şi astfel nu putea 

îi aprobat formal prin organele statutare ale partidelor interesate. 

Spre a evita conflictele personale, semnalate în capitolele 

precedente, — deşi DI Bernâdy luase parte la ratificare, — ra- 

tificarea Pactului de către Partidul Maghiar s'a făcut numai în 

formă deghizată în felul, că în şedinţa ținută la 12 Dec. 1923a 
comitetului executiv, prin verificarea procesului verbal din 22 

Nov. s'a stabilit, că preşedinţia partidului este autorizată să în- 

ceapă tratative cu diferite partide româneşti și să dea socoteală 

comitetului executiv în timp util despre rezultatele obținute. Pre- 

şedintele Ugron avea însă cunoștință despre toate disentiunile 

noastre și totul se făcuse cu aprobarea dânsului. El însuşi nu a 

semnat pactul, dar printr'o scrisoare adresată Generalului Ave- 

rescu şi-a dat consimțământul și dacă nu mă înşală memoria, îl 

confirmase şi prin o vizită făcută Generalului Averescu. 

Toţi eram convinşi de necesitatea precauţiunii şi discreției, 

căci era evident, că dacă cele două partide mari românești, 

dar mai ales Partidul Naţional, succesorul în spe a guvernului, 

va lua cunoştinţă de existența Pactului sau chiar de textul ace- 

luia, va deslănţui o ofensivă atât de aprigă, sub parole şovi- 

niste răsunătoare, încât va periclita serios şansele Partidului 

Poporului de a veni la guvern, or, de aceasta depindea satista- 

cerea desideratelor noastre şi rostul întregului Pact. 

Însă, evenimentele creaseră situaţii, din care s'a aflat sau 

cel puțin putea presupune existența Pactului. Astfel de exemplu 

la alegerile suplimentare pentru Cameră, ţinute în primavara 

anului 1925 la Reghinul Săsesc, maghiarimea — la comanda 

partidului, dată în virtutea Pactului — dăduse voturile sale ca 

un Singur om pentru Dl Goga, ceeace era deciziv pentru soar- 

tea alegerii și a provocat un puternic resentiment în cercul 
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Partidului National din Ardeal. lar la alegerile suplimentare pen- 
tru Senat, ținute la 24—25 Aprilie 1925 la Ciuc, Generalul Ave- 
rescu sprijinise candidatura mea printr'o proclamaţie expresă. 

Prin acest act a făcut imposibilă respingerea candidaturii mele 

prin mijloace întrebuințate în anul 1922, iar după aceea, când, 

printr'un îurt ruşinos de urne, tot candidatul liberal a »ieșit în- 

vingător«, la dorința expresă a Generalului Averescu, mandatul 

astfel obținut a fost atacat în cursul validării de către protopo- 

pul Dăianu, ce-i drept, destul de timid. 

Aceste colaborări au trădat raporturile, care ne-au legat, 

celor cari erau în curent cu lucrurile dinapoia culiselor politice. 

După scurt timp, DI Iosif Sândor a cerut oficial informaţie dela 

conducerea Partidului în privința Pactului, care i-a și pus la 

dispoziţie în mod confidenţial textul Pactului. DI Sândor losif, 
a atacat vehement textul Pactului printr'un memoriu de 24 pa- 

pini şi un supliment de 12 pagini, înaintat la 1 lunie 1925, pre- 

cum şi verbal la ședința comitetului prezidenţial, cerând denun- 
țarea Pactului și orientarea către partidul Dlui Maniu. 

Între timp a luat cunoștință despre Pactul şi guvernul şi 

Partidul Liberal, şi î-şi dădea toată silința, să-și tragă foloasele 

pentru propriul său partid. Dl Tătărescu, atunci subsecretar de 

Stat la Interne, care în această calitate a stârnit o mare vâlvă 

în sânul nostru prin declaraţia făcută în Cluj, la 11 lunie 1924, 

că asuprirea maghiarimei nu va înceta, până ce Partidul Ma- 

ghiar nu destitue pe preşedintele Ştefan Ugron, vice-președintele 

Grandpierre Emil şi deputatul Sândor Iosif, — tentativă respinsă 

cu unanimitate disciplinată de către comitetul executiv al Parti- 

dului — la un an după această încercare eșuată, referindu-se la 

convorbirile noastre din toamna anului 1925 despre chestiunea 

minoritară, m-a invitat să îi fac un memoriu, enumerând desi- 

deratele mai principale ale maghiarimei, prin satistacerea cărora 

s’ar putea pune la punct chestia minoritară. În urma acestei 

însărcinări am redactat un memoriu, în care, după o scurtă in- 

troducere, am schiţat urgenţa unei prompte solutiuni si gravita- 

tea  prejudiciilor noastre, iar ca propunere concretă i-am 

expus toate desideratele noastre, acceptate de Generalul Ave- 

rescu în Pactul dela Ciucia, terminând cu aceea, că această 

expunere formează convingerea mea personală, dar dolean- 

țele exprimate sunt pasibile de modificări şi corectări din partea 

celorlalți conducători ai Partidului Maghiar, pentrucă o conven- 
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fiune nu poate fi incheiatä decät numai cu conducerea compe- 

tentă a Partidului. Memoriul l-am predat Dlui Tătărescu la 24 

Sept. 1925, care mi-a mulțumit, fără însă să mai revină vreodată 

asupra lui. Nu se știe, care a fost motivul, însă fapt este că, fie 

că-i erau prea oneroase stipulațiunile memoriului, fie că — po- 

trivit atitudinei sale anterioare — nu voia să intre în tratative 

cu conducerea de atunci a Partidului nostru, nu s'a mai intere- 

sat de loc de această chestiune. 

Toate aceste tratative ale partidelor, criticile directe și 

semidirecte, uneltiri şi intrigi mai mult sau mai puţin impor- 

tante, dar mai ales neîmplinirea speranței de a veni la guvern 

Partidul Averescan, ceeace se totamâna de doi ani de zile, au 

răcit puţin raporturile atât de cordiale dela început şi chiar şi 

prietenii noştri, cari luaseră parte activă la încheerea Pactului, 

au început să aibă diferite temeri. Pentru eliminarea acestora 

s'a ţinut o nouă conferință la Brașov în ziua de 8 Nov. 

1925. Cu această ocazie contele Bethlen Gheorghe a ajuns pri- 

madată în contact personal cu Partidul Averescan. Procesul 

verbal al conferinței — pe care contele Bethlen si eu, nici nu 

l-am mai semnat, căci plecaserăm înaite de inchiderea sa — deja 

invederează dificultățile ivite, majoritatea cărora nici nu mai 

puteam să o aplanăm si astfel şi reprezentantul Partidului Ave- 

rescan l-a semnat cu rezervă. 

PROCES VERBAL, 

dresat la întrunirea reprezantanţilor Partidului Poporului şi a Par- 

tidului Maghiar, ţinută în ziua de 8 Nov. 1925 la Braşov. 

Au fost prezenți: 

Din partea Partidului Poporului: Dr. Constantin Bucșan. 

Din partea Partidului Maghiar: contele Gheorghe Bethlen, 

Dr. Géza Ferenczy, Dr. Elemér Gyárfás, Dr. Eugen Nagy, Dr. 

Gavril Pál, Dr. Béla Szele si Dr. Andrei Török. 

Dr. Constantin Bucsan a salutat pe cei prezenţi şi a ex- 

pus scopul si interesul intrunirei. În intervalul lung de timp ce 

a trecut dela incheerea pactului (23 Oct. 1923) au intervenit 

multe evenimente, atát in legiferare, cât şi în viața politică a 

țării şi astfel a devenit necesar să se discute și să se precizeze 

stările de lucruri a nouii situatiuni. 

După aceasta au fost examinate stipulatiunile Pactului în- 

cheiat la 23 Oct. 1923 la Bucureşti, urmând ca rezultatele dis- 

cuţiunilor să fie supuse aprobării președinției ambelor partide. 
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Partea introductivă. 

Ad. 1. Reprezentanţii Partidului Maghiar au cerut elucida- 
rea acestui articol şi ca cuvintele „afară de limitele - acestui 
program“ să fie înlocuite cu cuvintele „tot ce este contrar aces- 
tui program.“ 

După părerea Dlui C. Bucsan, dispoziţiunea, că Partidul 
Maghiar nu începe alte acțiuni politice, se referă exclusiv la 
aceea, că Partidul sub durata Pactului nu începe acțiuni, întovă- 
răşite cu alte partide politice. Dispoziţiunea de mai sus nu se 
referă la nimic altceva. Dealtfel nu are obiecțiuni împotriva aces- 
tei corectiuni. 

Ad. 3. La dorinta reprezentantilor Partidului Maghiar s’a 
stabilit, cä dispozitiunea cuprinsä in acest articol nu se referä 
decât la deputaţii și senatorii aleşi pe temeiul Pactului. 

Reprezentanţii Partidului Maghiar mai cer, ca expresiunea 
„unitate” să fie înlocuită cu expresiunea „singur grup parlamen- 
tar”, având înțelesul de „grup unit”. 

DI C. Bucșan este de acord. 
Ad. 5. Reprezentanţii constată de comun acord, că expre- 

siunea „îndrumările” din textul român al Pactului, a fost tradusă 
greși! în ungurește cu expresiunea „utasitäsait“, deoarece co- 
respondentul expresiunei „indrumärile” în ungureşte este „utmu- 
tatâsait“, cum s'a intenționat şi s'a şi pus corect in textul ro- 
mân. Deci se va corecta în acest sens. 

Conform interpretării ce dau acestui cuvânt reprezentanții 
Partidului Maghiar, expresiunea „îndrumările“ are sensul, că 
Partidul Maghiar nu face în mod unilateral înțelegeri politice 
cu alte partide. 

Ad. 6. DI C. Bucșan interpretează această dispozitiune in 
sensul, că Partidul Maghiar nu procedează, în nici o chestiune 
ce cade înafară de stera sa, fără ascultarea şetiei Partidului 
Poporului. 

Reprezentanții supun această interpretare deciziunii preşe- 
dinției ambelor partide. 

Ad. 6. DI C. Bucșan îşi exprimă părerea, ca Partidul Ma- 
ghiar să delege cei cinci membri, cari îl vor prezenta în co- 
mitetul de execuţie al Partidului Poporului. 

Ad. 10. Reprezentanții Partidului Maghiar accentuiază, că 
după voinţa originală a părţilor contractante, Pactul, — deși a 
fost privit încheiat la 23 Oct. 1923, — va avea eficacitate numai 
din momentul venirii la guvern al Partidului Poporului. Această 
obiecţiune este sprijinită prin însăși esența Pactului, doar con- 
ține în majoritatea sa covârșitoară stipulaţiuni, cari sunt reali- 
zabile numai în caz de venire la guvern al Partidului Poporului. 

DI! C. Bucşan voind să evite discuțiunile în această pri- 
vință, propune să se decidă acum în privința chestiunei intrării 
în vigoare a Pactului, presupunând, că n'ar exista de loc inci- 
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dentul invocat de reprezentantii Partidului Maghiar. Mai departe 
este de pärere, ca intrarea in vigoare a Pactului sä fie publi- 
catä in mod corespunzätor, de cätre conducerea ambelor partide. 

Reprezentantii Partidului Maghiar vor supune aceste pro- 
puneri deciziunii Comitetului Prezidential al Partidului, iar re- 
prezentantii ambelor partide vor insista la mandatii lor, pentru 
a se decide in privinta publicärii Pactului. 

Reprezantantii de comun acord, cred necesarä instituirea 
unei comisii permanente de fiecare partid, avänd menirea sä 
desbatä si sä solutioneze chestiunile concrete, ce sar ivi în 
legäturä cu Pactul. 

În acest scop vor face propuneri mandatilor lor. 

Capitolul 1. 

Reprezentantii Partidului Maghiar, cer sä fie trecute in acest 
capitol urmätoarele: 

a) Revizuirea listelor de cetätenie, intocmite, in multe lo- 
curi, superficial şi fără vreun control public corespunzător; lua- 
rea de măsuri eficace pentru soluționarea urgentă şi peste rând 
a cazurilor dubioase în ce privește apartenența comunală, con- 
ditiunea supuseniei. Scutirea certificatelor de cetätenie de taxe 
prea ridicate si luarea de mäsuri, ca prenotarea dreptului de 
proprietate sä nu fie impiedecat de lipsa certificatelor de supu- 
senie, cerute la contractele de achizitiune imobiliarä, ci ca ele 
sä poatä fi justificate ulterior. 

b) Declaratiune principialä precisä, cä refuzarea jurämän- 
tului din partea funcționarilor publici, cari serviseră sub regimul 
maghiar, nu poate constitui un obstacol al dreptului de alegător 
activ şi pasiv. 

c) Enuntarea, cä politia de sigurantä si agentii säi nu pot 
validita reclamatiuni impotriva inscrierilor in listele electorale. 

Capitolul I. 

Ad. 4. Reprezentanţii Partidului Maghiar cred necesar să 
se adauge la acest articol dispozițiunea, că preoţii vor primi 
plată fără considerare de numărul credincioşilor, precum și că 
protopopiatele vor primi subvenţiuni, fără privire la numărul 
parochiilor lor. 

Mai cer următoarele : 
a) ca să fie recunoscută, asigurată şi ferită de orice inter- 

venţiune vexantă a autorităţilor, libera funcţionare a societăţilor 
ȘI reuniunilor cu caracter religios Si filantropic, cari sunt orga- 
nizate ín sánul diferitelor biserici si parochii si functioneazá sub 
egida lor. Autoritätilor publice sä li se dea instructiuni, să nu 
conturbe întrunirile, conferințele, repetițiile corale, consfätuirile 
etc. cu caracter bisericesc Si religios, ale acestor asociatiuni. 

b) sä nu fie aplicate dispozitiunile, conform cärora tatäl 
are dreptul să hotărască religia copiilor născuți din căsătorii mixte. 
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c) ca retributiunile legale de pämänt ale parochiilor sä fie 
intregite din pämänturile de rezervä ale Statului. 

d) ca dreptul cästigat si existent de reprezentanfä in Senat 
al Bisericii unitariene sä fie mentinut, färä restrictiuni. 

Capitolul III. 

Reprezentanţii Partidului Maghiar insistă, ca Partidul Po- 
porului să sprijine cât mai eficace, în cursul desbaterii parla- 
mentare a Legii învățământului, dorința Partidului Maghiar de 
a nu îi obligatoare pentru școlile maghiare predarea obiectelor 
în limba română. 

Mai predau următoarele desiderate: 

a) să fie delegată o comisie mixtă pentru clarificarea si- 
tuaţiei de drept a școlilor închise şi preluate (confiscate) între timp. 

b) Sä fie revizuită legea bacalaureatului, in conformitate 
cu spiritul Pactului. 

c) Sä nu fie onerate comunele si locuitorii lor pentru con- 
stiuirea școlilor de Stat, nici prin aport în numerar, nici în natură, 

Capitolul IV. 

Ad. 5. Reprezentanţii Partidului Maghiar cer să fie înscris 
în acest articol şi „documentele“ (actele publice), precum si că 
obiectele de artă etc., să fie aşezate în muzeele din Ardeal, iar 
cele din regiunile secueșşti în Muzel Naţional Secuesc din Sfân- 
tul- Gheorghe. “ 

Reprezentanţii Partidului Maghiar cer și revizuirea legii 
persoanelor juridice. 

Capitolul V. 

DI C. Bucşan, înainte de a se începe discuţia acestui ca- 
pitol, premite, că presa a redat eronat discursul Excelenței sale 
General Averescu ţinut în Cameră cu ocazia desbaterii legii 
pentru unificarea administrației publice. Domnul general, în con- 
tradicție cu cele publicate de presă a declarat, că deși legea 
nu corespunde cerințelor, totuşi o votează, dar imediat ce va îi 
posibil va proceda la facerea corectiunilor necesare. Acest fapt 
se poate constata de altfel si din condica oficialä a Camerei. 

Reprezentanţii Partidului Maghiar iau la cunostintä cu in- 
credere aceastä comunicare. 

Ad. 5. Reprezentantii Partidului Maghiar, accentuänd vointa 
si intenfiunea originalä generatoare a acestui articol, cer sä se 
stabileascä precis si in spiritul acelei intentiuni, in acest articol 
modul de folosire a limbei in organizatiile legale autonome 
(limba proceseior verbale, propunerile membrilor, publicatiu- 
nile, etc.). 

Cer mai departe revizuirea legilor aduse în privința ani- 
ficării administraţiei publice, cu validitarea mai intensă a prin- 
cipiului autonom. 
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Capitolul VI. 

Ad. 2. Se stipuleazä de comun acord, cä cu incepere dela 

1 hn. 1926, se mai prelungeste incä cu doi ani termenul expi- 

rat la 31 Dec. 1925. 
Capitolul VII. 

Reprezentanţii Partidului Maghiar cer revizuirea Legii Mi- 

nebr, în sensul, ca apele minerale să fie scoase de sub efica- 

citetea acestei legi. 
Reprezentantii Partidului Maghiar mai prezintá urmátoarele 

desiderate: 
a) Sumele de expropriere stabilite jurevalid, să fie ordo- 

nanțate cât mai urgent și din oficiu în numerar și fără luarea 

dedarațiunilor, deoarece terminarea reformei agrare este urgi- 

tati de stabilizare. 
b) Arendele forțate să fie achitate proprietarilor. 

c) Sá fie sistate procedurile de expropriere puse în curs 

tări temeiu legal, împotriva proprietarilor, cari au mai suferit 

deja o expropriere terminată definitiv, deoarece, dispozitiunea 

art. 139 a legii Reformei Agrare nu permite 0 nouä procedurä 

de expropriere impotriva celor amintifi mai sus. 

d) Să fie sistate procedurile pornite împotriva micilor pro- 

priztari şi în general împotriva proprietarilor de intravilane din 

unele oraşe, sub titlul de ameliorare a lipsei de locuinţe, căci 

aceste proceduri, aducând o micșorare a patrimoniului minimal, 

sunt în vie contradicție cu spiritul legii agrare, iar în cauzele 

de expropriere de acest fel deja terminate, să se găsească o 

modalitate de despăgubire în natură, a celor cari au suferit ex- 

proprierea, în conformitate cu dispozițiunile legii. 

e) Revizuirea legii pentru Camerile de Comerţ şi Industrie. 

f) Membri de drept ai Camerilor de Agricultură, Comerţ 

și Industrie, precum si a Camerelor de Muncă, ce se vor în- 

ființa, să nu aibă decât vot consultativ. 

În fine, reprezentanții Purtidului Maghiar cer revizuirea 

tuturor legilor contrare Pactului, cari au fost aduse si se vor 

mai aduce in viitor, precum si inserarea stipulafiunii, că legile 

contrare Pactului, aduse sau ce se vor mai aduce, nu pot stän- 

ieni validitarea stipulatiunilor din Pact. 

Dupä acestea, procesul verbal a fost incheiat la ora 16 

ziua 8 Nov. 1925 şi a fost semnat de reprezentanți. 

Reprezentanţii Partidului Maghiar : 

ss. Szele Bela 

ss. Dr. Pal Gabor 

ss. Dr. Ferenczy. 

Semnez acest proces verbal cu menfiunea, cä discufiunile 

ce au avut loc în ziua de 8 Nov. a. c. la Brasov, între repre- 

zentanții Partidului Maghiar și reprezentanţii Partidului Poporu: 
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lui, nu formeazä modificarea sau intregirea Conventiunei poli- 
tice incheiate la 23 Oct. 1923, ci numai interpretarea aceleia. 

ss. Dr. Bucsan. 

Pactul incheiat cu Partidul Liberal. 

Dupä cum am mentionat mai sus, la masa dela Ciucia din 

25 Nov. 1923 fusese invitat de sefia de atunci a partidului si 
astfel luase parte la ratificarea Pactului și D-l Gheorghe Ber- 
nâdy, deși dânsul nu a participat la pregătirea Pactului si n'a 
figurat între semnatarii aceluia, în nici o fază a tratativelor. 

Bernâdy continua însă să menţină și să cultiveze şi după 
încheerea Pactului orientarea și relatiunile, care le avuse ante- 
rior cu Partidul Liberal şi lonel Brătianu. 

Nu se poate presupune, că D-l Bernâdy ar îi comunicat 
Partidului Liberal conţinutul Pactului. Cred că nici nu era ne- 
cesar aceasta, deoarece Ionel Brătianu avea posibilitate — dacă 
nu din altă sursă, chiar dela Palat —.să afle textul Pactului. 

D-l Bernâdy urgita însă energic pe lângă membrii suver- 
nului liberal, satisfacerea tocmai acelor desiderate, care ne-au 
fost asigurate de Partidul Averescan prin acest Pact. Aşa de 
ex. am cunoştinţă, că Episcopatul reformat de dincolo de Piatra 
Craiului a îost trecut — parţial — în buget, la insistența Dlui 
Bernâdy, în ultima perioadă a guvernului Liberal. 

Guvernul Liberal vroia însă o legătură mai strânsă cu ma- 
ghiarimea, nu numai prin satisfacerea unor asemenea desiderate 
izolate, ci prin încheerea unui Pact politic general, după exem- 

plul Pactului nostru. Motivul direct al acestei tendințe era, că 
înainte de plecarea apropiată a lor, trebuiau să țină alegerile ad- 

ministrative, chiar pe baza legii lor din 1925, or, cu popularitatea 
lor scăzută, nu puteau spera alegerea partizanilor lor în consiliile 
din Ardeal, fără sprijinul maghiarimei. 

Au pornit deci tratative intre DI Bernâdy și ministrnl Tan- 
cred Constantinescu. La aceste tratative presedintele Stetan Ug- 
ron a trimis mai târziu și pe contele Teleki Arctur, Dnii Tolda- 
lagi Mihail şi Pâl Árpád, cari au fost toți câştigaţi de planul 
Dlor Tancred Constantinescu si Bernädy, asa cä si presedintele 
Ugron a plecat la Bucuresti, pentru perfectuarea intelegerei. Un 
pact politic totusi nu putea fi incheiat, deoarece prima conditiu- 
ne — semnătura lui lonel Brätianu — nu putea fi obtinutä 
prin DI Tancred Constantinescu. Rämäne o chestiune inchisä, 
dacă numai motive tehnice au împiedecat pe lonel Brătianu, să 
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se angajeze prin condițiunile stipulate, sau aveau dreptate cei, 

cari din capul locului au tras la îndoială, că lon Brătianu ar fi 

dat vreo autorizațiune pentru aceste tratative. 

În orice caz însă, delegației maghiare şi Dlui Ugron li s'a 

spus că semnarea pactului general întârzie numai, iar până atunci 

să facă un cartel pentru alegerile administrative, Aceasta s'a şi 

făcut cu condițiuni destul de favorabile. 

Înainte de semnarea acestui cartel, preşedintele Ugron a 

adresat la ! Febr. 1926 o scrisoare politicoasă Generalului Ave- 

rescu, în care, fără să ne întrebe pe noi, a denunţat Pactul din 

23 Oct. 1923, iar pe noi, făuritorii și semnatarii Pactului, ne-a 

înștiințat prin câte o scrisoare particulară despre cele întâmplate. 

Comitetul executiv al Partidului a primit cu oareşicare rezervă 

cartelul electoral, încheiat cu Partidul Liberal, dar o ratificase 

totuşi. DI Sândor losit protesta energic şi propunea colaborarea 

cu DI Maniu. Eu deasemenea am desaprobat denuntarea Pactu- 

lui dela Ciucia, semnalând şi în procesul verbal părerea mea 

contrară. Toate acestea decurseseră însă între noi, dar în afară, 

conform cartelului, a apărut la 12 Febr. 1926 manifestul parti- 

dului, prin care alegătorii maghiari au fost îndrumați să voteze 

Partidul Liberal şi maghiarimea s'a conformat disciplinat la ale- 

gerile administrative din 17—29 Febr. Ca rezultat, în 29, dintre 

49 oraşe ardelene, a fost aleasă lista, sprijinită de Partidul Ma- 

ghiar și am intrat în număr corespunzător şi în consiliile jude- 

tene. DI. Bernâdy a fost numit maitârziu primar al Târgu-Mure- 

şului la 26 Martie 1926 şi astfel, cel puţin în îruntea unui singur 

municipiu aveam un primar maghiar. 

Aceste succese tactice și locale ne-au costat însă scump, 

— şefia Partidului a rupt unilateral convențiunea politică înche- 

iată la 23 Oct. 1923 cu Partidul Averescan, la care — deși 

erau multe resentimente — țineam mult, timp de doi ani și ju- 

mătate, de care am legat speranțele noastre și dela care am 

aşteptat — nu fără baza - ameliorarea soartei noastre. 

Cartelul de alegeri din anul 1926. 

Abia la o lună după alegerile administrative, făcute în 
cartel cu Partidul Liberal, lonel Brătianu a demisionat la 27 

Martie 1926, iar Regele Ferdinand a numit ca primministru la 

30 Martie pe generalul Averescu, stabilind totodată ziua alege- 

rilor generale pe 25 Mai, Ministrul de Interne al noului guvern 
a devenit DI Goga. 
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DI Ugron, cu simtul säu cavaleresc si constitutional, si-a 

asumat toatä räspunderea faptelor sävärsite si ca sä scuteascä 

Partidul de consecintele defavorabile a acelora, imediat dupä 
publicarea numirii Dlui Averescu ca primministru, printr’o scri- 

soare adresată la 1 Aprilie Dlui Bethlen Gheorghe, vice-preşe- 

dintele de atunci, a demisionat, motivând acest act al său prin 

denunțarea precipitată a Pactului Averescan la 1 Febr. 1936. 

Demisiunea a aranjat-o în aşafel, ca Dlui Bethlen să nu-i fie 
posibil să refuze însărcinarea. 

Concomitent cu comunicarea însărcinării primite dela Ugron, 

DI. Bethlen Gheorghe m'a rugat pe mine și pe DI. Szele Bela 

să plecăm după Paşti la București, să ne orientăm la membrii 

noului guvern, cum apreciază ei situația după denunţarea Pac- 

tului de către Ugron, care este atitudinea față de noi și dacă 

ar fi dispuşi după cele întâmplate, să reînnoiască într'o formă 

oarecare Pactul. 

Atmosfera din Bucureşti nu era plăcută, deoarece denun- 

tarea Pactului, cu puţin înainte de a veni la guvern, crease fără 

îndoială o situaţie nefavorabilă nouă. Cu toate acestea motivul, 
care indemnase pe DI. Goga la încheerea Pactului din 23 Oct. 

1923, rămăsese nealins. Guvernul avea nevoie de grupe com: 

pacte de alegători în Ardeal şi chiar tot interesul, să le asigure 

urgent, din cauza alegerilor apropiate. Am reuşit deci fără mari 

dificultăţi, să se considere neîntâmplată scrisoarea lui Ugron 

Stefan din I Febr. si sä obţinem garanţia D-lui Goga si a gu- 

vernului in privinta satisfacerii stipulatiunilor din Pact. Prin 

aceasta insä insärcinarea noasträ era numai partial rezolvatä. 

Mai trebuia să obținem, ca Dl. Goga şi guvernul să renunțe la 

dispoziţiunile din partea introductivă a Pactului, referitoare la 

colaborarea politică cu Partidul Averescan, care au fost viu 

combătute de adversarii Pactului şi să se fixeze un termen pen- 

tru satisfacerea — măcar în parte — a promisiunilor. În scurt 

timp am putut comunica D-lui Bethlen Gheorghe, că există po- 

sibilitate şi dispoziție pentru toate acestea și că poate veni la 

tratative în fond, la care au luat apoi parte şi prietenii noştri, 

cari au colaborat la încheierea Pactului. 

Scopul era, să menţinem neatins obligațiunile Partidului 

Averescan, stipulate prin Pact, să obținem satisfacerea unor de- 

siderate chiar înainte de alegeri şi să ni se asigure numărul 

corespunzător în reprezentanța parlamentară, fără ca libertatea 
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de actiune a acesteia sä fie prea mult limitatä si astfel sä trans- 

formăm Pactul politic infr'un cartel electoral. 
Tratativele s’au mai prelungit cäteva zile, cäci unele puncte 

reclamau o examinare mai aprofundatä. Chestiunea Bunurilor 

Private din Ciuc ne-a intärziat si de data aceasta, fiind solutio- 

natä in fine, prin formula D-lui Petru Groza. 

În sfârşit, în seara zilei de 24 Aprilie, am semnat cartelul 
de mai jos: 

„Partidul Maghiar cunoaşte punctul de vedere al Partidului 
Poporulului în chestiunea minoritară, pe care şi la definit atât 
în pactul intervenit între Partidul Poporului ŞI Partidul Maghiar 
în ziua de 23 Octombrie 1923, cât şi în procesul verbal dresat 
la Braşov în ziua de 8 Nov. 1925. Partidul Maghiar, în speranţa, 
că dorinţele cuprinse în actele de mai sus Partidul Poporului 
este gata să le recunoască și implinească şi după venirea lui la 
putere, este aplicat să încheie un cartel electoral în sensul pa- 
ragrafului 127 din legea electorală, pentru alegerile ce vor avea 
loc în Maiu 1926. 

Partidul Maghiar declară, că Partidul, deputaţii şi senatorii, 
cari urmează să fie aleși, sunt gata, pe lângă menţinerea întregei 
libertăți de acţiune, să sprijinească acţiunea guvernului, în ve- 
derea consolidării țării, atâta vreme cât activitatea guvernului 
va fi în armonie cu interesele minorității maghiare. 

Partidul Poporului consideră dorințele enumerate în Pactul 
şi Procesul verbal amintite și la guvern, ca programul politicei 
sale minoritare, în convingerea neschimbată, că interesul con- 
solidării şi progresului ţ țării doreşte împlinirea dorințelor anumite. 

Afară de recunoașterea și împlinirea acestor dorințe, Par- 
tidul Poporului mai recunoaște Partidului Maghiar şi următoa- 
rele dorințe, ca îndreptățite și promite să le satisfacă: 

I. 

Incă înainte de alegeri, se vor împlini următoarele : 

1. Guvernul va provoca, prin o dispoziţie, ce se va publica 
în Monitorul Oficial, la depunerea jurământului pe funcționarii 
și angajaţii publici, cari în baza deciziei minist. Nr. 1674 din 28 
lunie 1920 s'au prezentat la servicii, iar pe aceia cari vor presta 
jurământul, îi va repune în drepturile lor, adică îi va primi în 
serviciu, sau îi va pensiona în baza legii de pensionare, res- 
pective îi va escontenta, cu socotirea timpului de serviciu inclu- 
siv dela întrerupere. 

2. Paragraful 30 din legea învățământului particular, nu se 
va aplica până la ordonanţarea ajutorului de Stat corespunzător 
diferenței de salar şi pentru aceasta se va da imediat ordin de 
executare. Guvernul va lua în buget și va ordonanța, începând cu 
anul 1927, un ajutor de Stat corespunzător bisericilor minoritare. 
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Pentru anul 1926, neputându-se lua, din cauza deficitului 
bugetar, întreaga sumă ce compete bisericilor, pe baza acestui 
titlu, guvernul şi până atunci va ordonanța din excedentul în- 
casărilor o anumită sumă, care va fi cel puțin de 40 milioane Lei. 

3. Soluționarea dreaptă şi în conformitate cu dispoziţiile 
legii agrare a Comunităţii de Avere Particulară din județul Ciuc 
şi restituirea Comunităţii până la rezolvarea definitivă a acestei 
chestiuni, a tuturor obiectelor, cari nu cad sub puterea legii de 
expropriere, pentru a dispune de ele în conformitate cu dispo- 
zițiile statutelor şi scopurilor sale. 

II. 

i ta recunoaște prin aceasta următoarele principii : 

Fiecare cetățean român este singur îndreptățit să-şi sta- 
d naționalitatea, fără deosebire de origine, religie Și pro- 
fesiune. Situaţia minorilor o decid părinții sau tutorele. 

2. Fiecare părinte sau tutore poate să-şi aleagă liber pentru 
copilul său școala și fiecare copil trebue să fie primit în aceea 
școală publică, în care părintele doreşte să-l înscrie. 

3. Limba de predare a şcoalei o decide susținătorul ei. 
4. Acei cetățeni minoritari, cari întrețin o şcoală, nu pot 

să fie obligați să contribue la construcţia şi susținerea școlilor 
de Stat. Deasemenea, acele comune, în cari majoritatea popu- 
laţiei susține o şcoală confesională, nu pot fi obligate să cons- 
truiască şcoală de Stat. 

UNI. 

După pregătiri prealabile corespunzătoare, în timpul cel mai scurt 
ae se vor mai rezolva urmätoarele probleme : 

. Scoaterea de sub sechestru a edificiilor aparținând bi- 
i il romano-catolice şi reformate din București și predarea 
lor statusului romano-catolic, respective diecezei bisericeşti re- 
formate, cu abrogarea contractelor făcute în timpul sechestrului. 

2. Aparţinerea celor nouă comune anexate din județul Mureş 
județului Odorheiu, se va decide din nou, pe baza hotărârei 
consiliilor comunale a județelor respective. 

3. Imobilele expropriate pentru scopurile bisericei, şcolii, 
cimitirului, locurilor de case, arenelor sportive, etc. vor îi lăsate 
în proprietatea şi posesiunea proprietarilor, respective se vor 
reda acestora, până în momentul când vor îi luate de fapt în 
folosință pentru scopurile prevăzute în hotărârea de expropriere. 

4. Schimbarea urgentă a hârtiilor de Stat maghiare. 
5. Rentele de expropriere se vor da din oficiu celor ex- 

propriaţi, fără nici o altă formalitate, în proporție cu încasarea 
prețului de cumpărare fiind schimbate în numerar în valoare 
nominală, plătindu-se şi până atunci dobânzile legale, 

6. Revizuirea legii pentru bacalaureat. 
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7. Imobilele grevate cu împrumuturi altruiste, se vor lăsa 
în proprietatea proprietarilor până la deciziunea Curţii de Casaţie. 

8. Chestiunile coloniştilor se vor aranja în mod favorabil. 

IV. 
Numărul deputaților și senatorilor. 

In baza celor de mai sus, Partidul Poporului şi Partidul 
Maghiar încheie un cartel electoral, în sensul paragratului 127 din 
legea electorală, pentru alegerile din Maiu 1926. 

Partidul Poporului sprijină, împreună cu Partidul Maghiar, 
pe liste comune, candidaţii de deputaţi şi senatori, liberi de- 
semnaţi de către Partidul Maghiar, după cum urmează: 

Județul Arad: 1 deputat în locul al 4-lea, 1 senator. 
Judeţul Bihor: 2 deputaţi, în locul al 4-lea şi 5-lea, 1 senator. 
Județul Braşov: 1 deputat, în locul al 2-lea. 
Judeţul Ciuc: 2 deputaţi, în locul al 2-lea și 3-lea, 1 senator. 
Judeţul Treiscaune: 2 deputaţi, în locul al 2-lea şi 3-lea, 

1 senator. 
Județul Cluj: 1 senator. 
Județul Mureș : 2 deputaţi, în locul al 2-lea şi 4-lea, 1 senator. 
Județul Sătmar: 1 deputat, în locui al 3-lea, 1 senator. 
Judeţul Sălaj: 1 deputat, în locul al 4-lea, 1 senator. 
Județul Timiş: 1 senator. 
Județul Odorheiu: 3 deputaţi, în locul 1, 3 şi 4-lea, 1 senator. 
Total: 15 deputaţi şi 10 senatori. 
Afară de cei 15 deputaţi şi 10 senatori, în județele Ciuc, 

Odorheiu şi Treiscaune, senatorii aleşi de către consiliile orăşe- 
neşti, comunale si județene, în total 3 locuri de senatori, sunt 
ale Partidului Maghiar, locuri pentru cari centrul partidului va 
face candidări în mod liber, bucurându-se de întregul sprijin al 
Partidului Poporului. 

Partidul Maghiar va sprijini listele Partidului Poporului, în 
toate județele, din toate puterile. 

Cele două partide au căzut de acord asupra listelor co- 
mune şi pentru alegerile județene, cari vor avea loc tot cu acest 
prilej, cu aceea, că în listele comune candidaţii cari vor îi îixaţi 
de către Partidul Maghiar, în proporția numerică a populaţiei 
maghiare şi tot în ordinea fixată pentru listele de deputați. 

Reprezentanţii Partidului Maghiar semnează înțelegerea 
prezentă cu aceea, că o vor prezenta comitetului executiv con- 
vocat pentru ziua de 24 crt. şi numai după aprobarea acestuia 
va deveni obligatorie pentru Partidul Maghiar. 

București, la 21 Aprilie 1926. 

Dr. conte Bethlen Gheorghe m. p. Octavian Goga m. p. 
Dr. Sebesi loan m. p. Constantin Bucșan m. p. 
Dr. Pal Gabor m. p. 
Dr. Szele Bela m. p. 
Dr. Gyárfás Elemér m. p. i



Încheierea cartelului era urgentă pentru guvern, căci abia o 

lună mai avea până la alegeri, dar și pentru noi, deoarece, pe 

ziua de 23 Aprilie era convocată la Cluj Comitetul Prezidențal, 

iar pe 24 Aprilie Comitetul executiv al Partidului, care trebuia 

să decidă în privința atitudinei noastre la alegeri. 
Comitetul executiv ratificase unanim și fără restrictiuni 

cartelul încheiat, fixând totodată și candidaţiunile pentru locurile 

cuvenite nouă conform cartelului. 

Alegerile au decurs în cea mai mare ordine şi unanimi- 

tate, maghiarimea prezintându-se în grupe compacte la urme. 

Fără îndoială, desfăşurarea și purtarea prin multe locuri a dra- 

pelului roşu — alb — verde, după ideile lui Goga, stimulase consi- 

derabil dispoziţia sufletească a maghiarimei și în tot cazul era 

o dovadă eclatantă a ameliorării raportului dintre maghiarime 

ȘI guvern. 

Conform cartelului ni s'au asigurat 15 mandate de deputat 

şi 13 de senator, care au și fost aleşi, cu excepția mandatului 

de senator din Satu Mare, al cărui mandat, trebuia să-l cedăm 

guvernului la cererea sa ulterioară. 

Alegătorii noştri, care luaseră parte cu entuziasm la alegeri, 

precum şi membrii grupului parlamentar, cari se prezintaseră la 

deschiderea parlamentului, puteau spera cu drept cuvânt, că gu- 

vernul cavalerului General Averescu, om cu vederi largi și al 

Ministerului de Interne, Dl Goga, care se arătase atât de loial 

si înțelegător în cursul tratativelor, va face uitat, ca pe un vis 

urât, suferințele cauzate de guvernul precedent şi va aduce o 

schimbare radicală în atitudinea faţă de noi. 
Decepţii amare. 

Nici astăzi nu trag la îndolală, că atât Generalul Averescu, 

cât şi DI Goga ţineau serios la promisiunile fäcute şi doreau 

sincer realizarea lor și după izbânda obținută la alegeri cu 

sprijinul nostru. Baronul Villani, Ministrul Ungariei de atunci, 

îmi spunea, că DI Goga revenise și după alegeri la sträduintele 

sale mai largi, accentuate si la ratificarea Pactului si declarase 

chiar Ministrului Ungariei in mod semi-oficial, cä näzueste sä 

extindä conventiunea incheiatä cu maghiarimea ardeleanä la 

crearea raporturilor mai amicale intre Romänia si Ungaria. 

DI. Goga nu-si däduse insä senma, cä fruntasii Partidului 

National nu-i vor ierta nici odatä, cä prin voturile maghiarimei 

au rămas în minoritate în Ardeal si că liberalii, ajunși în opO- 
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zitie, precum si cuzistii, cari au ajuns primadatä in parlament 

sub egida Dlui Goga, il vor asalta nemilos, sub cele mai vehe- 

mente devize şoviniste, spre a-l împiedica să îndeplinească 

promisiunile făcute nouă. 

Cum a condus DI Averescu alegerile în Vechiul Regat și dacă 

de iapt s'au comis ilegalităţi, de care s'au plâns partidele din 

opoziție, nu puteam să știm. Dar ştiam, că în Ardeal şi cel pu- 

țin în regiunile locuite de maghiari, alegerile au fost libere si 

corecte. Astfel partidele din opoziţie nu se puteau plânge îm- 

potriva . alegerilor din Ardeal. Au fost siliți să schimbe tactica 

lor. Nu putea atăca nici convențiunea încheiată cu noi, spre a 

produce resentiment, deoarece şi ei înşişi căutau să obțină spri- 

jinul nostru, iar liberalii, cu puțin înainte, la alegerile comunale, 

au benificiat chiar de avantajele alianței cu noi. Şi-au ales astfel 

drept țintă al atacurilor pe doi membri ai grupului parlamentar 

maghiar, aleşi pe lista guvernului, pe căruntul B6la Barabâs si 

pe DI Szele Bela, sträduindu-se să tacă neplăceri guvernului 

prin persoanele acestor domni. 

Ofensiva impotriva lui Barabäs o ducea in Senat unul din 

cei mai reputati politiciani ai Vechiului Regat, DI Mironescu, 

sprijinit de asentimentul intregii opozitii. Necunoscând însă si- 

tuatia noasträ, aducea acuze, pe cari le combäteam usor si ast- 

fel, în atmosfera relativ mai liniștită a Senatului, atacul era mai 

lesne de parat. 

La Cameră situația era însă mult mai dificilă şi tenziunea 

mai mare. Aici atacul era dirijat împotriva Dlui Szele Bela de 

către Dl Valer Pop, actualul ministru, atunci deputat cuzist și 

DI Voicu-Nitescu, deputat din Brașov, mai târziu ministru de 

Justiţie al Partidului Naţional, cari au pornit o ofensivă nemi- 

loasă prin mobilizarea străzii, a tineretului universitar şi a presei. 

Au răscolit articolele de ziare, scrise de DI Szele B&la în tim- 

pul războiului, în anul 1916, şi apărute în ziarul „Brass6i Lapok“, 

citându-le si analizându-le din frază în frază; nu se întimidau 

să amestece chiar și Casa Domnitoară în discuţie, stârnind o 

atmosferă atât de furtunoasă, încât acestuia guvernul nu avea 

curajul, sau poate nici nu putea, să se opună. Guvernul totuşi, 

pentru a câștiga timp, a transpus examinarea chestiunii înaintea 

unei comisii, dar nu folosea nici aceasta, căci în fine trebuia să 

privească cu nepăsare, cum majoritatea anulează mandatul Dlui 

Szele Bela, unuia dintre făuritorii Pactului. 
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Partidele din opoziţie, jignite simţitor în interesele lor prin 

încheerea Pactului, au obținut o victorie complectă, prin primul 

lor atac, iar amiciția maghiarimei cu Partidul Averescan sufe: 

rise prin aceasta prima știrbitură. Guvernul — deși tacitmente — 

trebuia să recunoască, că nu se poate angaja ilimitat la solida- 

ritate împotriva opiniei publice românești, cu atidudinea politică 

a celor, cu cari s'a aliat. lar maghiarimea suferise prima de- 

cepție, că guvernul - deși exista o convenţiune scrisă - nua 

luat apărarea unui membru al grupului parlamentar, care a tre- 

buit să sufere anularea mandatului său, pentru o atitudine a sa, 

pe care se pretindea că o avuse în anul 1916, deci atunci, când 

nu datora României credință de supuşenie. 

Cele două mari partide românești din opoziţie — pe lângă 

asistarea activă a cuziștilor şi pasivă a celorlalte partide . majo- 

ritare — continuau să meargă pe drumul început şi au făcut tot 

posibilul să impiedice si mai târziu satisiacerea promisiunilor fă- 

cute nouă de guvernul Averescan. Au contestat orice măsură, 

luată în favorul nostru si prin interpelări făceau imposibilă deja 

în prealabil, ca doleanţele noastre să fie soluționate pe calea de 

legiferare, sau chiar pe cale administrativă. 

La Ministerul Instrucțiunii au rămas în posturi de condu- 

cere şi atunci partizanii Dlui Anghelescu, iar la Interne, majo- 

ritatea funcționarilor era tot liberalistă. Dacă, din când în când 

izbutiserăm să stoarcem câte un ordin ministerial sau dispoziţie 

dela Ministerul Instrucțiunii, DI Petrovici sau chiar dela Dl 
Goga şi acelea au rămas fără rezultat, au dispărut în cursul 

executării, sau au fost schimbate aşa, încât nici nu le mai re- 

cunoşteam. lar dispozițiunile Subsecretarului de Stat, Dlui Bucşan, 

personal îndatorat nouă, erau pur şi simplu sabotate de către 

funcționarii Ministerului de Interne. 
La Ministerul de Finanţe nici odată nu se găsia acoperire 

pentru ordonanţarea subvenţiunilor, promise școlilor noastre, deşi 

DI! Goga invitase în acest scop împreună cu noi la o masă pe mi- 

niştrii Instrucţiunei și de Finanţe şi acolo împreună cu DI Groza, 

s'au străduit săi convingă pentru o mai multă indulgență față 

de noi. 
Câteva luni după deschiderea sesiunei parlamentare, la în- 

ceputul anului 1927, Guvernul a ajuns la cunoștință boalei mor- 

tale a nobilului Rege Ferdinand şi evenimentele, la care se pu- 

tea aştepta, au întunecat problema noastră relativ mai puţin im- 
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portantă, așa încât până la lunie 1927, când primministrul Ave- 

rescu a fost pur şi simplu înlăturat pe neașteptat dela guvern, 

abia câteva si relativ neimportante puncte fură realizate dintre 

promisiunile făcute solemn în scris nouă, după cum o poate con- 

stata oricine, care este orientat în viața noastră publică după 

examinarea atentă a convențiunei noastre. 

Din contra — oricât era garantată în scris libertatea de: 

acțiune a grupului nostru perlamentar și oricât de conştienţi 

ne-am şi folosit de acest drept sub scurta durată a perioadei 

parlamentare, — o parte a opiniei noastre publice, agitată fiind 

în mod intenționat de unii dușmani ai noştri, era gata să ne 

facă pe noi răspunzători pentru toate dispozițiunile eronate, luate 

în timp de un an, de guvernul Averescan. 

După cartel. 

Morbul nemilos al Regelui Ferdinand se apropia rapid 
către sfârșitul tragic şi aceasta încurca socotelile lui Brătianu, 
care deşi cedase guvernul Dlui Averescu pentru câtva timp, să 
refacă întretimp popularitatea partidului său, dar în timpul schim- 
bării tronului şi al instalării regenței, create de el,tot el voiu să 
aibă puterea, pentru a se feri de surprize. Astfel au înlăturat pe 
Generalul Averescu, fără o demisie formală, au efectuat grăbit 
nouile alegeri şi au reuşit să mai deschidă şi noul parlament, 
cu câteva zile înainte de moartea Regelui Ferdinand. Cu un an 
înainte, încă nimeni nu se putea aştepta la o asemenea întor- 
sătură a lucrurilor, deoarece şi medicii au recunoscut numai 
târziu seriozitatea boalei, care a răpus pe nobilul Domnitor. 

Trebue să precizăm aceste fapte, deoarece este evident, că 
numai atunci am putea acuza în mod obiectiv pe Generalul Ave- 
rescu şi pe Dl. Goga cu încălcarea cuvântului şi nerespectarea 
promisiunilor lor, dacă ei ar fi știui sau ar îi putut ştia, că nu- 
mai un an vor avea puterea, în care caz, natural, ar fi fost o 
reacredință amânarea satisfacerii promisiunilor, pe când așa, 
puteau presupune cu tot dreptul, că după liniştirea şi aplanarea 
pasiunilor excitate prin luptele electorale, vor putea realiza li- 
niştit tot programul lor. 

Opinia noastră publică, nu putea .însă să urmărească cele, 
ce se întâmplau în dosul culiselor și vedea numai atât, că gu- 
vernul Averescan pleacă,fără să îi realizat schimbarea radicală, 
ce se aştepta în situaţia noastră. Nu se cunoştea conţinutul 
Pactului, dar se știa că s'au făcut importante făgăduieli, din care 
însă nu s'a realizat aproape nimic şi că în ultima analiză s'a 
ușurat numai libertatea de acțiune a partidului. Atacuri vehe- 
mente s'au pornit împntriva D-lor Averescu, Goga şi partidul 
lor şi chiar împotriva Pactului, atacuri care nu ne cruțau nici 
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pe noi, făuritorii Pactului. Nu-si dädeau insä seama, cä färä 
Pact nici n’ar fi pufut sä desläntuiascä aceste atacuri și critici, 
deoarece Pactul ne-a redat posibilitatea activității publice, ceeace 
era atât de asuprită de guvernul precedent, încât Partidul nu 
putea ține nici ședințele cele mai restrânse şi necesare. 

Decepţia amarnică față de orișice înțelegere amicală, era 
însă numai una din consecințele defavorabile. În acelaș timp o 
altă orientare puternică — grupul reformator de sub conduce- 
rea Dlui Bernâdy — sugera opiniei noastre publice, că pe te- 
meiul Pactului Averescu şi după exemplul saşilor, trebuie să fa- 
cem înțelegeri cu fiecare guvern și având în vedere, că numai 
aceia pot realiza succese, cari au relațiuni mai strânse cu gu- 
vernul și partidul respectiv, cu schimbarea guvernului trebue să 
aibă loc schimbări de sistem și de persoane și în sânul Parti- 
dului Maghiar, în consecință ajungând la guvern Partidul Libe- 
ral şi conducerea Partidului Maghiar trebuie s'o aibă politicianii 
noștri cu orientarea liberalistă. Faptul că preşedintele Stefan 
Ugron a demisionat la venirea guvernului Averescan, se părea 
a îi un precedent pentru această teorie. 

Astăzi, când cunoaștem mai bine viața partidelor românești 
şi forțele ce lucrează la schimbarea guvernelor, natural, că ră- 
mâne fără importanță această argumentaţie, dar în 1927 chiar 
şi oameni serioși erau convinși de temeinicia acestei păreri. 

Este meritul imutabil al Dlui Bethlen Gheorghe, că a re- 
cunoscut imediat pericolul fatal al acestei tendinţe și stăpânind 
modestia sa înăscută, a condus cu mână energică corabia par- 
tidului în aceste timpuri critice. I-a venit intr’ajutor si impreju- 
rarea, că alegerile din 1927 au fost anunţate la termenul minimal 
prevăzut în lege şi astfel, înainte de ce s'au şi pornit discu- 
țiuni în privința atitudinei electorale a partidului, DI Bethlen în- 
cheiase un cartel electoral cu Partidul German, sub semn inde- 
pendent minoritar. Comitetul executiv era silit să accepte tac- 
tica de alegeri astfel pregătită de Dl Bethlen, căci toată lumea 
era nevoită să recunoască — și din motivul lipsei timpului su- 
ficient — cä o altă orientare politică nu mai poate fi pregătită. 
Cei, cu orientare liberală, protestau, Dl Bernâdy a şi părăsit 
partidul, iar unii membri ai grupului său — DI Albert Bürger, 
Orbän Baläzs etc. — au candidat pe lista liberală împotriva 
Partidului Maghiar, al cărui grup parlamentar reîntrase în par- 
lament foarte slăbit (1 senator, 8 deputaţi), de o parte în urmă 
concesiunilor exagerate, făcute nemților, de altă parte prin pro- 
cedeul brutal de alegeri ai liberalilor; situaţia era însă salvată. 

În luna lunie 1927 a căzut definitiv teoria Și concepţia, 
că Partidul Maghiar trebue să se acomodeze în tactica sa electo- 
rală și chiar şi în conducerea sa personală, guvernelor ce sunt 
la putere și a învins concepţia, care este azi unanim recunos- 
cută, că la alegerea șefiei partidului și la schimbarea ei even- 
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tualá nu pot juca un rol deciziv, decät exclusiv interesele noastre 

proprii și că stabilirea tacticei noastre electorale trebue să 

fie dirijată exclusiv de interesele noastre bine cumpânite dela 

caz la caz. 

Această concepție fu confirmată şi prin evenimentele ulte- 

rioare şi acceptată unanim de opinia noastră publică. Astfel, la 

un an după aceea, când germanii, la alegerile din 1928 ale Dlui 

Maniu, au încheiat iar un cartel cu guvernul, Partidul Maghiar a 

întrat independent în luptă și aceste alegeri fiind relativ cele 

mai libere, obținuse din propria sa putere 16 mandate de de- 

putaţi şi 6 de senator. Acelaș procedeu am urmat şi la alege- 

rile Dlui lorga din 1931, ale Dlui Vaida din 1932 şi ale regre- 

tatului Duca din 1933. 
Concluziuni. 

încheerea Pactului Averescan din 23 Oct. 1923 a fost dic- 

tată de motive de ordin practic şi de necesităţile politice. Fap- 

tul în sine al încheerii Pactului micşorase simţitor tensiunea, 

care până atunci paralizase complect orice activitate publică a 

maghiarimei. 

După convingerea ma şi cealaltă parte contractantă a luat 

în serios Pactul, voia sincer să soluţioneze problema minorității 

maghiare, urmărind prin aceasta să obțină totodată şi succese 

de politică externă. 

Că guvernul Averescan -- în timpul cât trăia lonel Brătianu 

— nu dispunea de deplinătatea puterii şi din acest motiv nu putea 

validita nici chiar propriile sale concepții şi trebuia să plece 

înainte de a fi realizat promisiunile făcute nouă, a fost un fapt 

dureros, regretabil si defavorabil, dar nu a compromis 

în esența concepţia şi mentalitatea, care a fost generatoarea 

Pactului. 

Ceeace a fost insä intr’adevär foarte dureros si decepfionant 

si ceeace a smuls pentru mult timp increderea din sufletele ma- 

ghiarilor in posibilitatea unei infelegeri amicale, era släbiciunea 

si soväeala Generalului Averescu şi mai ales a Dlui Goga Si 

— “să fim sinceri — chiar timiditatea, de care au făcut dovadă, 

cu ocazia atacurilor pornite din reacredință împotriva noastră 

de cele două mari partide românești și continuate sub egida ce- 

lor mai exagerate devize şoviniste. 

Acest procedeu a fost o eroare și din punct de vedere 

tactic, căci în loc să potolească, a inflăcărat și incurajat şi mai 

mult pe agresori, augmentând odiul pe care voiau sa-l pună în 

spatele guvernului înaintea opiniei publice românești, pentru 

încheerea Pactului. Dacă s'ar fi asumat bărbătește răspunderea 

pentru Pactul încheiat cu noi şi l-ar fi motivat şi în fața Parla- 

mentului cu aceleaşi argumente, pe care le invocaseră de atâtea 

ori inaintea noastră în cerc intim, s'ar fi ușurat şi situația lor 
3 Li 3 , 
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nu S'ar îi discreditat ideea pactului nici în opinia noastră publică 
Şi ar fi putut asigura pentru viitor posibilitatea unei colaborări 
cu consecinţe incalculabile. 

În orice caz, pactul din 1923 formează pentru noi un pre- 
țios capital moral, pe care'l vom putea invoca întotdeauna drept 

“justificare, că pretențiunile noastre nu sunt irealizabile și că dacă 
există puțină bunăvoință, se pot face înfelegeri amicole cu noi. 

Modul cum cele două partide mari românești s'au năpustit 
asupra Pactului, justifică per excellentiam, cât de ușor pot întu- 
neca interesele de partid interesele superioare ale Statului, iar 
de altă parte ne-a convins, că alianța noastră cu un singur 
partid, chiar nu prea puternic, nu este o solufiune, ci din contra, 
augmenteazä ura impotriva noasträ. 

Aceastä tristä experientä a fost motivul care ne-a indem- 
nat să adresăm propunerea noastră de înțelegere tuturor parti- 
delor cu ocazia discuţiunei la Mesaj din anul 1934 Și să cerem 
delegarea unei comisii mixte pentru examinarea problemelor noa- 
stre. Regretăm, că această propunere, ca atâtea altele asemănă- 
toare, a rămas fără răsunet, fapt care nu era greu de înțeles, 
căci pacificarea noastră, pe care o reclamă interesul public al 
Statului și nu »interesul de partid« nu ar fi însemnat un succes 
sau O augmentare de putere pentru nici un partid. 

Decepţia opiniei noastre publice, produsă prin nautragiul 
Pactului, a avut și consecințe bune: a ofeiit credința în sine a 
partidului, a dus !a biruință crezul în necesitatea afifudinei in- 
dependente la alegeri şi a luat deja în prealabil gustul unor 
grupări, să facă dificultăţi tactice conducerii Partidului, prin 
propagarea orientării spre guvernele trecătoare. 

Ar fi însă regretabil, dacă decepția suferită s'ar intipäri 
atât de profund în sufletele noastre, încât ar împiedeca, odată 
şi pentru totdeauna orice înțelegere politică româno-maghiară. 

O asemenea înțelegere, sunt convins, că este necesară. 
Ar îi cu atât mai avantajoasă pentru ambele părți, cu cât s'ar 
încheia mai curând şi în cadre cât mai largi. 

Toate acestea le-am scris, pentru ca concluziunile, care 
pot îi trase din istoria Pactului din 1923, sä nu fie sperietoare, 
ci sä aibä un efect incurajator Şi să servească de învăţătură, 
pentru cei pătrunşi de o asemenea mentalitate, ajutându i să 
încheie în viitor un pact mai durabil şi mai perfect, precum era 
cel din 1923. 

  

    
  

Director şi redactor răspunzător: Dr. Elemâr Jakabffy. 
Tipografia Husveth si Hoffer, Lugoj.
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Licht- und Schattenbilder 

aus Jugoslawien. 
Von: Emerich Prokopy. 

Ein Zeichen der südslawisch-ungarischen 

Annäherung. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass in Südslawien, besonders 

aber in der sogenannten Wojwodina, wo infolge der auf die 

Spitze getriebenen nationalistischen Unduldsamkeit serbischer- 

seits niemand für das Recht der Minderheiten und die Idee der 

südslawisch-ungarischen Annäherung einzutreten wagte, seit ei- 
nigen Monaten in einem ganz anderen Ton über das Ungartum 

und die dortige ungarische Minderheit gesprochen und geschrie- 

ben wird, als ehedem. 

Für die in diesem Belange eingetretene Wandlung ist auch 

der von der Generalversammlung der ernannten Stadtvertretung 
von Szabadka (Subotica) am 31. Mai in der Angelegenheit des 

„Kossuth Lajos-Fonds“ gefasste Beschluss bezeichnend. In der 

Generalversammlung beantragte der Stadtpräses (Bürgermeister), 

dass der noch unter ungarischer Herrschaft zur Errichtung einer 

Kossuth Lajos-Statue gesammelte Fonds dem allgemeinen Fonds 

für Unterrichtswesen beigefügt werde. Zum Antrag ergriff zu- 

nächst der Obmann der Narodna Odbrana (Nationalverteidigung) 

und anderer extrem-nationalistischer Vereine das Wort, der vor 

kurzem noch einer der lautesten Vorkämpfer des unduldsamen 

südslawischen Nationalismus gewesen war. Lungulov nahm ge- 

gen die Annahme des vom Stadtpräses eingereichten Antrages 

Stellung und erklärte, dass es der Stadt unwürdig wäre und der 

serbischen Kultur zur Schande gereichte, wenn der insgesamt 

15.400 Dinar betragende Fonds für andere Zwecke verwendet 
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würde. Seine ursprüngliche Bestimmung käme zwar nicht mehr 

in Frage, doch könne der Fonds nichtsdestoweniger in ange- 

messener Weise für einen anderen Zweck, im Geiste Kossuth’s, 

verwendet werden. Die patriotische, politische und menschliche 

Grösse Kossuth’s könne jeder Nation als leuchtendes Vorbild 

dienen, u. zw. umsomehr, da er durch seinen Kampf auch dem 

Leben der Minderheiten eine Richtung gewiesen hat. Insbeson- 

dere sind die Serben Kossuth zu Dank verpflichtet, weil er ihre 

Gleichberechtigung erstritt und allen Nationalitäten das Recht 

auf freien Gebrauch der Muttersprache sicherte. Den Geist 

Kossuth’s könne demnach die städtische Generalversammlung 

sich mit Selbstbewusstsein und Selbstachtung zu eigen machen, 

denn die Grösse Kossuth’s wird von der ganzen Welt anerkannt. 

Er beantrage daher, dass der Fonds auch weiterhin als „Kossuth 

Lajos Fonds“ verwaltet und sein Ertrag zur Schulung ungarischer 

Kinder verwendet werde, die im Geiste Kossuth’s erzogen, einst 

für die kulturelle Zusammenarbeit der südslawischen und unga- 

rischen Nation kämpfen und arbeiten werden. 

Der folgende Redner, Universitätsprofessor Dr. Alexa lvid 

befürwortete die Annahme des von Lungulov gestellten Antrages 

mit der Beifügung des Wunsches, dass der ungarischen Minder- 

heit im Geiste Kossuth’s sämtliche ihr gebührenden Rechte ge- 

währt werden mögen. Ivic erklärte überdies, im Anschluss an 

eine Pensionierungsangelegenheit, dass bei der Besetzung der 

städtischen Amtsstellen kein Unterschied zwischen Serben, Bunje- 
watzen und Ungarn gemacht werden dürfe, da letztere ebenfalls 

steuerzahlende Bürger der Stadt seien und ein unbestreitbares 

Recht auf die durch das Verfassungsgesetz gewährleistete Gleich- 

berechtigung haben. Die Ungarn wurden bislang von der Ver- 

waltung ausgeschlossen, das Recht und die Billigkeit erheischen 

jedoch, dass auch der ungarischen Jugend ein angemessener 

Platz in der städtischen Verwaltung Szabadka’s eingeräumt 

werde. Als Universitätsprofessor habe er die Erfahrung gemacht, 

dass die ungarischen Hochschüler, namentlich aber die jüngere 

ungarische Juristengeneration, sich die Staatssprache bereits 

vollständig angeeignet haben und in diesem Belange keineswegs 

hinter den südslawischen Studenten zurückstehen. 

Unter der Wirkung der Reden Lungulov’s und IviC beschloss 

die Generalversammlung, den auf den Kossuth-Fonds bezüglichen 

Antrag des Stadtpräses von der Tagesordnung abzusetzen und 
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ihn anzuweisen, im Geiste der von Lungulov und Ivic gestellten 

Anträge der nächsten Generalversammlung der Stadtvertretung 

einen neuen Vorschlag zu machen. 
Ohne der Bedeutsamkeit der beiden bemerkenswerten Reden 

und des von der Generalversammlung hierauf gefassten Be- 

schlusses zu überschätzen, können wir nicht umhin, unserer 

Freude darüber Ausdruck zu verleihen, dass nach der vieljähri- 

gen unablässigen Drangsalierung, Bedrückung und Entrechtung 

der ungarischen Minderheit in Südslawien endlich auch die 

menschliche Stimme der besseren Einsicht und der Billigkeit 

Gehör fand. Diese erfreuliche Wendung ist unzweifelhaft ein 

Verdienst des Ministerpräsidenten Stojadinovic, der es im Laufe 

seiner knapp zweijährigen Regierungstätigkeit zuwege gebracht 

hat, dass wenigstens im Öffentlichen Leben und in der Presse 

der Rassenhass und die fanatische Unduldsamkeit immer mehr 

in den Hintergrund gedrängt wurden, die bisher das Leben der 

entrechteten ungarischen Minderheit verbitterten und geradezu 

unerträglich machten. 
Wo bleibt die Erfüllung der amtlichen 

Versprechungen ? 

In der Maifolge unserer Zeitschrift haben wir über die am 

28. April in Belgrad stattgehabten Verhandlungen des Minister- 

präsidenten StojadinoviC und einiger Regierungsmitglieder mit 

drei Vertretern der in Südslawien siedelnden ungarischen Min- 

derheit, wie auch über die der ungaris.hen Minderheit bei die- 

ser Gelegenheit gemachten Regierungszusagen berichtet. Seit 

diesen Verhandlungen sind volle zwei Monate verstrichen, ohne 

dass die verheissene Wandlung zum Besseren eingetreten wäre, 

wie dies auch aus folgenden bezeichnenden Fällen ersichtlich ist. 

Ungarischer Volksbildungsverein — unzulässig. 

Das Ungartum des im Murgebiet gelegenen Städtchens 

Alsölendva (Dolnjalendva) beabsichtige einen ungarischen Volks- 

bildungsverein zu gründen und hatte zu diesem Behufe die nach 

dem Vorbilde der Satzungen der in der Wojwodina bestehenden 

ähnlichen Vereine ausgearbeiteten Statuten beim Banalamte ein- 

gereicht, das dieselben auch genehmigte. Trotz der Genehmi- 

gung hat jedoch das Oberstuhlrichteramt des Bezirkes die kon- 

stituierende Generalversammlung des Vereines verboten. („Naplö“ 

und „Uj Hirek“ vom 3. Juni.) 
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Verbot einer ungarischen Dilettantenvorstellung. 
Die Dilettanten der reinungarischen Gemeinde Szilágyi 

(Svilojevo) wurden von der ungarischen Einwohnerschaft der 

im Baranyaer Dreieck gelegenen Gemeinde Csüza (Suza) zur 

Abhaltung einer ungarischen Operettenvorstellung eingeladen. 

Die geplante Aufführung, zu der bereits sämtliche Vorbereitun- 

gen getroffen waren, wurde indes von der Behörde ohne Be- 

gründung verboten. („Uj Hirek“ vom 7. Juni.) 

Sprachenprüfung und ihre Folgen. Namensanalyse 

und andere Beschwerden. 

Die Flurwăchter der Banater Gemeinde Bocsär verzichteten 

auf ihre Stele, weil sie vom Prüfungsausschuss des Banalamtes 

der Donaubanschaft zur Sprachenprüfung nach Ujvidek (Novi- 

sad) beordert wurden. Die Prüfungstaxe und die sonstigen Ge- 

bühren übersteigen 700 Dinar pro Kopf, wozu noch die Reise- 

spesen und die Kosten des Aufenthalts in Ujvidek hinzuzurech- 

nen sind. Da aber die Flurwächter diese. verhältnismässig sehr 

hohen Auslagen von ihrem Monatsgehalt von bloss 200 Dinar 

unmöglich bestreiten konnten, mussten sie auf ihre Stelle ver- 
zichten. („Reggeli Uisâg“ von 8. Juni.) 

Anlässlich der im Gange befindlichen Schuleinschreibungen 

wird in Magyarkanizsa (Pavlovgrad), Ujvidek (Novisad) und an- 

deren Ortschaften die berüchtigte Namensanalyse nach wie vor 

angewendet. Die Aufnahme vieler ungarischen Kinder in die 

. parallelen Abteilungen der staatlichen Elementarschulen mit 

wenigstens teilweise ungarischer Unterrichtssprache wird mit der 

Begründung abgewiesen, dass die betreffenden Kinder keinen 

kernungarischen Zunamen haben, wobei indes .die zumeist ser- 

bischen Lehrkräfte auch darnach trachten, die Eltern mittels des 

wohlbekannten „sanften Druckes“ von der Einschreibung ihrer 

Kinder in die sogenannten „ungarischen“ Parallelabteilungen 

abzubringen. All dies aber geschieht in schroffstem Gegensatz 

zu dem vom Unterrichtsminister den Vertretern der ungarischen 

Minderheit gegebenen Versprechen, dass die endgültige Ab- 

schaffung der Namensanalyse und das Recht auf freie Schulwahl 

gewährleistete. Laut der zutreffenden Bemerkung eines dortigen 

Blattes scheint demnach auch die vom Unterrichtsminister zum 

ersten Male bereits vor den in der Donaubanschaft am 6. De- 

zember 1936 durchgeführten Gemeindewahlen gemachte Zusage 
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auf Abschaffung der Namensanalyse bloss ein gewöhnlicher 

Wahlkniff zur Werbung ungarischer Stimmen gewesen zu sein. 

Durch Artikel 7 des Minderheitenvertrages und Artikel 4 

der südslawischen Verfassung vom Jahre 1931 wird sämtlichen : 

Bürgern ohne Unterschied der Religion, der Sprache und der 

Rasse volle Gleichberechtigung gewährleistet. Wie nun der 

Grundsatz der Rechtsgleichheit in der Praxis angewendet wird, 

bezeigt u. a. auch die vom Innenminister KoroSec auf Grund der 

ihm durch das Finanzgesetz erteilten Ermächtigung erlassene 

Verordnung, laut welcher jene, die ethnisch und der Sprache 

nach Südslawen sind, in einer Gemeinde Südslawiens wohnen 

und an Steuern weniger als 1000 Dinar zahlen, bei dem An- 

suchen um Gewährung der Staatsbürgerchaft Gebührenfreiheit 

geniessen, wogegen die Minderheitszugehörigen die vorgeschrie- 

benen Gebühren unter allen Umständen zu entrichten haben 

(„Obzor“ und „Reggeli Ujsag“ vom 9, Juni.) 

Das Los ungarischer Kunstdenkmäler. 

In den von Ungarn losgetrennten Gebieten wurden die an 

die ungariche Vergangenheit gemahnenden Kunstdenkmäler 

bereits in den ersten Monaten der neuen Ordnung zerstört. Die- 

ses Los traf auch das in Zombor errichtete Standbild Raköczi’s, 

dessen Trümmer nach der Abtragung in den Kellerräumen des 

Zomborer Stadthauses untergebracht wurden. Nach einem Be- 

richt dortiger Blätter hat nun ein Angestellter des Zomborer 

Elektrizitätswerkes einzelne Eisen- und Bronzbestandteile des 

Standbildes gestohlen und als Alteisen verkauft. Sollte das etwa 

auch eine Art der Pietät und der den Kunstdenkmälern gebüh- 

renden Wertschätzung sein ? 

Die Sensation der südslawischen Innenpo- 

litik : der Zagreber Verfassungsentwurf. 

In der zweiten Maihälfte hatte die südslawische Politik eine 
grosse Sensation. Kroatische Universitätsprofessoren, Gelehrte 

und Künstler, darunter auch der weltberühmte Bildhauer Ivan 

Mestrovic, hatte einen Entwurf über eine durch die Verhältnisse 

gebotene Reform der Verfassung ausgearbeitet, der nach ihrem 

Dafürhalten die Grundlage einer, beide Parteien zufriedenstel- 

lenden Lösung der serbo-kroatischen Frage bilden könnte. Der 

vom Zagreber Universitätsprofessor und gewesenen Bürgermei- 

ster der Stadt Zagreb Dr. Iwarı Krbek textierte Verfassungsent- 
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wurf wurde in Druck gelegt und als Handschrift dem Prinzre- 

genten Pawle, den beiden anderen Mitgliedern des Regentschafts- 

rates, den Ministern und anderen politischen Persönlichkeiten 

zugesendet. Die Vorgeschichte des Entwurfes reicht bis Okto- 

ber 1934 zurück, als der Zagreber Erzbischof Dr. Bauer, Iwan 

Mestrovic€ und der Universitätsprofessor Dr. Bazala der damali- 

gen Regierung Uzonovid eine Denkschrift übergaben, in welcher 

sie die dringliche Wiederherstellung der Herrschaft des Rechtes 

und des Gesetzes, die sofortige Enthaftung Dr. Macek’s und der 

anderen zu schweren Kerkerstrafen verurteilten kroatischen Pa- 

trioten, wie auch die Einführung eines demokratischen Regie- 

rungssystems verlangten. Laut einem Aufsatz des Zagreber „Ob- 

zor“ vom 9. Juni hat dieser Entwurf seinerzeit nicht nur 

in Südslawien, sondern auch im Ausland starken Widerhall 

gefunden, da die Öffentliche Meinung in der Erfüllung der im 

Entwurf erhobenen Forderung die unerlässliche Vorbedingung 

zur Konsolidierung des Landes erblickte. Der Aktion der Ver- 

fasser der Zagreber Denkschrift pflichteten auch die parteilosen 

Elemente in Zagreb und Belgrad bei. Da jedoch die zuständi- 

gen politischen Faktoren damals nicht einmal den geringsten 
Versuch zur Verhandlung der so überaus wichtigen Frage der 

staatlichen Einrichtung unternahmen, machten sich Zagreber 

Intellektuelle mit Zustimmung gewisser Belgrader Kreise an die 

Ausarbeitung eines Vefassungsentwurfes, der bei den zwischen 

Belgrad und Zagreb in einem späteren Zeitpunkte einzuleiten- 

den Verhandlungen als Grundlage dienen könnte. 

Laut diesen Verfassungsentwurf, der im Laufe der Be- 

sprechungen mit den Belgrader Gesinnungsgenossen mehrmals 

umgearbeitet wurde, sollte das Land in 5, mit weitgehender 

Selbstverwaltung ausgestattete Banschaften eingeteilt werden. 

Diese Banschaften wären die folgenden : 1. Serbien mit Süd- 

serbien (Mazedonien) und Crnagora (Montenegro), 2. Kroatien- 

Slawonien und Dalmatien, 3. Bosnien und die Herzegowina, 
4. Slowenien und 5. das von Ungarn losgetrennte Gebiet: die 

sogenannte Woijwodina, Demgegenüber beantragten die Belgra- 

der bloss vier Banschaften, da ihres Erachtens die Wojwodina 

unter allen Umständen zur serbischen Grossbanschaft gehören 

müsse. An diesem Gegensatz, wie überhaupt an dem unnach- 

giebigen Widerstande der Serben gegen eine föderative Einrich- 

tung des Staates scheiterte die weitere Belgrad — Zagreber Zu- 
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sammenarbeit. Die Belgrader lehnen den Zagreber Verfassungs- 

entwurf entschieden ab, wie dies der Universitätsprofessor SIo- 

bodan Jowanowic den Vertretern der Belgrader Presse ganz 

eindeutig erklärt hat: „Das war und bleibt auch ihr Entwurf, 

was schon daraus erhellt, dass er von den Zagrebern allein 

unterfertigt wurde.“ Der Entwurf wird übrigens auch von den 

kroatischen Politikern verworfen. Der Führer der Kroaten, 

Dr. Matek selbst hat vor einem Mitarbeiter der Belgrader „Vreme“ 

(Folge vom 24. Mai) die ganze Aktion missbilligt und den Ent- 

wurf als ein Werk stetig besorgter Patrioten und masslos ehr- 

geiziger städtischer Herren bezeichnet. „In der Frage einer 

Vereinbarung — erklärte Malek — vertrete ich einen Stand- 

punkt, dem ein solcher Entwurf keinesfalls als Grundlage dienen 

kann, und zwar um so weniger, da er nicht von einem zustän- 

digen Faktor: weder vom Volke, noch von irgendeinem ande- 

ren verantwortlichen politischen Faktor herrührt“. 

Mit dieser entschiedenen Erklärung Malek’s dürfte der 

Zagreber Entwurf, zumindest vorläufig, erledigt sein, dagegen 

bleibt aber die kroatische Frage auch weiterhin auf der Tages- 

ordnung, als das schwerstwiegende Problem der südslawischen 

Innenpolitik und des südslawischen Staates. 

Einige aufschlussreiche Zahlen aus der 

Budgetdebatte in der Skupschtina. 

Laut dem Voranschlag des Staatshaushaltes für 1937/38 

betragen die Personalausgaben in der Höhe von 5 Milliarden 

Dinar 47 v. H. sämtlicher Ausgaben. Die Zahl der öffentlichen 

Beamten und Angestellten ist seit 1927 von 175.000 auf 220.000, 

mithin im Laufe eines Jahrzehntes um 45.000 Köpfe gestiegen. 

Hieraus ergeben sich vom Gesichtspunkte der ungarischen Min- 

derheit zwei höchst wichtige Schlussfolgerungen. Die ungari- 

sche Minderheit in Südslawien beträgt selbst nach der amtli- 

chen Statistik rund ’/,s-stel der Gesamtbevölkerung, im Verhält- 

nis zu ihrer numerischen Stärke würden ihr daher auf Grund 

der Billigkeit und staatsbürgerlichen Gleichberechtigung 8000 

staatliche Amtsstellen gebühren. Nimmt man aber zur Anzahl 

der staatlichen öffentlichen Beamten und Angestellten noch die 

zumindest 30.000 Beamten und Angestellten der Banschaften, 

Bezirke, Städte und Gemeinden hinzu, so steht bei einem Stand 

von insgesammt 250.000 öffentlichen Beamten und Angestellten 

der ungarischen Minderheit ein unbestreitbares Anrecht auf 9009 
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Amtsstellen zu. Demgegenüber beträgt die Zahl der in aktiven 

Dienste noch geduldeten öffentlichen Beamten ‘und Angestellten 

ungarischer Volkszugehörigkeit kaum 300-350, die zudem, mit " 

wenigen Ausnahmen, bloss in untergeordneten Stellen wirken 

und sozusagen auf den Aussterbeetat gesetzt sind, was den 

eigentlichen Masstab und den triftigsten Beweis für die Entrech- 

tung und die fast vollständige Verdrängung des in Südslawien 

siedelnden Ungartums aus dem öffentlichen Dienst abgibt. Was 

aber den 5 Milliarden Dinar übersteigenden Betrag der Perso- 

nalausgaben betrifft, so lässt sich auf Grund vorstehender An- 

gaben feststellen, dass von dieser Riesensumme der durch un- 

verhältnismässige Übersteuerung von den öffentlichen Lasten am 

schwersten betroffenen ungarischen Minderheit eben infolge der 

verschwindend geringen Zahl von öffentlichen Beamten und An- 

gestellten ungarischer Volkszugehörigkeit fast nichts zurücker- 

stattet wird, und dass die vom Ungartum in Südslawien gezahl- 

ten Steuern und sonstigen Abgaben fast ausschliesslich zur Be- 

soldung andersnationaler und ihm obendrein zumeist noch feind- 

lich gesinnter Beamten und Angesteliten verwendet werden. 

Dieser unhaltbare Zustand fällt dabei umso schwerer ins Ge- 
wicht, als die ungarländischen Serben seinerzeit nicht nur im 

Stande der Gemeindenotare, sondern auch in jenem der Stadt-, 

Komitats- und Staatsbeamten, ja sogar auch im Offizierskorps 

des gemeinsamen Heeres und der Honvedtruppe bis hinauf zu 

den höchsten Stellen und Würden in beträchtlicher Anzahl ver- 
treten waren. 

Aus der vom Unterrichtsminister Sfo$ovic anlässlich der 

Verhandlung des Voranschlags seines Ministeriums gehaltenen 

Rede heben wir lediglich die auf die Elementarschulen und deren 

Lehrpersonal bezüglichen amtlichen Angaben hervor. Demnach 

gibt es in Südslawien 8590 Elementarschulen, in welchen 30.360 

Lehrer und Lehrerinnen wirken. Der ungarischen Minderheit 

würde daher im Verhältnis zu ihrer '/,,-stel der Gesammtbevöl- 

kerung ausmachenden Seelenzahl zumindest 307 Elementar- 

schulabteilungen mit wenigstens 1228 Elementarschulklassen zu- 

kommen. Statt dessen gibt es laut amtlichem Ausweis bloss 528 

ungarische Elementarschulklassen, — was durchschnittlich 4 

Klassen auf je eine Abteilung gerechnet — 132 Elementarschul- 

abteilungen entspricht, in welchen jedoch die überwiegende 
Mehrheit der Lehrgegenstände in schärfstem Gegensatz zum Ar- 
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tikel 9 des Minderheitenvertrages und den Bestimmungen des 

$ 45 des südslawischen Volksschulgesetzes in der Staatssprache 

unterrichtet wird. Von den im Bericht des Ministers ausgewie- 

senen 30.360 Lehrkräften müssten der ungarischen Minderheit 

im Verhältnis zu ihrer Seelenzahl mindestens 1084 Lehrerstel- 

len zugestanden werden, jenem unhaltbaren Zustande gegen- 

über, wonach es derzeit kaum mehr als höchstens noch 100 — 130 

Lehrkräfte ungarischer Volkszugehörigkeit gibt, während die 

übrigen in den Klassen der — leider — bloss auf dem Papier 

bestehenden ungarisch-minderheitlichen Elementarschulabteilun- 

gen wirkenden Lehrkräfte serbischer, kroatischer oder slowe- 

nischer Nationalität sind und — was die Lage noch erschwert 

— die ungarische Sprache entweder gar nicht, oder nur ganz 

unzulänglich beherrschen. 

Aus obigen Daten ergibt sich behufs Nutzanwendung der 

Schluss, dass sich der Regierung Stojadinovi& in beiderlei Be- 

langen ein weites Gebiet zur Wiedergutmachung erschliesst, 

falls sie ihre auch in der Presse verlautbarten amtlichen Ver- 

sprechungen und die vom Staate im Minderheitenvertrage ein- 

gegangen völkerrechtlichen Verpflichtungen wirklich ernst nimmt, 

wobei noch zu bemerken ist, dass die restlose Anerkennung 

und Erfüllung der im Minderheitenvertrage der ungarischen Min- 

derheit zugesicherten Rechte eine unerlässliche Voraussetzung 

der gerade jetzt so häufig erwähnten südslawisch-ungarischen 

Annäherung bildet. 
  
  

Minderheitenpolitische Äusserun- 
gen im ungarischen Parlament. 

Im Verlauf der Monate Mai und Juni verlauteten im unga- 

rischen Parlament überaus ernste Stimmen über die Beziehun- 

gen zu den Nachbarstaaten einesteils, über die verschiedenen 

Minderheitenfragen andererseits. 

Da uns diese Äusserungen besonders nahe berühren, wol- 

len wir einige der bedeutungsvollsten festhalten. 

Am 13. Mai hielt im ungarischen Parlament, dessen Vize-. 

präsident Julius Kornis eine umfassende Rede, worin er die 

aussenpolitische Lage besprechend, auf die Lage der in den 

Nachfolgestaaten lebenden Ungarn hindeutete. Er betonte die. 
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beschwerlichsten Erscheinungen in Rumänien, wie z. B. bei der 

Erwerbung der Staatsbürgerschaft, die Zustände im Voiksbil- 

dungswesen, sowie Zurücksetzung, die iüngst vonseiten der 

Advokatenkammern den Minderheitsadvokaten zugefügt wurde. 

Bezüglich der Tschechoslowakei hob Kornis besonders die 

Missgriffe bei den Volkszählungen hervor. Diese Volkszählung 

hat die Zahl der ungarischen Einwohner von Kassa künstlich 

um 20 Prozent gesenkt. Das Staatsbürgergesetz hält gleichfalls 

Zehntausende von Existenzen in völliger Unsicherheit. Unter 

758 Gemeinden, in denen über 20 Prozent Ungarn leben, gibt 

es in 98 Ortschaften keine einzige ungarische Schule. Die Un- 

terrichtsverwaltung in der Slowakei und in Karpatho-Russland 

wird von Prag aus zentralistisch verwaltet, damit die ungarische 

Schulautonomie nicht zur Geltung gelange. Dagegen werde die 

deutsche Minderheit viel liberaler behandelt, weil ja hinter ihr 

das mächtige deutsche Imperium steht. Vom ungarischen Geis- 

tesleben wird die ungarische Minderheit sozusagen isoliert. Von 

der Akademie der Wissenschaften angefangen, haben die ver- 

schiedensten Organisationen Ungarns alles versucht, um diese 

geistige Quarantäne, die selbst die ungarischen Mathematikbü- 

cher nicht über die Grenze lässt, abzuschaffen, jedoch konnte 

bisher nichts erreicht werden, obwohl auch die Mitglieder der 

internationalen Kommission für geistige Zusammenarbeit über 

diese Zustände geradezu entsetzt waren. 

In Jugoslawien wird vor allem die Vereins- und Versamm- 

lungsfreiheit der Minderheiten durch drastische Massnahmen 

geknebelt. Im Jahre 1931 wurde ein Gesetz erbracht, wonach 
das Ungartum sich überhaupt nicht politisch organisieren dürfe. 

In den Steuerbemessungskommissionen ist kein einziges unga- 

risches Mitglied zu finden. Im Jahre 1936 befand sich unter 

300 neuernannten Lehrkräften kein einziger ungarischer Lehrer. 

Abgesehen von der ungerechten Agrarreform, wurde eine 50- 

Kilometer-Grenzzone geschaffen, innerhalb deren ein den Min- 

derheiten angehörender Staatsbürger kein Grundstück erwer- 

ben darf. 
Redner wies darauf hin, dass er von den vielen Ungerech- 

tigkeiten nur die krassesten hervorgehoben habe. Trotz dieser 

ungerechten und schroffen Haltung hegen wir keinen Hass ge- 

gen diese Staaten und wir sind bereit, wie dies Aussenminister 

Känya im Finanzausschuss erklärte, natürlich als gleichberech- 
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tigte Partner, uns an den Verhandlungstisch zu setzen, wenn 

unsere gerechten Ansprüche anerkannt werden. Nur auf diese 

Weise kann ein wirtschaftliches und für später auch ein poli- 

tisches Zusammenwirken der Donaustaaten im Interesse des 

Friedens zustandekommen. Sollten wir uns aber täuschen und 

sollten diese Zustände weiter andauern, so sind wir gezwungen, 

die Politik zu befolgen, die uns die Kleine Entente aufzwingt 

und das Verhältnis mit den uns befreundeten Staaten weiter zu 

vertiefen, obwohl es im Interesse aller Donaustaaten gelegen 

wäre, sich zu einem einträchtigen Zusammenwirken zu vereini- 

gen, denn es gibt ja zwei Grossmächte, die die Donaustaaten 

zu ihren Kolonien machen wollen. Auf der einen Seite der 

deutsche Titan, auf der anderen Seite der russische Koloss. Das 

Donaubecken wird früher oder später. zum Schauplatz des blu- 

tigen Zusammenstosses zwischen Panslawismus und Pangerma- 

nismus werden, wenn die Donaustaaten sich nicht zusammen- 

finden können. Gefährlicher als der deutsche Expansionismus 

ist der Anblick, wie der russische Koloss seinen Griff nach den 

Donaustaaten ausstreckt. 
In derselben Sitzung sprach auch Abgeordneter Gustav 

Gratz. Redner würde es begrüssen, wenn die ungarische Politik 

durch eine Annäherung an die Nachbarstaaten ergänzt würde, 

wozu es allerdings notwendig ist, dass die Frage der ungari- 

schen Minderheiten eine befriedigende Lösung finde und dass 
die Nachbarstaaten die Unabhängigkeit Ungarns nicht nur auf 

militärischem Gebiete, sondern auch hinsichtlich der mit unserer 

Staatsform zusammenhängenden Fragen anerkennen. Um eine 

solche Verständigung herbeizuführen, tut konstruktive Aussen- 

politik not, die mit Hilfe der bestehenden Interessengemein- 

schaften die vorhandenen Interessengegensätze überbrückt. 

Weiterhin erklärte Abgeordneter Dr. Gratz, es sei unbe- 

dingt nötig, jenes seelische Einvernehmen, dass zu allen Zeiten 

zwischen der deutschen Minderheit und dem Ungartum bestan- 

den hat, zu bewahren. Das sei umso wichtiger, als gegenwärtig 

verschiedene Versuche gemacht werden, in der deutschen Min- 

derheit Schlagworte zu verbreiten, die eine Lockerung dieser 

traditionsmässigen Bindungen nach sich ziehen können. Diese 

Bemühungen würden wesentlich dadurch erschwert werden, 

wenn die Regierung und die Gesellschaft auch ihrerseits zeigen 

würden, dass sie auf die Erhaltung dieser seelischen Bande 
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Gewicht legen und diesen Interessen zuliebe bereit sind, die 

kulturellen Ansprüche des vaterländischen Deutschtums zu för- 

dern. Die Regierung, betonte der Redner zum Schlusse seiner 

vom Hause mit gespanntem Interesse verfolgten Ausführungen, 

ist in diesem Belange von den besten Absichten erfüllt, begegnet 

aber im Kreise der ungarischen Gesellschaft noch vielfach 

Schwierigkeiten, da gewisse gesellschaftliiche Faktoren in einem 

ganz falschen Patriotismus es für ein Verdienst halten, wenn 

sie die Regierungsmassregeln sabotieren, wo sie doch de facto 

nur den Boden für die Aufnahme extremer ‘Schlagworte vorbe- 
reiten. 

Nach den Ausführungen der Abgeordneten Rajniss, Propper 

und Mezey, ergriff Ministerpräsident Koloman Daranyi das Wort. 

Über die Minderheitenfrage äusserte er sich wie folgt: 

Die schwebenden Fragen, die zwischen uns und gewissen 

anderen Staaten noch bestehen, wünschen wir auf Grund ge- 

genseitiger Vereinbarungen zu lösen und wir sind bereit, alle 

Vorschläge betreffend die Zusammenarbeit mit den Donaustaaten 

zu prüfen, jedoch nur unter der Bedingung, dass wir es auf 

Grund der vollen Gleichberechtigung tun können. Und wenn 

andererseits der gesetzliche Schutz der ungarischen Minderheiten 

gewährleistet wird. Ich halte es für notwendig, von dieser Stelle 

aus nochmals zu betonen, dass ohne befriedigende Regelung 

des Schicksals der Minderheiten ein normales Verhältnis zwi- 

schen Ungarn und der Kleinen Entente nicht zustandekommen 

kann. Diese Grundsätze der Aussenpolitik und unsere Bereit- 

willigkeit, mit anderen Staaten zusammenzuwirken, werden mei- 

ner Überzeugung nach beweisen, dass-Ungarn eine konstruktive 

Friedenspolitik verfolgt und demgegenüber nichts anderes ver- 

langt, als dass gewisse natürliche Forderungen von jener Seite 

eine entsprechende Anerkennung finden sollen. Vom Gesichts- 

punkte der allgemeinen aussenpolitischen Zielsetzungen der 

Regierung müssen auch die verschiedenen Auffassungen beurteilt 

werden, die im Zusammenhang mit unserer offiziellen Aussen- 

politik im Laufe der allgemeinen Debatte zum Ausdruck ge- 

bracht wurden. Ich wünsche der Hoffnung Ausdruck zu geben, 

dass meine Erklärungen auch diejenigen Herren Abgeordneten 

beruhigen werden, die, wie Graf Sigray und Graf Viktor Kärolyi, 

mit. besonderem Nachdruck die Wiederherstellung unserer mili- 

tärischen Gleichberechtigung gefordert und auch die Herren 
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Abgeordneten Dr. Rupert und Dr. Sulyok, die die Regierung 
auf die schwierige Lage der ungarischen Minderheiten auf- 

merksam gemacht haben. In dieser Hinsicht habe ich auch die 

Herren Abgeordneten Graf Bethlen, Dr. Kornis und Mezey zu 

beruhigen getrachtet, dass die Besserung der Lage der ungari- 

schen Minderheiten eine ständige Sorge der ungarischen Re- 

gierung bildet und auch in der Zukunft bilden wird. 

— Ich erlaube mir, darauf aufmerksam zu machen, dass 

in den vergangenen Jahren die ungarische Regierung wieder- 

holt die Aufmerksamkeit der Öffentlichen Meinung der Welt auf 

diese Frage gelenkt, die Wichtigkeit des Minderheitenschutzes 

betont und auf die unhaltbare Behandlung dieser Fragen durch 

den Völkerbund hingewiesen hat. Wir haben immer wieder er- 

klärt, dass die Missachtung der Minderheitenverträge und die 

Behandlung der nationalen Minderheiten in einzelnen Staaten 

mit der vollen und immer stärkeren Unterdrückung gleichbe- 

deutend ist. Meinerseits gebe ich zu, dass diese Lage nicht 

bloss die Garantien des Völkerbundes illusorisch macht, sondern 

auch die Befriedung im Donaubecken verhindert, deren wich- 

tigste Vorbedingung, wie ich es eingehend betont hatte, auf 

diese Weise vernichtet wird. 

Noch eingehender äusserte sich Ministerpräsident Daränyi 

bezüglich der Minderheitenfrage anlässlich der am 14. Mai abge- 

haltenen Sitzung. Er sagte unter anderem folgendes: 

Wir müssen die Weltpolitik auch vom Gesichtswinkel des 

Schicksals des in der Fremde lebenden Ungartums betrachten 

und stets vor Augen halten, was in diesem Belange nützen oder 

schaden könnte. Die Beschwerden unserer in der Fremde le- 

benden Brüder, ihre wirtschaftliche, kulturelle und politische 

Unterdrückung gehen uns in erster Reihe und am unmittelbar- 

sten an. Im Laufe der Generaldebatte hat Graf Stefan Bethlen 

in seiner wirklich herzergreifenden, dramatisch schwungvollen 

Rede auf die ausserordentliche Bedeutung dieser Frage hinge- 

wiesen, und auch Herr Abg. Dr. Kornis hat mit zahlreichen 

Daten und grosser geistiger Rüstung die ausserordentliche Wich- 

tigkeit dieses Problems hervorgehoben. Auch die Abg. Mezey 

und Pinter haben mit Fachkenntnis zu diesem Problem Stellung 

genommen. In dieser Frage gibt es kein schlummerndes Ge- 

wissen und Pflicht der ungarischen Regierung ist es, dieses 

Gewissen stets und allenthalben wachzuhalten. Diese Arbeit 
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leisten wir hier zu Hause und auch vor den internationalen In- 
stanzen. Die Fürsorge der in der Fremde lebenden ungarischen 

Staatsbürger ist eine sehr grosse und schwierige Aufgabe. Be- 

ruhigend wirkt indessen die Tatsache auf die wir aus vielen 

Symptomen schliessen können, dass die in unserem Lande herr- 

schenden öffentlichen Zustände die im Ausland lebenden Un- 

garn mit einer gewissen Beruhigung erfüllen. Es ist auch not- 

wendig, dass hier zu Hause ein solches Regime, ein solcher 

öffentlicher Geist und eine solche wirtschaftliche Sicherheit herr- 

schen, die eine Anziehungskraft ausüben und uns Achtung ver- 

schaffen. Ich muss hier auf die Rolle der im Ausland lebenden 

Ungarn vom Gesichtspunkt der Propaganda für unsere gerechte 

Sache und unsere Ziele hinweisen. Ebenso wie die Regierung 

sorgfältig darüber wacht, dass die Rechte, die tatsächliche 

Gleichheit und Freiheit der zu den Minderheiten gehörenden 

Staatsbürger in allen Belangen des Lebens, also auch auf ma- 

teriellem Gebiet und auch bei der Besteuerung restlos zur Gel- 

tung gelangen sollen, muss sie auch dafür sorgen, dass auch 

die kulturellen Ansprüche unserer Minderheiten in vollem Masse 

befriedigt werden. Auf diesem Gebiete erschöpft sich, wie Herr 

Abgeordneter Ladislaus Pinter richtig betont hat, das Verhalten 

der Regierung nicht ausschliesslich in einer passiven Toleranz, 

sondern sie schafft durch entsprechende Massnahmen selbst die 

Bedingungen, die insbesondere auf dem wichtigen Gebiete der 

Schulen es ermöglichen, dass die Muttersprache der Minder- 

heiten zur Geltung komme. Weder diese Regierung, noch die 

vorangegangenen Regierungen haben z. B. bezüglich der staat- 

lichen Unterstützung der ungarischen oder nichtungarischen 

Schulen je einen Unterschied gemacht. Schon die vorangegan- 

gene Regierung hat Ende 1935 mit einem Regierungserlass ei- 

nen einheitlichen Volksschultyp für die staatlichen und die Ge- 

meindevolksschulen der nichtungarischen Gemeinden geschaf- 

fen. Sie hat bei den autonomen Schulerhaltern mit Nach- 

druck den Wunsch vertreten, dass dieser einheitliche Typ auch 

bei den autonomen konfessionellen Schulen eingeführt werde. 

Mit der Durchführung dieser Massnahmen wird auch die Dis- 

kussion ihren Abschluss finden, die um unsere Minderheiten 

entstanden ist. Die unter meiner Leitung stehende Regierung 

ist auf diesem Gebiete noch weiter gegangen, indem sie in dem 

vorliegenden Staatsvoranschlag eine entsprechende Deckung 
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dafür verlangt, für die in deutschsprachigen Minderheitenschulen 
angestellten Lehrer den um einen Monat verlängerten Besuch 

des Fortbildungslehrkurses zu ermöglichen und der Herr Unter- 

richtsminister hat hundert solche Lehrer und Lehrerinnen für 

die Ferienzeit zu diesen Lehrkursen eingeteilt. Auch wird die 

Regierung auf Staatskosten einen besonderen speziellen Lehr- 

kurs für die Ausbildung der diplomierten, aber noch nicht an- 

gestellten Lehrer für die Minderheitenschulen errichten. Mit 

diesen meinen Ausführungen wünsche ich mit vollem Nach- 

druck zu beweisen, dass die ungarische Regierung, wenn sie 

gezwungen ist, die vertragsmässig gewährleisteten Rechte der 

ungarischen Minderheiten zu reklamieren, selbst sorgfältig dar- 

über wacht, dass hier zu Hause die gegenüber unseren eigenen 

Minderheiten vertragsmässig übernommenen Pflichten genau ein- 

gehalten und alle berechtigten Ansprüche der Minderheiten be- 

friedigt werden. Die ungarische Regierung wacht auch sorgfäl- 

tig darüber, dass die bei uns lebenden Minderheiten nach kei- 

ner Richtung hin das Gefühl haben, als ob sie zweit- oder 

drittrangige Bürger dieses Landes wären. Sowie die früheren 

Regierungen, behindert es auch die gegenwärtige Regierung in 

keiner Weise, dass jeder sich frei zu dieser oder jener Minder- 

heit bekenne. 
Es kann ihnen daraus in keiner Beziehung irgendein Nach- 

teil erwachsen, ebenso wie es niemandem vom Nachteil sein 

kann, dass er: einen fremdsprachigen Namen hat. Ich würde 

in dieser Beziehung auf das strengste vorgehen, wenn konkrete 

und gerechtfertigte Klagen auftauchen sollten. Aus dieser Stel- 

lungnahme der Regierung ergibt sich auch naturgemäss die 

Tatsache, dass die Regierung jede Aktion — ich verstehe das 

vom Gesichtspunkte der Minderheiten — aufs entschiedenste 

verurteilt, die für oder gegen die Namensmagyarisierung Me- 

thoden anwendet, die mit den Prinzipien der persönlichen Frei- 

heit und der staatsbürgerlichen Rechtsgleichheit nicht in Ein- 

klang gebracht werden können. Das Prinzip der persönlichen 

Freiheit und Rechtsgleichheit schützt aber nicht nur. diejenigen, 

die an ihren fremdklingenden Namen festhalten, sondern natür- 

lich auch diejenigen die freiwillig ihren Namen magyarisieren 

wollen, da sie auf diese Weise auch äusserlich zum Ausdruck 

bringen wollen, dass ihre Muttersprache ungarisch ist. Allein 

daraus, dass jemand seinen Namen magyarisiert, kann für ihn 
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weder im öffentlichen Leben, oder in der Fühlungnahme mit 

den Behörden keinerlei Vorteil erwachsen. Mit Recht kann in- 

folgedessen die Regierung fordern, dass die Frage der Namens- 

magyarisierung nicht als Mittel der gegen die ungarische Nation 

gerichteten Agitation benützt werde, einer Agitation, die geeignet 

ist, das traditionelle gute Verhältnis zwischen dem Ungartum 

und den heimischen Minderheiten zu stören. Unsere heimischen 

Minderheiten müssen wissen und fühlen, dass sie eine gemein- 

same Mission, gemeinsame Aufgaben mit dem Ungartum ha- 

ben, und dass im Donaubecken das Pflichtbewusstsein des 

Selbstschutzes gemeinsam sein muss, wenn die Nation von 

welcher Richtung immer gefährdet sein sollte. 

Die Regierung will die aufrichtige Freundschaft mit dem 

Deutschen Reich, auf die ich mich in meiner Rede in der Ge- 

neraldebatte berufen habe, weiter aufrechterhalten und wir sind 

überzeugt, dass auch das Deutsche Reich ein ähnliches Bestre- 

ben zeigt. Gerade deshalb wünschen wir, dass die Möglichkeit 

jeder schädlichen Agitation ausgeschaltet werde, die geeignet 

sein könnte, diese guten Beziehungen zwischen beiden Nationen 

auch nur im geringsten Masse zu stören. Ich halte es für not- 

wendig, zu betonen, dass wenn auch in einzelnen in Deutsch- 

land erscheinenden Zeitschriften Tendenzen zu finden sind, die 

die Frage der in Ungarn lebenden Minderheiten in einer fal- 

schen Einstellung behandeln, diese Tendenzen nicht als ein 

Ausdruck des politischen Willens des Deutschen Reiches und 

des nationalsozialistischen Staates hingestellt werden können. 

Gerade deshalb wird die Regierung auch in Zukunft mit 

voller Kraft bestrebt sein, jede schädliche Brunnenvergiftung zu 

vereiteln. Die grosse deutsche Nation und ihre Führer bemühen 

sich nach unserer Überzeugung um die Sicherung und die Wohl- 

fahrt ihres eigenen Volkes. Ich halte es für richtig, dass wir 

uns in der Form der Kritik nicht einmengen. Demgegenüber 

ist es zweifellos, dass die dortige Lebensform unser inneres Le- 

ben nach keiner Richtung hin beeinflussen kann. Wir müssen 

die Arbeit, die im Deutschen Reich geleistet wird, objektiv und 

nüchtern beurteilen, und gerade darum ist es notwendig, dass 

"wir die Begriffe nicht vermengen und in diesen Fragen streng 

unterscheiden. Die Fragen, in denen wir nach meiner Auffassung 

streng distinguiren müssen, sind die folgenden: Die Frage un- 

serer Freundschaft zum Deutschen Reich, die Sache des heimi- 
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schen Deutschtums, die nationalsozialistische Bewegung und 
Zeitströmung und die pfeilkreuzlerische Organisation im Inneren 

unseres Landes. Das sind die Fragen, die vollständig unabhän- 

gig voneinander beurteilt werden müssen. Stehen in diesen 

Fragen die Grenzlinien klar vor uns, so wird das sich an man- 

chen Stellen zeigende Missverständnis sich von selbst zerstreuen 

und die Öffentliche Meinung wird sich beruhigen. 

In seinem am 26. Mai erfolgten aussenpolitischen Expose& 

berührte Aussenminister Koloman Känya ebenfalls die Minder- 

heitenfrage, worüber er sich folgendermassen äusserte: 

Ich stelle eine zum Gemeinplatz gewordene Wahrheit fest, 

indem ich darauf hinweise, dass in der Behandlung der Min- 

derheitenfrage Genf nicht auf der Höhe seiner Aufgaben stehe. 

Neuestens scheinen nach dem in den abgelaufenen Jahren er- 

reichten Tiefpunkt auf Initiative des Genfer Generalsekretariats 

die Dreierkommissionen für die in Schwebe befindlichen Min- 

derheitspetitionen ein ernsteres Interesse zu zeigen. Mit begreif- 

licher Ungeduld erwarten wir, ob trotz der schwerfälligen Gen- 

fer Prozedur diese Aktion zu irgendeinem Ergebnis führen werde. 

Ich glaube nicht besonders betonen zu müssen, dass mich bei 

dieser Kritik keineswegs Voreingenommenheit leitet, und es 
würde mir zur grossen Freude gereichen, wenn es gelingen 

sollte, den „Rekonvaleszenten” mit Hilfe seiner mächtigen Pro- 

tektoren wiederherzustellen, bezw. instand zu setzen, dass er 

wirklich erspriessliche Arbeit leiste. 

In Teilfragen eingehend beleuchtete der Aussenminister die 

Möglichkeiten einer Annäherung an die Staaten der Kleinen 

Entente. Diesbezüglich sprach er zum Schluss seiner Rede sich 

folgendermassen aus: 

Geehrtes Haus! Ich war bestrebt, auf jene Umstände hin- 

zuweisen, die die in den letzten Jahren eingetretene Besserung 

der aussenpolitischen Lage Ungarns hervorgerufen haben. Kei- 

neswegs wollte ich behaupten oder beweisen, dass wir gegen 

alle Eventualitäten gesichert sind. Aber ich konnte die Schluss- 

folgerung aufstellen, dass der Bruch in der Vormachtstellung 

der Kleinen Entente im Donaubecken die Chancen der Annä- 

herungspolitik verbessert. 

In dieser Überzeugung bekräftigte mich die Tatsache, dass 
Ungarn bis zur äussersten Grenze des Entgegenkommens ge- 

gangen ist und in jeder Weise die Verhandlungsbereitschaft der 
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Staaten der Kleinen Entente zu erringen bestrebt ist. Wohl be- 

haupten viele, dass die Ungarn die Annäherung an schwere 

Bedingungen knüpfen. Das entspricht der Wahrheit überhaupt 

nicht. Wir stellen keine Bedingungen, sondern fordern nur, 

dass die Kleine Entente die Verpflichtungen, die sie vertraglich 

übernommen hat, einhält. Wir fordern dass unsere, dem Geist 

und dem Text des Völkerbundpaktes entstammende Souveränität 

unbedingt und ohne jede Gegenleistung anerkannt werde. Wir 

klammern uns daran, dass unsere im Dezember 1932. im Prinzip 

ausgesprochene Gleichberechtigung endlich auch in Praxis ver- 

wirklicht werde und auf diesem Gebiete ein Unterschied zwi- 

schen uns und anderen Staaten nicht gemacht werde. Wir for- 

dern, dass die Lage unserer Minderheiten, die zu einem zentra- 

len Problem heranwuchs, den Intentionen der bestehenden Ver- 

träge entsprechend geregelt werde. Ohne die befriedigende Re- 

gelung dieser beiden Fragen kann von ernsten Verhandlungen 

oder einer Annäherung überhaupt nicht die Rede sein. Wenn 

überhaupt von ungarischen Bedingungen gesprochen werden 

könne, so können sich diese nur darauf beziehen, dass unsere 

eventuelle Annäherung auf wirtschaftlichem oder politischem Ge- 

biete in jeder Hinsicht den in den römischen Protokollen, so- 

wie Zusatzprotokollen niedergelegten Prinzipien und dem Geist 

entspreche, in dem sich diese in der letzten Zeit entwickelt 

haben. Die Stärke unserer Stellung liegt hauptsächlich darin, dass 

sie auf bestehenden Verträgen beruht, und dass wir vollkom- 

men im klaren darüber sind, dass nach den Jahre hindurch ge- 

führten ungarnfeindlichen Kämpfen und Hetzen, die in den Staa- 

ten der Kleinen Entente zügellos betrieben worden sind und 

auch jetzt noch betrieben werden, wir einer Frage gegenüberste- 

hen, die, wenn überhaupt, so nur nach langen und wechselvollen 

Verhandlungen zur Entscheidung gebracht werden kann. Ich 

kann das hohe Haus beruhigen, dass wir mit der dazu erfor- 

derlichen Hartnäckigkeit und Ausdauer vollständig gerüstet sind. 

Geehrtes Haus! Ich habe versucht, die Schwierigkeiten 

und die Aussichten für die Herstellung normaler Beziehungen 

mit den Staaten der Kleinen Entente mit der grösstmöglichen 

Objektivität zu erwägen. Vielleicht habe ich mich allzu lang 

und allzu ausführlich mit dieser Frage beschäftigt. Ich tat dies, 

denn nach meiner Ansicht kann die Bedeutung dieses Problems 

sowohl vom Gesichtspunkte der Zukunft der Donaustaaten, als 
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des europäischen Friedens nicht genug zum Ausdruck gebracht 
werden. 

Ich schliesse meine Ausführungen mit der Erwartung, dass 

diie Kleine Entente ihr politisches Mass noch nicht verloren 

habe, und dass sie nicht mehr lange den Kampf gegen die na- 

türrliche und durch niemand aufzuhaltende Entwicklung fort- 

setzen und uns nicht in eine Richtung hineinzwingen werde, die 

zu befolgen wir uns konsequent gehütet haben, obwohl hiefür 

w'eder moralische, noch juridische Hindernisse vorhanden waren. 

Es muss aber jedermann einsehen, dass wir für den Fall, 

dass die Kleine Entente das Zusammenwirken mit ihr nicht er- 

möglichen wolle, gezwungen sein werden, ohne sie auf dem 

bisher bewährten Weg vorwärts zu schreiten. Nach welcher 
Richtung hin immer die Ereignisse reifen mögen, Ungarn wird 

auıch weiterhin seine friedlichen Ziele mit friedlichen Mitteln 

verfolgen und darauf vertrauen, dass seine aufrichtige Friedens- 

politik, wenn auch nach vielen Hindernissen und Rückfällen, 

endlich doch Verständnis finden werde. Ich bitte, den Etat an- 

zunehmen. 
* 

Auch das Oberhaus beschäftigte sich mit der Minderhei- 

tenfrage. 
Dr. Konrad Heckenberger hielt am 2. Juli eine grosse Rede, 

in der er auch auf die Frage des ungarländischen Deutschtums 

zu sprechen kam. Er führte hierüber aus: 

— Nun werde ich mir erlauben, in kurzen Worten auch 

auf die deutsche Frage zu reflektieren. 

| — Die deutsche Frage kann bei uns einerseits wegen der 

Kurzsichtigkeit einzelner, anderseits aber auch wegen der Hetz- 

arbeit anderer nicht zum Ruhepunkt gelangen. Der Herr 

Kultusminister hat im verflossenen Jahr nach gründlicher Be- 

ratung mit den dazu berufenen Faktoren, wie auch mit den In- 

teressierten eine Schulverordnung herausgegeben. Im Sinne die- 

ser Verordnung müssen nach Wunsch der Eltern ausser dem 

Unterricht in der ungarischen Sprache mehrere Gegenstände 

auch in der deutschen Sprache unterrichtet werden, damit auf 

diese Weise sowohl die ungarischen, als auch die deutschen 

"Wünsche befriedigt werden. Wir können nämlich die Respek- 

tierung der sprachlichen Rechte der magyarischen Minderheiten 

nur dann fordern, wenn wir die berechtigten sprachlichen Wün. 
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sche der Minderheiten hierzulande erfüllen. Wir müssen die An- 

griffe jener Journalisten und jener Blätter gegen den Minister 

zurückweisen, die nicht weiter sehen, als ihre Nase reicht, die 

diese Probleme nicht kennen und die sich um die Leiden der 

magyarischen Minderheiten nicht kümmern ... 

— Ich lese in den Blättern, dass in mehreren Ortschaften, 

so auch in Soroksár, wo die Schulverordnung vom Volke ein- 

mal schon angenommen wurde, die Lehrer das Volk von neuem 

befragen und hiedurch Unruhe stiften. Wenn die diesbezügli- 

chen Blättermeldungen der Tatsache entsprechen sollten, so er- 

suche ich den Herrn Kultusminister, gegen diese Herren, die in 

‚ihrer Unwissenheit die Verfügungen des Ministers vereiteln wol- 

len, am schärfsten vorzugehen. Anstatt solcher Machenschaften 

sollten sie vielmehr bestrebt sein, die Jugend in deutscher Spra- 

che in jener Treue zum Vaterlande zu erziehen, mit der auch 
die Väter dem Vaterlande ergeben waren. 

Nach diesen Erklärungen Dr. Heckenbergers, die vom 

Hause mit grosser Aufmerksamkeit angehört wurden, schildert 

er — mit Berufung auf das „Neue Sonntagsblatt” — die Quer- 

treibereien von Dr. Huss und Dr. Basch gegen Dr. Gratz, ge- 

gen den U. D. V. und deren Leitung und fordert die ungarische 

Öffentlichkeit auf, Dr. Gratz und den U. D. V. in ihrem Be- 
streben zu .unterstützen. 

Hernach ergriff der reformierte Bischof Dr. Ladislaus 

Ravasz das Wort zu einer Rede, in der er sich auch über die 

magyarischen Minderheiten ausliess. Er sagte hierüber: 

— Unzweifelbar besteht die Notwendigkeit, dass zwischen 

den 9 Millionen Ungarn, die im Mutterlande leben, eine seeli- 

sche und kulturelle Einheit bestehe. — Sodann fuhr -er über 

das ungarländische Deutschtum fort: 

— Ebenso wie der ungarische Staat sich auf das entschie- 

denste gegen das Bestreben wehren muss, das ungarische 

Deutschtum in die politische Einheit des Deutschen Reiches 

einzuschalten, müssen wir, die wir die deutsche Kultur, die 

deutsche Sprache und den deutschen Geist schätzen, die Vor- 

aussetzungen schaffen, dass die ungarländischen Deutschen: die 

Segnungen der grossen deutschen Kultur geniessen können. 

Das ist auch die moralische und rechtliche Voraussetzung dafür, 

dass wir dasselbe Recht für unsere in den Nachfolgestaaten le- 

benden Brüder fordern. 
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Kultusminister Dr. Höman reflektierte auf beide Reden und 

erklärte, dass magyarische Kinder in Minderheitenschulen nicht 

geschickt werden können und dass den deutschen, kroatischen 

und rumänischen Kindern ausser dem Unterricht in der Staats- 

sprache auch der Unterricht in der Muttersprache gesichert 
werde. 

  
  

Die Volksgruppen des 
Nationalitätenkongresses. 

Das Juliheft der in Wien erscheinenden Zeitschrift „Nation 

und Staat“, dessen vorzüglicher Redakteur Baron von Uexküll 

ist, bringt einen interessanten Aufsatz über die Volksgruppen 

des Nationalitätenkongresses. Zweck dieses Aufsatzes ist Orien- 

tierung Derjenigen, die dem in London abzuhaltenden Nationa- 

litätenkongress beiwohnen, beziehungsweise sich für die Natio- 

nalitätenfrage interessieren. Ausser einer zahlenmässigen Über- 

sicht der als Nationalitäten geltenden Volksgruppen in Europa 

und deren Verhältniszahl zu den Mehrheitsvölkern schildert 

der Aufsatz einige hervortreiende Züge einzelner Gruppen. 

Nachfolgend geben wir die Tabelle zur Erläuterung der 
Proportionszahl der Nationalitäten zu den Mehrheitsvölkern und 

den über die ungarischen Gruppen geschriebenen Teil wieder. 

Anteil des Zahl der 
staatsfüh- „nationalen Anteil 
renden Minder- dieser 
Volkes heiten“ 

Tschechoslowakei (V.-Z. 1930) 66°24°/, 4,972.932 3376 °/, 
Polen (V.-Z. 1931) 684 „. 9.484.027. 316 , 
Jugoslawien (V.-Z. 1921), 

Serben und Kroaten 744: „ 2,045.678 171 „ 
Slowenen BD 

Ungarn (V.-Z. 1930) N 687.207: 79, 
Rumänien (V.-Z. 1930) 13.5.2537: 785.000 527 5, 
Bulgarien (V. Z. 1926) 813 ..4.::1,023:386..: 1817; 
Litauen (V.-Z. 1923 und 1925) 806 „ 418.670 194 , 
Estland (V.-Z. 1934) 812‘, 129.208..11°8 ;, 
Lettland (V.-Z. 1935) 130. 505.088 265 , 
Griechenland (V.-Z. 1928) 92:8..., 445.101 72 
Albanien (V.-Z. 1930, Schätzung) 923 „ 18.000.377 2, 
Italien (V.-Z. 1921) 98 rég B00A795 82



Ein national einheitlicheres Gepräge bieten: 
Anteil des Zahl der 
staatsfüh- „nationalen Anteil 
renden Minder- dieser 
Volkes heiten“ 

Deutsches Reich (V.-Z. 1925) 97:95%, 630.989) 101%, 
648.408?) 1:04 , 

Danzig (V.-Z. 1923) 9% , 18.297.584 
Osterreich (V.-Z. 1934) 974 „ 175.686. "26 ;;,, 

Als Nationalitätenstaaten erklären sich in der Verfassung 
die folgenden drei national gemischten Staaten: 

Anteil des Zahl der 
Mehrheits- anderen Anteil 

volkes Völkern dieser 

Schweiz (V.-Z. 1930), Deutsche 71:99, 1.142.086: 28:1 %, 
Finnland (V.-Z. 1930), Finnen 894 „ 358.491 106 „ 
Sowjetunion (V.-Z. 1926), 

Grossrussen 531 „  69,226.791 469, 
* 

Die Magyaren sind durchweg erst durch die Friedensver- 

träge zu Minderheiten geworden ; bis dahin gab es ausserhalb 

des Königreiches Ungarn nur gegen 80.000 Csängös in der 

Moldau und gegen 10.000 in der Bukowina, die vor einigen 

Jahrhunderten aus dem Szeklerland dorthin ausgewandert wa- 

ren. Erst der Vertrag von Trianon hat nennenswerte magyari- 

sche Minderheiten geschaffen. Magyaren gibt es nach den amt- 

lichen Volkszählungsergebnissen in folgenden Staaten: 

Ungarn (1930) . . . . . . 8,001.112—75'5% 
Tschechoslowakei (1930) . 719.569— 68 ,, 
Jugoslawien (1921). ... 472.409 44, 
Rumänien (1930) . . . . . 1,387.668— 131 ,, 
Österreich (1934). . . . . 18076 =: 02, 

10,598.834 
Die stärkste magyarische Volksgruppe ist also die in Ru- 

mänien, die selbst ihre Zahl mit 1,924.000 berechnet. Der 

grösste Anteil, nämlich 1,353.675 nach den amtlichen Volkszäh- 

lungsangaben, entfällt auf Siebenbürgen, wo sie 24'4°/, der 

Bevölkerung ausmachen. Die Magyaren in Siebenbürgen sind 

eine stärkere Volksgruppe etwa als die Esten, Slowenen 

und Albaner. Mehr als einmai haben sie in der Weltgeschichte 

eine Rolle gespielt. Einen König wie Matthias Corvinus zählten 

1) Mit nichtdeutscher Muttersprache. 
2) Doppelte Muttersprache, 
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sie zu den Ihrigen, ebenso wie die protestantischen Vorkämpfer 

für die Glaubensfreiheit, wie Tököly und Räköczi sowie einen 

Gábor Bethlen, der sich mit den Schweden verbündete. Die 

protestantischen Magyaren Siebenbürgens standen mit ihren 

Glaubensgenossen in Schottland, in den Niederlanden und in 

Schweden in engster Verbindung, liessen dort ihre Seelsorger 

ausbilden, und auch heute noch stehen Reformierte und Unita- 

rier in der angelsächsischen Welt mitihren magyarischen Glau- 

bensbrüdern in Siebenbürgen in Beziehung. Aus Siebenbürgen 

stammte ein Csoma, der erste Tibetforscher, der die erste tibe- 

tanische Grammatik in englischer Sprache schrieb, dann zwei 

grosse ungarische Dichter, die den historischen Roman unter 

dem Einfluss Sir Walter Scotts pflegten : Baron Nikolaus Jösika 

und Baron Sigmund Kemeny, der „Shakespeare des Romans“. 

Auf heute rumänischem Gebiet liegen die Geburtsstätte des ei- 

nen, die Todesstätte des andern grössten ungarischen Dichters, 

des „Shakespeare der Ballade“ Johann Arany und des Frei- 

heitssängers Alexander Petöfi. Die ungarische Volksgruppe in 

Rumänien umfasst heute sowohl den siebenbürgischen Adeligen, 

der durch die Agrarreform enteignet wurde, ebenso wie .den 

Städter und den kleinen Landwirt, den Nachkommen des ehe- 

maligen magyarischen Herrenstandes in Siebenbürgen ebenso 

wie den des freien, bäuerlichen Szeklerstandes. 

Die Magyaren in der Tschechoslowakei sind zum grössten 

Teil ausgesprochene Grenzminderheit, da sie an der durch den 

Trianoner Vertrag geschaffenen Grenze leben. Aber abgesehen 

von diesem fruchtbaren Grenzsaum wohnen sie in der ganzen 

Slowakei verstreut und bilden eine handels- und gewerbstätige 

Schicht in den Städten. Während die Volkszählung von 1919 

in der Slowakei allein 811.228 Magyaren auswies, werden nach 

der Volkszählung von 1930 in der ganzen Republik nur mehr 

719.569 Magyaren gezählt, hievon 592.337 in der Slowakei 

(17779 9/, der dortigen Gesamtbevölkerung) und 115.805 in Kar- 

pathenrussland (15.96 °/,). Oberungarn war der Schauplatz gros- 

ser Glaubenskämpfe: Hier schlossen sich Magyaren der Refor- 

mation an und gründeten protestantische Lehranstalten, von hier 

aus aber leitete Peter Päzmäny die Gegenreformation ein und 

gründete in Tyrnau eine Universität vor mehr als 300 Jahren, 

die später nach Pest verlegt wurde. Drei grosse ungarische 

Dichter entstammen Gebieten, die heute zur Slowakei gehören: 
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der Verfasser hunderter historischer Romane Maurus Jókai, der 

Schöpfer des grössten ungarischen Dramas, der „Tragödie des 

Menschen“, Emmerich v. Madäch, und der liebenswürdige Ma- 

ler seiner slowakischen Landsleute, Koloman Mikszäth. 

Die Magyaren in Südslawien sind mehr mit der Landwirt- 

schaft verknüpft als die in der Slowakei und in Rumänien. So- 

wohl stark enieignete Grossgrundbesitzer als auch landwirt- 

schaftliche Arbeiter umfassen sie, wohlhabende Bauern ebenso 

wie ein städtisches Bürgertum. Ihre Zahl, die die Volkszählung 

1921 mit 472.409 angab, wird von ihnen als zu niedrig ange- 

sehen. 

  

  

Le problöme minoritaire et le parti 
national-chretien. 

Le chef du parti national-chretien, M. A. C. Cuza, vient 

de publier, sous sa propre signature, un communiqu€ dans lequel 

il prend une nouvelle attitude envers les minorites. 

M. Cuza dâclare que c’est une calomnie et un mensonge 

que son parti serait l’ennemi de toutes les minorites, m&me des 

chretiens, et plus sp&cialement des minorites catholiques. 

„Le parti national-chretien est un parti de ralliement de 

tous les chretiens contre le danger juif. Comment pourrait-il 
lutter contre les chretiens et laisser s’&tendre chez nous aussi 

ce danger? | 

„Nous sollicitons donc tous nos freres chrétiens, surtout 

les honorables prâtres, de s’unir avec nous dans la lutte diffi- 

cile que nous menons. 

„La discorde parmi les chretiens peut nous étre fatale. 

Rappelons-nous seulement ce qui s’est passe avec la Russie or- 

thodoxe. Regardons ce qui se passe actuellement dans l’Espagne 
catholique et martyre. 

„C'est uniquement par notre rassemblement fraternel autour 

de la Sainte-Croix que nous pouvons encore trouver notre. salut. 

„Chretiens, de toutes les confessions, unissez-vous !” 

Les adversaires politiques de M. Cuza, notamment les na- 

tionaux-paysans, critiquent cette nouvelle attitude du leader 

antisemite et nationaliste roumain, Il se serait proclam& ami des 
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chhritiens et surtout des catholiques, pour une raison de pratique 

ett inmediate: ces jours-ci doivent avoir lieu, dans le département 

de 3acau, en Moldavie, des élections. Or, parmi les électeurs, 

il ya un certain nombre de Hongrois catholiques — les Cian- 

gais. Afin d'obtenir leurs voix, M. Cuza apporte cette correction 

a son programme. De nationaliste qu'il tait, il se transforme 

em thrâtien. La formule „la Roumanie aux Roumains” se trans- 

forme ainsi en formule „la Roumanie aux Roumains et aux mi- 

norites ethniques chretiennes”. 

Le fait que cette nouvelle d&claration ne porte que la sig- 

nature de M. Cuza est interprât6 comme une indication que 

des dissensions existeraient entre lui et M. Octavian Goga, l’autre 

chei, du mâme parti. 

  

  

Die nationale Verteilung 
der Beamten der Komitats-Verwal- 
tung in Siebenbürgen zu Ende des 

Jahres 1936. 
Von: Dr. Ärpäd Koväcs 

Referent der Minderheitensektion der Ungarischen Landespartei. 

In der Ausgabe der Druckerei „Lumina“ in Cluj (Klausen- 
burg) erschien im Jahrbuch der Gemeinverwaltung für 1937 
(Calendarul Administrativ pe anul 1937) das Vorwort des Ver- 
fassers Dr. Ilie Oana, worin er seine Leser aufmerksam macht, 
es sei ihm zwar gelungen, die Namens- und Rangliste der Ad- 
ministrationsbeamten Siebenbürgens, ohne Angabe ihrer Natio- 
nalität, ihrer Zahl, noch sonstiger Daten zusammenzustellen, 
doch sei diese Arbeit nicht vollkommen genau. Dies vor Au- 
gen haltend, haben wir bei der Ausarbeitung unserer Aufgabe 
stets die Daten des Administrations-Jahrbuches der Neagu- 
Druckerei in Sighisoara (Schässburg) mit obigen verglichen, 
wobei es sich herausstellte, dass dort, wo die Angaben des ei- 
nen Jahrbuches fehlerhaft waren, diese sich auch im anderen 
wiederholten. 

Beide Jahrbücher registrieren die städtischen Verwaltungs- 
beamten in so oberflächlicher Weise, dass wir vorläufig nur die 
auf die Komitatsbeamten bezugnehmenden Daten aufarbeiten 
können. Mangelhaft ist auch die Namensliste der Kreisärzte, 
Tierärzte und der Beamten der Bezirke. Die Nationalitätensta- 
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" tistik dieser haben wir dennoch zusammengestellt, wollen sie 
aber nicht bei der Endsumme mitrechnen, da ja die Ärzte ge- 
nau genommen nicht als Beamte gelten. Diese sich ergebenden 
Mängel möglichst ausschaltend wollen wir hervorheben, dass 
die Namensliste der Beamten in den Komitats-Zentralen, be- 
sonders der Oberstuhlrichter, Stuhlrichter und Notäre in beiden 
Jahrbüchern fast vollkommen ist und die Grundlage unserer 
vorliegenden Arbeit sich eben aus dieser Beamtenkategorie 
ergiebt. 

Um die Nationalität der Komitatsbeamten zu erkennen, ha- 
ben wir in erster Reihe aus der Namensliste alle Beamten zu- 
sammengeschrieben, aus deren Namen nicht mit voller Bestimmt- 
heit festzustellen war, dass sie rumänischer Abstammung sind. 
Bei dieser absichtlich vereinfachten Überprüfung erhielten wir 
nun eine Namensliste, die entweder im Vor- oder im Zunamen 
erkennen liess, dass deren Träger eventuell zu Minderheiten ge- 
hören. Nun verschafften wir uns im Wege von Erkundigung 
über jeden einzelnen Beamten mittelbare Daten zur Feststellung 
der nationalen Zugehörigkeit, wonach wir eine Registrierung 
der nationalen Verteilung der Verwaltungsbeamten erhielten, die 
wir für das Ungartum als über alle Erwartung betrübend fin- 
den müssen. Auf den grossen Lärm der rumänischen Presse 
über die angeblich grosse Zahl der ungarischen Beamten hatten 
wir nämlich vorausgesetzt, er sei nicht gerade überall ein 
blinder Lärm und die Zahl der ungarischen Beamten stimme 
mindestens in einigen Zweigen der Verwaltung mit der Ver- 
hältniszahl der Bevölkerung überein. Diese gutmütige Voraus- 
setzung war leider unbegründet, denn an manchen Orten zeigt 
sich auch in der Gemeinverwaltung eine so grosse ethnische 
Überproportion zugunsten der Rumänen, sodass dem Ungar- 
tum in mehreren Beamtenfächern schon der „numerus nullus” 

zufiel. 
Laut der verfassten Tabelle sind von sämtlichen Notären 

in Siebenbürgen (1683) nur 13°54 Prozent Ungarn (228), trotz- 
dem nach der „amtlichen” Volkszählung die Bevölkerungssta- 
tistik des Ungartums 24'4 Prozent beträgt, sodass beinahe um 
hundert Prozent weniger ungarische Gemeindenotäre (notar co- 
munal si cercual) tätig sind, als der Bevölkerungsproportion 
gemäss dem Ungartum zukäme. Im Falle einer billigen Prozentual- 
verteilung müssten in Siebenbürgen 410 ungarische Gemeindeno- 
täre angestellt sein. Die Zahl der deutschen Notäre (143) erreicht 
fast die Grenze ihrer völkischen Verhältniszahl (9.8 Prozent). 
Bei der Bevölkerungsprozentzahl der sonstigen Nationalitäten 
(7'9 Prozent) ist die Zahl der Notäre sonstiger Nationalität 70, 
(416 Prozent). Aus diesem Missverhältnis geht hervor, dass ob- 
wohl dem Bevölkerungsprozentsatz gemäss (57.9 Prozent) dem 
Rumänentum in Siebenbürgen nur 974 rumänische Notäre ge- 
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bührten, in Wirklichkeit 1242 rumänische Notäre (7791 Prozent) 
angestellt sind. 

Die Proportion der Stuhlrichter erweist sich als noch un- 
günstiger. Von den insgesamt 167 Oberstuhlrichtern in Sieben- 
bürgen (pretor) sind bloss 8 Nichtrumänen, darunter 5 Ungarn 
(2°99 Prozent), 3 Deutsche (1'80 Prozent), die übrigen 159 
Oberstuhlrichter sind alle Rumänen (95'21 Prozent). Die natio- 
nale Verteilung der Stuhlrichter (secretar de plasa) ist kaum um 
einen Schatten günstiger, da von 156 Stuhlrichtern 136 rumä- 
nische (8718 Prozent), 12 ungarische (7'69 Prozent), 6 deutsche 
(3:85 Prozent) und zwei (1.28 Prozent) anderer Nationalität zu- 
gehörige Stuhlrichter sind. 

Bei Überprüfung der nationalen Verteilung der Administra- 
tionsbeamten können wir ausserdem feststellen, dass unter den 
Beamten niedrigen Ranges noch hie und da, in höheren Rang- 
stufen aber nicht einmal ausnahmsweise Minderheitsangehörige 
zu finden sind. So sind unter den in Zentralämter eingeteilten 
ungarischen Beamten, niedrigeren Ranges zwar um hun- 
dert Prozent weniger vorzufinden, als dem Bevölkerungs- 
prozentsatz entsprechen würde und dieses Missverhältnis 
lässt sich auch greifbar machen, da von 831 zugeteilten 
Beamten 104 Ungarn sind (1251 Prozent), 48 Deutsche (5'78 
Prozent) und 21 sonstiger Nationalität, während 79'18 Prozent, 
das heisst 658 rumänische zugeteilte Beamte tätig sind, gegen- 
über der 57°9 Prozent betragenden Verhältniszahl der rumäni- 
schen Bevölkerung. Hervorstechend ist auch, dass von 210 lei- 
tenden Beamten in Zentralämtern (sef functionar) 85'24 Prozent 
d. h. 179 Rumänen sind, während ausser 15 Deutschen (714 
Prozent) bloss 12 Ungarn (5'71 Prozent) und 4 sonstiger Natio- 
nalität (1'91 Prozent) vorzufinden sind. 

Das vorhandene Missverhältnis wird noch bemerkbarer, 
wenn wir die nationale Zugehörigkeit der sechs in wichtigsten 
leitenden Stellen befindlichen Beamten ins Auge fassen. In den 
23 siebenbürgischen Komitaten befinden sich insgesamt 138 
Oberbeamte (Vizegespan, Obernotär, Oberingenieur, Oberarzt, 
Obertierarzt und Oberfiskal), von denen nur 6 Ungarn sind (4.35 
Prozent) u. zw. 3 Obertierärzte, 2 Oberingenieure und ein ein- 
ziger Obernotär. Ungarischen Vizegespan, Oberarzt und Ober- 
fiskal gibt es in Siebenbürgen überhaupt keinen. Demgegenüber 
sind von 138 Oberbeamten 120 Rumänen (86.96 Prozent), da 
nur 9 deutsche (6°52 Prozent) und 3 zu sonstiger Nationalität 
gehörige (217 Prozent) ausser den 6 ungarischen Oberbeamten 
in Siebenbürgen sind. 

Betrachten wir nun die tabellarische Veranschaulichung 
der Nationalitätenverteilung unter den Oberbeamten: 
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Nationale Verteilung der Komitats Zentral-Oberbeamten : 
  

Davon 

  

  

Amt zusammen rumän, ungar. deutsch sonstige 

Vizegespan in absoluter Zahl 23 23 

(Subprefect) von Hundert 100 100 

Obernotär in absoluter Zahl 23 19 1 3 
(Secr. general) von Hundert 100 82:61 435 13:04 

Oberingenieur | in absoluter Zahl 23 17 2 3 1 
(Inginer şei) f von Hundert 100 73-91 870 1304 435 

Oberarzt in absoluter Zahl 23 23 
(Medic sef) von Hundert 100 100 

Obertierarzt in absol. Zahl 23 15 3 3 2 
(Med. vet. sef) von Hundert 100 65:22 1304 1304 870 

Oberfiskal in absoluter Zahl 23 23 
(Conten sef) von Hundert 100 100 

z in absoluter Zahl 138 120 6 9 3 
"sammen (von Hundert 100 8696 435 652 217 

Als Endsumme ergibt sich, dass von 3047 Beamten in den 

Zentralämtern, Stuhlrichtern und Notären 7791 Prozent Rumänen 
(2374), 11'85 Prozent Ungarn (361), 7.06 Prozent Deutsche (215) 

und 3'18 Prozent zu sontiger Nationalität gehörige Beamte sind. 

Danach scheint es überflüssig Worte darüber zu verlieren, 
wie irrig und bösartig die Einstellung der rumänischen Presse 

ist, womit die äusserst lenkbare rumänische öffentliche Meinung 

glauben gemacht wird, die ungarische Beamtenschaft seiin der 

Überzahl. Vorliegende Studie soll nicht durch politische Kom- 
mentare aufgebauscht werden, doch drängt sich uns unwillkür- 

lich die Feststellung auf, dass der numerus valachicus selbst die 
Gerechtigkeit des numerus hungaricus fordert. 

Nach Berechnung der gesammelten Daten zeigt sich fol- 

gendes Detailliertes-Ergebnis : 
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Nationale Verteilung der Ädministrationsbeamten in den Komi- 
taten Siebenbürgens zu Ende des Jahres 1936. 

|. In Zentraldienst: 
  

  

5 E Davon i Davon 

ie 3 = SB 3 a 
Komitat an 2 a 3 & ar 5 = ® > 

ao E Și ST aa a usa 
ász 8 § 3 8 Se SE 

Alba de jos . . . . 11 9 1 1 30 30 ; ; ; 
Arad... . :. 12 12 B 43 . 31 I: as: 

Bihor. . . . . . . 9 9 ; 62 49 11 1 1 

Braşov ......- 8 7 1 ; 36 26 5 5 i 

Caraş ......- 11 11 ; 33 39 1 1 1 

Cm... ...:- 8 4 3 1 33. 23 I. b 
Cojocna . . . . . 10 9 1 ; 42 32 6 3 1 

Făgăraş ..... 9 7 1 1 24 14 6 2 2 

Hunedoara . . . . 8 8 45 41 3 1 j 

Maramureș . . . . 10 8 1 1 30-20 E20 
Mureş-Turda ... 8 8 33. :29 8 1 1 

Násáud. . . . . . 9 6 3 Re: 1 6 1 

Odorheiu . . . - - 8 4 1 a 29 19 A: 2 să 

Si ep a. 9 8 1 41 36 4 I 05 

SZÁLA évé ete jő 10 9 1 37 31 5 1 ; 

Severími s. vs 10 9 1 31 31 ; : { 

N ee 9 9 21 14 1 4.62 

SOmes.n sn. 1 7 44 38 6 i > 

Târnava-Mare ... 8 5 3 46 35 2 Gu 

Tärnava-Micä . . . 8 6 | 29 24 2 1 2 

Timiş-Torontal . . 10 10 i ; ; 54 46 2 3 3 

Treiscaune . . . . 10 8 2 19 13 5 1 i 

Dida 08 8 6 fi 34 25 5 2.09 
  

abs. Zahl210 19 12 15 4 831 658 104 4821 
Zusamm.‘ in 0) 100 8524 571 714 1:91 100 7918 1251 5:78 253 

II. Inäusserem Dienst: 

A) Kreis-Oberstuhlrichter und Stuhlrichter : 
  

  

DD. av. őn 2 D a v o n 
r a "a E a — = 

sa E o ha O 
Komitat 32, 2 2 5% se 2 2 5 Se 

mu 2 an Be — 2 — 

BSA B im ALÓ. REGE ún A 
NÖ E 5 8 § Ma E 8.8 B 

Alba de jos 8 8 8 7 1 

Kid: : 24% 8 10 10 8 8 i 

Bihor. . e sc... 12 12 12 10 | 1 

Brasov . . . . . . 3 3 3 3 ; î 

GATAS na 6 6 ; 4 4 i 

BB... ség gi 5 4 1 , 5 3 i 2 

Cojocna .... : 9 9.5 9 5 3 1 

Fágáras . . . . . 3 BE EL 3 3 a 
Hunedoara . . . . 12 11 1 12 12 
Maramureș . . . . 4 4 A 4 4 j 4 
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abs. Zahl 171 
Zusamm. Lin 
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C) Kreisärzte und Notäre : 
  

  

  

  

  

Davon D 'a:':v'o-n ö ; 
ta G 5 5 

Komitat es 3% 2 E So 3 pi 3 3 2 
a u RK A Bi Be 2 
se E 8 35 298 ee 
N“ 2 5 vu A NSZ E s o 2 

Alba de jos. . . . 13 10 1 1.51 66 60 6 : x 

Arad... - 18 14 ; 3 1. ul 83 14 12 2 

Bihor. . . . . 30 16 3 1 10 142 111 20 2 9 

Brasov . . . . 13 12 1 mi sőn 39 23 2.20. 210 i 

Caras ..... 13 - 10 1 2: % 0.447 4 4 . 
CTG szitut űl § 13 3 7 . 3 47 25 19 2 1 

Cojocna .. . 24 20 2 . 2 56 45 6 i 5 

Făgăraș ... 11 8 . 2. .:1 49 38 5 5 1 

Hunedoara . . . . 24 20 . 2 2 91 80 8 2 1 

Maramures . 10 4 l 1. bea a 48 Ar 6 
Mures-Turda 21 14 4 rt. 2 79 51 23 2 3 

Näsäud . . . . 10 6 . 2: 2 51 32 5 8 6 

Odorheiu . . . . 8 3 1 1 3 50 36 11 1 2 

See 20 6 2 1 :11::: 102 79 10 2 1 

Sătmar .... 16 5 3 2 6 75 69 1 ; 5 

Severin. . . . 16 12 2 : 2 67 52 11 3 1 

Sibiu . . 14 11 . 2 1 81 70 1 10 A 

Somes iii 10 6 2 . 2 64 50 5 1 8 

Tärnava-Mare . 13 9 1 3% 79 52 1 20 A 

Tárnava-Micá . 12 5 2 2." 23 62 40 13 8 1 

Timis-Torontal 28 11 ; 9 82778. 112 10-00 "0 
Treiscaune 8 1 4 . 3 57 32 24 ; 1 

Turda. ás 11 7 2 2 49 32 15 1 1 

{ abs. Zahl356 213 39 35 69 1683 1242 228 143 70 

Zusamm. | in 0, 100 5983 10.96 9:83 19:38 100 7380 13:54 850 4:16 

Gesamtzahl der Zentralbeamten und Stuhlrichter : 

E Dia v "on ie Da. oii 
Ö 8 2:8 5 

Komitat E 2 2 8 & Bine a 8 Se 
5 d u. Bei 
Se ee 
N2 E 3 oa 4 za 3 o a 

Alba de jos . 41 39 . 1-1 16 15 ; 1 5 

Ara i. 55 43 10 Di 18 18 ; 3 ; 

Bihor. . . . . . 71 58 || ji 24 22 1 1 : 

Brasov . . . . . 4 33 6 5 . 6 6 : , 4 

Caraş .... . 4 41 1 1 1 10 10 . . ; 

Biuc:. ......» 41 27 13 ja 10 7 1 ; 2 

Cojocna . . . . . 52 4l I ud 18 14 3 1 . 

Făgăraș ..... 33 2 7 3 2 6 6 ; . 

Hunedoara : 53 49 3 bt ..; 24 23 1 ú 5 

Maramures . . 40 28 6 3.33 8 8 : i i 

Mures-Turda . A 31 8 fd 19 13 3 3 ú 

Násáud . . . . . 44 33 1 9 1 12 12 i i ; 

Odorheiu ..... 37 23 7 4 3 9 9 4 3 

Sa... 50 44 5 | 20 19 i ; 
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E a 5 a 
cs 
o 9 5 = 9 5 

Komitat = E 2 g bo s = 2 3 50 
= Ss 2% = > s 2 a 
35 E 8 28 2 E § ÚWS NE E 3 sa a B 3 ab e 

Bam... 6.0.0 47 4 6 1 15 14 1 4 
Severin 0... . 41 40 ; ls 15 14 1 ; 
SU S ie. 30-29 1 4 2 12 12 . i 
SOME a. 51 45 6 ata 13 12 : 1 
Tárnava-Mare . . . 54 40 2 12 . 10 7 1 2 
Tärnava-Micä . . . 37 30. 2 2 3 10 9 1 2 
Timiş-Torontal . . 64 56 2 3 3 24 23 1 ; 
Tipiseaune ... . .:.. 29 21 7 1 . 10 9 1 
POR i 42 31 5 3 3 14 13 1 

abs.Zahl 1041 837 116 63 25 33 295 17: 29:22 
Zusan.m. % in oj 100 80-41 11:14 605 240 100 9133 5:26 2:79 062 

Summierungslabelle der nationalen Verteilung der Komitats- 

Zentralbeamten, Stuhlrichter und Gemeindenotăre : 
  

Gesamtzahl D a 

    

  

  

  

v o n 
Komitat der Beamten rumänisch ungarisch deutsch sonstige 

Aa: da jösz ís. vész 123 114 6 2 1 
Arad. sn eg 184 144 24 14 2 
Bor... a... 0.8 237 191 32 4 10 
PAR Ape dear aci fe 89 62 12 15 5 
N een 109 98 5 5 1 
A e era tu rea 98 59 33 3 3 
BEN ann a 126 100 16 4 6 
DONNA nai 88 65 12 8 3 
Hunedoara ....... 168 152 12 3 1 
Maramures . : ..... 81 59 10 3 9 
Mures-Turdá s. vi, 139 95 34 6 4 
Năsăud e i a a 107 17 6 17 7 
Odorheiu... 96 68 18 5 5 
Pe ee 172 142 16 3 11 
Saar ia”, 137 123 8 1 5 
Severin: „ein. te lta 123 106 12 4 1 
SDU i agati, 123 105 2 14 2 
Be. ee 128 107 11 2 8 
Tárnava-Mare . . . . . . 143 99 10 34 : 
Tárnava-Micá . . . . . . 109 79 16 10 4 
Timis-Torontal  . . . . . 266 191 13 53 9 
Treiscaune ....... 96 62 32 1 1 
PUPA a tai a i cota 105 16 21 4 4 

Zusammen: ii ia i 3047 2314 36] 215 97 

In Prozenten ..... . 100 7791 11:85 706 3:18 

Bevöiker ngs - Verhältnis- 
zahl laut Daten der Volks- 
„zählung von 1930 in Pro- 
zentenziffern: . . . . . . 100 57-90 24-40 9-80 7% 
  
  

Director si redactor räspunzätor: Dr. Elemer Jakabiiy. 

Tipografia Husveth si Hoffer, Lugoj. 

 



GLASUL MINORITÄTILOR 
LA VOIX DES MINORITES 

DIE STIMME DER MINDERHEITEN 
  

  

ent \ AUGESE NUMÁRUL 

é AOUT af AV» „our 1937. NUMÉRO \ 
  

  

Xlli=- Congres des Minorites. 

Le 13° Congres annuel des Minorites nationales d’Europe 

a eu lieu en juillet, mais ă Londres cette fois-ci. 

Les representants des 40 millions de minoritaires europens, 

qui se sont rencontres deja ä Vienne,ä Berne et ä Geneve, ne 

s’&taient encore jamais trouves r&unis dans un Etat victorieux. 

Le fait donc que la capitale d’un des plus grands de ceux-ci ait 

été choisie cette année, n est pas sans intérét. 

Ce sont les-grandes puissances victorieuses gui ont jeté 

dans le monde les idées de Végalité des nations. Elles ne se 

sont pas bornées ä redistribuer les territoires en Europe: elles 

ont voulu montrer, par l’&tablissement des traitâs de minorites, 

leurs intentions de traiter humainement les populations que la 

nouvelle carte de l’Europe allait contraindre de vivre sous la 
domination &trangere. 

Ces mä&mes Puissances ont assume la garantie des droits 

fixes dans les trait6s de minorites, en confiant au Conseil de 

la S. d. N. le soin d'y veiller. 

Or, — il n'est plus gutre besoin de le répéter ici — les 

trait&s de minorites n'ont jamais 6t6 respectâs. Au contraire, 

l’oppression des groupes minoritaires s'est accrue de mois 

"en mois. 
Le choix de Londres cette ann&e par les congressistes est 

ainsi fort significatif. Les repr&sentants des minorit&s ont entendu 

rappeler aux g6rants des trait6s de minorites l’existence et la 

validit€ de ces trait6s. 
Des pays vainqueurs, l’Angleterre est sans doute le plus 

propice pour un tel rappel. L’indefectible liberalisme de son 

peuple est ă lui seul une garantie ă ce propos. Le peuple anglais, 
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d’autre part, aime le respect de la parole donnee et les minorites | 

doivent pouvoir compter sur son appui puisqu’elles ne demandent 

que la simple application d’obligations contractuelles. Les repré- 

sentants des minorités ne pouvaient mieux choisir gue Londres 

pour leur runion et l'on comprendra que l'opinion publique 

minoritaire ait suivi avec beaucoup d’attention la r&union des 

14 et 15 juillet dernier. 
* 

Le Congrăs îut ouvert par son prâsident, M. le Dr. Zaiozieckyi, 

S&nateur de Bucarest, reprâsentant des minorites russes de 

Roumanie. La parole fut ensuite donne a Lord Willoughby 

Dickinson qui, apr&s un bref hommage rendu ä la m&moire du 

Dr. Ewald Ammende, pronoca le discours suivant: 

„L’Angleterre a, cette ann6e, P'avantage d'âtre visitee par 

beaucoup de peuples de diverses nationalites. Apres le Couron- 

nement, un nombre imposant de conferences internationales | 

a eu lieu dans ce pays, dont la täche et le devoir est toujours 

d’adoucir et de r&concilier ies divergences internationales. 

Aucune tâche n'est plus importante que celle ă laquelle nous 

nous trouvons attaches en ce moment. La question minoritaire 

n’est pas nouvelle. En 1878 dâjă se posa la question de la | 

protection des minorites chretiennes dans l’empire Turc. En | 

1919, de nouvelles d&marches furent n6cessaires pour la pro- 

tection de ces minorites, qui avaient et& transferees contre 

ieur volonte par.la rectification des frontieres. Une protection 

definie de quelque facon dut &tre imaginee a l’usage des mi- 

norites soumises ä une domination €trangere d'autre race, 

langue, etc. C'est ainsi que furent conclus les traites de mi- 

norit€s, lesquels ne concernaient pas seulement les minorites 

ä proprement parler, mais prâsentait un grand interet pour 

le röglement general de la situation europeenne. Lorsqu’ils 

furent l’objet d'abandon ou de dâsafiection, le r&glement des 

traites de paix de Versailles en recut un serieux contrecoup. 

La déclaration du Gouvernement polonais a Geneve, il ya 

un certain temps, provogua un malaise. En second lieu, les 

Traitös de Minorites n’&taient pas sans valeur pour les Etats 

interesses, au sein desquels des groupes importants distincts 

par la race, la langue, etc., pouvaient £&tre des sujets de 

trouble grave pour la majorite. C’est pourquoi les majo- 

rités furent invitées a accepter certaines obligations, capables 
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d'empâcher le retour de la guerre. Les traites de minorites 
faisaient partie int&grante du reglement de la paix ei consti- 

tuaient une assurance contre la guerre. Les majorites &taient 

appeles ă faire quelques lI&gers sacrifices de souverainete. 

Ces restrictions demandees aux majorites consistaient dans 

l’obligation aux minorites de permettre d’envoyer leurs enfants 

dans leurs propres &coles, d’honorer Dieu ä la facon de leurs 

ancétres. 
Le peuple anglais parut étonné gyil pűt surgir des diffi- 

cultés dans le fonctionnement du systéme. II est pourtant vrai 

gue les majorités au pouvoir passérent outre ces traités. Les 

conséguences en furent souvent, non seulement comigues mais 

tragiques. Lorsque je visitais VEst de l’Europe, ily a quelque 

temps, j'ai trouve des petits Allemands qui chantaient „Eine 

feste Burg ist unser Gott“ en langue slave. Les pierres tom- 

bales des Autrichiens tombâs dans le Tyrol du Sud £taient 

gravees en italien. En Roumanie, des domestiques hongrois 

s’efforcaient de s'exprimer en allemand, ne connaissant pas 

le roumain et ayant recu l’interdiction de parler hongrois. | 

L’existence des peuples ordinaires est faite de petites 

choses. Mais ce sont de petites choses qui font la paix ou la 

guerre. Au reste, les plaintes minoritaires ne restent pas 

confintes ă ces vâtilles. Dans les services publics, bureaux 

de poste, chemins de fer, etc., les minoritaires pâtissent de 

mille manieres. Une ame&lioration de la situation n’est possible 

que par la pleine acceptation de l’esprit qui est a la base des 

traités. La responsabilité en incombe aux gouvernements in- 

téressés et a la Société des Nations. 
La Société des Nations a &choue jusqu’ici. Sa täche 

n’est pas seulement d'empâcher une agression, mais aussi de 

favoriser la paix. A cette fin, elle aurait pu agir dans beaucoup 

de domaines, par exemple par des rectifications de frontieres, 

des repartitions de matieres premieres, etc. Si la Société des 

Nations avait resolument affronte le probleme minori- 

taire, ce problöme serait peut &tre r&solu aujourd’hui. Îl n'y 

a aucune raison pour que les minorités ne puissent pas vivre 

en paix avec leurs majorites. Ce qu'il faut pour cela, c'est 

de la générosíté et de la tolérance de la part de celles-ci. 

Nous ne pouvons pas faire qu’il n’y ait plus de minorites. li 

y aura toujours un cinguiéme des habitants de l’Europe soumis 
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a une regle autre que la leur. Mais la paix du monde d&pendra 

du contentement de ces minorites. Vous &tes r&unis pour cela. 

Vous &tes les architectes du futur palais de la paix.“ 

Le deuxi&me orateur du Congre&s fut le Lt. Colonel d’Estrange 

Malone, l’expert bien connu des questions ukrainiennes. Voici 

les principaux passages de son discours: 
„L’invitation qu’on m’a faite de prendre la parole devant 

cette assembl&e m’honore beaucoup. Je n’ai d’autre qualification 

pour cela que celle d’avoir suivi la question ukrainienne des 

1918 et de m’ötre &egalement interesse aux probl&emes minori- 

taires dans plusieurs parties de IP Europe. 
Dans son discours inaugural, le president a decrit les 

groupes minoritaires et montr6 combien est important le 

probleme qui s’y rattache. Je suppose que vous attendez 

particulierement de moi que je vous parle de l’attitude de la 

Grande-Bretagne. Si vous voulez connaitre l’attitude officielle 

de celle-ci, c’est &videmment le Foreign Office que vous devriez 

approcher, ne pouvant parler moi-mâme quă titre purement 

individuel et priv. Ce que jaiă dire ne sont que les deductions 

d'une observation longue et soutenue de ces problomes... 
Je sais que ce probl&me est tr&s important pour l’Angle- 

terre, non parce qu’il nous concerne directement, mais parce 

qu'il met en danger la paix du monde. 
Devant les frontieres injustes de Versailles, les auteurs 

des trait6s envisag&rent les ditticultes qui pouvaient surgir ă 
propos des minoritâs et ils voulurent y parer. C'est pourquoi 

les Traites de Minorites furent signes et que l'on y fit entrer 

de solennelles obligations. 
Ces traites furent &labores avec soin pour assurer la 

liberté et la justice aux peuples vivant sous la domination 

etrangere. S’ils avaient &t& respectes, les populations minori- 

taires auraient pu vivre de facon satisfaisante, jouissant d’un 

plein droit de citoyennete, tout comme les Ukrainiens, les 

Polonais, les Tchăques et d'autres au Canada et en Amerique. 

Mais comment ces trait&s ont-ils &t& ex&cutes ? Nous ne 

pouvons fermer les yeux devant cette &vidence que les choses 

en Europe — considerees principalement du point de vue des 

minorites — ne se sont pas amâliorâes. Au contraire, dans 

la majorite &crasante des cas, elles n’ont fait qu’empirer 

d’annee en annde. Au debut, il y avait au moins la velleite 
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de respecter les traites. Mais ceux-ci, maintenant, sont ignores 

presque partout... 

Avant qu’il füt question que l’Allemagne et Pltalie aban- 

donnassent la S. d. N., une Puissance de l’Europe Orientale 

fit une déclaration a Genéve, devant l'Assemblee rcunie le 

13 septembre 1934, pour répudier ses obligations concernant 

les minorites. Je suis heureux de rappeler gue le Ministre 

des Affaires anglais de cette &poque bläma s&verement cette 

determination. 

Ce n'est pas ă vous, reprâsentants des minorites, que 

j'ai besoin de dire ce qui se passe dans toutes les parties de 

Europe. Il y a des minoritâs, c'est vrai, qui n'ont pas de 

graves raisons de se plaindre, mais elles sont vraiment, c'est 

le cas de le dire, en minorit&... Pour les autres, toutes les 

manifestations de leur vie culturelle: &coles, langue, religion, 

presse, sont soumises ä des restrictions de toutes sortes. 

Pouvez-vous imaginer des pays oü la base de l’education est 

donnée dans une langue Etrangere ? Oü les enfants n’entendent 

pas un seul mot prononce dans leur langue maternelle... 

Dans beaucoup d’endroits, l’intol&rance se manifeste Egale- 

ment dans la sphăre de la religion... 

Mais ce ne sont pas seulement dans leur vie culturelle 

que les minorites sont opprimees. Des lois ing6nieuses per- 

mettent d’exercer sur elles une pression &conomique, qui 

greve leur travail, leurs coop£ratives et leur stendard de vie 

en general. 

Nous nous trouvons r&eellement en face d’une tentative 

de d&nationaliser les minorites, de faire entrer en elles le 

sentiment qu’elles sont dune race inferieure et digne de 

mepris. Un tel traitement a précisément pour effet inévitable 

de provoguer un sentiment opposé et de faire naitre chez les 

minorites le vaeu d'un rattachement ă la mărepatrie, ă laquelle 

elles ont unies ins&parablement par les liens de l’histoire, de 

la culture et de la langue. 

II ne faut pas oublier que ce problöme met en jeu des 

millions de personnes en Europe. Dans certains pays, les 

minorités forment le tiers de la population totale. 
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Tchécoslovaguie . . . . . . . . de 359/, 

Pologne Sv vi... up BE 

ROUA i ata te 2 a 

Lettiapßie u. 0 aid Eee 

Youposlavien ....... 2.0.2: u: 

LANA e a e eh. 15 

En bornant lä cette &nume&ration, je pose donc la question, 

la supr&me question ä laquelle ce Congres doit repondre: 

qwattendez vous, que pouvons-nous vous donner ? 

Vous avez parcouru quelques centaines de kilomâtres, 

plusieurs centaines de kilometres. 

Est-ce un hommage que vous avez voulu rendre a la 

r&putation dont a toujours joui la Grande-Bretagne, de soutien 

sincere de la justice et de champion des opprimes? 

Attendez-vous de nous quelque action ? 

Toutes les nations, y compris la Grande-Bretagne et 

specialement les signataires des Trait&es de Minorites: Grande- 

Bretagne, Amerique, France, Italie et Japon, doivent étre 

bläm&es pour ne pas avoir impose le respect de ces traites, 

avant que n'6clatât le volcan du nationalisme, parce que cette 

vague de nationalisme est due pour une large part ă la ten- 

tative de supprimer les nationalites. Mais si la Grande-Bretagne 

doit accepter sa part de blâme, il m'est agrâable de vous 

rappeler qu’elle a &t&, parmi toutes les Puissances, celle qui 

fut a la téte ä Geneve pour la defense des droits minoritaires. 

Aucune autre Puissance, officiellement ou non, n'a fait 

autant qw'elie dans ce domaine. 

Dans aucun autre pays des membres du Parlement et 

d autres personnes distinguées se sont occupés autant de cette 

guestion, ni méme formulé autant de pétitions et de protesta- 

tions, lesquelles ont joué, je suis fier de le dire, une part 

importante dans la resistance a l’oppression des minoritâs, 

Officiellement &galement, les delegues britanniques ä Ja 

Société des Nations ont été a l’avant-garde. Je ne puis trouver 

aucun souvenir dun délégué au Conseil de la Ligue gui ait 

usé de termes plus forts gue ceux employés par lord Cecil, 

lorsgwil qualifia le traitement iníligé par la Pologne aux 

Ukrainiens „d’offligeant pour la conscience et l’opinion de 
’humanite civilisee“. 

L’autorit€ de la Ligue en tant qu’autorit universelle a 
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subi un rude 6chec. Rien ne permet d'envisager qu-elle puisse 

&tre restaur6e pour le moment et rien ne pourrait en tout cas 

étre fait dans ce sens sans le retour de l’Allemagne et de 

l’Italie. 
Une ligue qui n'a pas r&ussi ä aider l’Abyssinie ou 

l’Espagne ne peut pas faire beaucoup pour les minorites... 

D’ailleurs, nous ne pouvons pas aujourd’hui contraindre 

des pays ă adopter telle ou telle attitude envers une classe 

ou une partie de leur population. 

Il ne doit y avoir sur ce point aucun malentendu: le 

peuple britannique n’enverra pas un corps exp£ditionnaire 

pour obliger une nation quelconque ä remplir ses engagements 

envers les minorites. Si la Grande-Bretagne ne peut obtenir 

des autres nations gwelles soutiennent ses protestations ä 

Geneve, on ne peut imaginer quelle puisse obtenir de ces 

nations un appui pour de telles expditions punitives. 

La situation est aujourd'hui extrâmement critique. Chaque 

question minoritaire constitue un probleme particulier et il 

sera probablement mieux d'examiner ces problemes un ă un, 

en commencant par les plus urgents. 

Vous &tes venus ici parce que vous r6alisez probablement 

que si les Grandes Puissances, avec leur force &conomique, 

financiere et militaire, admettent que quelque chose doit 

&tre faite, on trouvera bien quelque moyen d’action. 

Le but de ce Congres est d’appeler l’opinion publique 

de toute l’Europe sur les dangers latents. Ce Congres doit 

&tre un grave avertissement aux Grandes Pu'ssances, la Grande- 

Bretagne y comprise, un avertissement que les questions mi- 

noritaires doivent âtre &tudices d'urgence et râgl6es immediate- 

ment. Les problămes minoritaires d&terminărent pour une part 

importante la conflagration de 1914. S’ils ne sont pas réglés 

aujourd’hui, la paix de l’Europe et m&me la paix du monde 

sera serieusement menacee. Et une nouvelle guerre marquera 

la fin de la culture, non seulement des minorites, mais de 

toute l’humanite.“ 

Au nom des minorites, M. le Professeur M. Kurtischinsky, 

le deput& Baron Jean Jösika, M. Hasselblatt, le jurisconsulte 

des Allemands vivant hors du Reich, M. le Dr. H. Rutha, de&pute 

allemand au Parleınent de Prague, M. H. Kohner, depute de la 
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Pologne, M. Z. Pelenskyj, reprâsentant des minorites ukrainiennes, 

le pasteur Stankiewicz (au nom des Russes blancs), tinrent 

plusieurs discours sur la question minoritaire, considerâe dans 

son ensemble, en Europe. Don Antonio de Labayen, représentant 

les minorités basgues, s’en prit a l’Allemagne ä propos des 

événements d"Espagne. II fut interrompu par le président, gui 

lui rappela le réglemant du Congrés interdisant les attagues - 

contre un gouvernement. 

Aprés cet incident, a la suite duguel les Basgues se retirérent 

du Congrés, les résolutions suivantes furent votees A l’unanimite: 

Le Congres des Nationalit&s européennes a traité en detail, 

au cours de sa XIII" réunion annuelle gui eut lieu a Londres, 

de la guestion de la protection internationale des minorités et 

il est arrivé a la conclusion gue les garanties données par la 

Société des Nations pour la protection internationale des mino- 

rités a été pratiguement inexistante Vannée derniére également. 

Le Congrés fait cette constatation ä son grand regret, car c’est 

pour cette raison parmi les autres que la suppression legale et 

effective de la base d’existence des minorites a marque un nou- 
veau progres. 

Le Congres maintient son point de vue selon lequel le 
probleme des Nationalits doit trouver sa solution ă l’interieur 

de chaque Etat. Le Congrăs a également la conviction gue de 

telles solutions a l’interieur de chaque Etat peuvent ätre trouvees 
au moyen des engagements pris par les Etats soumis a la loi 

internationale et par la protection internationale des minoritâs 

qui s’y rattache, si cette protection joue convenablement, de telle 

sorte que le probleme minoritaire perdrait en grande partie de 

son activit& toujours plus grande et dangereuse. 

Pour cette raison le Congres, dans l’inter&t des peuples 
qu'il represente groupant 40 millions d'âmes, aussi bien que 
dans lintârât de la paix entre nations en general, en appelle 
de facon pressante ă tous les membres du Conseil de la Sociâte 
des Nations et particulierement ä la Grande-Bretagne, pour qu’il 

soit fait en sorte que les droits minoritaires deviennent une 
realite et qu’en liaison avec la Société des Nations les droits 
minoritaires internationaux et la protection internationale des 

minorités soient effectivement organisés et appligués. 

Pour ce gui est des voies et des moyens pour atteindre 
ce but, le Congrés se référe aux réclamations de base faites 
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unanimement par toutes les minorites nationales et portant sur 

Pactivit& et la reforme de la Societe des Nations. 

Le probleme des nationalites fait partie de ceux dont la 

solution dâterminera dans une large mesure le destin de l’Europe 

et la reponse ă la question de la paix ou de la guerre. 

Si la Société des Nations doit étre mise a méme de remplir 

sa táche gui est de préserver et de renforcer la paix du monde, 

elle doit faire aboutir dans le plus bref délai possible un răgle- 

ment du probléme des nationalités permettant de sauvegarder 

les droits les plus élémentaires des minorités européennes. 

II sera également nécessaire dexaminer dans un avenir 

immédiat et de les améliorer dans leur ensemble, les disposítions 

des conventions minoritaires relatives aux droits des nationalites, 

en leur assurant une procedure effective. 

Pour cette raison, le Congres demande de la facon la plus 

pressante que la reforme de la Societe des Nations ne laisse 
pas de cöt& le probleme des minorites. 

Le Congres estime en particulier que l’obligation pour la 

Société des Nations de fournir telles garanties A toutes les 

minorites europeennes, devrait étre incorporée dans le Covenant 
de la Ligue. 

Pour mener a bien ces táches gui devraient étre ainsi 

incorporées dans le Covenant de la Ligue, ce Covenant devrait 
prévoir la création dune Commission permanente qui veillerait 

que les droits minoritaires soient respectés, accepterait et étudierait 

les rapports a ce sujet, soumettrait des propositions et des 

suggestions au Conseil de la Ligue. 

Le Congrés des Nationalites europâennes demande que 

comme seul moyen de mettre sur pied une organisation com- 

prehensive des minorites europeennes, il soit consulte et invite 

a collaborer a l’examen preliminaire des mesures de reforme 
pour la protection des minorites. 

* 

2me Resolution. 

Le Congres conjure les minorites nationales europdennes 
de ne pas se laisser troubler et d&courager par la paup£risation 
spirituelle et materielle ä laquelle elles sont vouées de par la 
méfiance naissante et le redoublement de cruauté de la lutte 
contre leurs efforts naturels et l&gitimes en faveur de leurs 
caracteristiques nationales. Toutes les minorites doivent se 

157



cramponner ä cette idee que leur cause est destinee ä vaincre, 

parce qu’elle est celle de la justice et de la vie elle-mâme. Ils 

peuvent étre assur&s que la constance de leurs revendications 

pour une r&organisation ä l’interieur de leurs Etats soumis a la 

loi internationale ne les servira pas seulement eux-m&mes, mais 

a une date plus lointaine assurera également une base saine, 

legale et permanente, permettant a la paix de s"établir dans les 

Etats dont ils sont sujets. 

Le Congrés enregistre avec satisfaction gue les liens 

d'amiti€ entre les groupes nationaux est demeure intact ă travers 

les difficultes du temps, en depit des differences de caractere 

et de situation et il exprime le vu que ce lien sera considere 

comme une preuve du fait que la tol&rance mutuelle et le res- 

pect entre des nations differentes ne constituent pas une utopie. 

Dans ce lieu, le Congres voit la confirmation du fait que 

la route prise par lui et qu'il a suivi sans dâvier depuis le debut, 

est la bonne. 
* 

M. Ben Riley, M. P., ainsi que plusieurs membres du 

Parlement anglais, ont offert ä la House of Commons un the 

en l’honneur des congressistes. Une conference privee eut lieu 

ensuite, dans la salle 12 du m&me bätiment, sous la pr&sidence 

de M. Ben Riley. Ce deput& ayant exprime, dans son discours 

inaugural, le voeu que la Conference ne soit pas rendue publique, 

les journaux n’en ont pas parl& et nous ne ferons point ici 

exception. 

Nous dirons seulement que de nombreuses questions furent 

pos6es par des membres de la House of Commone, auxquelles 

r&pondirent les discours de MM. G. Sziill6, Baron Jösika, M. 

Rutha, G. Köver et Zalozieckyi. 

Puis les congressistes se s&parerent, chacun emportant le 

sentiment que du bon travail avait &t€ accompli pour la cause 

qui leur est chăre. 
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Die für die Minderheiten nachtei- 

ligen Bestimmungen des südsla- 
wischen Konkordats. 

Von: Emmerich Prokopy. 

Die in der Frage des Konkordats besonders während des- 

sen Verhandlung in der Skupschtina entstandenen innerpolitischen 

Verwicklungen, die sich infolge des scharfen Gegensatzes zwi- 

schen der Regierung und der serbisch pravoslawischen Kirche 

zu einer wahren Machtfrage zuspitzten, haben in der ganzen 

Welt lebhaftes Aufsehen erregt. Die Presse hat sich wochenlang 

sehr eingehend mit dieser in so manchen Belangen höchst 

interessanten und für die innere Ordnung und Konsolidierung 

Südslawiens überaus wichtigen kirchenpolitischen Fıage befasst, 

dabei jedoch jene Bestimmungen des Konkordats ganz unbe- 

achtet gelassen, von denen gewisse Rechte und Interessen der 

in Südslawien lebenden nationalen Minderheiten unmittelbar und 

weitgehend betroffen werden. 

Was nun die für die ungarischen und deutschen Minder- 

heitszugehörigen gleicherma:sen nachteiligen Bestimmungen des 

Konkordats betrifft, so ist hierüber, auf Grund des Konkordat- 

textes, in grossen Zügen folgendes zu bemerken. 

Nach der in Artikel 10 des Konkordats enthaltenen und 

an sich richtigen Bestimmung „müssen die Seelsorger der von 

sprachlichen Minderheiten bewohnten Pfarrgemeinden ausser der 

Sprache der Gläubigen auch der Staaissprache kundig sein“, 

während nach der Bestimmung des Artikels 11 „die den natio- 

nalen Minderheiten angehörigen römisch katholischen Gläubigen 

hinsichtlich des Gebrauchs ihrer Muttersprache in der Liturgie, 

beim Glaubensunterricht und in den kirchlichen Vereinen keines- 

falls nachteiliger behandelt werden dürfen, als jene Katholiken 

südslawischer (sic!) Nationalität, die in den Staaten der mit den 

in Südslawien siedelnden Minderheiten stamm- und sprachver- 

wandten Nationen leben“. 

Absatz 2 des 11. Artikels enthält zudem noch folgende 

verpflichtende Erklärung des Heiligen Stuhles: „Da die süd- 

slawische Regierung diese für die in Südslawien ansässigen 

Minderheiten günstige Bestimmung ohne Verzögerung ange- 
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nommen hat, erklärt der Heilige Stuhl, dass er in Übereinstim- 

mung mit jenen Grundsätzen, zu denen er sich bezüglich des 

Gebrauchs der Muttersprache im Seelsorgerdienst, im Glaubens- 

unterricht und im Leben der katholischen Organisationen stets 

bekannt hat, bei den in Zukunft abzuschliessenden Konkordaten 

bestrebt sein wird, in diese entsprechende Bestimmungen zum 

Schutze der südslawischen Minderheiten aufzunehmen.“ Zur 

Ergänzung dieser Vereinbarung und zur Beschwichtigung der 

auch dem 2. Absatz des 11. Artikels bekämpfenden pravosla- 

wischen Kirche und der sie unterstützenden Oppositionsparteien 

brachte Ministerpräsident Stojadinovid in seinem an den Präsi- 

denten der Skupschtina gerichteten Schreiben vom 8. Juli dem 

Parlamente die in der Note der Belgrader apostolischen Nun- 

ziatur vom 27. April 1937, Zahl 19.567, enthaltene Erklärung 

zur Kenntnis, wonach „der Heilige Stuhl für die Kuratgeistlich- 

keit um den Gebrauch der Volkssprache im Seelsorgerdienst, 

im Glaubensunterricht und im Leben der katholischen Organi- 

sationen auch in jenen Staaten ansuchen wird, wo siidslawische 

Minderheiten leben und mit welchen er keine Konkordatsver- 

handlungen führt.“ 
Wie hieraus ersichtlich, war die südslawische Regierung, 

ganz ohne Rücksicht auf die einschlägigen und verpflichtenden 

Bestimmungen des Minderheitenvertrages, nur unter der Bedin- 

gung bereit, die sprachlichen Rechte der in Südslawien siedelnden 

minderheitszugehörigen röm. kath. Gläubigen auf dem übrigens 

recht engbegrenzten Gebiet des kirchlichen Lebens anzuerkennen, 

wenn seinerseits der Heilige Stuhl sich verplichtet, die ähnlichen 

Rechte und Interessen der in fremden Staaten wohnenden 

südslawischen Minderheiten zumindest in demselben Masse zu 

beschützen. 
Davon abgesehen könnte Artikel 11 samt obiger Ergänzung, 

wie auch die auf die Sprachkenntnisse der Seelsorger bezügliche 

Bestimmung des Artikels 10 zumindest im Prinzip als recht und 

billig gelten, vorausgesetzt, dass die im Gebiete des früheren 

Kroatien-Slawonien und in der Draubanschaft ansässigen und 

auch im kirchlichen Leben ihrer sprachlichen und sonstigen 

Minderheitenrechte gänzlich beraubten 80.000 Katholiken unga- 

rischer Volkszugehörigkeit im Geiste dieser Konkordatsbestim- 

mungen je eher zu den bislang so schmerzlich entbehrten 

ungarischen oder wenigstens der ungarischen Sprache kundigen 
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Geistlichen, zu ungarischer Predigt, zu ungarischen Gesangs- 

büchern, ungarischen Vereinen und Büchereien usw. gelangen 

könnten und falls überdies die Wirksamkeit und die praktische 

Anwendbarkeit der beiden Artikel nicht durch die Bestimmungen 

der Artikel 24 und 28 ganz unmöglich gemacht würden. 

Nach Artikel 24 des Konkordats können nämlich die kirch- 

lichen Behörden zwar mit Öffentlichkeitsrecht ausgestattete 
Mittelschulseminarien und Bildungsanstalten für Geistliche errich- 

ten und erhalten, doch hat in diesen Lehranstalten der Unterricht 

in der Staatssprache zu erfolgen, mit Ausnahme der scholas- 

tischen Philosophie und der theologischen Lehrgegenstände, die 

nach wie vor in lateinischer Sprache unterrichtet werden. Durch 

diese Bestimmung wird also der bisherige rechtswidrige Zustand 

gleichsam legalisiert und sollte sie durch die Ratifikation des 

Konkordals rechtsgiltig werden, so werden dadurch die zusam- 

men mehr als 800.000 römisch katholischen Ungarn und Deut- 

schen sogar der blossen Möglichkeit beraubt, noch jemals auf 

eigene Kosten konfessionelle Mittelschulseminarien und Bildungs- 

anstalten für Geistliche mit ungarischer, beziehungsweise deut- 

scher Unterrichtssprache errichten zu können. Mangels solcher 

Lehranstalten ist es aber ein Ding der Unmöglichkeit, für die 

Erziehung und Ausbildung von Geistlichen vorzusorgen, die den 

in Artikel 10 und 11 des Konkordats in Bezug auf den Gebrauch 

der Minderheitensprachen in der Liturgie und überhaupt im 

Seelsorgerdienst, im Religionsunterricht und in den kirchlichen 

Vereinen vorgeschriebenen Bedingungen voll und ganz ent- 

sprechen könnten. 

Diese Rechtsberaubung wird noch durch die ganz ähnliche 

Bestimmung des Artikels 28 vervollständigt. Hiernach „wird 

der Charakter und: die Gesetzlichkeit der bereits bestehenden 

und unter der Leitung und Aufsicht der Bischöfe, kirchlichen 

Orden und Kongregationen stehenden konfessionellen Schulen 

anerkannt und zugleich die Errichtung neuer ähnlicher konfes- 

sioneller Lehranstalten gestattet“, jedoch nur unter der Bedingung, 

dass in diesen Schulen der Unterricht ausschliesslich in süd- 

slawischer (!) Sprache erteilt werden muss. Hiezu ist zu bemer- 

ken, dass die „auf die bereits bestehenden konfessionellen 

Schulen“ bezügliche Bestimmung obigen Artikels sich keinesfalls 

auf konfessionelle Schulen mit ungarischer oder deutscher Unter- 

richtssprache beziehen kann, u. z. aus dem einfachen Grunde, 
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weil diese Lehranstalten schon zu Beginn der neuen Herrschaft, 
in den Jahren 1919 und 1920, bei gleichzeitiger und ohne jede 

Entschädigung vollzogener Beschlagnahme sämtlicher Schul- 

gebäude und überhaupt des ganzen Schulvermögens verstaat- 

licht wurden. Was aber die vollständige Ausmerzung der un- 

garischen und deutschen Unterrichtssprache aus den neu zu 

errichtenden konfessionellen Schulen betrifft, so bildet dies eine 

ebensolche flagrante Verletzung des Artikels 8 des Minderheiten- 

vertrages, wie die durch Artikel 28 bestimmte restlose Aus- 

schaltung der minderheitlichen Unterrichtssprache aus sämtlichen 

Seminarien und Bildungsanstalten für Geistliche. Artikel 8 des 

Minderheitenvertrages bestimmt nämlich, „dass die ethnischen, 

religiösen oder sprachlichen Minderheiten angehörigen südsla- 

wischen (S. H. S.) Staatsbürger das Recht haben, auf ihre 

eigenen Kosten religiöse, soziale oder Wohltätigkeitsanstalten, 

Schulen und andere Erziehungsanstalten zu errichten, zu leiten 

und zu beaufsichtigen, mit dem Recht, in diesen Anstalten ihre 

eigene Sprache frei gebrauchen zu können“. 

Das Konkordat weicht hier also von der völkerrechtlichen 

Grundlage’ dieser im Minderheitenvertrag festgelegten Bestim- 

mung ab, die „durch keinerlei Gesetz, Verordnung oder behörd- 

liche Verfügung abgeändert werden kann“, und gibt dadurch 

die sprachlichen Rechte und die damit zusammenhängenden 

sonstigen Interessen der ungarischen und deutschen Minderheit 

im Schulunterricht und in der Erziehung und Ausbildung der 

Geistlichen auf, was u. a. die für beide Minderheiten verhängnis- 

volle Folge nach sich ziehen wird, dass die Slawisierung durch 

Schule und Kirche nunmehr mit noch grösserem Eifer und 

Erfolg betrieben werden wird. 
Diesem Ziele dienen übrigens auch die in der „Anlage“ 

zum Konkordat enthaltenen und auf die Erweiterung des Rechtes 

der altslawischen Messprache (Glagolica) bezüglichen Bestim- 

mungen, deren Anwendung vornehmlich dort grosse Zwistig- 

keiten und beständige Wirren hervorrufen wird, wo die Gläu- 

bigen der r. katholischen Kirche verschiedenen Nationalitäten 

angehören, ganz besonders aber dort, wo die relative oder 

absolute slawische Mehrheit der Kirchengemeinden ihren zahlen- 

mässigern Vorteil zur schonungslosen Majorisierung der unga- 

rischen und deutschen Minderheit missbrauchen wird. 

Das Konkordat — so wie es ist - bedeutet demnach für 
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die nationalen Minderheiten in Südslawien keinesfalls die Ver- 

heissung und die Gewähr einer ungestörten Fortentwicklung und 

der Besserung ihrer Lage. Es ist vielmehr, ganz im Gegenteil, 

ein wahres Danaidengeschenk, von dem insbesondere die un- 

garische Minderheit eine günstige Wendung ihres schweren 

Loses leider nicht erhoffen kann. 

  

  

Une critique roumaine sur le regime 
des terres dans la Dobroudja du Sud. 

Le „Dobroudjanski Glasse“, organe de la minorit& bulgare 

en Roumanie, paraissant ă Dobritch (Bazargic) €crit: 

„Le president de l'organisation du parti radical-paysan du 

departement de Caliacra, M. le Dr. Pacuraru, nous a remis la 

dâclaration suivante de la part de son chef, M. Gregoire Junian: 

„Faites savoir ă la population de votre departement, que 

pour moi, l’interdiction pour une partie des citoyens roumains 

d’acheter des terres, constitue non seulement une injustice &vi- 

dente, mais aussi une ill&galit&€ monstrueuse. 

„Apres les e&lections, je me rendrai dans le département 

de Caliacra et jiirai de village en village pour dire ă ces braves 

citoyens quelle injustice on a commis par l’adoption de la loi 

sur la pr&emption“. 

„M. le Dr. Pacuraru a ajoute ă ces dâclarations: 

„M. Junian ne voulait pas admettre que la modification 

de l’art. 18 de la loi sur la reforme agraire put &tre appliquee 

de la maniere que je lui ai expliquee. Mais lorsqu’il est venu & 

Silistra pour prendre part au proces des paysans bulgares, il a 

du se convaincre, ă sa grande surprise, que c'6tait exact“. 

Nous devons ajouter, que M. Gregoire Junian est un ju- 

riste roumain réputé, ancien ministre de justice. Ses paroles ont 

une grande valeur morale et il est a espérer gue la disposition 

sur la pr&emption, qui ne s’applique que dans la Dobroudja du 

Sud et exclusivement contre la minorit& bulgare, sera bientöt 

abrogee, 6tant &videmment contraire a toute notion du droit. 
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Daten zur Geschichte der Volks- 
minderheiten in der Stadt Temesvar. 

Von: Stefan Becsky. 

Die Bevölkerung der Stadt Temesvar bestand nach den 
Angaben der Volkszählung vom Jahre 1930, laut Dr. Sabin 
Manuila, dem Chef des staatlichen Statistischen Amtes aus fol- 
genden Elementen: Rumänen 24.225, Deutsche 27.782, Ungarn 
27562, Juden, Serben und Sonstige 11.876, die Gesamt- 
bevölkerung der Stadt beläuft sich also auf 91.445 Seelen. Im 
Prozentsatz ausgedrückt gestalten sich diese Daten: 26°5 °/, sind 
Rumänen, 30°4 ®/, Deutsche, 30:2%, Ungarn, 12'9°%/, Juden, 
Serben und sonstiger Nationalität. 

In Anbetracht dessen, dass neuere amtliche statistische 
Daten den Seelenzuwachs der einzelnen Nationalitäten bis Sep- 
tember 1933 nicht unterstützen, diese aber in der Prozentualvertei- 
lung keine erhebliche Verschiebung hervorrufen können, wodurch 
meine kleine Studie beeinflusst werden könnte, habe ich im 
Folgenden die Prozentwerte auf den September des Jahres 1933 
verlegt. 

Im September 1933 stand an der Spitze der Stadt noch 
der, dem Prinzip einer, der Bürgerschaft verhältnismässig ent- 
sprechenden Vertretung gewählte Stadtrat. Damals waren die 
Theorien des „numerus valachicus“, „numerus proportionalis“ 
und „numerus nullus“ noch gärende Begriffe und äusserten 
sich erst darin, dass einzelne, noch von Angehörigen der Volks- 
minderheiten eingenommene Positionen iunlichst Mehrheitsan- 
gehörigen übergeben wurden. Die damalige Stadtleitung ver- 
langte teils zur Klärung der Lage, teils behufs Regelung der 
Beziehungen der Angestellten zur Stadt, von den städtischen 
Betrieben und Sektionen die Daten bezüglich der Angestellten. 

Die erbetenen Angaben waren folgende: 

1. Vor- und Zuname. 2. Seit wann steht er im Dienste der 
Stadt. 3. Ist die Anstellung definitiv und wenn ja, seit wann. 
4. Welche Anstellung bekleidet er. 5. Wie hoch ist der Monats- 
gehalt. 6. Wie die Abzüge. 7. Nationalität. 8. Familienstand. 
9. Geniesst er Naturalwohnung. 10. Bemerkungen. 

Aus den eingelaufenen Angaben können wir höchst inte- 
ressante Folgerungen ziehen, die den nachstehenden Tabellen 
entsprechend auch erwähnt werden. 

Es sei betont, dass in den ausgewiesenen Daten nur die 
Angestellten und nicht die Beamten angeführt sind, mit denen 
die Studie sich gar nicht befasst. 

Auf Grund des verfügbaren Materials sind die Daten nach- 
folgender 21 Sektionen, respektive Betriebe verarbeitet. 
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TABELLE I. 

über jene Angesteliten, Facharbeiter und Arbeiter, die im September 

1933 im Dienste der Stadt Temesvar standen. 
  

Zahl der Angestellien 

der Nationalität nach der Anstellung 

  

z Benennung der Sektion 3 s ; nach = 

Ss resp. des Betriebes 2 are e, 5 = E 

a E a 00 e E ZE 4 
ad 8 3 u. a a 3 Q 

1. Gebiihrenbemessungsamt, 
Exekutionsdienst . . . . - 25 6 2 — — — 16. 17 33 

Z2EJAHÁHAUS u... 0.2". « — | — — Il — 1 
3. Landwirtschaftsamt . . . 13 — 3 — 21 — 21 
4. Städt. Bad und Strandbad . 3. — 1 — — 3 1 4 
5. Stádtische Bibliothek . 3 — — — — — 2 1 3 
6. Stádt. Leichenbestattung . . 9 9 2 — ii — 15 6 21 
7. Stădtisches Holzlager. . . 30 3 10 — — — 42 l 43 
8. Stădtisches Steinlager . . 53 21 28 1 3 — 104 2 106 
9. Städtische Gärtnerei . . 19 19 23 — 3 — 59 5 64 

10. Stădt. Milchzentr. (Molkerei) 26 5 2 - 1 — 34 — 34 
11. Stădtische Schlachibank . . 13 2 4 — 1 1 5. 16 21 
12. Stádtische Ziegelei . . . . 45 3. zs 2 — 7 Ti 
13. Stădtische Gasfabrik . . . 22 6 12 — — — 28... 12 40 
14. Stádt. Forstamt (in Tincova) i = 3 — 3 
15. Städt. Elektrizitätswerk . . 2 53 — - — 110 56 166 
16. Städtisches Theater. . . 5 — c — — — 59 07 5 
17. Stádt. elektr. Strassenbahn 145 72 63 — 4 7119: 215." 334 
18. Stádtisches Reinigungsamt 179 6.2 szk 2 72087 — "208 
19. Stădt. Feuersicherungsamt. 48 6 10 — — 2 30. .30 66 
20. Städt. Wasserleitungs- und 

Kanalisationsunternehmung 114 66 112 3 A... 268" 40-301 
21. Städtisches Weisenhaus. . 12 1 1 — — — 13 1 14 
  

Zusammen . . 893 267 368 4 12 15 1085 474 1559 

in Yo. .572 172 236 025 075 1 68 32 100 
Folglich kann festgestellt werden, dass schon zu jener Zeit, 

als die ethnische Abstammung noch nicht die offen verkündete 
Bedingung zur städtischen Anstellung war, unter den städtischen 
Angestellten mehr als die zweifache Anzahl der, dem rumäni- 
schen Bevölkerungs-Prozentsatz entsprechenden Verhältniszahl 
registriert sind. Kennzeichnend ist auch der Unterschied im 
Zahlenverhältnis des Ungarntums und Deutschtums. 

Um tiefdringende Folgerungen ziehen zu können, müssen 
wir auch beobachten, wann die Angestellten ihren Dienst an- 
traten, resp. welche Dauer ihre Anstellung bis September 1933 
bei der Stadt ausmachte. 

Zur klaren Übersicht der Tabellen gelten für die einzelnen 
Sektionen und Betriebe in römischen Zahlen dieselben Ziffern, 
wie in obiger Tabelle die Reihenzahlen angegeben sind. 
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Mithin waren zum Zeitpunkt der festgelegten Daten, in 
1933 Angestellte mit 30-jähriger, oder längerer Dienstzeit I Ru- 
mâne, 7 Deutsche, 1 Slovene und nur 4 Ungarn, was mit Hin- 
blick auf die gegenwärtig modische Theorie soviel bedeutet, 
dass dem Ungartum sein zahlenmässig derzeit gebührender Platz 
nicht zukam. 

Aus dem Zeitraum 1904— 1913, also in 1933 mit. 20 bis 
30 jähriger Dienstzeit verfügende städtische Angestellte waren 
14 Rumänen, 32 Deutsche, 36 Ungarn und 2 sonstiger Nationa- 
lität. Offensichtlich ist mithin die seitens der Rumänen ebenso 
wie seitens der Deutschen häufig wiederholte Klage unbegrün- 
det, die verkündet, sie würden unterdrückt und aus der Ver- 
waltung verdrängt. Dies beobachten wir bei Untersuchung des 
nationalen Gefüges der langjährigen Angestellten der Stadt Te- 
mesvar ebenso, wie anderwärts. 

Noch spannender ist die Überprüfung des Angestelltenre- 
gisters vom Zeitraum 1914-1918, die auch im Jahre 1933 noch 
im Dienst der Stadt standen. Unter diesen waren mit 15 —20- 
jähriger Dienstzeit 9 Rumänen, 14 Deutsche, 15 Ungarn und 2 
sonstiger Nationalität. Der Weltkrieg hatte Ungarn und Rumänien 
einander als feindliche Staaten gegenübergestellt und im glei- 
chen Zeitraum gelangten in städtischen Dienst um vielfach mehr 
Rumänen, als der Verhältniszahl der Bevölkerung entspräche. 

In den darauffolgenden Perioden hob sich die. Zahl der 
Angestellten rumänischer Nationalität sprungweise, sodass vor 
dem Regierungsantritt der liberalen Partei in 1933 die Zahl der 
Angestellten rumänischer Nationalität um mehr als das zweifache 
des völkischen Verhältnisprozentes höher war. Von den noch 
vorhandenen Minderheitsangestellten wurden danach die provi- 
sorischen entlassen, später unter dem Vorwand nicht bestande- 
ner Sprachenprüfung entliess man auch jene, deren Anstellung 
definitiv war. 

Im heutigen Gefüge der städtischen Angestellten finden 
wir nur mehr sporadisch ungarische Nationsangehörige, wäh- 
rend die Deutschen dadurch, dass sie sich in der städtischen 
Interimarkommission bei der Stadtleitung beteiligen, zur Beloh- 
nung den Grossteil ihrer eingenommenen Anstellungen beibe- 
halten konnten. 

Heute, da sogar bei den Privatunternehmungen die Ver- 
drängung der Minderheitsangehörigen mit allen verfügbaren 
Mitteln beginnt, in einer Stadt, wie Temesvar, deren Bewohner 
zu 735%, Minderheitsangehörige und 26°5°/, Rumänen sind, 
scheint es fast Anachronismus, sich mit der Lage der städti- 
schen Angesteliten vor vier Jahren zu befassen. Steht doch vie- 
len tausend Minderheitsfamilien bei den Privatunternehmungen 
der baldige Verlust ihres täglichen Brotes bevor! 
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Les inter&ts nationaux dans la zone 

des frontieres. 

Dans un Editorial, le journal „Universul“ &Ecrit: 

„A la suite des recommandations du Grand Etat-Major de 
l’armee, une disposition avait &t& prise de transferer de la zone 
de la frontiere dans l’interieur du pays, les fonctionnaires mi- 
noritaires de toute origine ethnique et de les remplacer par des 
fonctionnaires d’origine roumaine”. 

Cette mesure est approuv&e par le journal, mais elle ne 
lui parait pas suffisante. D’autres mesures encore plus rigoureu- 
ses Seraient nécessaires : 

„Pareillement a la roumanisation de l’appareil de l’Etat 
— £crit l’„Universul” — nous devons organiser d’une maniere 
solide la colonisation par des éléments roumains des zones de 
frontieres oü, les d&cades dernieres, se sont introduit les éléments 
etrangers, hongrois, juifs, ruthenes et bulgares. 

„L’infiltration tardive de ces &el&ments et leurs tendances 
de penetration et de dümination &conomique a cre& dans la 
zone des frontieres une situation anormale du point de vue 
ethnique et &conomique. 

„C’est pourquoi le retablissement de l’equilibre ethnique 
et Economique s’impose, ‚par la colonisation des Roumains dans 
des conditions qui puissent leur assurer la stabilité et le deve- 
loppement“. 

L’argument invoqu& d’une infiltration râcente, dans les 
dernieres decades de la domination roumaine, des éléments 
etrangers et minoritaires dans les zones roumaines des fron- 
tisres prâte ă discussion. Depuis la guerre, en effet, les Bulgares 
de la Dobroudia, contrairement ă l’assertion de 1,Universul”, 
&migrent en masse. 

  
  

Les dernieres €lections 
et le probleme minoritaire. 

Le correspondant particulier de „La Parole Bulgare“ a 

Ecrit pour son quotidien paraissant ă Sofia, l’article suivant. 

Une des impre&cations qu’on trouve r&peide avec insistence 

dans la presse du gouvernement ä l’adresse du parti national- 

paysan, c’est d’avoir profit& lors des 6lections recentes, des 

voix de certains 6l6ments situ6s en dehors du parti, et d’avoir 

de la sorte er&& une situation artificielle. Englouti par le travail 
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x 

immense et fatigant qu’il a ä effectuer pour le redressement de 

l’Etat dans tous les domaines, le parti au pouvoir aurait neglige 

l’activil& Electorale. 
Les nationaux-paysans auraient tout fait pour obtenir les 

voix les plus douteuses. Les résultats dont ils se vantent ne 

seraient que l’expression de la „coalition comunisto-socialisto- 

minoritaire”, ou du „cartel des nationaux-paysans avec les mi- 

norites et les el&ments de l’anarchie”. 

De toutes les voix obtenues, par les nationaux-paysans et 

qui s’elevent ä 30°, des voix exprimées, on devrait deduire 

celles des socialistes, du „front populaire ou plutöt communiste”, 

des juifs, des autres minoritaires, des „el&ments de l’anarchie” ; 

il ne resterait pour le parti paysan proprement dit que moins 

de 20 °/, des voix exprimees. D’ou l’on veut tirer la conclusion 

que les nationaux-paysans ne sont pas le parti le plus fort et la 

pretention de gouverner le pays qu’ils formulent, n'est donc pas 

fondee. 
Il y a certainement un peu de verite dans l’affirmation, 

qu’un certain nombre des voix, données aux listes paysannes, 

appartiennent aux &el&ments des categories ci-dessus. 

En ce qui concerne les minorites, le parti national-paysan 

ne les attire pas pour la premiere fois. Au debut du mois de 

juillet dernier, dans un discours prononce en Transylvanie, M. 

Andrei Popovici, ancien ministre et ami intime de M. Maniu, 

avait touch& au probleme minoritaire d’une maniere qui Etait de 

nature ä susciter les esp6erances les plus justifices des minorites 

pour l’avenir. „Les minoritaires sont des citoyens roumains et 

de cette situation de&coule la cons&equence naturelle qu’ils sont 

égaux devant la loi, sans distinction d'origine ethnique. Si les 

décisions d"Alba Julia ne peuvent étre immédiatement réalisées, 

elles doivent cependant devenir une réalité. Relativement au 

probleme des minorites, le parti national-paysan reste sans 

broncher sur la position des dcisions de 1918 (d'Alba Julia)”. 
Commentant favorablement ces dâclarations, qui promettaient la 

reprise d'une atitude un peu delaissee, le „Lupta” les trouvait 

entierement justifi6es: „plus de 5 millions de minoritaires habi- 

tent le pays. C'est une râalit qu'on ne peut pas ignorer. Ces 

minoritaires vivent et se developpent dans les cadres l6gaux de 

’Etat roumain et entendent rester des citoyens fideles au pays. 

Les nationalistes voudraient les supprimer. Les d&mocrates pour- 
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suivent le relevement du niveau moral et materiel de la collec- 

tivit@ roumaine au niveau de la vie des minorites ethniques”. 

Si dans certains départements des accords ont pu étre 

réalisés entre le parti national-paysan et certains représentants 

des minorités, un autre fait est venu rappeler a ceux-ci gue la 

situation est sensiblement plus compliquee. L’accusation du parti 

liberal, r&petee &galement par les partis de droite, M. Vajda- 

Voevode y compris, que les nationaux-paysans ont été élus avec 

les voix des minoritaires, a trouv& un d&menti lors des Elections 

municipales de Brasov, l’ancien Kronstadt. 

Tous les partis politiques roumains partcipant aux 6lections 

— les nationaux-liberaux, les nationaux-paysans, les nationaux- 

chrâtiens, le „Front roumain et la dissidence national-liberale 

de M. Georges Bratiano, pour la premiăre fois, se sont coalises 

et ont oppos une seule liste aux quatre listes des allemands et 

des hongrois, qui jusqu’ä present ont toujours eu la majorite 

dans le Conseil municipal de Braşov, ville allemande et en 

parti hongroise. La campagne avait 6t6 tres vive, toutes les 

autorites lui accordaient leur concours, y comprise les militaires. 

Les allemands et les hongrois se sont presentes avec qualre 

listes, inconciliablement hostiles l’une & l’autre. Le resultat a 

&t& un desastre pour eux et un vrai triomphe pour la liste rou- 

maine commune. Pour la premitre fois depuis la guerre, le 

Conseil municipal de Braşov sera compos€ par des Roumains, 

â Vexlusion des allemands qui y ont jusqu’a present toujours 

eu la majorit€ ou lunanimite. 

Les consequences de ce râsultat seront incalculables pour 

les relations entre les minorits et la majorite. Le cas de Bra- 

şov ne sera qu’un commencement, la constitution d’,un front 

national roumain‘ permanent contre „les tendances conquerantes 

des minorit6s”. Le president du Senat, M. Al. Lapedatu, qui 

est Pinitiateur de la constitution de cette entente, ou de ce qu’il 

a nomme „le miracle de Brasov“, affirme que „tous les milieux 

roumains de partout ont &t& vivement impressionnes par le 

succes remporte”. „Toute la presse, sans distinction de couleur 

politique, a tenu ă relever et ă commenter Pacte politique de 

Braşov, en Lindiquant comme un exemple ă suivre pour toutes 

les autres villes se trouvant dans une situation analogue”. 

La presse hostile au nationalisme ă outrance, pour des 

raisons spâciales cette fois, a donne elle-meme son approbation 
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ă la coalition antiminoritaire de Braşov: C’est parce que les 
Allemands en Roumanie, depuis un certain temps, subissant 

l’influence de leur patrie d'origine, ont de fortes sympathies 

national-socialistes et collaborent parfois avec le parti national- 

chrâtien roumain. Or, l’,Adev£rul“, le „Dimineatza“ et le „Lupta“ 

ne cachent pas leur aversion contre ces courants politiques. 

M. Lapedatu, ă cause de sa quali€ officielle, a parl& avec 

une grande prudence. „Je ne suis pas et je ne serais pas 

P'homme a contester les droits des minoritaires a étre consi- 

der6s comme des citoyens de l’Etat roumain, dans l’administra- 

tion locale. Je suis convaincu qu’il y a parmi eux des éléments 

tr&s bons et capables d’eifectuer cette täche. Notre ideal aurait 

été et est encore, la constitution pour les €lections dâpartemen- 

tales de listes des citoyens, représentant toutes les classes so- 

ciales, les catégories professionelles et les croyances politigues 

de notre vie publique. Si cette idee n'a pas 6t6 r6alisâe, la 

responsabilité en incombe aux minorites, qui ont toujours for- 

mul& des pretentions exageres et des tendances visiblement 

contraires ă nos interâts nationaux”. Mais dejä le manifeste 

lance ă la veille des 6lections parlait d'une action qui se pro- 

pose „de conqu£rir et de dominer les villes“. C’est ce qui sera 
fait en realite. 

Dans une interview accord& le lendemain de la „victoire“, 

M. Vajda parlait du triomphe de la doctrine „valachiste”, qui 

s’impose ä tous les partis, petites rivieres qui doivent se.dever- 

ser dans le grand fleuve nationaliste de son „Front roumain“. 

Le cas de Brasov a cependant suscit€E des inquietudes 
tres vives dans tous les milieux minoritaires. Le front commun 
de tous les partis politiques roumains constitue, pour la presse 
minoritaire, l’indication de nouvelles mesures concertees qui 
vont aggraver davantage une situation dejä assez difficile. Quelle 
sera [attitude future devant cette menace, qui est une r&alite 
ind6niable ?  Va-t-on rsagir par la constitution d'un bloc de 
toutes les minorites, comme on en avait projet la formation 
autrefois, toujours ă la îin d'un gouvernement liberal antimino- 
ritaire prononce ? Portera-t-on le probleme minoritaire, surtout 
sous son aspect Economique, le plus grave et menacant devant 
des forums 6trangers, ă Geneve ou ailleurs ? On discute encore, 
on cherche une issue, mais ce qui est certain, c'est que les 
relations entre la population majoritaire et les minorites se sont 
subitement tendues. I, 
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BÜCHER UND ZEITSCHRIFTEN. 

Die tschechoslowakischen Denkschriften für die 

Friedenskonferenz von Paris 1919 — 1920. 

Von: Dr. jur., Dr. rer. pol. Hermann Rasckhofer. 

In der Ausgabe des «Institut für ausländisches öffent- 

liches Recht und Völkerrecht in Berlin» erschien eine äusserst 

spannende Datensammlung, bearbeitet von Dr. Hermann Rasch- 

hofer, betitelt «Die tschechoslowakischen Denkschriften für die 
Friedenskonferenz von Paris 1919 — 1920.» 

In diesem Werk finden wir in französischem Originaltext 

und in deutscher Übersetzung jene elf Denkschriften, welche 

die tschechoslowakische Delegation der Friedenskonferenz vor- 

legte und deren grösster Teil Eduard Benes, der gegenwärtige 

Präsident der Republik verfasst hatte. Diese Denkschriften klär- 

ten die massgebenden Persönlichkeiten der Friedenskonferenz 

über folgende Punkte auf: 

Memorandum No. I. Die Tschechoslowaken. Ihre Geschichte 

und ihre Zivilisation. Ihr Kampf und ihre Arbeit. Ihre Bedeu- 

tung in der Welt. No. Il. Die territorialen Forderungen der tsche- 

choslowakischen Republik. No. III. Das Problem der Deutschen 

in Böhmen. No. IV. Das Problem des Teschener Schlesien. 

No. IVa. Memorandum über die Lage in Schlesien. No. V. Die 

Slowakei. Das in der Slowakei beanspruchte Gebiet. No. VI. 

Das Problem der Ruthenen Ungarns. No. VII. Die Lausitzer 

Wenden. No. VIII. Das tschechische Oberschlesien (Gegend von 
Ratibor). No. IX. Das Problem des Glatzer Gebietes. No. X. 
Problem der Berichtigung der tschechoslowakischen und deutsch- 

österreichischen Grenzen. No. XI. Die tschechoslowakische Re- 

publik und ihr Recht auf Ersatz der Kriegsschäden. 
Von diesen Denkschriften erschien bisher bloss die No. III. 

in deutscher Sprache, sodass Diejenigen, die die französische 

Sprache nicht kundig sind, die nun erschienene deutsche Über- 

setzung mit grossem Interesse begrüssen werden, zumal jetzt 

von der politischen Daseinsberechtigung der tschechoslowaki- 

schen Republik und deren moralischer Basis so viel gespro- 
chen wird. 
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Dr. Hermann Raschhofer trachtet im Vorwort seines Wer- 

kes die Denkschriften zu kennzeichnen. Wir meinen jedoch, 

unser Leserkreis kann sich viel besser über die Zielsetzung und 

den Karakter der Denkschriften orientieren, wenn wir aus einer 
derselben wörtliche Zitate anführen. Am meisten mag unsere 

Leser interressieren, mit welcher Begründung die Schöpfer des 

tschechoslowakischen Staates auch solche Gebiete beanspruch- 

ten, deren Bewohner Ungarn waren. Diese Begründung finden 

wir nachfolgend im Punkt c) der Denkschrift II.: 

c) Politische Bedeutung der für die Slowakei geforderten 

Grenzen. 

Aus dem vorgehenden Expos& geht hervor, dass die tsche- 

choslowakische Republik gewisse zum Teil magyarische Gebiete 

der Slowakei in Anspruch nimmt. 

Wir gründen diese Forderungen auf folgende Überlegungen : 

1. Ein grosser Teil dieser magyarischen Bevölkerung ist 

überall in der Slowakei verstreut infolge des masslosen Magya- 

risierungssystems der magyarischen Regierung. Dieses System 

bestand in der bewussten Kolonisierung vorzüglich der städti- 

schen Zentren, um in der Folge durch diese Zentren die ganze 

Gegend zu beherrschen. Heute sind diese Mittelpunkte der Ma- 

gyarisierung unglücklicherweise bestimmt, in das slowakische 

Gebiet einbezogen zu werden. 

2. Die Annexion dieser Gebiete wird in einem sehr gros- 

sen Masse durch die Tatsache aufgehoben, dass eine fast gleich 
grosse Zahl von Slowaken, die entweder in Streusiedlung oder 

selbst in Masse in gewissen magyarischen Städten und vor allem 

rund um Budapest wohnen, notwendigerweise den Magyaren 

überlassen werden müssen. 

3. Das von den Tschechoslowaken beanspruchte Gebiet 

bildet eine geographische Einheit. Dieses Gebiet ist im Norden 

begrenzt durch die hohen Berge der Tatra und der Karpathen, 

im Westen durch die March, im Süden durch die Donau von 

Pressburg bis Waitzen, wo sich der Fluss nach dem Süden 

wendet. 

Die Donaugrenze ist für die tschechoslowakische Republik 

eine lebenswichtige Frage. Sie kann nicht Gegenstand irgend- 

welcher Konzessionen sein und man kann nicht einmal darüber 

mit den Magyaren diskutieren. Vor allem nimmt die Stadt Press- 
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burg selbst eine besondere Stellung ein. Die Mehrheit der Be- 

völkerung ist, obwohl sich die Stadt auf ungarischem Gebiet 

befindet, unzweifelhaft deutsch. Die Slowaken sind dort im Ver- 

hältnis zu den Magvaren und Deutschen in der Minderheit. Aber 

der ganze Stadtrand und das umgebende Land sind slowakisch. 

Die Stadt war jahrhundertelang eine slowakische Stad. Sie 

wurde stets als die Hauptstadt der Slowakei betrachtet. Sie 

wurde einst entnationalisiert und ist heute in derselben Lage 

wie die Städte Prag oder Pilsen, die vor wenigen Jahrzehnten 

deutsch waren und heute die beiden grössten tschechischen 

Städte sind. Ihre ethnische und politische Lage war in der Tat 

künstlich und durch Gewalt aufrechterhalten worden. Pressburg 
befindet sich in derselben Lage. 

4. Die allgemeine Frage der Donaugrenze stellt sich fol- 
gendermassen dar: 

Es ist die einzig mögliche, natürliche Grenze zwischen 

Ungarn und der Slowakei in diesen beiden Gebieten. Jede an- 

dere Grenze würde zwangsläufig wegen ihrer Ungenauigkeit 

eine ständige Quelle von Streitigkeiten, Begehrlichkeiten und 

Provokationen von der einen oder der anderen Seite sein. 

Aber, und das ist wesentlich, mit dieser Grenze wird die 

tschechoslowakische Republik ein wirklicher Donaustaat. Das 

hat unschätzbare politische und wirtschaftliche Folgen. Es ver- 

setzt diesen Staat in eine besondere Lage gegenüber Gross- 

rumänien, gegenüber Jugoslawien, ohne von Ungarn und 

Deutsch-Österreich zu sprechen. Ohne die Donaugrenze ist der 

tschechoslowakische Staat einer Grundlage beraubt, die für 

seine zukünftige Stellung in Mitteleuropa unentbehrlich ist, der 

Kraft, deren er bedarf, um sich (bei allem Respekt vor den 

Prinzipien der Gerechtigkeit und des Rechts) politisch und wirt- 

schaftlich gegenüber den Deutschen und den Magyaren und 

selbst gegenüber seinen anderen Nachbarn zu behaupten. Die 

Donau ist für den tschechoslowakischen Staat eine der Säulen, 

die sein ganzes politisches und wirtschaftliches Gebäude tragen. 

Ein Zugang zur Donau an diesem oder jenem Punkt kann 

ihm nicht genügen. Der tschechoslowakische Staat muss wirk- 

lich ein Donaustaat sein. Das wird seine Lebenskraft sein, das 

wird ihın seine wahre Bedeutung gegen Osten geben, wie die 

gebirgigen Grenzen Böhmens ihm seine wirkliche Physiogno- 

mie im Westen gegenüber Deutschland verleihen. 
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5. Man könnte mehr oder weniger dasselbe für die Grenze 

sagen, die von den Bergen Matra, Bükk und Hegyalja gebildet 

wird 1). Die südöstliche Grenze der :Slowakei wäre anderwärts 

schwierig zu ziehen, weil man keine natürliche Grenze finden 
würde. In diesen Gebieten der südöstlichen Slowakei wohnen 

die Magyaren in geschlossenen Massen ; dort würde die Ein- 

verleibung dieser Gebiete in den tschechoslowakischen Staat 

dem Nationalitätenprinzip entgegengesetzt erscheinen. 

Wir anerkennen dies und überlassen es denen, die an der 

Entscheidung dieser Frage interressiert sind, zu urteilen, unter 

Berücksichtigung der Lebensnotwendigkeiten, die für eine Na- 

tion wie die Slowaken hier bestehen. Jahrhundertelang sind 
diese slowakischen Gebiete brutalen Gewalttätigkeiten ausge- 

liefert gewesen. Schliesslich ist es den Magyaren gelungen, im 

grossen Masstab das slowakische Element daraus zu vertreiben. 

Wenn wir dieses Gebiet zurückverlangen, so ist das eine Wie- 

dergutmachung, die uns seit langem geschuldet wird’). 

6. Wir haben an anderer Stelle, gelegentlich der Frage 

der Deutschen in Böhmen auseinandergesetzt, dass das Regime, 

das wir auf die nationalen Minderheiten in der tschechoslowa- 

kischen Republik anwenden würden, ein Regime allergrösster 

Freiheit sein wird ; alle Rechte, die die freie Entwicklung jeder 

Nationalität gewährleisten, würden ebenso den Magyaren wie 

den Deutschen gewährt. Im übrigen wird der wesentliche Cha- 

rakter des tschechoslowakischen Staates der einer wahren In- 

karnation der modernen Demokratie sein. 
Man muss im übrigen hinzufügen, dass eine sehr grosse 

Zahl, vielleicht eine sehr grosse Mehrheit der Magyaren, das 

slowakische Gebiet am Tage der endgültigen Bestätigung der 

tschechoslowakischen Herrschaft in der Slowakei durch die 

Friedenskonferenz verlassen wird. 

1) (Gemäss handschriftlicher Änderung : „die bei den Bergen Matra, 

Bükk und Hegyalia verläuft.) 

2) Siehe ein besonderes Memorandum, das der Frage der Slowakei 

und der Grenzziehung gewidmet ist (Mem. Nr. 5). 
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Problema proportionalitätii etnice 

în barourile României. 

e: Dr. Emeric Miko si Dr. Oliver Szilágyi. 

Cel mai sfânt drept al societăţii este dreptul la muncă. 

Restrângerea, deformarea, modificarea nefirească şi egoistă - de 

orice natură a acestui drept poate atrage si atrage consecinţe 

nebănuite, deoarece este vorba despre mai mult, decât de o 

restrângere a proprietăţii private, care se manifestă prin institu- 

ţia expropierii fără contravaloare. Desconsiderând faptul că drep- 

tul la muncă înseamnă pentru milioanele de oameni singura 

posibilitate de traiu, acesta este o condiţie esenţială, prealabilă 

a libertăţii umane si însăşi a posibilității de-a putea deveni om 

şi însăși a vieții demne de om. Este o plagă îatală a unei so- 

cietăți, dacă admite, ca acest drept sfânt să devină prada fără 

apărare a criteriilor contra naturii, a impedimentelor artificiale 

şi a interesului particular învelit în togile patriotice, deoarece 

prin aceasta deschide drumul vârtejelor, ale căror putere de 

răsturnare vertiginoasă este imensă şi incalculabilă. 

Aceasta o ştie și Secţia Minoritară a Partidului, când între 

altele a pus-o pe ordinea de zi, tratând o problemă în cadrul 

căreia vrea să-și dea socoteala despre atacurile, cari s'au in- 

dreptat şi se indreaptă în contra dreptului la muncă al celei 

mai elite profesiuni libere, al avocaturii. Este deobște cunoscut, 

că așa zisele elemente patriotice şi naționaliste din țară au. 

pornit o luptă continuă, care durează mai mult de doi ani și jumă- 

“tate, în contra avocaţilor proveniţi din maghiarime şi in ge- 

neral din alte minorități. 
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Ne gäsim deci de o zi pe alta in fata excluderii proectate a 

minoritätii maghiare dintr’o carierä liberä, care a däruit clasei 

de mijloc a nationalitätilor de dinainte de räzboiu, cele mai va- 

loroase, cele mai independente elemente, ca sä nu invocäm un 

alt exemplu, decât pe al dlui Iuliu Maniu, totdeodatä o stim prea 

bine că această tendinţă de excludere si de privatiune de drep- 

turi nu se opreste la cadrele barourilor, cari in cazul de fatä 
şi au asumat numai rolul de dubioasa glorie de a porni cu bu- 
nul exemplu înainte. 

Aceasta o arată moţiunea Congresului Asociaţiilor profe- 

siunilor libere din ţară, ţinută la Bucureşti, la 16 Mai 1937 cu o 

săptămână după Congresul Uniunii Avocaţiior, care adoptă in- 

tru toate moţiunea adusă cu o săptămână înainte de Congresul 

Avocaţilor, concepută în spiritul exclusivismului de rasă. Pune- 

rea în practică a acestor moțiuni, ar insemna că numai ro- 
mânul de origine etnică ar putea să devină liberprofesionist. 

Deci ne găsim în fața acelei simptome generale si intristätoare 

că asociaţiile de interes profesional nu numai că s'au abătut de 

drumul iniţial al intereselor profesionale contrar cu normele lor 

de organizare, ci s'au abătut şi de dispoziţiile categorice ale 

Constituţiei din 1923 și în urma exemplelor din străinătate, dar 

pe acestea întrecându-le în multe, solicită luarea unor astfel de 

măsuri, iar ici-colo se apucă de unele incercări chiar și pe te- 

renul vieţii practice, ale căror consecințe economice, sociale și 

de politica externă şi minoritară nu pot fi prevăzute deocamdată. 

Chestiunea proporţționalităţii etnice din România este deja 

o probiemă europeană. De aceasta s'a ocupat deja Camera Co- 
munelor din Anglia, precum şi presa din Germania, chiar şi 

Societatea Naţiunilor, se cuvine, ca şi noi, interesaţii în primul 

rând, a căror pâinea şi existența este periclitată prin introdu- 

cerea respective prin octroiul proporţionalității etnice sau, ceeace 

corespunde mai bine adevărului, al numărului etnic totalitar, să 

ne ocupăm de aceasta în mod demn de importanța cauzei. 

I. 

Istoricul problemei páná la Congresul din Bucuresti tinut 

la 9 Mai a. c. este cuprins in Nr. 2—3 din luna Februarie — 

Martie a. c. al Buletinului Uniunii, organul oficial al Uniunii 

Avocatilor. 
Din aceastä revistä afläm cä situatia elementului romänesc 

in barouri a figurat deja in ordinea de zi a Congresului din 
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1935 la Târgu-Mureș. Spre a reţine un adevăr istoric, consta- 

tám, că în ordinea de zi a congresului din Târgu-Mureș, ches- 

tiunea aceasta a fost pusă în ultimul moment prin surpriză. Ne 

amintim foarte bine că dl. Perieţeanu, preşedintele Uniunii n'a 

admis nici o discuţie contradictorie la expunerea dlui P. Pogo- 

natu, decanul baroului din lași, pe motivul că chestiunea n'a fi- 

gurat în ordinea de zi a congresului dela început. Contrar cu 

aceasta, s'a anunţat din scaunul preșidenţial moţiunea, contorm 

căreia Uniunea Avocaţilor spre a pregăti această chestiune va 

cere avizul barourilor. 

După aceasta, Uniunea prin circulara No. 829 din 1936 s'a 

adresat barourilor cu următoarele întrebări: 

1. Proporţionalitatea elementului etnic national in baroul 

respectiv față cu celelalte elemente, adică care este numărul 

avocaţilor români creștini şi al celor de alte naţionalităţi sau 

credinţe. 

2. Care sunt după acel barou mijloacele eficace, pentruca 

pe căi legiuite, să se ajungă la stabilirea unei proporționalităţi 

raționale, care să asigure preponderența elementului etnic na- 

tional in barouri. 

Barourile au fost rugate, ca sä primeascä eventualele obiec- 

tiuni ale colegilor minoritari, ca Uniunea Avocaţilor să aibă 

un tablou complect şi clar despre întreaga problemă si ca să 

fie în măsură să întăţişeze un expozeu cât mai obiectiv toruri- 

lor competente. 

Până în ziua congresului, fixată în 1936, numai opt ba- 

rouri au dat răspuns, astfel că Uniunea a îost nevoită să amâne 

ținerea Congresului și a emis o circulară nouă de urgitare sub 

No. 1890 din 21 Septemvrie 1936. În urma acesteia, a obținut 

răspunsul în total al 34 barouri, aşa că termenul Congresului 

a putut fi fixat. Totdeodată s'a trimis barourilor cu convocarea 

discursul rostit de dl. Istrate Micescu, decanul baroului Ilfov, în 

şedinţa din 13 Decemvrie 1936 a Consiliului General al Uniu- 

nii şi care reoglindeşte foarte interesant punctul de vedere ac- 

ceptat de conducerea Uniunii în preziua Congresului și care 

totdeodată este un fenomen trist, că cum au devenit adepții pro- 

porţionalităţii etnice sub influenţa elementelor, cari concurează 

şi se supralicitează în adoraţia lor de rasă în decursul câtorva 

luni, adepții înfocaţi ai exclusivismului etnic. 

În această cuvântare, trimisă barourilor DI. Micescu accen- 
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tuază că proporționalitatea etnică nu poate fi principiu, deoarece 
Uniunea trebuie să fie preocupată de proporția elementului ro- 
mânesc, iar nu de pretențiile elementelor străine bazate pe nu- 
mărul lor proporțional, «când vorbesc de drepturi în România, 
conştiinţa nea refuză de a concepe alte drepturi decât ale Ro- 
mânilor.» A vorbi în altfel insemană, ca să mă exprim în ter- 
men de profesie, a confunda interesele clientului cu ale adver- 
sarului, a uita pentru cine pledăm, a nu ști de ce parte a barei 
trebuie să stăm. „Prin urmare în căutarea unui principiu, unei 
temelii pentru edificiul etnic al baroului român, să proclamăm 
principial drepturile elementului românesc în aceste barouri, fără 
a ne ocupa de soartea elementelor străine.” 

„Faptul că actualmente sunt şi elemente străine de neamul 
nostru în barourile noastre, reprezintă o perioadă tranzitorie a 
cărei durată trebuie scurtată nu eternizată. A discuta proporţia 
ca și cum ar îi vorba de un principiu, înseamnă de a renunța 
la discuţie, de vreme ce aducem în principiu că străinii în ţară 
pot să aibă drepturi în anumite proporții.“ 

„Ori atunci chestia devine extrem de gravă. Cum, ori cine 
se naște pe pământul României, din orice neam de oameni s'ar 
trage, are drepturi ? 

Ar însemna că dreptul să se reducă la o operaţiune de 
constatare a ceeace este, în loc să rămână ceeace e însăşi ra- 
țiunea lui de a fi, o adevărată operațiune de transformare „ceeace 
este în ceeace trebuie să fie“. 

„Urmăriţi cu tot curajul și cu toată dârjenia ceeace trebuie 
să fie: Barourile curat româneşti.“ 

Insuilețite de cuvântarea dlui Micescu au mai răspuns cir- 
cularei 20 de barouri, așa că până în ziua şedinţei Consiliului 
General din 21 Februarie au înaintat 54 barouri răspunsurile 
lor Uniunii şi dat fiind că în ţară sunt în total 66 barouri, nu- 
mai 12 barouri n'au dat nici un răspuns. 

În şedinţa din 21 Februarie, dl. președinte Perieteanu, re- 
zumänd rezultatele obtinute, constatä cä din cele 54 barouri 35 
s'au pronunțat în mod categoric pentru românizare şi anume 
următoarele barouri: 

Arad, Argeș, Bacău, Baia, Botoșani, Brașov, Buzău, Ca- 
liacra, Constanța, Covurlui, Dolj, Dorohoi, Durostor, Făgăraș, 
Fălciu, Hotin, Hunedoara, Ialomița, Iași, lifov, Lăpușna, Lugoj, 
Muscel, Oradea, Prahova, Putna, Romanați, Sălaj, Sighișoara, 
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Tecuci, Teleorman, Timisoara, Tutova, Vaslui si Vlasca. 14 ba- 

rouri n’au dat räspuns categoric: Alba, Bucovina, Caras, Cluj, 

Maramures, Mures, Satu-Mare, Sibiu, Somes, Rädäufi, Roman, 

Tighina, Turda şi Vâlcea. Au protestat în mod categoric 5 ba- 

rouri: Bălți, Cetatea Albă, Ciuc, Olt, Odorheiu. 

La această clasificare avem următoarele de adăogat: Bo- 

toşani este inșirat între acelea, cari au fost pe lângă români- 

zare. Este adevărat că s'a înaintat un memoriu cu 46 iscălituri, 

care propune oprirea înscrierii minorităților în barou, dar tot- 

deodată un avocat român şi-a înaintat opinia separată, iar 25 

avocaţi evrei sunt în contra românizării, deci acest barou apar- 

ține între acelea, cari n'au dat un răspuns hotărât pentru ro- 

mânizare. Dacă baroul Mureș, unde la fel figurează două me- 

morii, îl înşirăm în categoria acelora, cari n'au dat un răspuns 

categoric şi aci susținătorii memoriului minoritarilor au fost în 

majoritate, atunci trebue să înşirăm şi Botoşani în această ca- 

tegorie. 

Față de aceasta baroul Caraș este înşirat in categoria ace- 

lora, cari nu s'a pronunțat categoric pentru românizare, ori 

acest barou cere pentru trecut „numerus proportionalis” şi „nu- 

merus nullus” pentru viitor, ceeace este un răspuns destul de 

categoric pentru românizare. Luând în considerare aceste două 

barouri, raportul de 35: 14 rămâne același. Ulterior, conform 

Nr.-ului 4-5 din Aprilie, Mai al Buletinului Uniunii a mai so- 

sit răspunsul a cinci barouri. Barourile Brăila si R.-Särat se 

pronunță pentru numerus nullus adecă pentru românizarea com- 

plectă, până ce barourile Cahul și Gorj nu dau un răspuns ca- 

tegoric, iar baroul Soroca a protestat în contra românizării. 

Dacă mai adăogăm la acesta proporție că șapte barouri 

mau răspuns, foarte verosimil din motivul că n'au putut cădea 

de acord, deci românizarea a avut adversari, față de 37 barouri, 

cari solicită românizarea stau 29 contra, cari n'au dat răspuns, 

sau au dat un răspuns evaziv sau chiar au protestat în contra 

românizării. : 
Dl. preşedinte Perieţeanu însă a expus la Congresul Avo- 

caţilor punctul de vedere al barourilor altcum, ca la ședința din 

21 Februarie al Consiliului General. Aci a relevat barourile 

Cluj, Rădăuţi, Roman şi Turda, ca unele cari solicită români- 

zarea, despre cari în Februarie a vorbit că n'au dat un răspuns 

categoric. De aceia a protestat dl. Dobrescu, fostul vicepreşe- 
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dinte al Uniunii, la Congresul Avocaţilor democrați în contra 

faptului că moțiunile barourilor se interpretează contrar intele- 
sului lor original. 

În primul rând, să examinăm problema în raport cu toată 

țara. Cum glăsuesc moțiunile acelor șase barouri, cari au fost 
în contra românizării ? 

Baroul Bălți în cele opt propuneri ale sale propune, ca 

„pentru fiecare județ în parte să se fixeze un număr fix de ad- 

vocați în raport cu numărul populaţiei fără distincție de religie 

sau originea etnică.“ „Românizarea barourilor pe baza princi- 

piului ,originei etnice“ este lipsită de baza legală.” 

Conform baroului din Cetatea Albă: „În cadrul constitu- 
ției nu se poate discuta sub nici o formă și sub nici un motiv 
românizarea barourilor.” 

Baroul din Miercurea-Ciuc a dat următorul răspuns : „Prob- 

lema preponderenței elementului etnic pur românesc în barouri 

este în contrazicere cu Constituţia țării şi cu legea pentru Or- 

ganizarea Corpului de avocaţi. Problema pusă la ordinea zilei 

fiind în realitate inexistentă nu numai în baroul Miercurea- 

Ciuc, dar în toate barourile, respingem ideia de a delibera asupra 

chestiunii elementului etnic în barouri.“ 

Baroul Odorhei: Respinge ideia ca in barouri organele 

autonome ale avocaturii. să se întroducă politica artificială a uni- 

formizării etnice. Cu atât mai mult respinge proectul concret 

privitor la realizarea acestei idei, protestând în mod solemn și 

energic împotriva oricărei încercări prezente sau viitoare, con- 

trare constituţiei, normelor egalității de drept ale independenței 

avocaților și atribuțiunilor autonome ale barourilor.“ 

Baroul Olt declară: „Faţă cu dispoziţiunile cuprinse în le- 

gea pentru organizarea corpului de avocați, constituția ţărei şi 

tratatele de pace încheiate între România și principalele puteri 

aliate şi acosiate, nu se poate soluţiona problema asigurării 

preponderențţii elementului etnic pur national.” 

Baroul Soroca : „Consideră că, criza din barouri nu se da- 

torește elementului minoritar, ci crizei economice. Înfiinţarea 

unei proporționalități pentru elementul etnic minoritar este in 

contradicţie cu constituția și legile țării, contrazice sentimentului 
de mândrie românesc, care nu admite recunoaşterea unei inferio- 
rități ce ar trebui apărată prin mijloace degradatoare și şovine.” 
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Aceste sase opinii separate stau ca O insulä in potopul 

motiunilor extremiste, pentru ale cäror tratare nu numai cä 

n’avem spatiu, dar deoarece repetä lozinci identice, o gäsim de 

prisos. Numai incidental invocäm unele fenomene exaltatoare 

chiar din acestea, dintre cari moţiunea baroului Ilfov, de sub 

conducerea dlui Istrate Micescu, o găsim cea mai radicală, care 

în adunarea sa din 7 Februarie 1937 a hotărât numai atât: 

„Conştiința naţională a baroului de Ilfov nu concepe în Româ- 

nia drepturile decât pentru Români.“ Mai moderatii solicită 

„numerus proportionalis“, majoritatea însă oprirea imediată a 

inscrierii minoritarilor conform baroului din Fălciu pe 10, ba- 

roului din Baia pe 15 ani, conform baroului din Hotin pe timp 

nedeterminat, conform barourilor Iași, Romanați, Tecuci, Vaslui, 

Vlașca, Constanța pe veci. Baroul Tutova declară în mod făţiş, 

că în România, numai românii de origină pot exercita profesiu- 

nea de avocat (Moţiunea votată de Adun. Gen. delib. din 7 

Febr. 1937). Baroul din Dolj ar dori să extindă „numerus nul- 

lus“ şi pe facultăţile de drept din țară. Pe trecut, barourile din 

Alba şi Arad solicită introducerea examenului de limbă, în mod 

vădit stimulate de rezultatele examenelor de limbă repetate Şi 

experimentate de aproape pe teritoriul acestor barouri, cari au 

rărit rândurile funcţionarilor publici minoritari. Natural pe lângă 

atâtea propuneri contrare Constituţiei se ivește şi problema mo- 

dificării Constituţiei, solicitată de către baroul Buzău. 

Nu continuăm inşirările, deoarece pe noi ne interesează 

mai de aproape atitudinea celor 20 barouri ardelene, dintre cari 

10 au pronunțat categoric pentru românizare: Arad, Brașov, 

Caraș, Făgăraș, Hunedoara, Lugoi, Oradea, Sălaj, Sighișoara, 

Timiș ara. La aceasta înşirare trebuie să remarcăm că avocaţii 

unguri din Treiscaune aparținând Brașovului au acceptat pro- 

porționalitatea cu aceea motivare expresă, că o proporţionalitate 

stabilită în mod just crează pentru ei o situație mult mai favo- 

rabilă celei prezente. lar opiniile separate ale avocaţilor mino- 

ritari din Oradea, conform relatärilor confratelui Dr. Soös Ste- 

fan, n'au fost luate în considerare de către Uniune. lar baroul 

din Arad s'a ferit să aducă problema înaintea adunării gene- 

rale, unde s'ar fi pronunțat foarte ușor împotriva românizării 

forțate, aşa că opinia exprimată de acest barou nu este d cât 

opinia consiliului compus din şapte membri, neechivalentă cu 

moţiunea unei adunări generale. Opt barouri nau dat răspuns 
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categoric: Alba, Cluj, Maramureș, Mureş, Satumare, Sibiu, So- 
meș, Turda, iar două s'au pronunţat în contra: Ciuc și Odorheiu. 

Deci în Ardeal față de 10 barouri, cari pretind româniza- 
rea, stau 10 barouri, cari n'au dat un răspuns categoric sau 
sunt în contra românizării. Punctul de vedere al barourilor este 
următorul : 

Alba : Constată că elementul etnic românesc indică o con- 
tinuă creştere, atingând azi o proporţie de 71'3%, români, față 
cu 29%, minoritari. Propune pentru viitor o pregătire teoretică 
şi practică cât mai serioasă, stagiu și examen de avocat, la 
examenul de avocat să se țină seamă în mod deosebit de po- 
sedarea perfectă a limbei române, asigurarea unei severe mo- 
rale profesionale și excluderea acelora, cari manifestă o atitu- 
dine anticonstitutionalä sau contra Statului. 

Arad : (Numai propunerile consiliului baroului) Consideră 
că nu este oportun ca problema românizării barourilor să fie 
adusă în discuția adunărei generale, deoarece aceasta trebue 
rezolvată pe calea legiferării. Propune o verificare riguroasă a 
actelor, în baza cărora s'au făcut înscrierile, să fie eliminaţi cari 
în timpul preluarii imperiului român au fost călăii poporului 
român, cari fac parte din organizatiuni subversive, comuniste, 
ftrancmasonerie şi revizioniste, sau au apărat pe aceia cari au 
făcut parte din aceste organizații și cari nu se împacă cu stă- 
pânirea românească. Avocaţii minoritari să fie supuși unui exa- 
men de cunoașterea limbii române. 

Brașov : În unanimitate (2) s'a pronunţat pentru principiul 
proporționalității etnice.“ 

Caraș : „Numerus nullus“ pentru viitor Si , numerus pro- 
portionalis” pentru trecut. 

Cluj: Constatá ca o necesitate preponderenta elementului 
etnic românesc, mai departe că din cauza scăderii conditiunilor 
de studiu teoretic, a stagiului efectiv, numărul avocaţilor a crescut 
vertiginos. Pentru viitor propune limitarea numărului avocaţilor, 
lărgirea autonomiei  barourilor în sensul ca să poată exercita 
drept discretional de selectionare cu ocazia inscrierilor in barou, 
un sistem de studii teoretice mai sever, stagiu efectiv și mai 
îndelungat, legiferarea unui cod al eticei Și onoarei profesionale 
şi a conduitei particulare a membrilor din barou. 

Făgăraș : Să se întroducă principiul proporţionalității etnice 
respectându-se drepturile câştigate, o cât mai largă autonomie 
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a barourilor, trebueste ridicat si prestigiul moral si profesional 

al corpului, mäsurile de selectionare trebue sä inceapä la facul- 
tate, introducerea examenului de admitere in Corp si aplicarea 
codului moralei profesionale. 

Hunedoara : Pentru ca elementul etnic naţional românesc 

să aibă preponderența în barouri și spre a împiedeca supra- 

popularea barourilor, propune limitarea numărului avocaţilor, 

lărgirea autonomiei barourilor, o pregătire profesională printr'un 

sistem de studii teoretice mai sever, o disciplinare a membrilor 

pe terenul activității publice şi a vieții particulare, respectarea 

drepturilor câştigate, restrângerea atribuţiunilor notarilor publici. 

Lugoj : Spre a asigura preponderența elementului românesc 

accentuează necesitatea dreptului de selecționare al barourilor, 

asigurarea speselor avocaţilor, ridicarea moralei profesionale, 

desființarea instituției notarilor publici, ridicarea drepturilor no- 

tarilor comunali de a redacta acte de notariat, extinderea legii 
autentificărei actelor pe întreg teritoriul țărei. 

Maramureș : Păstrarea caracterului naţional al barourilor 

înțelege prin aplicarea strictă a legii avocaţilor. Preponderenţa 

elementului etnic românesc o aşteaptă dela creşterea tineretului 
din punctul de vedere moral şi religios. 

Ciuc: Moţiunea baroului, prin care protestează în contra 
proportionalitätii, am expus-o mai sus. 

Mureș : Baroul n'a adus o moţiune unică, deoarece avo- 
cații minoritari au fost în majoritate, decanul n'a admis la vot 

moţiunea susținută de minoritari, ci a înaintat-o Uniunii precum 

şi moţiunea avocaților români.” (V. raportul dlui Dr. A. Baciu 

în şedinţa cons. gen. din 21 Febr. 1937.) 
“În sensul moţiunii avocaţilor minoritari problema propor- 

ționalităţii etnice pusă la ordinea de zi este contrară Constituţiei 

şi nu poate forma obiectul unei hotărâri legale. 

Avocații români creștini pornesc dela ideia, că România- 
Mare s'a constituit în urma jertiei de sânge a Românilor şi nu 

poate dura decât atâta timp, cât îl conduc românii de origine 

etnică. „Faptul de a îi născut pe teritoriul acestei țări, nu-i poate 

conferi drepturi de conducere decât aceluia, care aparţine ele- 

mentului etnic național.” Numai acest element român creştin 

poate fi deplin pentru curăţenia morală şi regenerarea presti- 

giului profesional al baroului românesc. De aceea propun mo- 

diticarea actualei legi a avocaţilor, în sensul că sufragiul pentru 
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conducerea baroului, consiliului de disciplinä, pentru consiliul 

general al avocaţilor, aparţine numai avocaților români creştini, 

să stabilească numărul maximal al avocaţilor, să se lărgească 

autonomia barourilor spre a putea opri accesul elementelor ne- 

sigure sub raport patriotic şi naţional. Frecvența regulată a 

cursurilor să fie obligatorie pe facultăţi, exercitarea stagiului să 

fie efectivă, în urma căruia se va da un examen de avocat. 

Nostrificarea diplomelor universităţilor străine să îie oprită, unde 

dreptul se tratează contrar concepțiunilor dreptului românesc 

sau unde se alimentează ura în contra țării. Doreşte o severă 

disciplinare a membrilor Corpului. Pe urmă, supunerea tuturor 

avocaţilor la un examen de limba română şi la altul de a pleda. 

Odorheiu : Moţiunea de protest din acest barou am expus-o 

mai sus. 
Oradea : În interesul realizării principiilor generale stabilite 

şi de celelalte barouri propune următoarele: Limitarea numă- 

rului avocaţilor repartizat pe localități în raport cu numărul 

populației, a importanței factorilor economici, a stării sociale și 

materiale. Înlăuntru! acestui număr limitai stabilit pe barouri să 

se aplice proporționalitatea etnică potrivită după populaţia în- 

tregei țări. Să fie acordat barourilor drept discreţional de se- 

lectionare cu ocaziunea înscrierilor în barou. Selecționarea să 

fie obţinută prin studiile juridice și examenul de avocat, prin 

controlul sever al eticei avocaţiale.  Avocaţii după 35 ani de 

activitate profesională să fie pensionați, tariful minimal să fie 

aplicat riguros, taxele de timbru să fie eftinite, sistemul de no- 

tariat să fie unificat prin extinderea sistemului din Vechiul Regat. 

Sălaj:. Conducerea baroului să fie asigurată pentru ele- 

mentul etnic naţional, baroul stă pe principiul drepturilor câști- 

gate, în consecință nici o măsură restrictivă nu se poate aplica 

nici față de membrii actuali ai barourilor, nici îață de studenții 

în drept, actualmente înscrişi la o universitate din ţară. Pro- 

porționalitatea se va aplica după numărul total al avocaților din 

întreaga țară şi nu deosebit după fiecare barou. 
Satu-Mare : Constată de o legitimă îndreptăţire a elemen- 

tului etnic naţional de a conduce în mod efectiv baroul din 

Satu-Mare. Nemulţumirile ce există în barouri nu sunt de ordin 

politic, ci sunt de ordin economic şi financiar, prin urmare 

curmarea acestor nemulțumiri se poate face cu asemenea mă- 

suri economice şi financiare, cu toate că n'ar avea nici 0 obiec- 
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tinne, dacä pentru ajutorarea elementului etnic national din ba- 
rouri se vor lua măsuri de îmbunătăţire, acestea însă fără vătă- 

marea drepturilor asigurate prin legile tuturor conationalilor de 

altă origine etnică. Doreşte: abrogarea legilor notarilor publici 

și extinderea sistemului din Vechiul-Regat, abrogarea dreptului 

notarilor comunali să redacteze acte de notariat, abrogarea 

dispoziţiilor din procedura civilă ardeleană privitoare la judecă- 

toriile de arbitri, urmând ca aceste instanțe să funcţioneze sub 

auspiciile directe ale barourilor, ridicarea dotării fondului de 

asistența judiciară gratuită, crearea obligatorie de serviciu con- 

tencios pe lângă instituţiunile publice cum sunt: Camera de 

Comerț și Industrie, Camera de Agricultură, Camera de Muncă, 

Casele de Asigurări Sociale, Administrații Financiare, sindica- 

lizarea obligatorie a membrilor diferitelor barouri, abrogarea 

tuturor dispoziţiunilor de modificare a legii pentru Organizarea 

Corpului de Avocaţi, restabilindu-se în totul situația creată prin 

legea din 28 Decemvrie 1931 cu respectarea drepturilor câștigate. 

Sibiu : Constată că în ce priveşte baroul Sibiu, românizarea 

lui și păstrarea caracterului său românesc nu reclamă măsuri 

speciale. Nu este nici drept, nici oportun de a restrânge dreptul 

celor ce aparțin minorităţilor istorice din Transilvania de a îi 

înscrişi în barouri ca avocaţi și stagiari. Având în vedere că 

problema evreiască se pune în mod acut şi în barouri, este de 

părere că trebue suspendate înscrierile de avocați şi stagiari ai 

evreilor în barouri până când se va ajunge la proporţia etnică 

pe țară, ce rezultă după recensământul din 1931. Găseşte de 

necesar ca şi comuniştii să fie declarați nedemni pentru a putea 

fi înscrişi în barouri. 
Sighișoara: Pentru asigurarea preponderenţei românești, 

legea avocaţilor trebue să fie modificată în sensul că numărul 
avocaţilor să fie limitat, decanul baroului nu poate îi ales decât 

dintre avocații de origine etnică românească, numărul avocaţilor - 

minoritari în barouri să fie proporțional cu numărul populației 

minoritare pe țară, să se lărgească autonomia barourilor, acor- 

dându-li-se puteri discreționare de selecționare cu ocazia în- 
scrierilor şi schimbarea condițiunilor generale de admisibilitate 

în Corp, iar până la legiferare propune întroducerea unui exa- 

men de limba română pentru toți avocaţii şi avocaţi stagiari 
minoritari și radierea tuturora, cari nu exercită profesiunea în 

mod efectiv. 
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Someș:  Constată că în decurs de câțiva ani în baroul 

Someș, elementul românesc a câştigat preponderența, iar mino- 

ritarii dispar din zi în zi. Drepturile câștigate ale minoritarilor 

nu se pot altera nici pe cale legislativă, în ce priveşte. viitorul 

să se pună stavilă la invadarea profesiunei de avocat din partea 

elementelor slabe şi nepregătite. Romänizarea barourilor este 

garantată prin evoluţia naturală şi firească. 

Timișoara : Baroul pretinde în interesul preponderenței 

elementului etnic românesc modificarea legii avocaţilor în sen- 

sul, ca legile modificătoare să fie abrogate, doctoralul şi exa- 

menul de avocat să fie obligator, avocaţii să îie pensionaţi după 

“35 ani de activitate, sindicalizarea obligatorie la actele de no- 

tariat, cine primeşte o pensie de orice fel să nu poată fi avocat, 

avocatura clandestină să fie stârpită, notarii comunali să nu 

poată redacta acte de notariat. 

Turda : In interesul asigurării preponderenței elementului 

românesc, solicită modificarea legii avocaţilor în sensul ca între 

conditiunile de primire în barou să fie și cunoaşterea limbii 

române, să se întroducă examenul de avocat, cei cari au ob- 

ținut diplome în străinătate să facă efectiv un examen de licență 

sau de doctorat în ţară, numărul avocaţilor să fie limitat, auto- 

nomia barourilor să fie lărgită, nivelul pregătirii profesionale să 

fie ridicat, etica profesională să îie supusă unui control sever, 

iar activitatea publică şi conduita particulară a avocaţilor să fie 
disciplinată. 

Dacă aruncăm o privire asupra răspunsurilor înaintate de 

către barourile ardelene Uniunii, la întrebările puse de aceasta, 

îndată o putem observa că intoleranța şovinistă a luat în Ardeal 

numai ici-colo proporțiile şovinismului regăţean. Barourile s'au 

abținut în general spre a manifesta în mod fätis romänizarea 

forţată şi între acelea, cari n'au dat un răspuns categoric, mai 

multe, astfel în cea mai largă măsură baroul din Satu-Mare, a 

înțeles să asigure drepturile minoritarilor. Propunerile barourilor 

în general le putem împărți în trei categorii, după interesul, 

„care le-a sugestionat. Propunerile sugestionate de interesul public 

sunt acelea, cari solicită exercitarea efectivă a stagiului, ridicarea 

nivelului pregătirii profesionale precum şi tendințele spre res- 

pectarea tarifului minimal avocaţial şi stârpirea avocaturii clan- 

destine.  Egoismul profesional se manitestă în acele propuneri, 

cari tind la o limitare artificială a numărului avocaţilor, la o 
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îngreunare a înscrierii în Corp peste măsura interesului public, 
la extinderea pe toată țara a unor legi, ca de exemplu legea 

autentificării actelor din Vechiul-Regat, la sporirea ocaziilor de 

lucru şi la restrângerea activităţii altor profesiuni în favoarea 

avocaturii. Dar peste tot egoismul naționalist predomină majo- 

ritatea dezideratelor, chiar şi atunci, când barourilor le-ar place 

să le învălească într'o haină mai acceptabilă a apărării intere- 

selor profesionale, ca de exemplu lărgirea autonomiei barourilor 

în ce priveşte înscrierea membrilor, cari în atmosfera de azi 

încărcată de intoleranța naționalistă, precum o arată și activitatea 

desfäsuratä de baroul Iliov în ultimii doi ani încă sub eficaci- 

tatea legii avocaţilor actuale, poate conduce îoarte ușor la res- 

pingerea totală a stagiarilor minoritari, la sabotarea rezolvării 

petitiilor de înscriere și astfel la excluderea totală a elementului 

minoritar. lar în ce privește supunerea unui examen de limba 

română a avocaţilor minoritari, cari mai mult de un deceniu şi 

jumătate își desvoltă activitatea lor profesională în faţa instan- 

țelor româneşti în limba română, atât oral cât şi în scris, sau 

cari au obținut diplomele lor dela facultățile de drept din ţară, 

trebue s'o considerăm ca absurdă, deoarece aceasta ar însemna 

o atare dezavuare a activităţii instanțelor judiciare precum şi 

a diplomelor eliberate dela facultăţi, pe care nici prestigiul şi 

demnitatea țării m'ar putea admite şi tolera. 

Nu putem omite nici faptul evidenţiat în atâtea moțţiuni, 

opinii, studii în legătură cu aceasta problemă, că ridicarea 

problemei proporționalității etnice se îndreaptă în primul rând 

împotriva avocaţilor evrei, cari într'adevăr au invadat majoritatea 

barourilor peste numărul proporțional al populaţiei evreieşti. 

Baroul din Sibiu face distincţia evidentă între minoritățile isto- 

rice şi neistorice, înțelegând sub acestea evrei. 

Că barourile din Ardeal au stat pe un punct de vedere 

mai moderat în raport cu restul țării, s'a dovedit şi în ședința 

din 21 Februarie a Consiliului General al Uniunii, când dl. Dr. 

A. Dragomir, decanul baroului din Cluj a rezumat în următoarele. 

punctul de vedere ardelean, la care au aderat afară de unul toate 

barourile: In primul rând, numărul avocaţilor să fie limitat si 
fiecare barou să fixeze separat numărul maximal al membrilor. 

Între aceste limite, preponderența elementului românesc să fie 

asigurată și până ce elementul românesc nu ajunge la majori- 

“tate, înscrierea altor elemente poate îi suspendată. Dupăce ele- 
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mentul românesc a ajuns la preponderență, înscrierea altor ele- 

mente poate îi admisă și prioritatea să fie asigurată minoritarilor 

autohtoni, aşa Ungurilor şi Saşilor. Evreii pot avea loc in barou 

numai în al treilea rând. In aceiași ședință dl. Dr. GQ. Oşianu, 

decanul baroului din Satu-Mare a declarat și a accentuat că nu 

este de acord întru toate cu dl. Dr. Dragomir. A declarat fätis, 

că dacă azi sar arăta disproporţionalitate etnică în barouri, 

cauza este că «minoritarii astăzi nu sunt admiși nici în justiție, 

nici în armată, nicăeri». „Intreprinderile industriale comerciale, 

care sunt în mâna minoritariior, totuşi au avocaţi români“. Dacă 
se legiferează în sensul că se restrânge drepturile avocaţilor 

minoritari, va îi o reacţie în sensul că şi clientela minoritară, 
văzând că conaţionalii lor sunt persecutați, nu vor mai lua avo- 

cații, cari pretind românizarea. lar avocaţii minoritari vor îi 

determinaţi, exact ca şi Românii sub stăpânirea ungurească, să 

se pregătească cât mai bine, aşa că proporționalitatea etnică va 

avea întocmai efectul contrar celui dorit. După dl. Dr. G. Oşianu 

a vorbit dl. Dr. Czegl6dy Nicolae, delegatul baroului Oradea, 

declarând că bogăţiile naturale ale României sunt suficiente 

pentru hrănirea întregei populaţii şi nu este nevoe de limitarea 

artificială a dreptului la muncă. România a fost întotdeauna 

patria democraţiei şi a stat într'o rudenie spirituală cu demo- 

craţiile mari din Apus şi Nord. Dacă părăsește drumul demo- 

craţiei, va avea mai multă pagubă, decât folos. 

Aceasta atitudine moderată însă, în mod regretabil s'a 

arătat de-ar îi avut numai caracter provincial în ritmul eveni- 

mentelor de mai târziu. Ne aducem cu toții aminte, marea parte 

a delegaților minoritari cari au fost împiedecaţi de către elemente 

străine de barouri, ca să pătrundă în sala Congresului ținut la 

9 Mai 1937. Astfel punctul de vedere al avocaţilor unguri a 

putut fi expus de către dl. senator Dr. Gyârfâs Elemer numai 

în fața congresului paralel al avocaţilor români neadmişi în sala 

Congresului, unde elementele progresiste ale avocaţilor români 

au însușit întru toate doleanțele minorităţilor, în spiritul demo- 

craţiei curate şi a înțelegerii reciproce a popoarelor. Totdeodată 

însă Congresul oficial a adus următoarea moțiune : 

1. „Barourile vor avea o componență totalitară românească 

autohtonă. 
2. În vederea realizării şi asigurării alcătuirii românești a 

Barourilor se va proceda de îndată la verificarea tuturor înscrie- 
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rilor in Barouri, procedändu-se la stergerea din tablouri a tu- 

turor celor a cäror inscriere urmeazä sä fie consideratä inexis- 

tentä, din lipsa conditiunilor esentiale la inscriere. 

3. Comisiunea Permanentă a Uniunii Avocaţilor este îm- 

puternicită să fixeze normele de realizare a hotărârii acestui 

Congres. 

4. Hotărârile Comisiunii Permanente vor îi obligatorii şi 

executorii imediat pentru toate barourile din țară. 

5. Consiliile barourilor cari nu se vor conforma vor fi 

dizolvate.“ 

Aceasta moţiune este oglinda cea mai fidelă unde am 

ajuns şi cu toate că dela aducerea moțiunii nu s'a luat nici o 

măsură practică decizivă cu efect general, dar nu suntem pesi- 

mişti când declarăm că nu vedem nici un semn că ambiția na- 

ționalistă ar îi pierdut ceva din vehemența sa originală. Din 

contră, simptome sporadice, dar serioase, ne somează, ca să 

studiem întreaga problemă în amănunte, ca lupta ce se va da 

pentru existența noastră de om şi de intelectual, să nu ne gă- 

seascä nepregätiti. 

La examinarea acestei probleme trebue ca in primul ränd 

să declarăm, că nu protestăm în contra unei mişcări sociale, 

care vrea să vadă cât mai mulți avocaţi români în barouri. 

Problema astfel concepută ar fi una pur demografică şi socială, 

care nu ne-ar privi pe noi și am îi incompetenți, ca să ne 

amestecăm. Ceeace însă trebue s'o împiedecăm, probabilitatea 

înfiorătoare că fiii intelectuali ai minorității noastre după elimi- 

narea lor din funcţiile publice, să fie eliminați acum şi din ca- 

rierele profesiunilor libere așa şi din avocatură, deoarece aceasta 

posibilitate are repercusiuni imense asupra întregii vieții noastre 

de minoritar, deoarece în acel caz instituţiile noastre minoritare 

precum si conaţionalii noștri pot rămâne în faţa instanțelor fără 

nici o apărare. Este suficient, ca să relev cazul concret al pro- 

cesului pornit în urma transcrierii averii Ordinului Premonstra- 

tensilor din Oradea în favoarea Statului, când avocatul român 

în urma presiunii sociale a fost nevoit să se retragă. din proces. 

Nici în viitor, nu prea se poate crede că față de o activitate de 

talia d-lui prof. Ghibu, în urma căreia s'au transcris averile 

unor comunități religioase maghiare în favoarea Statului, să se 

găsească avocat român, care să susţină interesele minoritare. 

Nu ne putem lipsi deci de avocaţi unguri și trebue să credem, 
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că în sfârşit considerațiunile mai bune, ce se manifestă fatä de 

noi ici-colo şi azi vor birui, ţinem însă de necesar, ca să ma- 

nifestăm și noi o atitudine cerută de împrejurări. 

II. 

După cunoaşterea istoricului problemei, se pune întrebarea: 

este oare justilicat punctul de vedere susținut de curentele de 

extrema dreaptă ? Oare avocaţii minoritari reprezintă de fapt o 

preponderență în barouri ? Spre a-și motiva părerea, extrema 

dreaptă afirmă, că avocaţii români trăesc în cea mai mare mi- 

zerie, deoarece numărul mare al avocaților minoritari îi privează 
de posibilitățile de câștig. 

Înainte de toate, să vedem întru cât corespunde adevărului 

afirmaţia, că avocaţii minoritari iau pâinea avocaţilor români ? 
Este deobşte cunoscut că păturile largi sociale și îndeosebi cele 
maghiare, în credința că avocaţii români în urma legăturilor 
lor personale pot proceda cu mai mare rezultat, cea mai mare 
parte a cetățenilor minoritari stau în legătură cu avocaţii români, 
le încredinţează lor şi cauzele cele mai mărunte. În schimb, 
este cu totul firesc, că românul nu recurge numai în mod 
sporadic și ocazional la avocatul minoritar. Aceasta nu necesită 
nici o probă, avem a face cu fapte de notorietate publică, este 

suficient, ca să invocăm declaraţiile făcute de dl. Dr. Oşianu 
decanul din Satu-Mare în şedinţa Consiliului General al Uniunii 
din 21 Februarie 1937 şi pe cari le-am expus mai sus. 

Argumentul al doilea ar fi, că barourile sunt invadate de 

avocaţii minoritari, cari iau locul Românilor. Pe noi ne intere- 
sează în primul rând situația din Ardeal și de aceea ne ocupăm 
de aceasta mai pe larg. Deoarece cel mai bun cunoscător al 
acestei probleme este di. coleg Dr. Arpad Kiss din Bucureşti, 
dovezile noastre le grupăm în baza datelor din 1936 culese de 

D-sa și vom reproduce tabelul și harta lui explicativă. 

Înainte de toate, trebue să ştim, că conform recensămân- 

tului oficial, maghiarii fac 244%, din populația Ardealului. Deci 
chiar dacă am accepta principiul, că numărul avocaţilor unguri 
n'ar putea să depășească numărul proporţional al populației, 
numărul lor ar putea să se ridice la 244%, în raport cu nu- 
mărul total al avocaţilor de pe teritoriul Ardealului. Față de 
aceasta, numărul avocaților unguri în raport cu numărul avo- 
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caților ardeleni face 20:47%,. Este deci evident, că nu atinge 

numărul proporţional al populației. Situaţia pe judeţe este ur- 

    

  

  

mătoarea. 

Proporția avocaţilor 

Populaţia maghiară  Avocaţii maghiari maghiare 

Judeţul în cifre in 0/0 in cifre in 0%  maimare mai mic 
in 9/9 

Alba 24.021 113 13 146 33 — 

Brasov 44.728 267 16 14 — 1272 

Ciuc 120.536 822 31 595 — 227 

Cluj 100.712 301 49 164 = 138 

Fágáras 4.7560 :..5°8 4 108 53 nn 

Hunedoara 37.562 1143 19 175 e 6'2 
Mureș 123.240 426 49 376 — 5 

Năsăud 7.536... „53 4 78 2'0 — 

Odorheiu 119.300 918 44 75'5 — 163 

Sibiu 9.094 47 6 64 "7 ha 

Someş 33.897. 15°5 19 25:71 102 = 

Tärnava-Mare 17.466 118 9 15 32 — 

Târnava-Mică .35.272 236 14 146 = 9 

Treiscaune 109.371 807 45 701 _ 10'6 

Turda 39305 : 215 20 328 — 113 

Arad 32 985. . 195 32 T2:1 = 74 

Bihor 152942 300 41 145 a 155 

Maramures 11194 0'9 6 11°2 43 — 

Sălaj ROZ 198 14: 33. 942 28 za 

Satumare 748309 254 36 259 02 = 

Caras 5939: 2:9 2 51 2-6 — 

Severin 15823. 56 7 83 17 — 

154 41 12" 1 ră 1:7 Timis-Torontal 76941 
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Ca o explicatie mai plasticä, däm mai jos o hartä: 
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Din datele de mai sus iese la ivealá cá numárul avocati- 

lor unguri în cele mai multe locuri, indeosebi în județele cu o 

populaţie maghiară covârşitoare, rămâne mult în urma cifrei 

proporționale a populaţiei. Așa în județele: Braşov, Ciuc, Cluj, 

Mureș, Odorheiu, Tânava-Mică, Târnava-Mare, Treiscaune, Arad, 

Bihor şi Timiș-Torontal. lar acolo, unde numărul proporțional 

depăşeşte întrucâtva numărul proporțional al populaţiei maghiare 
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(d. e. Făgăraș, Caraş, Sibiu, Maramureş) este vorba de un nu- 

măr minimal de avocaţi, așa că ar fi ridicol a o invoca ca ar- 

gument în favoarea românizării. 

În mod regretabil, nu ne stau la dispoziţie datele referi- 

toare la repartizarea avocaţilor maghiari după vârstă. Publicăm 

însă tabloul de mai jos, din care rezultă că românizarea barou- 

rilor păşește înainte cu elan și disproporţia în defavoarea ma- 

ghiarimii va îi şi mai bătătoare la ochi în decursul câtorva ani. 

Tabloul de mai jos arată numărul şi procentul avocaţilor ro- 

mâni și unguri înscrişi în ultimii 10 ani în barourile ardelene 

conform datelor dlui Dr. Arpad Kiss, publicate în Revista „Hitel” 

No. 1. din 1937. 
1926 1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933 1934 1935 
  

S'au înscris în total 
avocaţi : 96 85 247 104 116 133 244 127 101 45 

  

Români din aceștia 65 62 145 65 84 83 150 69 60 30 

0/9 677 729 587 625 727 624 614 543 594 666 
  

Unguri din acestia 11: 34 48 VT 10 AT BE AA 8 
0/9 177 164 174 163 150 127 12:7::11:0:45:8 20'0 

Se poate vedea din aceasta că faţă de proporţia de 244%/, 

a populației maghiare, media numărului proporţional al tineri- 

lor maghiari este 15:5%,, până ce față de numărul proporţional 

de 57'9%, al populaţiei române, numărul tinerilor avocaţi ro- 

mâni face 63:86 %/,. 

Datele de mai sus arată elocvent că nu este și nici nu 

poate îi vorba că avocații unguri ar ocupa loc peste numărul 

proporțional al populaţiei în barouri. Pentru a dovedi, că acest 

număr proporţional este diminuat din cauza situaţiei faptice, nu 

trebue să invocăm altceva, decât aceea că, de ani dearândul 

minoritarul nu este numit în funcţiile publice, decât în cazuri 

foarte rare și excepționale. Chiar soartea funcționarilor minori- 

tari rămași este foarte dubioasă, deoarece sunt ameninţaţi de 

primejdia concedierii fără nici o pensie sau indemnizaţie finală. 

În urma protecţiei muncii naţionale la intreprinderile par- 

ticulare, plasarea ungurului minoritar se face în condițiuni tot 

mai grele, astfel siliți de imprejurări, titrații sunt nevoiţi să im- 

brăţişeze cariera singură potrivită capacităţii lor intelectuale, 

unica posibilitate, care până în prezent a rămas liberă, avoca- 

tura. Din datele statistice, publicate de dl. Dr. Arpad Kovâcs în 
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Revista „Magyar Kisebbseg” (Minoritatea Maghiara) No. 4 si 
5-6 din 1937 rezultä cä in Ardeal 

dintre 98 consilieri de Curte au fost romäni 83 si 3 unguri 

(3706 "/), 
dintre 269 judecátori de Tribunal 241 románi s. 13 unguri 

(48 Yo) 

dintre 375 judecätori de Ocoale 294 romäni si 40 unguri 

(10°6 oh 

dintre 2125 functionari judecätoresti 1745 romäni si 233 

unguri (10'9%). 

Pentru aceasta, chiar dacă ar fi adevărată teza aspiratiu- 

nilor naţionaliste extreme, că elementul minoritar în barouri 

crește mereu, aceasta situație ar fi foarte naturală, deoarece în 

fața elementului românesc nu se găsesc acele bariere. Titratii 
sunt primiți în administraţie, justiţie, comerţ, finanțe. Faţă de 

aceasta, pentru titraţii proveniți din minoritatea maghiară, rä- 

mâne 0 singură carieră, avocatura. De aceea, datele statistice de 

mai sus nu pot fi dătătoare de măsură nici pentru stabilirea 

numărului proporţional al titraţilor, deoarece față de nu- 

mărul total al titraților minoritari, figurează numai o parte 

infimă din numărul titraților români, cari exercită profesiunea 

de avocat, deci aceste date pot îi judecate numai cu conside- 

rare la aceasta împrejurare. Astfel datele invocate şi spicuite 

după plac spre a. întări teza extremei drepte, nu pot fi conside- 

rate ca serioase, deoarece după o cercetare temeinică, ni-se par 

a justifica tocmai teza contrară. 

III. 

Nu putem trece sub tăcere nici un moment că moţiunea 

Congresului ţinut la 9 Mai 1937 ne-a creat fără îndoială o si- 

tuație gravă, ale căror consecințe pot îi prevăzute şi atârnă 

peste capul nostru ca o sentință amenințătoare. În sensul art. 

122 din legea pentru Organizarea Corpului de Avocaţi, moțiu- 

nile Congresului au caracter executoriu, chiar urmează sä fie 

executate din partea organelor încredințate cu acestea pe lângă 

sancţiunile și pedepsele prevăzute. Oricăror împrejurări să fie 

datorată existența acestei moţiuni, noi stăm în faţa unei moţi: 

uni, care este executorie, deci trebue să ne dăm seama că ce 

trebue să facem şi de toate posibilităţile, cari ar feri sutele 
dintre conaţionalii noştri intelectuali de sabia lui Damocles. 

Trebue să constatăm cu tristete, că căile de remediu juridic se 
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aratä din primul moment insuficiente. In contra motiunilor adu- 

närilor generale ale barourilor si Congresului Uniunii nu existä 

nici o cale de atac prevăzută în legea de organizare a Corpului. 

Rezultatele alegerilor din barouri pot îi judecate în recurs de 

Comisia Permanentă a Uniunii, dar nu putem spera, să cästi- 

gäm lupia argumentelor juridice în ce privește compunerea con- 

siliilor în fața acestui organ având ca adversari pe oratorii eloc- 

venți ai curentului naţionalist, cari îşi permit orice rabulistică 

sucită. Nici legea contenciosului administrativ nu ne oferă mai 

multe posibilităţi. Aceasta lege în mod corespunzător cu' dispo- 

ziţiile referitoare din Constituţie vrea să apere în mod suficient 

individul lezat în drepturile sale prin actele ilegale ale autorită- 

ților publice. În cazul concret, avocaţii împiedecaţi în exercițiul 

chemării lor, precum şi cei eliminați numai pentru originea lor 

maghiară ar fi astfel de indivizi lezaţi în drepturile lor. Dar pe 

această cale nu prea avem ce căuta. Făuritorul distins și nobil 

al legii avocaţilor, mult regretatul C. Naumescu, preşedintele 

Uniunii vizând în primul rând interesele avocaturii ca profesiune, 

a vrut să vadă un Corp independent de orice ingerinţă externă. 

Evident nu s'a gândit că aceasta autonomie a Uniunii Avocaţi- 

lor va crea situații similare celei de azi. Având în vedere spi- 

ritul acestei legi și înalta Curte de Casaţie s'a pronunțat deja 

în sensul că Uniunea Avocaţilor nu poate fi considerată de au- 

toritate publică, la care ar referi dispoziţiile legii contenciosului 

administrativ, aşa că actele ei nu sunt atacabile în contencios. 

Se pune deci întrebarea că dacă mişcările contrare Con- 

stituţiei, evoluţiei generale juridice şi dreptului natural al omului 

la muncă, călăuzite de pornirile egoismului rasist, arată rezul- 

tate deja până în prezent, cari periclitează interesele noastre 

vitale, fără că ar fi suferit vreo limitare serioasă sau sancţiune, 

"fără ca factorii guvernamentali avizaţi la timp ar îi intervenit în! 

mod energic, că oare n'ar trebui să recurgem chiar acuma la 

ultima rațiune, la mijlocul drastic al plângerii către Societatea 

Naţiunilor ? Se poate stabili că dintre toate plângerile, pe cari 

le-am înaintat vreodată Societăţii Naţiunilor, n'a fost nici una 

aşa de importantă si vitală, ca problema proportionalitätii et- 

nice, mai bine zis a numărului toalitar românesc din barouri şi 

a prejudiciilor rezultate din aceasta. Am arătut pe larg și este 

evident, că aici nu este vorba numai de pâinea de toate zilele 

a cinci-șase sute intelectuali și a familiilor lor, ci și de faptul, 
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că instituțiile minorității noastre și conaţionalii noștri vor fi lip- 

siți de apărarea drepturilor lor în orele critice. 

Cu toate acestea nu trebue să uităm, că calea la Geneva 

se duce prin București și numai atunci suntem nevoiţi să păşim 

pe calea accidentată a Genevei, dacă aici acasă am făcut totul 

la factorii competenți pentru o intervenție energică, nu numai 

în interesul nostru, ci în interesul liniștei publice a ţării intregi, 

spre a potoli agitațiunile fără margini indreptate în contra no- 

astră, ca să putem odată discuta într'o atmosferă mai obiectivă 

şi mai bine cunoscătoare a adevărului problemele noastre pro- 

fesionale. Altcum şi expunerea coautorului prezentului studiu 

Dr. Mik6 Emeric, apărută în No. 3 al revistei „Hitel” din 1936 

„sub titlul „Plângerile minorității maghiare înaintea Societăţii 

Naţiunilor“, conclude, ca să nu recurgem la Geneva, decât în 

cazul extrem, spre a remedia un prejudiciu, care periclitează 

chiar pâinea noastră de toate zilele, dar în caz de necesitate 
cu cea mai mare energie și prudență. 

Am avut toată străduința, ca să Vă fac cunoscută 

aceasta problemă în cele mai mici amănunte, deoarece 

aceasta problemă nu este numai una de studiu, ci o prob- 

lemă vitală a  întregei  maghiarimi din România! Parti- 

dul Maghiar trebue să fie straja fiecărei probleme minoritare 

maghiare, astfel şi a problemei de trai a sutelor de familii 
maghiare, când politicianismul pune în primejdie și pânea aceea 
redusă a conaționalilor maghiari. Ceasul înfăptuirilor a bătut de 
mult şi sper că vremurile şi mai grele ce vor putea urma, nu 
vor găsi pe conaţionalii noştri avocaţi, nepregătiți şi cu suflet 
neamăsurat importanței evenimentelor. 

  

  

„Richtlinien“ nationaler Gerechtig- 

keit als Staatsgrundsatz. 

Heute, da vonseiten der Klein-Entente-Staaten wieder das 
Trachten nach einer Lösung der Minderheitenfrage, einer der 
wichtigsten Probleme des Donaubeckens, auflebt, erscheint 
es begreiflich, dass einer unserer Leser uns den Vorwurf 
machte, wir hätten im vergangenen Frühjahr versäumt, unseren 
Lesern das amtliche communique im Wortlaut bekanntzugeben, 
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welches die tschechoslowakische Regierung veröffentlichte und 

worin deren Prinzipien bezüglich der Minderheitenpolitik nie- 

dergelegt sind. 

Dieser Mahnung wollen wir bereitwillig Genüge tun, indem 

wir nachfolgend die genannte Kundgebung vollinhaltlich wie- 

dergeben : 

„In dem guten Bestreben, zum gegenseitigen Verständnis 

in den nationalen Beziehungen der Republik und zur Beseiti- 

gung all dessen beizutragen, was die Bevölkerung des Staates 

auf diesem Kreuzungsweg der nationalen Interessen in Mittel- 

europa entfremden könnte, hat die tschechoslowakische Regie- 

rung den gegenwärtigen Stand der Minderheitenpolitik in der 

Tschechoslowakischen Republik geprüft und anknüpfend an die 

Tradition der tschechoslowakischen demokratischen Minderhei- 

tenpolitik, ihre weiteren Richtlinien festgelegt. 

Ganz besondere Aufmerksamkeit und Fürsorge widmet die 

Regierung der wirtschaftlichen Situation jener Gebiete, die von 

der Weltkrise einiger Zweige der Industrieproduktion betroffen 

sind. Durch ein Zusammentreffen von Umständen sind diese 

Gebiete überwiegend von unseren Mitbürgern deutscher Sprache 

bewohnt. In der Tatsache, dass der Grossteil der der Industrie- 

produktion gewährten staatlichen Garantien deutschen Unter- 

nehmungen bewilligt ‚wurde, liegt der Beweis, dass es’ nichts 

Illoyaleres geben kann, als die Regierung des Mangels an Für- 

sorge für die deutsche Wirtschaft zu beschuldigen. 

Die Regierung investiert in die Öffentlichen Arbeiten und 

Bauten in allen Staatsgebieten gleichmässig nach den Bedürf- 

nissen und wird darauf achten, dass überall, also auch in den 

von Deutschen bewohnten Gebieten, in erster Reihe ortsansäs- 

sige Unternehmer und Arbeiter beschäftigt werden. Den verge- 

benden Zentralbehörden wird die strenge Kontrolle über alle. 

ihnen unterstellten Organe auch in dem Sinne auferlegt, dass 

diesem Prinzip der wirtschaftlichen Gerechtigkeit in vollem 

Umfange Genüge getan werde. Die Regierung macht insbeson- 

dere alle Organe auf die persönliche Verantwortung für die 

Erfüllung dieser Instruktion und auf die Folgen aufmerksam, 

welche sich aus der Ausserachtlassung dieses dienstlichen Auf- 

trages ergeben würden. 

Die Regierung wird bei der Durchführung der Massnahmen 

der sozialen Fürsorge und der sozialen Hygiene nicht bloss 
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auf die Bevölkerungszahl, sondern auch auf die Höhe der Ar- 
beitslosigkeit in den einzelnen Bezirken Rücksicht nehmen. 

Auf dem Gebiete der sozialen und hygienischen Jugend- 
fürsorge wird die Regierung — wie bisher — darauf achten, 
dass mit der Leitung der Jugendfürsorgen Angehörige des ei- 
genen Volkes betraut werden und sich bemühen, dass die Für- 
sorge-Institutionen gesichert und weiter ausgebaut werden. 

Für die Aufnahme von Kräften in die Staatsdienste hat 
die Verfassungsurkunde der Tschechoslowakischen Republik im 
zweiten Absatz des S 128 die prinzipielle Richtlinie aufgestellt, 
als sie erklärte, dass der Unterschied in der Konfession, im 
Glauben, im Bekenntnis und in der Sprache keinem Staatsbür- 
ger in der Tschechoslowakischen Republik in den Grenzen der 
allgemeinen Gesetze hinderlich ist, insbesondere was den Ein- 
tritt in den Öffentlichen Dienst, Ämtern und Würden betrifft. 

Neben diesem verfassungsmässigen Grundsatz anerkennt 
die Regierung gleichermassen dauernde Gültigkeit dem Grund- 
satz, den sie einerseits zu ihrem eigenen gemacht hat und der 
gleichzeitig ein von den zuständigen internationalen Faktoren 
angenommener Grundsatz ist, dass nämlich die bedingungslose 
Loyalität zum Staate die selbstverständliche Voraussetzung des 
Rechtes der nationalen Minderheiten ist. 

Die Regierung kann objektiv konstatieren, dass sich die 
sittliche Kraft der tschechoslowakischen Staatlichkeit je weiter 
um so voller auch in der Richtung der schöpferischen Zusam- 
menarbeit der Nationalitäten bewährt. 

Diese Tatsache wie auch die sich immer mehr verbreitende 
Kenntnis der Amtssprache ermöglicht der Regierung, einen 
weiteren Schrift in der Aufnahme von Angehörigen der natio- 
nalen Minderheiten in die Staatsdienste zu machen und in immer 
grösserem Masse auf die nicht allein allgemeinen Qualifikations- 
und regionalen Interessen, sondern auch auf die Interessen der 
Minderheiten in der Richtung einer gerechten Proportionalität 
Rücksicht zu nehmen. 

Die sprachlichen Bedürfnisse der nationalen Minderheiten 
im Verkehr mit den Öffentlichen Behörden und Organen sind 
n dem bis zu äusserst durchführbaren Mass durch das verfas- 
sungsmässige Sprachengesetz gesichert. Die Regierung erachtet 
es als ein selbstverständliches Gebot der politischen Moral und 
Klugheit, dass die Gesetze der Republik auf alle Sektoren der 
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öffentlichen Verwaltung vorbehaltlos erfüllt werden. Zu der 

Sprachenverordnung über die Korrespondenz der Bezirks- und 

einiger anderer Behörden mit Gemeinden, deren überwiegende 

Bevölkerungsmehrheit anderssprachig ist, hat die Regierung 

Massnahmen getroffen, dass zu den in der Amtssprache abge- 

fassten- Zuschriften ohne besonderes Ansuchen und unentgeltlich 

Übersetzungen in der Sprache der nationalen Minderheit der 

Gemeinde beigelegt werden. 

Die Regierung ist bereit, das Ausmass der Sprachenprü- 

fungen nach den tatsächlichen Bedürfnissen mit Rücksicht auf 

die Verwendung des Bewerbs im öffentlichen Dienst zu regeln 

und zur Ausgabe diesbezüglicher Behelfe beizutragen. 

Der Regierungsentwurf des Staatsvoranschlages wird der 

Ausdruck der Entschlossenheit der tschechoslowakischen Regie- 

rung sein, dass die staatliche Politik der demokratischen Re- 

publik es als ihre grosse politische und moralische Ausgabe 

erachtet, bis zu ihren äussersten finanziellen Möglichkeiten die 

Bildung zu fördern, welche die schöne Tradition des tschechi- 

schen und des slowakischen Volkes ist, wie auch, und zwar im 

Geiste der gebührenden Proportionalität die Bildung ihrer Mit- 
bürger und anderssprachigen Nationalitäten, also nicht nur der 

Deutschen und der Ungarn, sondern aller nationalen Minder- 

heiten. Die Regierung zieht auch die Mitbürger der polnischen 

Nationalität in Betracht. Da nunmehr in unsere Minderheiten- 

politik auf diesem Gebiete keinerlei Einflüsse des Auslandes 
eingreifen, können wir im Einvernehmen mit unseren Mitbür- 

gern polnischer Nationalität im Geiste der Gerechtigkeit und 

der Brüderlichkeit das lösen, was eine Lösung vielleicht erfordert. 

In der Schulorganisation ist bereits in besonders bedeu- 

tungsvoller Weise die Rücksichtnahme auf die kulturellen Be- 

 dürfnisse der einzelnen Nationalitäten geltend gemacht worden 
und die Regierung verschliesst sich keineswegs einer möglichen 

weiteren Vertiefung im Rahmen der bisherigen Organisationen. 

Wo sich in der Selbstverwaltung vom Standpunkte der Inte- 

ressen der nationalen oder der Minderheiten-Gruppen Mängel 

zeigen, wird sich die Regierung um deren Beseitigung bemühen. 

Die Regierung hält konsequent an den Grundsätzen der 

streng gerechten Minderheitenpolitik ‘fest und wird sie den In- 

teressen des Staates und der nationalen Minderheiten entspre- 

chend entfalten und anpassen,“ 

201



Les conversations se poursuivront 
entre le gouvernement de Budapest 
et les Etats de la Petite Entente. 

Budapest, 1-er septembre (Havas). — Le commu- 

niqu€ publi€ ă Sinaia ă l’issue de la conference du Conseil per- 

manent de la Petite Entente a cause une certaine deception. 

Impressionnee par les commentaires allemands favorables, ainsi 

que par les informations publi&es sur les conversations du mi- 

nistre de Hongrie ä Bucarest avec MM. Antonesco, Stoyadino- 

vitch et Krofta, l’opinion hongroise s’attendait a un resultat tan- 

gible au moins dans la question du r&armement hongrois. Les 

journaux publient le communiqu6 sans l’accompagner de com- 

mentaires. Ce n'est que dans les titres de certains journaux 

qu’on remarque que la conference n’a pas apporte de decision 

dans les questions les plus importantes. On peut souligner ce- 

pendant que tous les journaux s’abstiennent des attaques qu'on 

avait coutumes de diriger contre la Petite Entente ă l’issue de 

pr&ecedentes conferences de son Conseil permanent et qu’on cher- 

che visiblement ä &viter toutes les manifestations de presse hos- 

tiles ä l’amelioration de l’atmosphere entre la Hongrie et ses 

voisins. 

On pense en effet A Budapest que le r&sultat negatif de la 

conference dans la question du r&armement hongrois ne signi- 

fie aucunement la rupture des conversations entre la Hongrie 

et les Etats de la Petite Entente. On souligne au contraire 

qu’elles seront poursuivies et on &met l’espoir qu’elles pourront 

facilement aboutir dans un avenir plus ou moins proche ä des 

résultats susceptibles de donner satisfaction a tous les partenaires. 

Budapest, 1-er sept. (A. T. Hongroise). — Le ré- 
dacteur diplomatique de PT Agence Télégraphigue Hongroise écrit : 

Du cőté hongrois, on ne veut pas douter que les Etats de la 

Petite Entente, dans le reglement de leurs rapports avec la 

Hongrie, soient guidés par une bonne volonté, mais on indique 

gue la normalisation de ces rapports est possibe seulement en 

écartant les obstacles véritabies gui entravent encore toujours 

ce rapprochement. Il s’agit de la question des minorites qui 

doit étre réglée dune facon satisfaisante et conformément a 
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l’esprit des traites en vigueur. C’est une condition indispensable 

non seulement au rapprochement, mais aussi ä l’aplanissement 

de la voie vers ce rapprochement. 

Si les Etats de la Petite Entente desirent certaines garan- 

ties en connexion de l’Egalit& des droits de la Hongrie dans 

la question du r&armement, la Hongrie est préte a donner ces 

garanties. gui sont simplement de forme, car il s’agit d’un droit 

évident. 

Prague, 2 sept. (Ceteka). — Le ministre des affaires 

etrangeres, M. Krofta, rentrant de Sinaia a Pragúe, a fait des 

déclarations devant le représentant de l’Agence Telegraphique 

Tchécoslovague a Kosice. 

M. Krofta a précisé gue la Petite Entente, mettant au pre- 

mier plan ses efforts tendant a assurer la paix et la collabora- 

tion internationale dans Vesprit de la SDN, attache un grand 

prix aux d&clarations de MM. Hull et Van Zeeland. 

Parmi les questions relatives ă l’Europe Centrale, la ques- 

tion hongroise a occupé le conseil permanent. La bonne vo- 

lonté des représentants de la Petite Entente a l’&gard de cette 

question a Et&E r&confirmee, mais on a pu constater d'une ma- 

niere indubitable que les trois Etats de la Petite Entente ne 

veulent régler leurs rapports politiques avec la Hongrie gwen 

plein accord réciprogue, selon le principe de leur pacte orga- 

nique. La question de l’entente avec la Hongrie sera reprise en 

detail A Geneve au cours des délibérations en septembre. 

Belgrade, 1-er septembre (DNB). - Commentant 
les entretiens que le ministre de Hongrie, M. de Bärdossy a eu 

avec les trois ministres des affaires &trangeres des Etats de la 

„Petite. Entente ă Sinaia, le . „Vreme“ .eerit notamment : „Les 

rapports entre la Petite Entente et la Hongrie sont sortis de la 

periode d’inertie. L’atmosphere entre la Petite Entente et la 

Hongrie s’est beaucoup ame&lioree. La politique de M. Stoyadi- 

novitch qui vise ă &tablir de bonnes relations avec tous les Etats 

voisins, ainsi que la politique de ses collegues des Etats de la 

Petite Entente, rendrait possible la normalisation complete des 

rapports entre la Petite Entente et la Hongrie.“ 
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Le president du Conseil roumain a 
aborde le probleme des minorites. 

Le president du Conseil, M. Tataresco, accompagn& du 

ministre de la Defense Nationale et du ministre de l’Air et de 

la Marine, est arrive, ce matin a Oradea Mare en tournee d’in- 

spection. A cette occasion, il a prononc& un discours dans le- 

quel il a dit, entre autres: 

„Nous proclamons de nouveau notre dâsir de paix et notre 

vif desir de vivre en amiti€ avec ceux que les vicissitudes de 
Vhistorie ont place dans le pass€ sur la voie de la grande mâ- 

sentente. Nous declarons a cette occasion gue nous sommes 

préts a collaborer avec eux pour la consolidation et la défense 

de la paix et pour l’organisation dans cette region de Europe 

dune communauté fondée sur le respect du droit et ’harmonie 

des inter&ts. Nous tendons une main amicale a tous ceux qui 

partagent ces convictions et ces senfiments et ä tous ceux qui 

sont animes du mâme dâsir de paix et de collaboration. Parlant 

„dans une ville ayant une importante population minoritaire, je 

tiens a declarer que nous voulons consolider nos rapports de 

cohabitation normale et de confiance mutuelle avec les mino- 

rites ä jamais englobees dans notre Etat national et que l’his- 

toire a situees depuis des sitcles dans l’interieur des frontieres 

appartenant a notre peuple. 

Animes du souffle du temps oü nous vivons et dans le 

cadre de nos lois issues de l’equite et de la justice, nous de- 

sirons assurer ä ces minorites toutes les conditions nécessaires 

pour leur libre développement. Quant aux malentendus et aux 

difficultes surgissant naturellement dans les rapports entre la 

majorite et les minorites, ils pourront toujours étre résolus dans 

l’atmosphere cr&ee par l’esprit le plus large d’entente et de con- 

ciliation. Mais, beneficiant de ce traitement, les minorites ont 

le devoir de n’oublier en aucune circonstance qu’elles doivent 

remplir toutes leurs obligations qu’elles ont envers l’Etat rou- 

main et que la premiere obligation est de faire siens tous les 

interets et toutes les aspirations de cet Etat qui au prix des sa- 

crifices leur garantit leur langue, leur culte et leur prosperite.“ 

(Rador. 9. oct.) 
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Döclarations de M. Stoyadinovitch 
sur le concordat. 

Le president du Conseil et ministre des Affaires Etrangeres, 
M. Stoyadinovitch, a fait, devant les repr&sentants de la presse, 

la déclaration suivante concernant la question du concordat: 

„Puisque il a été adopté par la Chambre, le projet de loi com- 

portant ratification du concordat devait £tre presente au Senat 

pour étre discute. "Mais, déja le 23 juillet, c"est-a-dire le jour 

de la ratification du concordat par la Chambre, jai déclaré gue 

nous tous nous devons souhaiter gue le concordat passát dans 

la meilleure et la plus conciliante atmosphére dans le peuple. 

Jai ajouté également gue par Vadoption du concordat la paix 

confessionnelle dans le pays ne doit pas étre troublée. En ter- 

minant, je souligne que le gouvernement royal ne presentera 

pas immâdiatement le concordat devant le Senat. En ce qui 

concerne le concordat, les circonstances ne se modifieront que 

le jour oi je modifierai mon point de vue expos€ il y a deux 

mois. Restant fidăle ă ce point de vue, le gouvernement royal 

ne presentera pas au Senat le concordat aux fins de discussion 

et de ratification.” (Avala, 9 oct.) 

  
    

Le probleme minoritaire et le parti 

du „Front roumain“, 
Dans un discours prononce â Bucarest, un leader du parti, 

M. G. Angelesco, ancien ministre, a pol&mis€ avec M. Mihalake 

et M. Junian au sujet de la politique minoritaire qu'ils ont pre- 

conisee. 
Le gouvernement actuel s'en va, a-t-il declare et le pays 

a besoin d'un nouveau gouvernement d'autorit€ et d’affirmation 

de l’el&ment roumain dans la direction politique et &conomique 

du: pays. Nous ne nous demandons pas ce qu’il ya a faire avec 

les cinq millions de minoritaires qui se trouvent dans le pays 

— on doit plutât se demander ce qui est ă faire avec les 15 

millions de Roumains. Nous devons nous demander ce qui est 

ă faire avec les dizaines de milliers de jeunes gens, que nous 

avons enleves aux villages, qui ont &etudie dans les Ecoles et 

qui ne trouvent maintenant de places ă cause des minoritaires. 

En Roumains, voilă ă quoi nous pensons: quoi faire avec les 

nötres. Quant aux minoritaires et aux Juifs, s’ils ont le droit 

de rester dans le pays, qu’ils s’encadrent dans toutes les classes 

sociales et non seulement dans la classe dirigeante et exploitant 

le travail des Roumains. Du nombre de cing millions de mino- 

ritaires, presque deux millions n’ont pas le droit de rester dans 
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le pays, puisqu’ils ne sont pas nes ici et n’ont pas vecu dans 
le pays. 

Les Etrangers de chez nous se sont enrichi par les gou- 
vernements. Faisons donc a@uvre de gouvernement au profit de - 
Roumains et renversons la pyramide sociale avec le sommet en 
bas. En pareil cas, nous aurons á penser aux 15 millions de 
Roumains et non pas aux 5,000.000 de minoritaires. 

M. Angelesco a fait la constatation que l’action du „Front 
roumain” en faveur du travail roumain porte déja ses fruits et 
les capitalistes etrangers ont commence& ä chercher les ouvriers 
et les fonctionnaires Roumains, en remplacement des minoritai- 
res, qu’ils chassent de leurs entreprises. 

Mais ce faisant, on ne se demande pas qu’est ce que doi- 
vent faire les minoritaires, prives ainsi de leurs moyens de 

 subsistance et de la possibilit& de travail. 
  

  

Une mesure contre les minorites. 
Le ministre du Commerce et de l’Industrie, M. Valeri Pop, 

a publi& une lettre circulaire adressee a toutes les sociétés in- 
dustrielles et commerciales, les invitant & augmenter le nombre 
de leurs employ&s roumains. La lettre est adress6e ä 72 entre- 
prises de commerce dans le Banat et la Bucovine, oü les mi- 
norites non-roumaines sont tres importantes. Le ministre veut 
qu’au moins 50°/, des employés soient des Roumains purs. 
Les industriels sont invites de r&pondre ä la requ&te du ministre 
jusqwau premier octobre. La lettre circulaire a 6veill€ une grande 
inqui6tude parmi les minorites. 

  

Kardos Bela dr.: «Possibilities of peaceful change in 

the present trends of assimilation, dissimilation, reassimilation» 

(„Über die Möglichkeiten einer friedlichen Änderung gegenwär- 
tiger Assimilations-, Dissimilations- und Rückassimilationsbestre- 

bungen.“) 24 Textseiten, 6 Karten, 3 statistische Tabellen. 

(Vorgelegt als 9. ungarische Gedenknote dem „Kongress 

für internationale Studien”, 10. Tagung, Paris, 8. Juni—-3. Juli 
1937). 

"er Verfasser untersucht die Frage: wie ist auf friedli- 

chem Wege eine möglichste Verringerung der grossen Reibungs- 

flächen zwischen nachbarlich wohnenden Nationalitäten zu er- 

zielen ? Er kommt dabei zum Ergebnis, dass die friedliche, sich 

selbst überlassene Entwicklung von selbst die Tendenz hat, die 
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Reibungsflächen zwischen verschiedenen Nationalitäten auf ein 

Minimum zu verringern. Seine Ansicht stützt der Autor auf 

reichliches statistisches und historisches Material über die Na- 

tionalitäten der Schweiz und der Slowakei. 

In der Schweiz hat sich der Staat seit jeher jeder einsei- 

tigen Begünstigung, jeder künstlichen oder gewaltsamen Rege- 

lung der Interessen der dort lebenden Nationalitäten enthalten. 

Ja, darüber hinaus garantiert der Bund durch besondere Be- 

stimmungen alle Voraussetzungen der friedlich-natürlichen Ent- 

wicklung. Und die Geschichte zeigt, dass diese Entwicklung zu 

einer beispielgebenden Verringerung aller Reibungsflächen zwi- 

schen den verschiedenen Nationalitäten auf ein Minimum geführt 

hat. Weiter, dass dieser Zustand, einmal erreicht, sich als aus- 

serordentlich stabil und als wahre Sicherung des inneren Frie- 

dens erwiesen hat. Die Verringerung der Reibungsfläche erfolgt 

auf die Weise, dass die Sprachgrenze durch gegenseitige Assi- 

milation eine möglichst einfache Gestalt annimnıt, Sprachinseln 

gegenseitig aufgesaugt werden u. ä m. Es wird so ein natiir- 

licher, schmerzloser Ausgleich erreicht, bei dem sich keine 

Partei zu beklagen hat. 

Einen ähnlichen Verlauf hat der Ausgleichsprozess in der 

Slowakei bis zum Umsturz genommen. Entgegen den Behaup- 

tungen tschechischer Nationalisten haben die Forschungen des 

russischen Professors Petrov erwiesen, dass die ungarisch-slo- 

wakische Sprachgrenze seit der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 

hunderts sich nicht mehr geändert hat. Ferner zeigt das reich- 

lich erhaltene statistische Material, dass während des ungari- 

schen Regimes weit mehr ungarische Gemeinden slawisiert wur- 

den als umgekehrt. Es handelt sich dabei beiderseits um ver- 

sprengte Volksteile, die von dem. umgebenden Mehrheitsvolk . 

auf natürlichem Wege allmählich aufgesaugt wurden. .Kardos 

zeigt diese Entwicklung, die die von ihm aufgestellten Gesetze 

vollauf bestätigt, an Hand von übersichtlichen Kartenskizzen 

und statistischen Aufstellungen. Die von selbst erfolgte Reduk- 

tion der Reibungsflächen und die Stabilität der schliesslich er- 

reichten Verhältnisse sind der beste Beweis, dass während des 

ungarischen Regimes die friedlich-natürliche Entwicklung der 

Beziehungen zwischen den zwei Nationalitäten durch keine ge- 

waltsamen Eingriffe gestört wurde. 

Das Bild änderte sich mit einem Schlage nach dem Re- 
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gimewechsel. Nunmehr wurden die tschechoslowakischen Inte- 

ressen von staatswegen einseitig, auf Kosten der übrigen Na- 

tionalitäten gefördert. Die Entnationalisierung der Magyaren wird 

mit den bedenklichsten Mitteln betrieben, während die ausglei- 

chende Assimilation der Slowaken durch künstliche Eingriffe, 

wie Schul-, Wahl-, Agrarpolitik, Kolonisation, Ernennung statt 

Wahl von Korporationen und Funktionären etc., hintertrieben 

wird. Die Konsequenzen dieser Unterbindung der natürlichen 

Entwicklung ist ein enormes Anwachsen der nationalen Rei- 

bungsflächen, was nicht zuletzt Hass, Neid, Feindschaft und Un- 

frieden zur Folge hat. Die durch die Eingriffe des tschechoslo- 

wakischen Staates bewirkten gewaltsamen Änderungen in den 

Beziehungen der Natonalitäten zueinander, die künstliche Ver- 

grösserung der Reibungsfilächen werden vom Verfasser wie- 

derum an sorgfältig ausgearbeiteten Karten veranschaulicht. 

Die aus seinen Untersuchungen gewonnenen Einsichten 

verwertet der Verfasser in Form von praktischen Vorschlägen. 

Da die Assimilation nun einmal als natürlicher Prozess nicht 

ausgeschaltet werden kann, so soll wenigstens, meint der Ver- 

fasser, die Verringerung der rassischen Reibungsflächen der 

Natur selbst überlassen und durch staatliche Eingriffe weder 

gefördert noch gehemmt werden. Jede Art staatlicher Hilfe soll 

solchen nationalen Verbänden entzogen werden, deren Ziel es 

ist, in geschlossene Siedlungsgebiete von Minoritäten mit ge- 

waltsamen Mitteln einzudringen. Neben den Rechten des Indi- 

viduums sollen auch .kollektive Rechte der Nationalitäten (Kul- 

turautonomie, Personenkataster etc.) anerkannt werden. Nach 

dem Muster der weitgehend autonomen Schweizer Kantonen, 

Distrikte und Gemeinden soll die Staatsgewalt auch in Zentral- 

europa dezentralisiert und vor allem die allzu rasch wachsen- 

den zentraleuropäischen Hauptstädte ihrer diktatorischen Über- 

macht über alle übrigen Teile des Landes entkleidet werden. 

Die fieberhafte, künstlich-gewaltsame Vergrösserung der 

Reibungsflächen zwischen benachbarten Nationalitäten, wie sie 

von zentraleuropäischen Staaten gegenwärtig vielfach gefördert 

wird, vermindert die Aussichten des wahren Friedens und man 

kann dem Vorschlage des Verfassers nur zustimmen, dass im 

Interesse des Friedens alles geschehen sollie, was die Reibungs- 

flächen auf friedliichem Wege vermindert. Bela v. Juhos. 
  
  

Director şi redactor răspunzător: Dr. Elemâr Jakabfiy. 

Tipografia Husvâth si Hoifter, Lugoj.  
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La Presse Roumaine 
et les Reunions Hongroises. 

Pendant les anndes dernitres, la question des minorites a 

gayne du terrain plus que jamais auparavant dans la presse 

roumaine. Cependant on ne discute pas serieusement les pro- 

blömes minoritaires, mais on charge des altaques ininterrompues 

contre les minorites. On eüt pense par consequent que la presse 

roumaine inonderait la grande ı&eunion de Sft.-Gheorghe de 

ses correspondants, afin de voir et d’entendre de plus pres les 

manifestations du peuple hongrois. Cependant seulement le 

„Curentul“ envoya son correspondant au grand Meeting et 

celui-ci etait naturellement incapable de s’acquitter seul de ce 

travail fatigant et complexe. Cette indifference dira-t-on, nous 

dispense de traiter les manifestations de la presse roumaine & 

fond, car malheureusement cette indolence prouve, quiil n'y 

s’agit point de rapports cherchant d’obtenir des notions objecti- 

ves et-profondes, mais d’informations, soit dans Vinterât d'une 

fraction politique, soit dans celui d'une certaine presse, ou, en 

mettant les choses au mieux, de comptes rendus dans l’interet 

de certaines tendances nationalistes universelles, dont-la mission 

professionelle pour ainsi dire est de chercher & decouvrir tout 

ce qui soit de condamnable et de ne voir jamais, mâme par hasard 

au courant du grand Meeting, le moindre trait favorable aux 

minorites, ou important dans l’inter&t de la paix interieure de 

PEtat Roumain. Aucun des personnages, qui se firent entendre 

en rapport avec le Meeting, n’a reconnu l’importance de la 

question minoritaire dans la politique de PEtat. On est encore 

aujourdhui de l’avis que la question des minorites ne regarde 

que la police ou le procureur, ou bien sert comme instrument 

aux -ambitieux, ä l’aide duquel on fera carriere, ou obtiendra un 
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mandat aux 6lections. Le plus bienveillant parmi ces redacteurs 
est encore M. Pamfil Șeicaru, car il nous apprend que la question 

entire n'est qwun „Morbus minoritatis“, c'est ă dire une ma- 

ladie psychique des masses, attis6e et excitâe par les bensficiairs 

de la politique minoritaire. 

Or, les journalistes roumains ne se montrerent pas ä 

Sft.-Gheorghe, ne suivirent pas les discussions, ne virent 

pas nos masses. Encore une experience amere! Les meilleurs 

representants de la minorit& Hongroise travaillent depuis des 

mois, produisent des discours d’un niveau acad&mique, des &tu- 

„des 6claircissants, comme s'ils attendaient ä s’adresser a l’opi- 

nion du monde entier, le President du Parti Hongrois compose 

son discours avec toutes les pr&cautions du diplomat, qui veut 

étre juste sans offenser, franc et sincere, sans semer des com- 

plications, — le comité exécutif du Parti &uumere les griefs de 

la minorité Hongroise avec tout le soin, toute la scrupulosite 

dű & son peuple, pesant bien l'effet de chaque parole, — ă quoi 

bon mentir, quand il fallait dire la vérité -— et voici le r&sultat 

de ce devouement, de ces soins extenuants, de cette attitude 

consciente: quelques phrases banales, sans poids dans la presse 

Roumaine, s’&gosillant a r&peter des attributs trivials, des accu- 

sations uses. Triste r&sultat! 

Cependant nous devons r&pondre a ces manifestations de 

la Presse. Car Vopinion publique Roumaine ne sait pas ce que 

nous savons, il est convaincu de la verite de ces „accusations“, 
jurant de ce qu’il en est ainsi et il n'y existe que quelques 

Roumains tres prudents et tres intelligents, qui voient dans la 

minorité autre chose, que les ennemis du pays, qu’une masse 

irredente et detruisante avec laquelle on devrait en finir au plus 

vite possible, si on pouvait. 
Et pourtant, nous ne voulons pas renoncer ă l’espoir, 

qu’un jour la Presse Roumaine, elle aussi nous pretera l’oreille. 

Nous ne fatiguerons pas, nous ne perdrons pas courage, car 

notre interet vital est d'6claircir, de tâcher de juger correcte- 

ment les faits. 

La Grande R&union de Sft.-Gheorghe attira toutes les 

regions de la societe minoritaire hongroise. Il serait faux de 

. maintenir, que la classe moyenne surtout s’&tait reridu au Mee- 

ting, car. aussi les industriels des villes et les menus pro- 

prietaires des villages 6taient accourus. Aujourdhui il -n’est 
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plus un privilăge dans le cadre de la minorit€ hongroise d’ap- 
partenir ă la classe moyenne autant que l’industriel des villes 

ne personiiie plus le patron capitaliste, c'est la classe moyenne 

minoritaire qui range aujourdhui plus du cote du proltariat que 

de la bourgeoisie aisi6e. Et pourtant, malgre linterât unanime 

et la confiance de ces masses heterogenes devant le travail et les 

conducteurs du Parti — la Presse gouvernementale de la Tran- 

sylvanie en tira la conclusion, que „la Tyrannie des magnats y 

avait mis en scene sa comedie particuliere“. 

Un représentant de l’occident s’&tonnerait pas mal ä voir 

qu’ici, depuis plus de vingt ans, on vomit des impr&cations 

contre une &@lite de la societe Hongroise Transylvanienne, par- 

cequ’elle aussi s’est mise ä la tâte des mouvements politiques 

des Hongrois, qui ont dü subir le sort minoritaire. Il en est 

comme si on voudrait effaroucher les anciennes familles Hon- 

groises, qui participent dans les luttes de leur nation, qui selon 

leurs traditions prennent part dans les affaires publiques. 

Qui oserait accuser la politique Anglaise de tendences 

tyranniques, parce que l’aristocratie Anglaise, fidele ă son devoir 

historique prend part dans la vie politique et parce que les 

membres de ceite aristocratie s'empressent d'atteindre des posi- 

tions les plus actives ? Des aristocrats Anglais ont des sieges dans 

les ban:s des partis des ouvriers, tandisque des conducteurs 

d’ouvriers deviennent des aristocrats dans la politique. Qui est 

ce qui aurait l’audace de stigmatiser la duchesse d’Atholl, de- 
puté du Labour Party, d’&tre un coureur de mandats, s’efforgant 

a faire carriere ? Ou bien de l’accuser d’aspirations tyranniques, 

puisqu’elle ne veut plus rester dans son chäteau pour passer 

son temps a donner des ordres ä ses lacquais ? D’ailleurs nous 

ne voyons que cing Ou six magnats maghiars dans la vie pu- 

blique de la Transylvanie. 

Plus conforme a la vérité est un article qui constate que 

la classe moyenne, qui se constitue d’anciens employ&s d’Etat 

de propriätaires moyens, d’intellectuels des villes, s’est empar&e 

de la direction de la minorité Hongroise de la Transylvanie. 

Nous nous demandons, avec guelle joie maligne ce méme jour- 

naliste condamnerait la classe moyenne de Transylvanie, eűt-elle 

abandonné le peuple Hongrois apres le changement d’empire, 

si, supposons cette classe n'avait eu autre but, que de sauver 

au milieu des orages des ann6es passes, tout ce qu’elle aurait 
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pu sauver, ne s’inquietant guere d'autre chose, que sournoise- 

ment de ses propres intârâts Egoistes ? 

II est fait, qu'il n'y a devoir de plus ingrat et de plus 

risque, que de faire la politique des minorites Hongroises. Que 

de fois plus profitable de rester chez soi paisiblement, de faire 

t&moignage en devant de M. le Preteur etde M. le notaire, qu’on 

ne prend aucun part aux actions. agitateurs, de ce qu'on reste 

passif pendant les travaux extenuants du Parti Hongrois pendant 

les €lâctions, de documenter par son attitude, qu'on s'6tait acco: 

mode avec les circonstances — de se procurer un certificat qui 

se prouvera util devant la commission des contributions, a 

l’occassion de la livraison du tabac et de la repartition des 

semailles. 
Une generation läche, digne de son sort aurait agi ainsi. 

La classe moyenne Hongroise de Transylvanie cependant fit son 

choix: dans l’&poque de la rsforme agraire, des restrictions des 

droits et des autorisations, lorsque l’Evoquement de soupcons ou 

un ressentiment de la part des autorites suffisait ă toucher des 

existences, — cette classe moyenne prit sur soi le devoir amer 

de la politique et ne laissa pas arriver, que la minorit6 Hon- 

groise se perdit dans les abimes de l’impuissance et de l’aban- 

don, qui s'6taient ouverts par suite de la catastrophe nationale 

et &pocale, dans laquelle une nation dominante se transforma 

en un peuple minoritaire. |! est donc naturel que l’aristocratie 

Transylvanienne y dut participer. Aujourdhui la difference entre 

le magnat et le simple fils du peuple n’est pas si grande qu’aux 

temps passees de la richesse, le destin minoritaire les frappe 

tous les deux également, on dirait m&me que le magnat en 

souffre devantage et &tant plus culture, plus sensible, il &Eprouve 

plus amerement l’injustice. D’ailleurs, sa chute venait de plus 

haut que celle de nous autres. Je me demande souvent, gwest 

ce que c'6tait que la tyrannie des magnats et celle de la classe 

moyenne ? Traduit dans le style de tous les jours, on pourrait 

designer lide par le mot: interât. Quel est alors l’inter&t qui 

les amene ă conduire la politique minoritaire ? 

Une minorit€ n'a aucune influence sur la politique des fi- 

nances du pays, ni sur son syst&me de production, elle ne regle 

pas les salair-s des ouvriers. Elle n'a non seulement pas une 

seule position dirigeante mais elle a m&me tr&s peu de repr6- 

sentants dans les corporations d'interâts €conomiques, dans la 
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Chambre de Travaux, dans la Chambre de Commerce et de 

l’Industrie, dans la Chambre Agronomique, ou collident les in- 

t&râts de classe. Eh bien, apr&s cela, qu'on me dise enfin net- 

tement, quels ‚sont les inter&ts feudales, oü est le r&gne feudale? 

Quel est l’avantage de classe dont s’assure le Parti Hongrois 

par le simple fait, que l’intelligence y joue le röle principal ? 

Or, c’est justement cette société des intelligents qui avait 

r&ussi a faire l’&quilibre dans la minorit€ Hongroise Transylva- 

nienne, c’est elle qui, malgr& la grande misere du paysan Hon- 

prois et du chaumage de l’ouvrier dans les villes empeche 

ceux-ci de se jeter dans les bras des mouvements bolchevistes, 

les sauvant ainsi du pouvoir châtiant de PEtat. C'est elle encore, 

qui emp&cha l’accroissement des tendences ultra-droits dans les 

rangs de la minorite, ne permettant pas que la lutte democratique 

de la minorit& fut relevee ou defigurde en consequence d’une 

imitation non-motivâe de la totalite. 

Nul part aucune trace indiquant qwune ideologie disparue 

et surannte domine encore cette politique minoritaire! Les 

apparitions et les disparitions des ideologies n'ont jamais 6t6 

aussi relatives, que de nos jours et si la these tient bon, que 

Marx lui-m&me ne serait plus marxiste aujourdhui, il tient bon 

aussi que c'est bien ceux, qui jettent une sociste minoritaire comme 

un butin aux pieds des classes, ou qui se laissent se diviser par 

des differentes id&ologies actuelles, qui rendent hommage ă des 

ideologies surannâes et non pas ceux qui, en reconnaissant la 

grande idee de la solidarit& nationale, s’efforcent ä reunir cette 

minorit& en devant des courants quiles menacent de dehors et 

en devant des forces interieurs qui souvent essayent le „divide. et 

impera“. 

La calomnie selon laquelle le Parti Hongrois c&de aux 

directions qui viennent de dehors, sontnon moins incontestable- 

ment contradictoires. Cela veut dire en autre termes que le 

gouvernement Hongrois, ou plutöt les courants revisionistes en 

Hongrie dirigent le Parti. Jamais aucune preuve n’en existait dans 

les dernieres vingt ans, personne n’a jamais produit une telle 

preuve et c’est la Presse Roumaine elle-m&me, qui avec une 

unite admirable a r&cemment contest& cette insinuation, consta- 

tant que le Parti Hongrois avait brav& obstin&ment les exhorta- 

tions d’au-delä de la frontiăre, dans lesquelles on leur conseilla 

de ne pas gáter certaines négociations réconciliatoires avec des 
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demandes obstindes, rebelles et des d&cisions provocateurs. Si 

tout ce qu'on a 6crit depuis des annes en ce que le Parti 

Hongrois ex6cutait les ordres recues de Budapest 6tait vrai, 

peut-on croire logiquement, qu'on s'opposerait ă ces instructions 

au moment m&me oü peut âtre ont lieu des discussions politiques, 

qui peuvent amener un changement resolutoire dans la politique du 

gouvernement Roumain, jusqu’ici peu favorable a la minorite Hon- 

groise ? On penserait que la minorit& Hongroise qui a si souvent 

exp6rimente les dommages d'une propagande bruyante et parfois 

irresponsable, est devenu tout ă coup plus revisioniste que les 

facteurs Hongrois eux-mâmes ? Peut on s'imaginer que ce Parti, 

s’il eut Et& mene a la lisiere jusqu’ici, s'opposerait aux ordres 

de Budapest au moment oü on allait venir ä son secours ? 

La presse roumaine trouva beaucoup ä critiquer dans le 

discours du prâsident Georges Bethlen. Ce discours, cependant, 

ne fut publi€ que dans des extraits tres fragmentaires ainsi qu'il 

n'y est pas mâme question d'apprâciation objertive. Je vous 

demande — guaurait pu dire autre chose le président, quand 
il donna un coup d’oeil r&trospectif & Phistoire des derniers 
guatre ans ? Personne ne peut maintenir, gue ces guatre ans 
auraient produit des moments réconfortants pour les hongrois 
de Roumanie. II est évident, gue pas un des publicistes rouma- 
ins na lu les discours gue M. Konrad Henlein, le président du 
parti Allemand dans les Sudétes tenait ces dernieres années. Si 
Von comparait, nimporte guel des discours de Henlein avec 
celui que Georges Bethlen eut prononcé a l’inauguration de 
Passemblée de Sft.-Gheorghe, les murmures de révolte s’ap- 
paiseraient aussítót et le président du parti hongrois de Rou- 
manie, méme recevrait-il de bonnes notes de la part des jour- 
naux roumains. II est non moins évident, gue les journalistes 
roumains d’aujourd’hui ne connaissent pas les discours que les 
conducteurs de jadis des roumains Transsylvaniens prononcă- 
rent dans la Hongrie d'avant guerre. J'ai ’honneur de regis- 
trer ci dessous un fragment du discours, que Ladislas Goldis 
fit devant l’assembl&e generale du comitat d’Arad le 30 sép- 
tembre 1912 : 

, Eu vain sont les lois scolaires et celles du Congrua, ă 
Vaide desguelles vous avez fait des deniers de Judas du trésor de 
Vétat, tendant a terroriser nos instituteurs et nos prétres par des 
actes de violence. Chague fois gue vous forcez Penfant roumain 
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ä chanter le: , Due Dieu bénisse les hongrois“ la douleur fera 

tr&ssaillir son coeur, il &prouvera encore d’avantage qu'il ne 

peut lui m&me chanter le „Reveille toi Roumain, de tes réves," 

- et chaque fois que Von forcera Pinstituteur et le pretre rou- 

main a se déconvrir devan" les insignes détestés de l’idee na- 

tionale de Hongrie, la haine fortifiera leur amour pour leur 

nation et ils entendront de plus en plus fort la voix intérieure, 

qui leur chuchote la consolation, qu’un jour viendra l’heure de 

la revanche.” 
La question est: peut on juger le discours de Bethlen 

comme impatient, dangereux pour l’&tat, surtout quand on le 

compare avec les invectives de Goldis ? Jamais politicien hon- 

grois n’aurait songe & insulter d’un style aussi offensif, tout ce 

qui blesserait les sentiments de la nation roumaine, que ce 

discours de Goldis. 
D’ailleurs ce n’est pas seulement le president Bethlen, qui 

s’est fait coupable de r&primander la politique injuste et blessante 

concernant les minorites. M. M. Michalache, Madgearu, lunian de 

Popposition et m&me M. Dinu Bratianu, le president du parti 

du gouvernement, ont protest€ contre la tendence nationaliste 

qui menace notre existence. M. lunian comme M. Dinu Bratianu 
ont bien averti le gouvernement de ne pas chercher de d&pos- 

sâder les minorites: M. Dinu Bratianu tâchait d'excuser le parti 

liberal, disant que celui-ci, n’avait pas l’intenfion de proclamer 

la guerre aux nationalites, ni aux contessions, tandisque M. lunian 

indiqua la vue âtroite d'une politique qui traite cinq millions de 

sujets en ennemis. Je demande: Est-ce que celui qui est touche 

de plus prés de cette politique, c'estă dire, le prâsident du parti 

hongrois, n'est il pas oblig€ lui aussi, de protester contre lavan- 

cement du totalisme national ? 
On reproche au president du parti hongrois, d’avoir de- 

clar& la chose inouie, qu’il &tait bien dispose pour accepter la 

main droite de paix, mais qu’il souhaitait que l’on negocie avec 

lui en partis dont les droits sont 6gaux. II est incontestable, que 

P&poque nationaliste, oi «tout est permis», a dâjă tellement pa: 

ralys6 la mentalit€ de ceux, qui donnent le ton dans la nation 

dominante, que l’on le qualifie comme une condition inacceptable, 

comme une exigence audacieuse, quand une minorite ose A ac- 

censuer son &galite. Personne ne se souvient plus du fait, que 

le nouveau systâme de droit des minorites est base sur l’egalite 
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de droit des minorites, que la libert& nationale parfaite pour 

tous les peuples de ce pays fut proclamee ä Alba-lulia, que la 

constitution ofire une Egalit€ absolue ä chaque sujet roumain, 

sans difference de nationalite. L’id&ologie pan-roumaine, avec 

laquelle on a r6ussi de remplir l'âme des intelligents de Rou- 

maine, est devenue trăs puissante. Cependant, il n'est pas le 

merite de Bethlen d'avoir d&couvert l'Egalit6 des nations domi- 

nantes et celle des minorit6s. Ce fut Masaryk, qui eut caractă- 

rise ainsi les relations entre la majorit et les minorites: 

„Gleiche unter Gleichen und Freie unter Freien“, c’est a dire: 

des égaux parmi les égaux et des libres parmi les libres. Kon- 

rad Henlein, dans un discours, prononce ä Leitmeritz, un de 

ces jours, dit les mots suivants dans l’inter&t de l’accentuation 

de cette Egalite: „La volonte non-seulement d'un seul peuple, 

mais celle de tous les peuples, doit se faire valoir dans VPétat. 

On ne peut parler que des peuples au pluriel.“ Voilä Henlein, qui 

a plac& la politique minoritaire deja sur une base, oü il ne s’agit 

plus de minorite, mais de „peuple d’&tat.“ II en suit, que lorsque 

Bethlen souligne qu’avec nous aussi, on ne peut discuter de 

paix et d’entendement, que lorsque on nous traite en parti Egal, il 

n’a prononc& rien de r&voltant. II y reste mäme tr&s en arriere 
de Henlein. 

On fut tres indigne, parceque Bethlen dans son discours 

d’inauguration eut fixe, que les hongrois de Transsylvanie se 

regardent en communaute culturelle absolue avec la totalit& des 

hongrois, n’importe dans quel pays ils vivent. Cette indignation 

n'est pas fond&e. Personne n’y peut voir de l’irr&dentisme, ni 

du: revisionisme, ne soit-ce que de malveillance intentionnee. 
La communauté nationale au-dessus de l’&tat, est aujourd’hui 
une thése acceptée non seulement dans la littérature minoritaire, 

non seulement dans les décisions du congrés des minoritaires, 

mais dans les nations dominantes mémes, sans préjudice a la 
loyalité et la fidélité vis a vis de Pétat. Nous voyons par exemple, 
que les polonais, les tcheques, les allemands, se r&unissent ä peu 
pres tous les ans au congres des polonais, des tcheques et les 
allemands de la terre. Lă bas on avait proclamé a plusieurs 
reprises Punité nationale et culturelle des fragments nationaux 
dispersés dans les différents pays. Inutile a mentionner ici, que 
le socialisme national ailemand a déclaré gue le contact des 
minorites allemands avec le pays d’origine doit étre. beaucoup 
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plus reserr6 qu’un simple contact culturel et pourtant les 

cercles nationalistes roumains s’enthousiasment pour le socia- 

lisme national, en m&me temps critiquant d’un ton indigne les 

declarations plus modestes de Bethlen. Il en est clairement vi- 

sible, que nous ne nous trouvons pas en face d'une question 

principielle, mais simplement en face d'un pr6judice contre la 

minorit& hongroise. D'ailleurs, si les organes nationalistes rou- 

mains trouvent qu'il est injuste que les nationalitâs dispers6es 

dans les differents pays, gardent leur caractăre et leur culture 

national, comment expliquera t on, que I'stat roumain a vote 

plus de cent millions lei en faveur des 6coles roumaines en Grăce 

et en Bulgarie et encore, pourquoi s'est il entendu avec la 

Yougoslavie sur une convention bilatérale scolaire? Nous ne 

pouvons pas reconnaitre gue ce, gue la Roumanie exige pour 

les minorités Roumaines dans d’autres pays, soit interdit pour 

la minorite hongroise. 

Une accusation se r&petant perpetuellement dans les jour- 

naux roumains est, que „le parti des magnats“ voudrait ramener 

le passe, qu'il dâplore ce pass et les actions de l’empire rou- 

main, et qu'il voudrait remetire dans son ancien tat, ce quia 

etE cause par l’expropriation. Ce sont des maintiens, qui jusqu’ici 

n’ont pas &t& prouves dans la presse, par aucune date. Nous 

prions respectueusement les politiciens et les publicistes qui ont 
intentes cette accusation contre le parti hongrois, de vouloir 

bien nous présenter une seule phrase dans les luttes mendes 

par les politiciens minoritaires hongrois pendant guinze ans, 

dans laguelle guicongue aurait demandé Vannulation de l’expro- 

priation, ou la restauration des terres enlevées, comme faisant 

part du programme de la politigue minoritaire. Jamais, pas un 

seul des politiciens n’a fait une chose pareille, malgré guil y 

aurait pas peu de chose ă critiquer a l’&gard de l’expropriation. 

La reforme agraire ne îut pas exâcutee sous les mâmes con- 

ditions en Transsylvanie, que dans les autres parties du pays, 

surtout dans l'ancien royaume. A la course de la reforme agraire 

on donnait des titres d'une valeur minimale en change des 

terres expropices (2000 Lei, c'estă dire 50 îr. Suisse par hectare) 

ces titres notaient alors un tiers de leur valeur ă la bourse, 

aujourd’hui ils ne valent m&me pas la moitie. Qui oserait con- 

tester, que cela signifia une perte, souvent prodigieuse, de la 

fortune nationale de la minorit& hongroise. Un petit nombre des 
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cultivateurs hongrois sans terre part cipa des terrains distribues 

ceux qui en eurent part, furent le plus souvent des colonistes 

roumains, des institutions et des beneficiaires de la vie politique 

roumaine. Personne ne sé doute, que ces ofienses ont provoque 

des critiques. 

Il va sans dire qu'on avait reproch& le parti hongrois, & 

cause du proces des optants, malgr& que les optants furent ex- 

clusivement sujets hongrois, avec lesquels le parti hongrois n’eut 

aucun rapport, malgr& qu’il ne s’&tait jamais prononce sur ce 

sujet, mais qui tout de m&me, ne put s'opposer aux optants, qui 

croyaient dans la l&galit& de leur revendications, d’autant plus, 

que suivant le contrat des minorites, les optants peuvent garder 

leurs biens immobiles. Nous r&petons quand mäme: jamais et 

“dans aucune forme nous n'avons exprime notre opinion lă dessus. 

De mâme qu'il est faux de prâtendre, que les conducteurs du 

parti hongrois d&plorent le pass et sonhaitent son retour. En- 

fin, on ne peut pas demander aux differentes classes et regions 

des hongrois en Transsylvanie, de ne pas songer affectueuse- 

ment au passe oü ils jouerent le röle principal dans la Trans- 

sylvanie. Nous ne croyons pas, qu’un Roumain nous demanderait 

une telle chose, d’autant moins, qu’auparavant les roumains de 

Transsylvanie regrettărent constamment le fait, que dans la place 

de cette Transsylvanie s'6tendait la Dacie i! y a 1500 ans, ils 

appelaient la Transsylvanie: Dacia superioara, donc comment 

pourrait on incriminer, que les hongrois n’ont pas encore oublie 

le pass aujourd'hui. Au contraire, ils meriteraient le mâpris du 

monde entier, si apres 20 ans, ils s"étaient appropriés dune 

mentalité byzantine, gui est capable de nier le passe, ou de 

l’oublier.. Le fait est, que dans la politique minoritaire on ne 

fait pas mention de ce passe, on le defend, au plus. Nous ne 

parlons jamais du passe, mais du present. Cette politique de 

minorite ne renonce pas ä demander la r&eparation des nom- 

breuses injustices, la restitution de ses institutions publiques, 

l’obtention d’un part des postes de fonctionnaires. Quand mâme: 

l’essence de sa propagande est de garder ce qu’on possede. 

Le comte Georges de Bethlen prononca une fois que „la politique 

minoritaire roumaine est fonde&e sur le principe de l’enl&vement“. 

Pour le moment, nous serions tres contents, si l’application 

pratique de cette politique cessait. La tendance de regagner 

les biens, n'est pas un pâch€ tellement grave, comme le journal 
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du parti du gouvernement „Natiunea Romäneascä“, täche d’accuser 

les conducteurs des hongrois. Les 6glises grâco-catholiques de 

Transsylvanie sont rentrâes en possession des terres expropries 

de leurs instilutions en vertu d'une loi particuligre. Est ce que 

l’egalit& devant la loi n’exigerait elle pas, qu'il en soit de m&me 

avec les institutions culturelles des minorites? On était allé si 

loin a l’&gard de l’expropriation des institutions culturelles hon- 

groises, qu’on avait expropri&e non seulement les terres episco- 

piales et celles des &coles, mais aussi les terres de l’&cole 

d’agriculture a Algyögy. Voici une Ecole d’agriculture sans terres. 

C’est caracteristique pour la mesure dééguité de la politique 

minoritaire. 

Le resume de la critique sur le congres du parti hongrois 

a Sft-Gheorghe de la part de la presse roumaine est, que 

les demandes sont injustes. Nous sommes préts a soumettre la 

proposition r&solutoire votee a n’importe quels juristes neutfres, 

minoritaires on internationaux: afin de constater, si elle contient 

une seule demande injuste ou mensongere. Nous sommes 

préts aussi a confronter la proposition résolutoire du congrés 

avec les maintiens de la presse rouniaine, selon laguelle la 

Roumanie aurait satisfait la convention minoritaire internationale 

en entier, — et de prendre la responsibilite, que cela n’est pas 

conforme aux faits. Nous ne croyons pas, qu’il existe une com: 

petence, qui certifierait le respect de la convention, si nous lui 

soumettions, que nos Ecoles ne recoivent pas de subvention 

d’etat, si nous lui apprenions comment les municipes et les 

departements ont &corne ou completement suspendu le soutien 

materiel de nos institutions, dans quelle mesure on re&duisit le 

nombre de nos &coles d’etat primaires, comment travaillaient 

depuis quatre ans les conseils interimaires nomme&s dans l’ad- 

ministration avec l’exclusion des minorites a Cluj, Oradea, 

Arad, Sälaj, Tärgu-Mures etc, comment on avait in- 

terdit les inscriptions des maisons de commerce en hongrois 

et cetera. La presse roumaine denote ce qui s’etait passe ä 

Sft.-Gheorghe d'âtre une excitation sans pareil. Cependant 

Pexcitation n’est pas notre röle, c’est le privilege d’un part de 

la presse roumaine. He&las! le public Roumain ne sait pas m&me 

contrOler la verit€ de ce qu'on crit de nous, car la desorien- 

tation ă l'6gard de la vie des minorites est desesperante. Exa- 

minons par example ce que imaintient la 'presse roumaine du 
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parti hongrois, qui, dit-elle exige que les fonctionnaires mino- 

ritaires ne sachent pas la langue roumaine. Jamais, sous aucune 

forme, le parti hongrois n’avait fait mention d’une chose pareille. 

De qui demanderait il de ne pas savoir le roumain ? Selon la 

statistique officielle, il n’y a que 11'85 °/, d’hongrois parmi les 

fonctionnaires de l’administration, dont le nombre diminue de 

plus en plus. Au contraire: nous offrons la nouvelle gen£ration 

hongroise, qui parle deja parfaitement le roumain, au service 

publique, mais on ne veut pas d’eux. Ce que nous avons de- 

mande en effet, c’&tait que le fonctionnaire connaisse,ä part de 

la langue officielle la langue du peuple au milieu duquel il 

travaille et qu’il en soit fini avec l’anomalie, que des personnes 

de l’administration qui ont affaire avec le peuple, comme le 

notaire, le gendarme, l’ex&cuteur, le m&decin communal, le me&- 

decin de la caisse d’assurance ouvriere, ne sachent pas un mot 

de la langue des minorites. Est-ce que c’est une demande au- 

dacieuse ? 

L’opinion publique hongrois fut extremement &tonne de la 

scrie des articles publice dans ie journal d&mocratique „Lumea 

Românească“, laquelle r&pand des sentiments d'animosit€ contre 

le parti hongrois. II est difficile a comprendre, pourquoi un or- 

gane democratique täche de noircir continuellement un parti 

minoritaire. Nous voudrions bien qu il nous dise une fois nette- 

ment, quel est le chapitre du programme du parti hongrois, qui 

s'oppose au principes proclames par la d&mocratie roumaine. 

Nous nous souvenons ici des luttes du parti bourgeois radical 

de l’&poque hongroise et nous constatons, que ce parti s’etait 

range du cot& du parti national roumain, en pleine armure, 

malgr& que quelques uns des articles du programme de celui ci 

comme par exemple l’&ducation confessionnelle s’opposerent au 

radicalisme bourgeois. Ce parti, en defense du parti national 

roumain, comme nous nous souvenons parfaitement, stigmatisa 

d’un ton tranchant ceux des politiciens roumains, qui s’abriterent 

dans l’hombre des gouvernements hongrois. Aupres de cela nous 

voyons aujourd,hui, que ces journaux d&mocratiques roumains 

caressent affectueusement vis-ă-vis du parti ind&ependant hon- 

grois les menus fragments de partis hongrois, qui s’empressent 

de se faire valoir dans le grand soleil de la gräce gouverne- 

mentale et qui, au moment m&me, oü les rayons de ce soleil 

cessent de les &clairer, — disparaissent ou se perdent. 
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Le „Lumea Românească“ maintient que Georges Bethlen 

dâsire la dictature dans la minorit€ hongroise, ce qui est une 

assertion tout ă fait ridicule. Aujourd'hui le systăme autoritaire 

est trăs ă la mode. Ces empires autoritaires, qui se presentent 

&videmment sous la forme de dictatures, se maintiennent par la 

force des bayonnettes et celle des prisons. Ce n'est pas lă qu'il 

faut chercher une vâritable autorite. Autorite, signifie une in: 

fluence et une supsriorit& morale. L'autorit€ et le pouvoir, sont 

deux choses entierement dificrentes. Georges Bethlen ne repre- 

sente pas la dictature, mais la force autoritaire dans son sens 

pure, puisqu’il ne dispose d’aucun pouvoir, il ne peut ni punir, 

ni r&compenser, il n'a pas de gensdarmes, pas de camps de 

concentration et pourtant, chaque fois que les masses minori-. 

taires sont obligtes de se dâclarer, elles se dâclarent aupr&s de 

lui. La meilleure preuve en est la s6rie d'6lections de parlement, 

ou la liste independante du parti hongrois r&ussit toujours dans 

une proportion que permet une €lection pure ou la terreur elec- 

torale. Tandis qu’un petit groupe politique hongrois, dont les 

journaux d&mocratiques s’enthousiasment, parvint une seule fois 

ă faire entrer trois de ses membres dans le parlement, a l’oc- 

casion, oü, sous influence du pouvoir, on leur fit place dans 

la liste du parti gouvernemental. II ne manque pas d'humeur, 

quand ontient ă assertir, qu'on eut €loign6 du congres du parti 

hongrois, ceux qui ne „firent pas hommage“ ă Bethlen. On 

meut €loign€ personne et dans aucune manitre. La vérité est, 

que le groupe ouvrier ultra-gauche s'tait adress€ au parti hon- 

grois avec la priere, que trois de ses delegues puissent avoir 

la parole au congres. Le comit6 exâcutit du parti hongrois 

s'opposa ă cette demande. 

Ce fut, cependânt un va sans dire, le congrăs d'un parti 

ne s'assemblant jamais, que pour ses membres ă lui, od des 

membres d'un autre parti ne peuvent pas se manifester. C'est 

l’usance partout au monde. 

Au congres du parti socialiste francais, jamais membre 

d'un autre parti, ne peut avoir la parole, ne soit-ce que quelqu’un 

veuille faire de l’embarras ou du scandal et pourtant, personne 

na jamais song& a denoncer le parti socialiste frangais d’etre 

une formation dictatoire. II est vrai, que le parti hongrois se 

regarde comme l’organe de la minorit& hongroise entiere de 

Roumanie. Cependant cela ne veut pas dire qu’ä ses congres, 
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il serait oblige de faire parvenir un röle ä ceux, qui ont P’habi- 
tude de nier tout franchement et agressivement, que le parti est 
Vasile de chaque minoritaire hongrois. La conception des dicta- 
teurs vers les d&mocraties est: Je te refuse les droits d’apres 
mes principes mais j'exige des droits de toi selon ton principe! 
II est impossible de faire ce jeu dans une vie dure de minori- 
taires. „Lumea Românească“ avait chaudement appuy& Passem- 
blee de la jeunesse hongroise ă Târgu Mureş, esprant que la 
jeunesse s'y armera contre le parti hongrois. Eh bien, — la 

jeunesse ultra-gauche et  celle de caractere ultra-droite par- 
ticiperent toutes les deux a cette réunion, il faut noter d’ailleurs, 
qu’il n’existe que trés peu de ces derniers deux — mais pas une 
seule voix ne se fit entendre contre le parti. Nous demandons 
de nouveau: est-ce que le devoir d’un organe d&mocratique 
est-il de - soulever l’opinion publique de la majorit contre un 
parti de minorit€ ? D&mocratie veut dire: self-government. I 
en suit, que le droit 6l&mentaire de la minorit& hongroise est 
d'€lire ses conducteurs soi-mâme. La democratie est: discussion. 
Ä ce congrös les discussions furent aussi libres qu’en Angleterre. 
„Lumea Romäneascä‘ se contredit. D’abord elle &crit, que Bethlen 
veut la dictature, plus tard elle note avec une joie maligne, que 
le délégué André Szabó developpa l'opinion, que le parti ne 
representait pas assez &nergiquement les intârâis de la minorit€. 
N'est il pas caractsristique pour la direction democratique du 
parti, que cela pouvait &tre dit aussi ouvertement ? 

Et pourquoi la presse roumaine applaude-t-elle ä cette re- 

proche, lorsgue a chague autre occasion elle stigmatisa les 
tactiques plus modestes du parti comme agitations contre 

l’etat roumain. L’ancien chef de cabinet, M. Alexandre Vaida 

lui-m&me se moqua une fois, disant, que les politiciens des na- 

tionalites de l’ancienne Hongrie menérent une lutte mainte fois 
plus courageuse, pleins de désir de se battre. 

Malheur a notre politigue minoritaire cependant, si elle 

entrait a cette raillerie et essayait d’imiter les politiciens des 

anciens nationalites de Hongrie. Alors ce fut l’&poque romantique, 
aujourd’hui nous vivons dans l’äge de l’intol&rance et du tota- 

lisme national, oü il n’est pas honteux de demander, qu’on 

exciue le travail minoritaire de l’&economie privee m&me. Ce qui 

fut, pendant le libéralisme de l’&poque ci-nommee, un jeu poli- 

tique, est aujourd’hui un p&che, qui doit &tre severement puni. 
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Aujourd’hui le politicien minoritaire risque non seulement sa peati 

mais aussi les inter&ts de sa nation, lorsqu’il s’oublie et voudrait 

imiter les h&eros d’une &poque politique libre. 

Nous regardons d’un oeil fixe l’accusation de la presse rou- 

maine, selon laquelle le , parti des comtes‘‘ neglige les interets 

des -hongrois des villages. II y en a qui disent, que le point de 

vue de la population villageoise est exubârant dans le travail 

du parti, tandisquiil ne prend pas assez en considration les regions 

des villes. Ni !’un, ni l’autre n’approche la vérité. Le parti hong- 

rois, est, comme developpa le s@nateur Elemér Gyárfás, le parti 

de toutes les classes et täche de r&pandre l’harmonie entre 

elles. Les experiences oni justifi€ la sagacite de cette conception. 

Il est &vident dans nos jours, que la lutte des classes dans le 

sort minoritaire ne mâne ă rien, par raison, que les classes 

minoritaires ne peuvent jamais lutter contre les diverses classes 

&conomiques de la majorite. Ils luttent toujours contre les 

membres de leur propre nation .et pendant tout le temps, ils 

sont encore de plus touchâs par le surplus de griefs qui păsent 

lourdement sur toutes les classes minoritaires, par la simple 

raison, qu’ils appartiennent ä la minorite. Lorsque, dans nos 

jours les peuples majoritaires eux mâmes se sont decidâs â re: 

viser les luttes des classes, il serait un p&ch& damnable si les 

minorites se divisaient en classes. Cela ne veut pas dire, que 

Pouvrier ou le patron minoritaire ne s'sorganise pas dans son metier 

on qu’il ne joigne dans des syndicats communs meme avec ses 

collăgues d'autres nationalites. Mais il ne méne pas une lutte 

de classes contre ses freres nationals. 

Les luttes parlamentaires de plus de dix ans ont prouvg, 

que le d&put& minoritaire, en presence d’un projet de loi quel- 

conque, mais d’une importance vitale, s’interposa pour les in- 

t&râts de cette classe minoritaire en question, m&me quand cette 

classe fut &trange ä ses sentiments individuels, tandisque les 

e&putes roumains, m&me quand ils furent membres de la méme 

classe, ne prononcérent pas un mot dans Vintéréts de ce projet. 

Le sentiment et le point de vue national était plus fort chez 

les députés de la majorité, gue la solidarité de classe. Ne se- 

rions nous pas des insenses, si nous aussi, oublions qu’avant 

tout, c’est notre situation nationale minoritaire, qui doit nous 

conduire, puisque nos adversaires se font guider du m&me 

sentiment contre nous. Est-il n&cessaire de faire autre preuve, 
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que celle de la campagne pour la protection du travail national, 
laquelle voulait, comme on sait bien, limiter par ordre supr&me 

le droit libre du travail des ouvriers et des fonctionnaires prives 

minoritaires et dans laquelle ce furent l’attitude &nergique et la 
complainte â Gen&ve du „parti des magnats“, qui r&ussirent ä 

sauver pour le moment cette libertE ouvriere et non pas les 

partis roumains nomm&s d&mocratiques, ni les partis ouvrieres 

roumains ? On ne peut maintenir que le repoussement ‚de la 

defense du travail national‘ servit les inter&ts des comtes. Le 

comte vend son bl6, sans &gard au chauvinisme, au contraire, 

au moment que l’ouvrier des villes perd son endroit de travail 

il rentre dans son village et les salaires deviennent meilleur 

marche€ chez lui et voila, il agit quand m&me dans un interet 

qui &tait en opposition du sien. II a prouve plus clair que 
nul autre argument, qu’il ne se laisse pas guider par son int6râi 

de classe, parcequ’il a reconnu justement, que l’ouvrier hongrois 

est l’objet d’offenses, non. pas parcequ’il est ouvrier, mais 

parcequ’ii est hongrois. Cela explique aussi le phenomene, qu'on 

ne peut pas revâtir d’aucune theorie, — qu’au m&me temps, 

que les membres du gouvernement parlent d'une prosperite et 

d’une floraison &conomique sans pareil, la manifestation du 

ministre Valere Pop le 31 octobre 1937, menace des milliers et 

des milliers d’ouvriers et de fonctionnaires prives minoritaires 

de la perte de leur pain et le gouvernement s’entend avec 

industrie, que dorânavant les postes s'Evacuant en cons6quence 

de mort ou de mise en pension, ou d'agrandissement d'exploi- 

tation, — seront remplis exclusivement par des ouvriers de rasse 

roumaine. On ne peut pas dire, n'est ce pas, que dans la vie 

economique de la Roumanie, l’inter&t de classe est dominant ? 
ll est Evident, qu’ici ce sont surtout les interâts nationaux qui 
font rage et qwen vue de ceux-ci,il faut que nous nous refugions 
sous la protection de la communauté que nous offre une mi- 
norite nationale et qu’il faut conduire cette minorit&e de sorte, 
que dans ses rangs l’harmonie sociale et non pas la haine de 
classe soit souveraine. 

Aujourd’hui la minorit& hongroise a fait la triste experience, 
qu'elle ne trouve plus de protection professionnelle, mâme en 
dedans des organisations professionnelles. „Universul“ a mis 
en opposition l'organisation professionnelle contre l'organisation 
du parti hongrois, — quoique, si l'on pense logiquement, les 
deux concepiions dans leur essence ne son pas en opposition, 
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Mais, ce m&me , Universul" demande au nom de Vomni- 

potence nationale, gue les industriels et les commercants rou- 

mains s’organisent ä part et qu’ilsne laissent pas entrer les mi: 

norites dans leur milieu. Or, toutes nos organisations profession- 

nelles, créées en vertu de loi, ou par la societe, sont aujourd’hui 

au service du nationalisme. II n’existe pas un seul representant 

de minorit& A la t&te des directions des chambres industrielles, 

commerciales ou avocatiales, on est en train de les excluer 

aussi des commissions. Les chambres professionnelles sont 

aujourd’hui les portes-parole les plus intolerants du numerus 

clausus, on n’a r&ussi a faire &lire un seul senateur minoritaire, 

de chambre professionnelle ; ces chambres sont representees 

dans les conseils municipaux ou communaux exclusivement par 

des roumains. Si l’industriel hongrois s’organisait a pärt, ce 

mouvement serait immediatement stigmatis€ comme irrâdentiste. 

Il y en a eu dâjă d'exemples. On veut 6touffer absolument en 

lui la conscience minoritaire, ainsi, que pour le moment, on ne 

peut pas compter sur la possibilit& d'organiser les hongrois a 

part suivant les metiers et sur une base nationale. 
Les commentaires de la presse roumaine, quant au discours 

de M. Elemér Gyárfás, sont aussi entierement faux. On croirait 

que le senateur demandait l’autarquie &conomique, dans le sens, 

que les hongrois tournent le dos a l’industrie et le commerce 
roumain et se s&parent completement. Quelque usee que soit la 

comparaison, on ne peut s’emp&cher de se rappeler du conte du 

loup et de 'Vagneau. Ce ne sont pas les hongrois, qui ont 

commence ă se sâparer, mais c'est la presse nationaliste rou- 

maine. Le mot: «la Roumanie aux roumains», comprend en lui 

méme l’isolation des minorites dans tous les terrains d’existence. 

Le grand mot: «Protection du travail» renferme en soi notre 
exclusion du travail productif &conomique, ce qui est le but de 

certaines tendances extrămes consiata M. Elemer Gyârfâs. Or, 

ce ne sont pas nous, qui avons pour but l’autarquie vis A-vis 

des roumains, mais c'est l’opinion publique roumaine, qui commet 

le pâch de vouloir nous exclure de la circulation du sang 

&conomique. M. Elemér Gyárfás, nous indigue comme moyen 

de défense en face dé cette tendance : Séparation, contre sépa- 

ration, approvisionnement de soi méme contre approvisionnement 

de soi-méme, assistence interieure, au lieu de l’assistance ex- 

t&rieure refuse. Pas d’offensive, mais de defensive, assistence. 

223



r&ciproque, la protection des biens et des revenus nationaux 
minoritaires. C’est la oü nous force la lutte, que l'on a mise en 

ceuvre, méme a l’&gard de la vie &conomique, contre les mi- 

norites. Bongre, ou malgre, le peuple hongrois est oblige& de se 

refugier sous la protection de son organe politique minoritaire, 

en face des mesures in&gales, puisqu’il ne recoit pas d’assistance 

d’autrui, Quand Porgunisation minoritaire lui conseille: täches toi 

aussi, d’&tre solidaire avec ton confrere minoritaire, soutiens-le, 

allie-toi avec lui: est-ce une offensive contre le peuple roumain ? 

On s’empresse de d@noter le souhait de Gyárfás, gue la société 

hongroise ne soutienne, que les banques de caractere hongrois, 

comme un grand crime. Le fait est, cependant, que les banques 
roumaines ne recoivent pas de credit de r&escompte, r&cemment, 

que sous la condition, que cet argent soit plac& exclusivement, 

parmi des roumains. li est donc &vident, qu’il faut organiser le 

credit minoritaire. C’est, helas! plutöt un desir modeste pour 

le moment, qu’une autarquie effective. Le liberalisme &conomigque, 

qui, aux temps des hongrois, laissa prosp&rer les banques rou- 

maines sans contröle, qui offra un credit de r&escompte genereux 

a ces banques, a disparu de nos temps, - II nya ni capital, 

ni liberté d’operation Economique. Helas,! on ne peut m&me 

parler s6rieusement d'un approvisionnement de soi-mâme éco- 

nomique de la minorit& hongroise. II est un crime de prononcer 

le bien foncier hongrois existant, d’ötre un trésor national. Mais 

cela n'est ii pas un va sans dire, quand il n’est presque pas du 

tout possible d’acheter de terres hongroises, quand i! est &tabli 

par la loi, quels sont les instituts, qui sont autorises a donner 

du crâdit hypothâcaire agricole. Ce n'est que l'ivresse natio- 

naliste, qui est capable de considsrer l’aspiration vers des. alliances 

de consommation, ou l’achat des machines d’agriculture, comme 

des actions aggressives. L’approvisionnement de soi-m&me mi- 

noritaire ne refuse pas le concours avec le peuple dominant, 

mais il est oblig& d’experimenter, parce que l’agitation roumaine 

aujourd’hui refuse ä& agir ensemble avec les minorites.: Nous 

lisons journellement les vanteries orgueilleuses comme celle-ci: 

dans telle ou telle entreprise il n'existe pas un seul minoritaire, 

chacun des employ&s est roumain! Quant ä la blasph&mie, selon 

laquelle le congres de Sft.-Gheorghe aurait eu un caractere 

r6visioniste, que la motion prise serait 6t€ scandaleuse, qu'il fut 

penetre d’un esprit de depit et de provocation, qu'un attentat 
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dangereux ä l’etat, qui doit étre s&verement puni, y fut com- 
mis, que les hongrois sont des parasites dans ce monde — 

nous n'abordons mâme pas la question. Il est deplorablement 

caracteristique pour la maniere superficielle et manquant d’en- 

tendement, dont on se defait du grand probleme des nations 

minoritaires, qu'on r&pond ă la manifestation d’une nation mi- 

noritaire, comptant un million et demi d'âmes, si grandiose, si 

solennelle, pr&paree avec tant de soin censciencieux et dont la 

direction fut irreprochable et disciplinee, — par des attaques 

tellement irresponsables. Une menue question de parti, ou une 

discussion politique personnelle seront jugées avec meilleure 

information, que le conseil d'une dure de deux jours, organise 

par la minorite la plus nombreuse de Roumanie. 
Il est infiniment regrettable, qu’il ne s’est pas trouve&e une scu'e 

voix dans le publicisme roumain, qui aurait revel&e que son 

auteur s'&tait enfin pânâtr& dans la question minoritaire et cher 

chait d'en juger du point de vue de vouloir construire un or- 

ganisme sain de PEtat Roumain et qui aurait demand: qui som- 

mes nous donc, qwest-ce que c'est que nous voulons et quels 

sont nos droits? I! n’y fut guun seul publiciste remarquable, 

qui nous honora d'un premier Bucureşti. Ce fut le depute M. 

Pamfil Șeicaru, le directeur du Curentul. Un jour stait, oü nous 

criimes, que ce journaliste trăs dou r6alisera le rapprochement 

de l’opinion publique Roumain de notre cause. II avait requ 

chez lui, ce fut en 1930, si nous ne nous trompons pas, le 

groupe parlamentaire hongrois, afin de faire leur connaissance. 

L’auteur de ces lignes y 6tait aussi. Il &tait tres Etonne de voir, 

que dans la bibliothăque &norme de cet homme extraordinairement 

instruit, il ne se trouva pas un seul oeuvre traitant de la question 

des minorites. Recemment on voit encore scintiller ici et lăune 

etincelle de bienveillance dans son organe, dans notre égard, 

cette bienveillance, quand m&me, est incapable de gagner de 

vigueur, dans l’atmosphere nationaliste d’aujourd’hui et elle doit 

mâme reculer devant un correspondant quelconque de province, 

qui lui envoit un article sur un attentat dangereux a l’etat, 

commis dans tel ou tel village par un paysan hongrois, qui 

avait adress& le notaire en hongrois et que celui-ci aussi, lui 

avait repondu en hongrois. Voilä, pourquoi m&me un publiciste 

des qualits d'un Pamiil Șeicaru n'a pu s'6lever au-dessus de 

Phorizon, qui lui est dict€ par V'esprit de l'&poque nationaliste. 
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II ne peut pas s’opposer a l’opinion publique, que lui aussi, 

depuis des anndes, aida a se d&velopper. Son premier-Bucuresti: 

„morbis minoritatis‘‘ est une preuve depressive, que m&me de 

la part des valeurs les plus forts de l’intelligence roumaine, 

nous ne voyons pas un signe d’entendement reconforlant. lis 

prennent les fables accusateurs pour de l’argent comptant, comme 

celle, selon laquelle un del&guee secret de Hongrie serait apparu 

au congres, qui aurait exhort& les Messieurs hongrois de Trans- 

sylvanie, de se mânager, mais ceux-ci ne suiverent pas le con- 

seil, parceque pour eux la maladie minoritaire est un capital 

d’elections qui leur fait de quoi vivre. M. Pamfil Șeicaru eut mal 

compris les fragments du voyage de L. Németh en Roumanie, 

quand il raille du , morbis minoritatis". Celui gui ne passe pas 

sa vie en qualit€ de minoritaire, ne comprendra jamais la ma- 

ladie des minorites. Ni Ladislas Nâmeth, ni Pamfil Șeicaru. Il 

est bien possible, que c'est en effet une maladie, mais c'est 

une maladie, que personne ne veut gusrir. G. B. Shaw a dit, 

que le minoritaire est comme un homme, qui souitre du cancere: 

il ne s'occupe de rien que de sa maladie. Cependant, ce n'est 

pas sa faute, ni celle de son tat de minoritaire. C'est la faute 

des mesures de la part des autorités, des actions sociales, des 

irritations de la presse, qui lui font sentir a chaque pas, qu’il 

est minoritaire. Le , morbus minoritatis" demande une &tude 

soigneuse et une therapie conforme a la diagnose. Voici la 

Suisse, qui ne s’est pas defaite de la question des 40.000 Reto- 

roumains avec de l’ironie, ou en les denotant suspecis de vou- 

loir chasser des mandats, — mais en 6levant la langue d'un 

peuple aussi petit en la quatrieme langue officielle de l’Etat. Je 
me figure tr&s bien, comment nos chauvinistes meprisent la 

Suisse insensee et pourtant, nous sommes de lavis, que la 

Suisse est devenu plus forte et non pas plus faible par le fait, 

que 40.000 de ses sujets ne souffrent plus du morbus minoritatis. 

Lorsque le minoritaire Transsylvanien est rappel& sans cesse, 

de ce qu’il est de la minorite, soit-ce que lorsqu’il entre dans 

un bureau politique, ou qu’il täche d’obtenir un poste dans une 

fabrique, ou lorsqu’il veut inscrire son enfant dans une école 
contessionnelle, ou qu'il est oblige de pâtitionner jusquwau mi- 

nistere, quand il veut organiser une representation d'amateurs, 

il est clair, qu'il &prouve l'&tat de sa minorit& comme une ma- 

ladie, Nous ne voulons pas indiquer ici les contradictions in: 
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terieures de l’article, puisque ces reflexions n’ont pas pour but 

de rendre les contrastes existants encore plus tranchants, au 

contraire, ils ont pour but de gagner des amis. Mais nous 

voudrions, qu'il se trouve un homme, comme M. Pamfil Șeicaru, 

qui ait le courage de dire: J'en ai assez du jugement superticiel ! 

Pâ&nstrons plus proftond&ment dans ce morbus minoritatis, par- 

cequiil est une impossibilit€, que des millions d'hommes se 

sentent malades, parceque queiques ,,chasseurs de mandat“ ne 

veulent pas les laisser vivre tranquillement. Malheureusement, il 

n’y en eut pas un tel homme jusqu’ä present. 

  

  

Der Numerus valachicus vor dem 

Genfer Dreierkomitee. 

Bekanntlich entschloss sich die rumänische Regierung nicht 

dazu, den Numerus valachicus in Form eines Gesetzes oder 

eines königlichen Dekrets einzuführen, wohl aber hat der Han- 

deisminister Valer Pop an die Industriellen der Minderheiten- 

gebiete ein Kundschreiben gerichtet. Er legte es den Leitern 

der Wirtschaftsbetriebe nahe, die völkische Zusammensetzung 

der Betriebsleitung, der Angestellten- und Arbeiterschaft dem 

für ganz Rumänien errechneten zahlenmässigen Verhältnis der 

Nationalitäten zugunsten des staatsführenden Volkes durch Hinein- 
nahme von Blutsrumänen anzupassen. 

Dieses Rundschreiben, das freilich keine amtliche Vor- 

schrift darstellt, sondern einen sehr autoritativen Rat, war kürz- 

lich Gegenstand von Verhandlungen im Völkerbund. Ende Sep- . 

tember hatte die ungarische Partei Rumäniens eine Eingabe an 

den Generalsekretär des. Völkerbundes gerichtet, die sich auf 

das Kundschreiben bezog. Trotzdem dem Rundschreiben, wie 

erwähnt, der Charakter einer amtlichen Vorschrift fehlte, wurde 

in richtiger Erkenntnis des Umfanges der drohenden Gefahr 

für die Minderheiten dieser Petition der Dringlichkeitscharakter 

zugebilligt und dementsprechend hat dann der sogleich einge- 

setzte Dreierausschus, bestehend aus deni französischen Aussen- 

minister Delbos, dem schwedischen Aussenminister Sandler und 

dem Staatssekretär im britischen Aussenministerium Lord Cran- 

borne, wie in Genf bekannt wurde, sogleich ein Schreiben an 

den dort anwesenden rumänischen Aussenminister gerichtet und 

229



diesen um Stellungnahme ersucht. Eine solche erfolgte auch 

alsbald und zweifellos in einem Sinne, der es dem Dreierko- 

mitee ermöglichte, schon im Oktober das Verfahren abzuschliessen 

und in Kenntnisnahme der rumänischen Erklärung, das Rund- 

schreiben werde keine Folgen haben und habe im übrigen nur 

den Charakter einer Empfehlung getragen, davon abzusehen, 

den Völkerbundrat mit der Petition zu befassen. 

Nur in ganz seltenen Fällen hat der Völkerbund so schnell 

und so erfolgreich gearbeitet. Im Hinblick auf das berechtigte 

Interesse an der Verhandlung und an dem Verhandlungsgegen- 

stand bringen wir nachstehend. den in der November-Nummer 

des offizielen Organs des Völkerbundes veröffentlichten Schluss- 

bericht. 

Lettre des Reprâsentents de la France, du Royaume-Uni 
et de la Suede, 

Paris, le 22 Oct. 1937. 

Monsieur le Secrétaire Général, 

En vertu de la résolution du Conseil du 25 Octobre 1920, 

Un Comité des Minorités, composé des Représentants de la 

France, du Royaume Uni et de la Suéde, a été appelé a pren- 

dre connaissance d’une circulaire du Ministere de l’Industrie et 

du Commerce de Roumanie, envoyée aux industriels de la Tran- 

sylvanie, du Banat et de la Bucovine et concernant le person- 

nel des entreprises commerciales et industrielles des minorites 

de ces regions. 
Le Comite, prenant acte de ia communication du Gouver- 

nement roumain, d’oü il resulte que la circulaire, qui n’avait 

d’ailleurs, que le caractere d’une recommandation, n’aura pas 

de suite, n’a pas estim& necessaire de porter la question de- 

vant le Conseil. 
La resolution du Conseil en date du 13 Juin 1929, para- 

graphe 4a), prevoit que, lorsque les membres d’un Comite de 

Minorites auront clos l'examen d'une question sans en deman- 

der l’inscription a l’ordre du jour du Conseil, ils communique- 

ront par lettre le résultat de cet examen aux autres membres 

du Conseil, pour leur information. Nous avons donc l'honneur 

de vous prier de bien vouloir communiguer le contenu de la 

présente lettre, a titre dinformation, aux membres du Conseil. 

Le Comité a été informé gue le Gouvernement roumain, 

conformément au paragraphe 5, de la résolution du Conseil du 
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13 juin 1929, donnait son assentiment a la publication de cette 

lettre de clöture au Journal Officiel. 

Veulliez agréer, etc. . . . 

(signé) Le Représentant de la France : 

Ivon Delbos. 

Le Répresentant du Royaume-Uni : 

H. Lloyd Thomas. 

Le Representant de la Suede 

K. I. Westmann. 
x 

Schreiben an den Generalsekretär des Völkerbundes be- 
züglich der Durchführung der Verfügungen des S 4a der Re- 

solution des Rates vom 13. Juni 1929 und veröffentlicht im 

„Journal Officiel“ auf Grund des 8 5 derselben Resolution. 

G.:528.1987:7, 

Schreiben des Minderheitenkomitees, bestehend aus den 

Vertretern Frankreichs, des Vereinigten Königreiches und Schwe- 

dens, welches berufen wurde, um Kenntnis zu nehmen von ei- 

nem Rundschreiben des Industrie- und Handelsministers von 

Rumänien an die lIndustriellen von Siebenbiirgen, des Banats 

und der Bukowina, betreffend das Personal von Handels- und 

Industrieunternehmungen der Minderheiten dieser Gebiete. 

Paris, den 22. Oktober 1937. 

Auf Grund der Resolution des Rates vom 25. Oktober 1920 

ist ein Minderheitenkomitee, bestehend aus den Vertretern 

Frankreichs, des Vereinigten Königreiches und Schwedens, be- 

rufen worden, um Kenntnis zu nehmen von einem Rundschrei- 
ben des Industrie- und Handelsministers von Rumänien an die 

Industriellen von Siebenbürgen, des Banats und der Bukowina, 

betreffend das Personal von Handels- und Industrieunterneh- 
mungen der Minderheiten dieser Gebiete. 

Das Komitee hat nach Kenntnisnahme einer Mitteilung der 

rumänischen Regierung, aus der hervorgeht, dass das Rund- 

schreiben, welches im übrigen nur den Charakter einer Emp- 

fehlung trug, keine Folgen haben wird, es nicht für notwendig 

erachtet, die Angelegenheit dem Rate vorzutragen. 

Die Resolution des Rates vom 13. Juni 1929, 8 4 a, sieht 

vor, dass, wenn die Glieder eines Minderheitenkomitees die Un- 

tersuchung einer Frage abgeschlossen haben, ohne deren Ein- 
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tragung in die Tagesordnung des Rates zu beantragen, sie das 

Resultat dieser Untersuchung den anderen Ratsgliedern schrift- 
lich zu deren Information ‚mitteilen. Wir haben daher die Ehre, 

Sie zu bitten, den Inhalt des vorliegenden Schreibens zwecks 

Information den Ratsgliedern mitzuteilen. 

Das Komitee wurde unterrichtet, dass die rumänische Re- 

gierung, entsprechend dem 8 5 der Resolution des Rates vom 

13. Juni 1929, ihr Einverständnis zur Veröffentlichung dieses 

abschliessenden Schreibens im „Journal Officiel” erteilt hat. 

Gezeichnet: 
Der Vertreter Frankreichs: 

Yvon Delbos 

Der Vertreter des Vereinigten Königreiches: 

H. Lloyd Thomas 

Der Vertreter Schwedens: 

K. J. Westman 

(„Journal Officiel” des Völkerbundes vom November 1937, 
S. 836.) 
  

Deutsch-polnische Minderheiten- 
erklärung. 

Das Deutsche Nachrichtenbüro veröffentlichte 

das nachstehende Communique : 

Die deutsche und die polnische Regierung haben die Lage 

‘der deutschen Minderheit in Polen und der polnischen Minder- 

heit in Deutschland in einer freundschaftlichen Aussprache be- 

handelt. Sie sind übereinstimmend der Überzeugung, dass die 

Behandlung dieser Minderheiten für die weitere Entwicklung 

der freundnachbarlichen Beziehungen zwischen Deutschland und 

Polen von grosser Bedeutung ist, und dass in jedem der beiden 

Länder das Wohlergehen der Minderheit um so sicherer ge- 

währleistet werden kann, wenn die Gewissheit besteht, dass in 

dem anderen Land nach den gleichen Grundsätzen verfahren 

wird. Zu ihrer Genugtuung haben die beiden Regierungen fest- 

stellen können, dass jeder der beiden Staaten im Rahmen sei- 

ner Souveränität für die Behandlung der genannten Minder- 

heiten nachstehende Grundsätze als massgebend ansieht: 

l. Die gegenseitige Achtung deutschen und polnischen 

Volkstums verbietet von selbst jeden Versuch, die Minderheit 
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zwangsweise zu assimilieren, die Zugehörigkeit zu ihr in Frage 

zu stellen oder das Bekenntnis zu ihr zu behindern. Insbeson- 

dere wird auf die jugendlichen Angehörigen der Minderheit 

keinerlei Druck ausgeübt werden, um sie ihrer Zugehörigkeit 

zur Minderheit zu entfremden. 

2. Die Angehörigen der Minderheit haben das Recht auf 

freien Gebraucl: ihrer Sprache in Wort und Schrift sowohl in 

ihren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen wie in der 

Presse und in öffentlichen Versammlungen. Den Angehörigen 

der Minderheit werden aus der Pflege ihrer Muttersprache und 

der Bräuche ihres Volkstums sowohl im öffentlichen wie im 

privaten Leben keine Nachteile erwachsen. 

3. Das Recht der Angehörigen der Minderheit, sich zu 

Vereinigungen, auch zu solchen kultureller und wirtschaftlicher 

Art, zusammenzuschliessen, wird gewährleistet. 

Die Minderheit darf Schulen in ihrer Muttersprache erhal- 

ten und errichten. 
4. Auf kirchlichem Gebiet wird den Angehörigen der Min- 

derheit die Pflege ihres religiösen Lebens in ihrer Muttersprache 

und die kirchliche Organisierung gewährt. In die bestehenden 

Beziehungen auf dem Gebiet des Bekenntnisses und der kari- 

tativen Betätigung wird nicht eingegriffen werden. 

5. Die Angehörigen der Minderheit dürfen wegen ihrer 

Zugehörigkeit zur Minderheit in der Wahl oder bei der Aus- 

übung eines Berufes oder einer wirtschaftlichen Tätigkeit nicht 

behindert oder benachteiligt werden. Sie geniessen auf wirt- 

schaftlichem Gebiet die gleichen Rechte wie die Angehörigen 

des Staatsvolkes, insbesondere hinsichtlich des Besitzes oder 

Erwerbes von Grundstücken. 

Die vorstehenden Grundsätze sollen in keiner Weise die 

Pflicht der Angehörigen der Minderheit zur uneingeschränkten 

Loyalität gegenüber dem Staat, dem sie angehören, berühren. 

Sie sind in dem Bestreben festgesetzt worden, ‘der Minderheit 

gerechte Daseinsverhältnisse und ein harmonisches Zusammen- 

leben mit dem Staatsvolk zu gewährleisten, was zur fortschrei- 

tenden Festigung des freundnachbarlichen Verhältnisses zwischen 

Deutschland und Polen beitragen wird. 

Die Führer des Polenbundes bei Reichskanzler Adolf Hitler 

Das Deutsche Nachrichtenbüro meldet weiter: „Aus Anlass 

der heute veröffentlichten Erklärung der deutschen Regierung 
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über die Behandlung der polnischen Minderheit in Deutschland 

empfing der Führer und Reichskanzler die Herren Dr. Jan 

Kaczmarek, Stefan Szczepaniak und Dr. Bruno von Openkow- 

ski als Vertreter des Bundes der Polen in Deutschland. 

Der Führer und Reichskanzler machte hierbei folgende 
Ausführungen : 

„Die übereinstimmende deutsch-polnische Erklärung über 

den Schutz der beiderseitigen fremden Volksgruppen, die heute 

von beiden Ländern veröffentlicht wird, soll die freundschaft- 

lichen Beziehungen zwischen den beiden Völkern verbessern 

und festigen. Die praktische Ausführung der in dieser Erklärung 

enthaltenen Richtlinien kann wesentlich zur Erreichung dieses 
Zieles beitragen. 

Das Bestreben der Reichsregierung geht dahin, das Zu- 

sammenleben der polnischen Volksgruppe mit dem deutschen 

Staatsvolk harmonisch und innerlich friedlich zu gestalten. 

Ich stelle fest, dass der Wille der Reichsregierung, jedem 

Reichsbürger Brot und Arbeit zu verschaffen, auch gegenüber 

den Angehörigen der polnischen Volksgruppe besteht und durch- 

geführt ist. In der Zeit grosser Arbeitslosigkeit und grosser 

Entbehrungen, denen Angehörige der deutschen Volksgruppen 

in Europa noch vielfach ausgesetzt sind, nimmt die polnische 

Volksgruppe an dem wirtschaftlichen Aufstieg des Reiches in 

vollem Umfange teil. Gleiche Fortschritte sind in der kulturellen 

Betätigung der polnischen Volksgruppe gemacht worden, die 

ihre vielseitigen organisatorischen Einrichtungen und neuerdings 

die Errichtung einer weiteren höheren polnischen Schule in 

Deutschland beweisen. Die Polen in Deutschland müssen aber 

stets dessen eingedenk sein, dass der Gewährung von Schutz- 

rechten die loyale Erfüllung der dem Staate schuldigen Pflich- 

ten und der Gehorsam gegen die Gesetze gleichwertig gegen- 
übertreten. 

Der Schutz der deutschen Volksgruppe in Polen, vor allem 

in ihrem Recht auf Arbeit und Verbleib auf ihrer angestammten 

Scholle wird auch zur Sicherung der polnischen Volksgruppe 
in Deutschland beitragen. 

Das hohe Ziel des Paktes, den ich seinerzeit mit dem 

grossen polnischen Staatschef Josef Pilsudski geschlossen habe, 

wird durch diese gemeinsame deutsch-polnische Erklärung zur 

Minderheitenfrage seiner Verwirklichung nähergerückt”. 
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Der Hauptgeschäftsführer des Bundes der Polen in Deutsch- 

land, Dr. Kaczmarek, gab namens der in Deutschland lebenden 

Polen deren Dank und Freude über den Empfang und die 

Worte des Reichskanzlers Ausdruck und versicherte den Reichs- 

kanzler der vollsten Loyalität der polnischen Volksgruppe ge- 

genüber dem Reich und seinem grossen Führer. 

Im Laufe der sich hieran anschliessenden Unterhaltung 

machte der Reichskanzler davon Mitteilung, dass er die Frei- 

lassung einer Anzahl in Haft befindlichen Angehörigen der 

polnischen Volksgruppe in Deutschland, die in ihrer polnischen 

Betätigung mit den deutschen Gesetzen in Widerspruch geraten 

sind, angeordnet habe. 

Der Reichskanzler empfing ferner den polnischen Bot- 

schafter in Berlin, Exzellenz Lipski. In der Unterhaltung mit 

dem Botschafter gab der Reichskanzler seiner Befriedigung da- 

rüber Ausdruck, dass es gelungen sei, nunmehr auf dem für 

die deutsch-polnischen Beziehungen besonders bedeutungsvollen 

Gebiet der Minderheiten eine Einigung zu erzielen, wodurch 

der Beweis erbracht sei, dass die deutsch-polnische Erklärung 

vom 21. Januar 1934 und der darin vorgesehene Weg der un- 

mittelbaren Verständigung sich nach wie vor bewähre. Bei der 

Unterhaltung wurde zugleich festgestellt, dass die deutsch- 

polnischen Beziehungen durch die Danziger Fragen nicht ge- 

stört werden sollen. 

Die Vertreter der deutschen Volksgruppe bei Staatspräsident 

Ignacy Moscichi. 

Die PAT veröffentlichte, ebenfalls unter dem 5. November, 

die nachstehende Mitteilung: Im Zusammenhang mit der heute 

veröffentlichten Erklärung der polnischen Regierung, betreffend 

die Behandlung der deutschen Minderheit in Polen, empfing der 

Herr Staatspräsident die Senatoren Hasbach und Wiesner so- 

wie Herrn Dr. Kohnert als Vertreter der deutschen Minderheit 

in Polen. Der Empfang fand um 18'30 Uhr auf dem Jagdschloss 

in Weichsel statt. 

Der Herr Staatspräsident gab seiner Befriedigung über die 

in beiden Staaten veröffentlichte Erklärung Ausdruck, die im 

Geiste der Verständigung vom 26. Januar 1934 gehalten ist, 

und versicherte, dass die deutsche Minderheit in Polen, die sich 

in voller Loyalität gegenüber dem polnischen Staate und der 
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Verfassung verhalte, weiter auf eine wohlwollende Behandlung 
ihrer Interessen im Rahmen der Gesetze rechnen könne. 

Nach den Ausführungen des Herrn Staatspräsidenten ga- 
ben die Senatoren kurze Erklärungen ab. 

Senator Wiesner sagte: 
„Im Namen und im Autrage der deutschen Volksgruppe 

in Polen danken wir Ihnen, Herr Staatspräsident, für die uns 
soeben verkündete Erklärung. Wir begrüssen diese Erklärung 
mit besonderer Zufriedenheit aus dem Munde des Herrn Staats- 
präsidenten, aus dem über alle Meinungen stehenden Führer 
der Geschicke unseres Landes. Wir sind uns dessen bewusst, 
dass dies der erste Schritt zu einer weitgehenden Verständi- 
gung der beiden Völker ist und dass noch viel Arbeit vor uns 
liegt, soll dieses Verständigungswerk dauernd und von Erfolg 
begleitet sein. Mit dieser Erklärung wird von uns die starke 
Spannung genommen, die auf uns allen in den letzten Monaten 

lastete. Wir hoffen, dass der Geist der Verständigung und der 

Wertschätzung beiderseitigen Volkstums alle durchdringen und 

dass diese von so grossem Willen getragene Erklärung auch 

überall in die praktische Tat umgesetzt werden wird. Wir Deut- 

schen bringen diesen Willen mit und wollen weiter in treuer 

Pflichterfüllung zum Staat und zu unserem Volkstum stehen”. 

Die Erklärung von Senator Hasbach hatte folgenden 
Wortlauf: 

„Hoch zu verehrender Herr Staatspräsident! 
Die uns soeben zur Kenntnis gegebene Deklaration be- 

grüssen wir als Vertreter der Deutschen in Polen mit aufrich- 

tigem Dank. In dieser Stunde wollen wir nicht die Sorgen vor- 

tragen, die unendlich schwer auf uns lasten. Sie sind von uns 

durch Wort und Schrift der Regierung zur Kenntnis gegeben 

worden. Wir nehmen vom heutigen Empfang die Hoffnung mit, 

dass von nun ab die Erledigung dieser Fragen im Geiste der 

Deklaration erfolgt. Wir geben deshalb unserer Zuversicht Aus- 

druck, dass dieser Entschluss Ihrer Regierung den Weg eröffnet 

für das harmonische Zusammenleben zwischen dem polnischen 
Volke und den Staatsbürgern deutscher Nationalität. Das ist das 

Ziel, das wir seit je angestrebt haben. 

Nehmen Sie bitte, Herr Präsident, in dieser Stunde von 

historischer Bedeutung aus unserem Munde die feierliche Er- 

.klärung, dass wir Deutschen uns voll und ganz als aufrichtige 
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Bürger der Republik und uns mit ihrem Schicksal verbunden 

fühlen”. 
Der polnische Staatspräsident empfing den deutschen Bot- 

schafter in Warschau, Herrn von Moltke. In der. Unterhaltung 

mit dem Botschafter gab der Staatspräsident seiner Befriedi- 

gung darüber Ausdruck, dass es gelungen sei, nunmehr auf 

dem für die deutsch-polnischen Beziehungen besonders bedeu- 

tungsvollen Gebiet der Minderheiten eine Einigung zu erzielen, 

Ein weiteres polnisches Gymnasium in Deutschland. 

Kurz vor dem endgültigen Abschluss der Verhandlungen 

über die Minderheitendeklarationen veröffentlichten die Blätter 

der polnischen Minderheit in Deutschland die Mitteilung, dass 

die deutschen Behörden die Eröffnung eines privaten polnischen 

Gymnasiums in Marienwerder genehmigt haben. Die Eröffnung 

erfolgte am 10. November. 
Die offiziöse PAT gibt diese Meldung wieder und bemerkt: 

„Auf diese Weise sind die langjährigen Bemühungen des 

Polenbundes in Deutschland, ein zweites polnisches Gymnasium 

in Deutschland zu schaffen, gekrönt worden. Das Gymnasium 

in Marienwerder ist dank gemeinsamen Anstrengungen der pol- 

nischen Bevölkerung in ganz Pe een EEE. er, 
  

Der rumäniih:tichechosiowa: 

hide Minderheitenverirag. 
Das rumänische Amtsblatt „Mo- 

nitorul Oficial” No. 265, Seite 
8915 veröffentlichte in seiner 
Folge vom 16.November 1937 das. 
von der Tschechoslowakei und 
Rumänien am 22. Oktober 1936 
unterzeichnete Abkommen, das 
sich auf die kulturellen und 
Schulfragen der gegenseitigen 
Minderheiten der beiden Staaten 
bezieht und die am 21. Jänner 
1930 in Bukarest unterzeichne- 
ten Erklärungen ergänzt. Die 
Tschechoslowakei ist verpflichtet, 
in allen Gemeinden, wo es we- 
nigstens 30 schulpflichtige Kin- 
der rumänischer Muttersprache   

be trait6 minoritaire 
roumano:tch&coslovague. 

Le journal officiel roumain, le 
„Monilorul Oficial” No. 265 page 
8915 a publie dans son numero 
du 16 novemb. 1937 Vaccord signé 
le 22 octobre 1936 par les de- 
legues de la Tchecoslovaquie et 
de la Roumanie, accord qui se 
rapporte aux questions scolaires 
et intullectuelles des minorites 
reciproques des deux Etats et 
complete les declarations sig- 
nees ä Prague le 21 janvier 
1930 et ă Bucarest le 1* mars 
1930. La Republique tchecoslo- 
vaque est tenue de creer une 
ecole publique roumaine dans 
chaque commune oü habitent au 

BT



gibt, öffentliche Schulen mit ru- 
„mänischer Unterrichtssprache zu 
errichten und umgekehrt. In die- 
sen Schulen wird die Staats- 
sprache nur von der dritten 
Klasse an in wöchentlich vier 
Stunden unterrichtet. Die Lehr- 
kräfte müssen vorschriftsgemäss 
zwar Bürger des betreffenden 
Staates sein, doch so lange, bis 
entsprechende eigene Staatsbür- 
ger nicht zur Verfügung stehen, 
muss den Bürgern der anderen 
vertragschliessenden Partei der 
Unterricht gestattet werden, vor- 
ausgesetzt, dass sie im eigenen 
Lande die erforderliche Befähi- 
gung erlangt haben und sich 
eines guten Leumundes erfreuen. 
Ihr Gehalt hat dem der übrigen 
Lehrer zu entsprechen. Inner- 
halb fünf Jahren müssen sie eine 
Ergänzungsprüfung ablegen aus 
der Sprache, Geographie und 
Geschichte jenes Staates, auf 
dessen Gebiet die betreffende 
Schule liegt. Behufs Sicherstel- 
lung des erforderlichen Lehr- 
personals sind entsprechend be- 
fähigte Professoren an eine oder 
mehrere Lehrerbildungsanstalten 
des betreffenden Staates zu er- 
nennen zum Unterricht der Min- 
derheitssprache und Literatur und 
womöglich auch des Gesanges. 
Die Professoren müssen Bürger 
des betreffenden Staates sein. 
Sollten solche Professoren nicht 
zur Verfügung stehen, sind Bür- 
ger des anderen Staates anzu- 
stellen. Jene vorzüglichen Schü- 
ler die sich für den Lehrerberuf 
und den Unterricht in den Minder- 
heitenschulen vorbereiten, sind 
von den vertragschliessenden 
Staaten zu unterstützen. Um die 
vorbereitende Erziehung der 
Schüler sicherzustellen, soll in 
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moins 30 enfants astreints ä la 
scolarit et ayant le roumain 
comme langue maternelle, et in- 
versement. Dans ces Ecoles, la 
langue de l’Etat ne devra étre 
enseignee qu’a partir de la troi- 
sieme classe et a raison de 
quatre heures par semaine. Sui- 
vant la regle, les instituteurs 
doivent, a la vérité, étre citoyens 
de l’Etat respectif, mais en atten- 
dant que l'on dispose de ressor- 
tissants du pays aptes ă remplir 
ces fonctions, les citoyens de 
Pautre partie contractante seront 
admis a enseigner, a condition 
qu’ils possedent les qualifications 
correspondantes dans leur pro- 
pre patrie et qu’aucune objec- 
tion grave ne puisse ätre for- 
mule contre leur emploi. Leur 
traitement devra correspondre a 
celui des autres instituteurs. Ils 
seront tenus de passer dans un 
délai de cing ans un examen 
sur la langue, l’histoire et la 
géographie de PEtat sur le ter- 
ritoire duquel est située L'&cole 
ou ils enseignent. Afin d'assurer 
le  recrutement du personnel 
approprie, des professeurs pos- 
sedant les qualifications requises 
devront étre nommés pour l’en- 
seignement de la langue et de 
la littérature minoritaires et si 
possible du chant en cette lan- 
gue, dans une ou plusieurs &co- 
les normales. Ces professeurs 
devront étre citoyens de l’Etat 
respectif. Au cas ou l'on ne dis- 
poserait pas de professeurs r&a- 
lisant cette condition, on devra 
employer des ressortissants de 
l’autre Etat. Les &leves qui fe- 
ront des progres remarquables 
et qui se destineront ä l’enseig- 
nement dans les &coles mi- 
noritaires, beneficieront de l’aide  
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den vier Klassen einer Bürger- 
schule oder einer Mittel- 
schule die rumänische, bzw. die 
tschechische Sprache unterrich- 
tet werden. Die vertragschlies- 
senden Staaten haben auch da- 
für zu sorgen, dass die Minder- 
heitsschulen mit den erforder- 
lichen Lese- und Handbüchern, 
wie auch mit allen Lehrmitteln 
versehen werden, und es ist so- 
gar zulässig, dass sie diese mit 
vorheriger Zustimmung der Be- 
hörden auch aus dem anderen 
Staate beziehen können. In je- 
nen Gemeinden, wo dies durch 
die Verteilung der Einwohner- 
schaft geographische Schwie- 
rigkeiten oder Verkehrshinder- 
nisse unmöglich gemacht wird, 
sind Lehrkurse mit rumänischer, 
bzw. tschechischer Unterrichts- 
sprache abzuhalten, die die wich- 
tigen Lehrgegenstände des Lehr- 
planes für Elementarschulen um- 
fassen. Die auf die Errichtung 
von rumänischen, bzw. tschechi- 
schen oder slowakischen priva- 
ten Elementarschulen bezügli- 
chen Gesuche sind wohlwollend 
zu erledigen. 

Diese Vereinbarungen gewäh- 
ren den 44.000 Tschechen und 
Siowaken in Rumänien und den 
14.000 Rumänen in der Tsche- 
chei solche Rechte, deren Zu- 
erkennung das fast eine Million 
Seelen zählende Ungartum in 
der Tschechoslowakei und die 
über anderthalb Millionen Un- 
garn in Rumänien bislang ver- 
geblich angefordert haben.   

des Etats signataires. Dans 
le but d’assurer la prepara- 
tion de ces eleves, l’enseigne- 
ment de la langue roumaine, 
ou respectivement tcheque, de- 
vra étre organisé soit dans une 
école secondaire soit dans une 
école normale. Les Etats signa- 
taires devront aussi pourvoir a 
ce que les livres de lecture et 
manuels n6cessaires ainsi que le 
materiel scolaire approprie soient 
a la disposition des écoles mi- 
noritaires et devront méme se 
les procurer dans l’autre Etat 
avec l’assentiment pre&alable de 
l’autorit& scolaire. Dans les com- 
munes oü la creation de sem- 
blables &coles est rendue im- 
possible par la r&partition de la 
population, par des difiicultes 
geographiques ou par labsence 
de moyens de communication, 
devront &tre organises des cours 
en langue roumaine, respective- 
ment tch&que, s'6tendant aux 
matieres essentielles de l’enseig- 
nement &l&mentaire. Les p&titions 
relatives ă l'6tablissement d'6co- 
les &l&mentaires privees - rou- 
maines, respectivement tch&co- 
slovaques, seront examin6es avec 
bienveillance. 

* 

Cet accord assure aux 14.170 
Roumains de Tch&coslovaquie 
et aux 44.000 Tch&ques et Slo- 
vaques de Roumanie des droits 
que reclament en vain les mino- 
rites hongroises de Tch&coslo- 
vaquie et de Roumanie, fortes, 
la premiere de un million d’ämes 
et la seconde de un million 
et demi. 
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BUCHER UND ZEITSCHRIFTEN. 
    
  

10 Jahre Zeitschrift «Nation und Staat.» 

Die in Wien im Verlage von W. Braumüller erscheinende 
Monatsschrift des Verbandes der deutschen Volksgruppen in Eu- 
ropa eröffnete mit ihrem Oktoberheft ihren Il. Jahrgang. Wäh- 
rend ihres zehnjährigen Bestehens hat sich die Zeitschrift so- 
wohl in der 
sofern 

deutschen, 

eine geachtete Stellung erobert. 
In unermüdlicher Arbeit hat die Zeitschrift sich bemüht, 

die Bahn für eine dauerhafte, gerechte Lösung des Nationalitä- 
tenproblems geistig zu ebnen. 

sich diese für das Nationalitätenproblem 
als auch in der nichtdeutschen Welt, 

interessiert, 

Mehr und mehr hat sie sich zu 
dem Sammelpunkt etwickelt, in welchem: die Gedanken, die sich 
die deutschen Volksgruppen in Europa über die Minderheiten- 
frage machen, ihre Zusammenfassung und publizistische Dar- 
stellung finden. 

Nicht zuletzt dank ihrer immer besonnenen Haltung ver- 
mochte die Zeitschrift den deutschen Volksgruppen und darüber 
hinaus auch den nationalen 
wertvolle Dienste zu leisten. 

STATISTISCHE MITTEILUNGEN. 
  

Minderheiten anderen Voikstums 

  
  

Die Wahlergebnisse der Ungarischen Landespariei in a 
den Kammerwahlen Rumänien 

Alba . 

Arad. 
Bihor 
Näsäud . 
Brasov . 

Ciuc . 
„ Făgăraș 
. Treiscaune 
Hunedoara 

. Tärnava-micä 
. Cojocna 
. Caras 
. Mures 
+ Maramureş 
. Tärnava-mare. 
. Säimar . 
„Sibiu 
„ Sălaj 
„Someş . 
„ Severin 
. Timiș-Torontal 
. Turda-Aries . 

. Odorheiu . 

bei 

1928, 1931, 

1928 0% 

  

in den Jahren : 
1932, 1933 und 1937. 
1931 00 1932 o 1 1933 Oo 

  

1937 
  

2866 7:68 
11132 1294 
16159 19:33 
1097 411 
4893 12:27 

18223 78:57 

17492 76:14 
3198 5:02 
5247 18:70 
9761 19:14 

12091 26:28 
„1244 571 
. 2421 788 

11502 24:60 
1036 2:85 

16812 2799 
4772 12:21 
1964 392 

10032 9-42 
5036 16:06 

15751 70:85 

3200 831 
11513 13:04 
12562 16:14 
1319 508 
4201 15:14 
9772 46:60 
1736 413 

12140 49:99 
3274 503 
4904 1780 
9428 20 93 

3093 8:14 
10545 11:93 
10987 1470 

804 3:30 
4041 13:81 

11512 53-10 
519 284 

11030 50.37 
3851 6:06 
4156. 1482 
71379 18-41 

— : 924 2:00 
12847 26:83 

870 382 
2257 165 
8734 1674 
1143 320 

10765 17-18 
4337 1151 
1840 375 

14491 13:86 
4669 15:11 
4001 18:88 

13669 30:75 
1266 559 
2057 6:81 
9124 1762 
1058 3:00 

13828 21:80 
2832 718 
2137 408 
10534 996 
4195 1641 

11718 51:53 

8:22 
11:35 
10:55 
2:94 

14:65 
40:56 
2:68 

4358 
453 

13:20 
7641 18:73 
623 1:39 

10494 24:40 
713 

2178 
6435 
1022 

14333 
2334 
2189 
9431 918 
5062 17:49 
4814 21:10 

3054 
10206 
7604 
749 

4263 
8882 
502 

10607 
2151 
3609 

7:09 
13:48 
27 

2303 

415 

3.237. 

6:96. 

8:12 
12:06 
9:95 
348 

16:27 
93:07 
215 

59:48 
489 

10:03 
20:86 
1-35 

26:49 
905 341 

2572 1:18 
6249 13:64 
1249 320 

11029 19:22 
4043 10:48 
2461 456 

10581 970 
5663 18:25 
8398 34:97 

3231 
10897 
8309 
1003 
5.94 

13339 
414 

13596 
3081 
2491 
9450 
603 

11276 

  

172729 139003 141910 119562 136139 
  

  

„Director şi redactor răspunzător : Dr. Elemer Jakabiiy. 
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